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CO  Kohlenmonoxid 
CO2  Kohlendioxid 
CPM  Critical Path Method 
d. h.  das heißt 
DKM  digitale Katastralmappe 
EGV  Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
etc.  et cetera 
EU  Europäische Union 
evtl.  eventuell 
EZ  Einlagezahl 
F+E  Forschung und Entwicklung 
FGV  Flüssiggasverordnung 
GB  Grundbuch 
GewO  Gewerbeordnung 
ggf.  gegebenenfalls 
ggst.  gegenständlich 
GLT  Großlagertank 
GR  Gewerberecht 
GRS  Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit 
h  Stunde 
Hrsg.  Herausgeber 
HSE  Health and Safety Executive 






idF.  in der Fassung 
idgF.  in der gültigen Fassung 
idR.  in der Regel 
IPPC  Integrated Pollution Prevention and Control 
IDLH  Immediately Dangerous to Life or Health 
IPI  Immobilienpreisindex 
ISBN  Internationale Standard-Buchnummer 
iSd.  im Sinne des/der 
ISO  International Organization for Standardization 
ISSN  Internationale Standard-Seriennummer 
ITNP  Institut für Technologie und nachhaltiges Produktmanagement 
IUV  Industrieunfallverordnung 
iVm  in Verbindung mit 
KG  Katastralgemeinde 
kg  Kilogramm 
km  Kilometer 
km²  Quadratkilometer 
KMU  kleine und mittlere Unternehmen 
KonTraG Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich [D] 
KWG  Eisenbahnkesselwagen 
LEL  Lower Explosive Limit 
LG  Landesgericht 
LGBl.  Landesgesetzblatt 
LPG  Liquefied Petroleum Gas 
lt.  laut 
m  Meter 
m²  Quadratmeter 
m³  Kubikmeter 
max.  maximal 
mbar  Millibar (1/1000 bar) 
min.  Minute 
mind.  mindestens 
MW  Mittelwert 
NIS  Nachbarschafts-Informations-System 
NIWS  Nachbarschafts-Informations- und Warn-System 
NOx  Stickoxid 






O3  Ozon 
o. Ä.  oder Ähnliche/Ähnliches 
odgl.  oder dergleichen 
OEG  obere Explosionsgrenze 
OeNB  Österreichische Nationalbank 
OF  Oberflur 
ON  Österreichisches Normungsinstitut 
ÖVFG  Österreichischer Verband für Flüssiggas 
ÖVGW  Österreichische Vereinigung für das Gas- und Wasserfach 
Pa  Pascal 
R  Radius 
REFA  Reichsausschuss für Arbeitszeitermittlung 
RID  Reglement concernant le transport International ferroviaire des marchandises 
Dangereuses 
RL  Richtlinie 
ROG  Raumordnungsgesetz 
SDBl.  Sicherheitsdatenblatt 
sek.  Sekunde 
SFK  Sicherheitsfachkraft 
SI  Système International 
SO2  Schwefeldioxid 
SPS  Speicherprogrammierbare Steuerung 
SVI  Vereinigung Schweizerischer Verkehrsingenieure 
t  Tonne, Zeit 
TB  Technisches Büro 
TCDD  Tetrachlordibenzo-P-Dioxin 
TKW  Straßentankwagen 
TR  Technische Regeln 
TRB  Technische Regeln für Druckbehälter 
TRF  Technische Regeln Flüssiggas 
TUS  Telemetrie und Sicherheit (ehem.: Tonfrequentes Übertragungs-System) 
TÜV  Technischer Überwachungsverein 
TZ  Tagebuchzahl 
u. a. unter anderen/m 
udgl.  und dergleichen 
UEG  untere Explosionsgrenze 






UEL  Upper Explosive Limit 
UF  Unterflur 
USt.  Umsatzsteuer 
u. U.  unter Umständen 
UVCE  Unconfined Vapour Cloud Explosion 
VbF  Verordnung über brennbare Flüssigkeiten 
VCE  Vapour Cloud Explosion 
VEXAT  Verordnung explosionsfähige Atmosphären 
vgl.  vergleiche 
VÖEST  Vereinigte Österreichische Eisen- und Stahlwerke (seit 1995: Voestalpine AG) 
Z  Ziffer, Zone 
z. B.  zum Beispiel 
ZR  Zeitraum 










1. EINLEITUNG UND PROBLEMSTELLUNG 
1.1 Allgemeines zur Thematik der Dissertation 
In dieser Dissertation wird der oftmals heftig und teilweise äußerst emotional geführte 
Diskurs im Bereich der Ansiedelungen von gewerblichen und industriellen 
Betriebsanlagen inmitten oder in unmittelbarer Nähe zu Ballungsräumen mit privater 
oder kommunaler Wohnbebauung näher beleuchtet und mögliche Auswirkungen auf 
die regionale Umwelt untersucht.1 In einigen wesentlichen Ansätzen werden die für 
Industriestandorte wichtig erscheinenden Anforderungen und notwendigen 
Standortfaktoren zwecks Erhellung der Standortfrage, vor allem für gefahrengeneigte 
Betriebsanlagen, aufgeführt. Es werden die organisatorischen und technischen 
Möglichkeiten der Risikominimierung für Gewerbe- und Industriebetriebe im Sinne 
des Abschnittes 8a GewO 1994,2 mit Lagerungen großer Mengen an gefährlichen 
Stoffen, im Lichte des präventiven Schutzes gegen Industrieunfälle für Mensch und 
Umwelt betrachtet. Die Kernproblematik der gesetzlich zwingenden Reduktion von 
Gefährdungen aus solchen Betrieben für das Umfeld wird hierbei ebenfalls näher in 
den Fokus gerückt werden.3 Mehr Sicherheit für die Anrainer in der Umgebung 
gefahrengeneigter Anlagen4 durch den Einsatz geeigneter umweltgerechter Techniken5 
aufgrund des technischen Fortschrittes und mit Maßnahmen nach dem Stand der 
Technik werden zudem auch thematisiert und behandelt.6 
 
Im empirischen Teil der Dissertation wird in Untersuchungen vornehmlich der Frage 
nachgegangen, ob oder inwieweit sich die Nähe zu gefahrengeneigten Anlagen auf die 
regionale Umwelt auswirkt. In diesem Kontext werden auch mögliche vorhandene 
Preisdivergenzen von hedonistischen Gütern7 (diese werden in der eingesehenen 
Literatur teilweise auch mit ‚hedonisch’ bezeichnet) näher fokussiert und überprüft. 
Dazu werden u. a. lokale Kaufpreise solcher Güter herangezogen und nachgeprüft, ob 
sich Umgebungsbedingungen derart auf diese auswirken können, sodass 
Abweichungen oder Korrelationen mit bestimmten Betriebsanlagenfaktoren 
hinsichtlich des Gefährdungsgrades eventuell im monetären Sinne messbar sind oder 
nicht. Anhand eines konkreten Falles in der oberösterreichischen Landeshauptstadt 
                                              
1
  VESTER, F.: Ballungsgebiete in der Krise, Vom Verstehen und Planen menschlicher Lebensräume, München 1991, S. 7 f. 
2
  Gewerbeordnung (GewO 1994), BGBl. Nr. 194/1994 idF. BGBl. Teil I Nr. 84/2006, § 84b Z 1 
3
  BIEDERMANN, H.: Risikominimierung im Anlagenmanagement, Risiken beim Planen, Errichten und Betreiben von 
Anlagen, Köln 2003, S. 9 
4
  Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über die Bezeichnung gefahrengeneigter Anlagen 
und über die den Inhaber einer solchen Anlage in Bezug auf Störfälle treffenden Verpflichtungen (Störfallverordnung), 
BGBl. Nr. 593/1991, § 2 Z 1 
5
  VOGEL, G. (Hrsg.): Auf der Suche nach dem Gemeinsamen, Technik / Wirtschaft / Ökologie, (Festschrift zu Ehren von Dr. 
J. Hölzl), Wien 1991, S. 107 
6
  ANNECKE, J. P.: Technischer Fortschritt und institutioneller Wandel – eine evolutionäre Analyse der Fähigkeit einer 
Volkswirtschaft zur Adaption grundlegenden technischen Fortschritts, Köln 2001, S. 9 
7
  WEBER, M.: Der Marktwert von Produkteigenschaften, Berlin 1986, S. 8 






Linz werden in dieser Arbeit nach wissenschaftlichen Kriterien öffentlich zugängliche 
Datensätze herangezogen, um allfällige sozioökonomische Auswirkungen auf das 
unmittelbare Umfeld durch die Anwesenheit von gefahrengeneigten Anlagen zu 
identifizieren und mögliche Abweichungen daraus im Vergleich zu anderen, weiter 
entfernt gelegenen, städtischen Referenzbereichen quantifizieren zu können. 
Ebenso werden die Einstellungen der betroffenen Menschen einer ausgewählten 
Region über deren Verhältnis zur lokalen Umwelt abgefragt. Zur Ergänzung und 
Absicherung der Analysen aus der empirischen Datenerhebung sowie zur erweiterten 
Hypothesenprüfung wird deshalb in der konkret betrachteten und betroffenen Region 
noch eine Meinungsumfrage an der Wohnbevölkerung durchgeführt, um deren 
subjektives Bild und die jeweilige individuelle Reflexion der Umgebungssituation 
widergespiegelt zu erhalten und daraus Rückschlüsse ableiten zu können. 
 
Der hiermit vorliegende hypothesen- und quantitativ orientierte Forschungsansatz 
benötigt nun die Festlegung auf eine geeignete Methode, mit der eine taugliche 
Hypothesenüberprüfung möglich ist. Es ist daher in dieser Forschungsaufgabe 
erforderlich, auf empirische Weise vorwiegend quantitative Daten zu sammeln, zu 
analysieren und den aufgestellten Hypothesen gegenüberzustellen. Als Datenbasis für 
die Ermittlung und die Analyse über möglicherweise vorhandene messbare 
signifikante Abweichungen von greifbaren Werten aus Wohngebieten, die in der Nähe 
zu gewerblichen oder industriellen Betriebsanlagen liegen, oder solchen, die sich 
außerhalb des Einflussbereichs derartiger Betriebe befinden, werden in dieser 




1.2 Großschadensereignisse als Auslöser für Umdenkprozesse 
Dass man sich in den großen Industrienationen der westlichen Welt im 
Wirtschaftsaufschwung nach dem Zweiten Weltkrieg mehr den Grundbedürfnissen der 
Menschen widmete als der Problematik von Gefährdungen, ausgehend von Lagerung 
und Einsatz fossiler und chemischer Stoffe aus den Ressourcenvorräten9 der Erde in 
betrieblichen Anlagen und sich dieser Thematik auch nicht immer wirklich bewusst 
war bzw. ihr zu wenig Bedeutung zugemessen wurde, soll nachstehende Aufzählung 
von Schadensereignissen zeigen. Anlässlich besonders dramatisch verlaufener Unfälle 
machte sich darauf eine starke Bewusstseinsänderung in der Bevölkerung und in den 
Politiken der Länder bemerkbar, was sich letztlich in teilweise gravierenden 
Änderungen von Schutznormen zur Erhöhung der Sicherheit derartiger betrieblicher 
                                              
8
  ENDRES, A., HOLM-MÜLLER, K.: Die Bewertung von Umweltschäden, Theorie und Praxis sozioökonomischer Verfahren, 
Stuttgart 1998, S. 60 
9
  VOGEL, G.: Der Beitrag der Ressourcenökonomie zur Minimierung der Entropieproduktion der irreversiblen 
Wirtschaftsprozesse im offenen System Erde, in: Schriftenreihe des Instituts für Technologie und Warenwirtschaftslehre 
der Wirtschaftsuniversität Wien, hrsg. v. HÖLZL, J., Bd. 19, Wien 1982, S. 5 






Anlagen, vor allem in Mitteleuropa, manifestierte. Einige sehr dramatisch endende 
Großschadensereignisse in den letzten Jahrzehnten haben die Bevölkerung und die 
Politiken, vor allem in Europa, in Richtung der Problematik von Standorten und die 
zukünftige Standortwahl von gefahrengeneigten Anlagen sehr sensibilisiert und damit 
den öffentlichen Diskurs über die Standortfrage derartiger Betriebe erheblich 
verschärft. Die Situation betroffener Anrainer von gefahrengeneigten Anlagen, die 
auftretenden Gefährdungspotenziale und auch mögliche monetäre 
Schadensbewertungen wurden thematisiert und führen bis heute in vielen Fällen zu 
heftigen Diskussionen. Innerhalb dieses Spannungsfeldes zwischen den 
grundsätzlichen ökonomischen Interessen der Industrieunternehmen und dem 
geweckten Eigenschutzinteresse davon betroffener und um ihre Gesundheit besorgten 
Anrainern um Betriebsanlagen mit Lagerungen großer Mengen an gefährlichen 
Stoffen bewegt sich diese Dissertation. Es wird in dieser Arbeit versucht werden, 
anhand von empirischen Daten möglicherweise vorhandene Korrelationen 
umfeldbedingter Variablen herauszuarbeiten und Zusammenhänge aufzuzeigen. Die 
gesetzlichen Grundlagen in den Schutzbereichen für Mensch und Umwelt sowie die 
Störfallprävention in gefahrengeneigten Anlagen, besonders betreffend die Reduktion 
gefährlicher Stoffaustritte, Brände und Explosionen, haben sich mit dem Inkrafttreten 
neuer europäischer Richtlinien nach Großschadensereignissen und durch die 
zwingende Übernahme in das österreichische Recht in den Jahren nach 1990 sehr stark 
verändert.10 Mehrere neue Gesetze und Verordnungen auf der Basis von europäischen 
Richtlinien sind in das nationale österreichische Recht übernommen worden. So wurde 
1991 die heute bereits wieder obsolete Störfallverordnung (StFV 1991)11 basierend auf 
der „Seveso-I-Richtlinie“12 eingeführt. Angemerkt sei hier, dass diese europäische 
Richtlinie nach der italienischen Stadt Seveso benannt wurde, wo sich im Jahr 1976 
ein schwerer Industrieunfall wegen einer störungsbedingt austretenden Aerosolwolke 
mit hochgiftigem Dioxin ereignete. Im Jahre 2002 wurde die StFV durch die 
Industrieunfallverordnung13 ersetzt, basierend auf der „Seveso-II-Richtlinie“14 und im 
Abschnitt 8a der Gewerbeordnung15 verankert. In der zurzeit aktuellen ‚Seveso-II-
Richtlinie wird schon in der Einleitung besonders auf zwei weitere Großunfälle abseits 
des Chemieunfalls 1976 in Seveso Bezug genommen, nämlich auf den Giftgasunfall in 
                                              
10
  STADERMANN, H.: Image der Chemie, Akzeptanz und Erscheinungsbild der Chemie in der Gesellschaft, 
Saarbrücken 2008, S. 52 f. 
11
  Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über die Bezeichnung gefahrengeneigter Anlagen 
und über die den Inhaber einer solchen Anlage in Bezug auf Störfälle treffenden Verpflichtungen (Störfallverordnung), 
BGBl. Nr. 593/1991 
12
  Richtlinie 82/501/EWG des Rates vom 24. Juni 1982 über die Gefahren schwerer Unfälle bei bestimmten 
Industrietätigkeiten 
13
  Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit, mit der nähere Bestimmungen betreffend die Beherrschung 
der Gefahren bei schweren Unfällen in Betrieben erlassen werden und Verordnung des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, mit der nähere Bestimmungen betreffend die Beherrschung der Gefahren 
bei schweren Unfällen in Abfallbehandlungsanlagen erlassen werden (Industrieunfallverordnung – IUV), 
BGBl. Teil II Nr. 354/2002 
14
  Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 9. Dezember 1996 zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen mit 
gefährlichen Stoffen 
15
  Gewerbeordnung (GewO 1994), BGBl. Nr. 194/1994 idF. BGBl. Teil I Nr. 84/2006 






Bhopal (1984) und auf den Unfall durch eine verheerende Explosion von 
gebrechensbedingt ausgetretenem Flüssiggas in Mexico City (1984).16 Der Eingriff in 
die Flächennutzung der Länder (Flächenwidmungsplan) wird in der Seveso-II-
Richtlinie für die Ansiedelung von gefahrengeneigten Anlagen in der Nähe von 
Wohngebieten, und hier vor allem in der Nähe zu Ballungsräumen, zentral festgelegt 
und zwingend für die nationale Umsetzung in den EU-Staaten vorgeschrieben.17 
Besondere Bedeutung wird den Ansiedelungen von mehreren gefahrengeneigten 
Anlagen in unmittelbarer Nachbarschaft beigemessen und der so genannte „Domino-
Effekt“18 in der Nähe zu Ballungszentren (großstädtische Wohnbesiedelung) ins 
Treffen geführt.19 Weiters wurden europäische Richtlinien zur Reduktion der 
Emissionen von Luftschadstoffen, wie die so genannte „IPPC-Richtlinie“20, in 
nationale österreichische Gesetze und Verordnungen übernommen (z. B. in das 
Luftreinhaltegesetz für Kesselanlagen21). 
 
Die folgenden Beispiele einiger schwerer Industrieunfälle der letzten dreißig Jahre 
sollen bewusst machen, welche Auswirkungen Unfälle mit gefährlichen Stoffen haben 
können. In der Datenbank der EU, die derartige Unfälle erfasst, sind seit 1984 etwa 
350 Vorfälle registriert.22 Es soll damit deutlich gemacht werden, dass auch trotz hoch 
entwickelter europäischer und nordamerikanischer Sicherheitstechnik, integriert in 
einem umfassenden betrieblichen Risikomanagement, Großunfälle möglich waren und 
es noch immer sind. Kennzeichnend für derartige Großschadensereignisse sind zwar 
geringe Eintrittswahrscheinlichkeiten, aber die auftretenden Schädigungsausmaße für 
Mensch und Umwelt sind enorm hoch. Nach Großunfällen wurde sich der Gesetzgeber 
daher oftmals erst der Gefährlichkeit mancher Anlagen bewusst, oft auch erst auf den 
Druck der Öffentlichkeit hin, und leitete daraufhin Maßnahmen zur Reduzierung der 
Gefahren ein. Das äußerte sich dann in den bereits oben teilweise angeführten 
europäischen Rahmenrichtlinien und in den nationalen Vorschriften dazu, welche von 
den relevanten infrage kommenden Betrieben zwingend umzusetzen waren. 
Nachfolgend sind nun chronologisch mehrere besonders dramatisch abgelaufene 
Großunfälle kurz über deren Unglückshergänge und bezüglich der eingetretenen 
Schadensausmaße dargestellt.23 
                                              
16
  Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 9. Dezember 1996 zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen mit 
gefährlichen Stoffen, (4) 
17
  Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 9. Dezember 1996 zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen mit 
gefährlichen Stoffen, Artikel 12 
18
  Gewerbeordnung (GewO 1994), BGBl. Nr. 194/1994 idF. BGBl. Teil I Nr. 84/2006, § 84c Abs. 9 
19
  Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 9. Dezember 1996 zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen mit 
gefährlichen Stoffen 
20
  Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September 1996 über die integrierte Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung 
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  Bundesgesetz vom 23. Juni 1988 zur Begrenzung der von Dampfkesselanlagen ausgehenden Luftverunreinigungen 
(Luftreinhaltegesetz für Kesselanlagen - LRG-K), BGBl. Nr. 380/1988 
22
  NIEDERÖSTERREICHISCHER ZIVILSCHUTZVERBAND, Großunfälle, in: 
http://www.noezsv.at/wastun/chemieunfall/grossunfaelle.htm, vom 23.11.2004, S. 1 
23  NIEDERÖSTERREICHISCHER ZIVILSCHUTZVERBAND, Großunfälle, in: 
http://www.noezsv.at/wastun/chemieunfall/grossunfaelle.htm, vom 23.11.2004, S. 1 ff. 






1.21 1976 Seveso, Italien – Katastrophe wegen Dioxinaustritts 
Ein unvorhergesehener Druckanstieg in einem Reaktor zur Produktion von 
Trichlorphenol, einem Vorprodukt zur Erzeugung von Kunststoffen und 
Insektenvernichtungsmitteln, führte am 10. Juli 1976 zu einem Austritt einer 
Aerosolwolke. Als Sicherheitsmaßnahme war für einen derartigen Fall eine 
Berstscheibe installiert, welche allerdings nur die Ableitung des Überdruckes 
gewährleistete. Da kein Auffangbehälter zur Zurückhaltung der ausgetretenen 
Substanzen vorgesehen war, gelangte diese gifthältige Gaswolke in die Umgebung. In 
der Aerosolwolke waren Verunreinigungen an 2-, 3-, 7-, 8-Tetrachloridibenzo-P-
Dioxin (TCDD), kurz Dioxin genannt, enthalten. Die Gesamtmenge des ausgetretenen 
hochgiftigen Dioxins betrug zirka 600 Gramm.24 
 
 
Abb. 1: Seveso – störungsbedingter Austritt von giftigem Dioxin, 10.7.1976 
Quelle: WIKIPEDIA, Sevesounglück, in: http://de.wikipedia.org/wiki/Sevesounglück, vom 27.2.2005, Bild aus Film über die 
Dioxin-Katastrophe von Seveso, 1976 
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Es war bis heute nicht möglich, die schädlichen Auswirkungen dieses Unfalls genau 
abzuschätzen.25 Etwa 1.000 Personen wurden aus einem 95 ha großen Gebiet 
evakuiert. Das Auftreten von Chlorakne und Totgeburten bei Menschen sowie 50.000 
tote Tiere waren die unmittelbaren Folgen. Die gesamten Einrichtungen der 
Betriebsanlage und die oberste Bodenschicht der Umgebung bis etwa 25 cm Tiefe 
mussten abgetragen und an eine eigens eingerichtete und speziell abgedichtete 
Deponie verbracht werden, was jedoch nur die Minimallösung darstellte, denn 
teilweise wurden durch Gutachten noch Bodenkontaminierungen bis in eine Tiefe von 




Abb. 2: Seveso – durch Chlorakne entstelltes Kind nach dem Chemieunfall, 197627 
Quelle: EIDGENÖSSISCHE TECHNISCHE HOCHSCHULE ZÜRICH, Safety and Environmental Technology Group, 
Unfälle, in: http://www.sust-chem.ethz.ch/teaching/courses/MaterialCuG/Unfaelle.pdf, vom 22.4.2005, S. 5 
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  NIEDERÖSTERREICHISCHER ZIVILSCHUTZVERBAND, Großunfälle, in: 
http://www.noezsv.at/wastun/chemieunfall/grossunfaelle.htm, vom 23.11.2004, 1976 Seveso, Italien 
26
  STADERMANN, H.: Image der Chemie, Akzeptanz und Erscheinungsbild der Chemie in der Gesellschaft, 
Saarbrücken 2008, S. 27 ff., vergleiche dazu auch 
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zweier Umweltkatastrophen in Seveso - Italien und im Irak, Saarbrücken 2008, S. 80 






1.22 1984 Mexiko City, Mexiko – Katastrophe wegen Flüssiggasaustritts 
Am 19. November 1984 brach in einem Umschlaglager für Flüssiggas in Mexiko City 
eine flüssiggasführende Rohrleitung in der Dimension 8 Zoll (~200 mm 
Durchmesser). Da der Grund des Druckabfalls im System nicht sofort erkannt werden 
konnte, trat ungehindert etwa 5 bis 10 Minuten lang Flüssiggas in die Umgebung aus, 
sodass eine hochentzündliche Gaswolke (Flüssiggas in Gasphase) mit den Ausmaßen 
von etwa 200 m x 150 m x 2 m entstehen konnte. Diese etwa 60.000 m³ umfassende 
Gaswolke zog mit dem Luftstrom direkt zu einer in der Betriebsanlage befindlichen 
Abfackelstation, wo die Entzündung der Flüssiggaswolke erfolgte. Bei der 
anschließenden Explosion der Gaswolke, sowie dem späteren Bersten mehrerer durch 
längere Unterfeuerung geschwächter Flüssiggasbehälter wurden 500 Menschen getötet 
und der komplette Flüssiggasterminal zerstört.28 
 
1.23 1984 Bhopal, Indien – Katastrophe wegen Giftgasaustritts 
Wesentlich schlimmer als der Unfall durch den Austritt von Dioxin in Seveso war das 
Ausmaß der Giftgaskatastrophe in Bhopal. Aus einer Chemiefabrik entwichen in der 
Nacht von 2. auf 3. Dezember 1984 etwa 40.000 kg des hochgiftigen Gases 
„Methylisocyanat“ (MIC). Dieses Giftgas stellt eine sehr reaktive chemische 
Verbindung dar und wurde in der kausalen Chemiefabrik in Bhopal u. a. für die 
Herstellung von Insektiziden verwendet. Die austretende Giftgaswolke gelangte in das 
umliegende stark besiedelte Wohngebiet, während die meisten Menschen naturgemäß 
schliefen, worauf unmittelbar durch die Gaseinwirkung etwa 3.800 Menschen starben, 
ungefähr 11.000 schwer erkrankten und weitere 150.000 Menschen medizinisch 
versorgt werden mussten.29 
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Abb. 3: Bhopal – Frau mit verletztem Kind nach dem Giftgasunfall, 3.12.1984 
Quelle: VARMA, R.: Bhopal, Toronto 2004, S. x 







Abb. 4: Bhopal – Menschenleichen nach dem Giftgasunfall, 3.12.1984 
Quelle: VARMA, R.: Bhopal, Toronto 2004, S. xi 
 
 
Abb. 5: Bhopal – verendetes Vieh nach dem Giftgasunfall, 3.12.1984 
Quelle: EIDGENÖSSISCHE TECHNISCHE HOCHSCHULE ZÜRICH, Safety and Environmental Technology Group, 
Unfälle, in: http://www.sust-chem.ethz.ch/teaching/courses/MaterialCuG/Unfaelle.pdf, vom 22.4.2005, S. 6 






1.24 1986 Basel, Schweiz – Brand eines Chemikalienlagers 
Am 1. November 1986 ereignete sich in Schweizerhalle bei Basel ein für die Umwelt 
äußerst folgenschweres Unglück. Dabei wurde bei einem Großbrand in einem 
Chemikalienlager durch das vom Brandherd abfließende Löschwasser der Rhein über 
weite Strecken schwer verseucht und ein großes Fischsterben ausgelöst, wobei alleine 
etwa 220 t Aale daran zu Grunde gingen. Die unbekannte Zusammensetzung der 
Verbrennungsgase veranlasste ebenfalls die Behörden, über die Nachbargemeinden 
und über Basel eine mehrstündige Ausgangssperre zu verhängen. Der Unfallhergang 
war offenbar, dass in einer Lagerhalle entweder aufgrund von Brandstiftung oder 
wegen eines schadhaften Folienschrumpfgerätes ein Brand entstand. In der Lagerhalle 
befanden sich 1.250 t Lagergüter, zum Großteil Pestizide. In der Folge gelangten 
große Brandgasmengen, bestehend aus teilweise verbrannten und unverbrannten 
Chemikalien, mehrere hundert Meter in die Luft. Die Bewohner der Umgebung 
klagten über Geruchsbelästigung, Reizung der Augen und der Atemwege. Das Feuer 
wurde mit erheblichen Wassermengen gelöscht, was allerdings dazu führte, dass das 
Kanalsystem vollständig überfordert war. Etwa 10.000 m³ des mit hochtoxischen 
Stoffen verschmutzten Löschwassers wurden notgedrungen in den Rhein geleitet. In 
den darauffolgenden Tagen wurde sichtbar, dass der größte Teil der Fauna des Flusses 
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Abb. 6: Schweizerhalle – Brand eines Chemikalienlagers am Rheinufer, 1986 
Quelle: EIDGENÖSSISCHE TECHNISCHE HOCHSCHULE ZÜRICH, Safety and Environmental Technology Group, 
Unfälle, in: http://www.sust-chem.ethz.ch/teaching/courses/MaterialCuG/Unfaelle.pdf, vom 22.4.2005, S. 8 
 
1.25 2000 Enschede, Niederlande – Explosion in einer Feuerwerksfabrik 
Am 13. Mai 2000 ereignete sich in der niederländischen Stadt Enschede ein 
Explosionsunfall in einer Feuerwerksfabrik, bei dem es mehrere Todesopfer gab und 
große Sachschäden verursacht wurden. Nach einer Begutachtung durch 
Sachverständige über den Unfallhergang und den zeitlichen Ablauf wurden die 
Ursachen analysiert. Falsche Klassifizierung und das Fehlen von Schutz- und 
Sicherheitsabständen waren wesentliche Ursachen für das Ausmaß der Schäden. Der 
zeitliche Ablauf kann in Kürze so beschrieben werden, dass zirka gegen 15:00 Uhr die 
Brandmeldung bei der Feuerwehr einlangte und diese dann etwa 10 Minuten später das 
Firmengelände erreichte. Nach knapp 30 Minuten wurde begonnen, die Zuschauer auf 
Abstand zu bringen. Die erste Explosion ereignete sich um 15:34 Uhr, die zweite 
Explosion folgte etwa eine halbe Minute später. Die letzte - und schwerste - Explosion 
erfolgte etwa eine Minute danach und verursachte die folgenden Schäden: 22 Tote, 
947 Verletzte, 205 vollständig zerstörte und 293 für unbewohnbar erklärte Wohnungen 
sowie einen geschätzten Gesamtschaden von etwa 1 Milliarde Gulden.31 
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Abb. 7: Enschede – Luftaufnahme vom Explosionsunfall, 13.5.2000 
Quelle: INSTITUT FÜR SCHADENVERHÜTUNG UND SCHADENFORSCHUNG DER ÖFFENTLICHEN VERSICHERER 
e.V., KIEL, SCHADENPRISMA, Enschede, in: 
http://www.schadenprisma.de/SP/SpEntw.nsf/22086b2447b62655c12569930057058b/5b6d6bde42b00ff7c1256bd6
004b96ab?OpenDocument, vom 7.1.2008, Bild 5 
 
1.26 2001 Toulouse, Frankreich – Explosion von Ammoniumnitrat 
Am 21. September 2001 detonierten große Mengen an Ammoniumnitrat in einem 
Industriebetrieb in Toulouse, Frankreich. Im Zuge dieser verheerenden 
Industriekatastrophe kam es zu großflächigen Schäden an Industriebetrieben, 
Wohnbebauung und städtischen Infrastrukturen, wie Schulen und Krankenhäuser, aber 
auch an Verkehrsinfrastruktureinrichtungen mit großer Frequenz. Das gesamte 
Ausmaß der Katastrophe umfasste 30 Tote, 2.500 Verletzte und Schäden in einer Höhe 
von mindestens 1,5-2,0 Milliarden Euro. Dieser Großunfall lenkte die Aufmerksamkeit 
der internationalen und europäischen Öffentlichkeit erneut auf die Frage der 
Raumplanung bzw. Raumnutzung und der sich aus zu großer Nähe von 
Industriegebieten und anderen sensiblen Nutzungen ergebenden Inkompatibilitäten.32 
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1.27 2005 Hemel Hempstead, Großbritannien – Tanklagerbrand 
Am 11. Dezember 2005 um 7:03 Uhr MEZ ereignete sich im Treibstofflager 
Buncefield Depot in Hemel Hempstead, zirka 40 Kilometer nördlich von London, eine 
schwere Explosion. Die Explosion soll noch in 60 Kilometer Entfernung für die 
Menschen zu spüren gewesen sein. Anwohner sprachen von einem gewaltigen Knall, 
dem innerhalb 30 Minuten noch einige weitere Explosionen gefolgt seien. Die 
Flammen der Explosion schossen etwa 100 bis 200 Meter in die Höhe. Die Wucht der 
Explosion war so heftig, dass Messgeräte ein Erdbeben in Hartfortshire registrierten: 
Stärke 4,2 auf der Richterskala.33 
 
 
Abb. 8: Hemel Hempstead – Luftaufnahme vom Tanklagerbrand, 11.12.2005 
Quelle: WIKINEWS, Explosion nahe London, in: http://de.wikinews.org/wiki/Gro%C3%9Fe_Explosion_nahe_London, 
vom 12.12.2005 
 
Das Benzindepot bestand insgesamt aus 20 Tanks mit einer Füllmenge von je drei 
Millionen Gallonen Treibstoff, mindestens fünf davon standen in Flammen. Es handelt 
sich um das fünftgrößte Mineralöl-Versorgungsdepot in Großbritannien und um einen 
wichtigen Knotenpunkt innerhalb des landeseigenen Pipelinenetzes. Im Zuge des 
Brand- und Explosionsunfalls wurden 36 Personen verletzt, zwei von ihnen schwer. 
Aus einem Umkreis von einer Meile wurden Schäden an diversen Gebäuden gemeldet. 
Eine großflächige schwarze Brandrauchwolke mit gewaltigen Mengen an schädlichen 
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Verbrennungsgasen legte sich in den langen Stunden des Brandverlaufes über die 
ganze Region im Süden Englands und war auf Satellitenfotos vom Weltall aus in 
ihrem enormen Ausmaß erst so richtig erkennbar. Die genaue Ursache, weshalb es zur 
Entzündung der Treibstofflagertanks kam, ist noch nicht genau geklärt.34 
 
 
Abb. 9: Hemel Hempstead – Satellitenfoto vom Tanklagerbrand, 11.12.2005 
Quelle: WIKINEWS, Explosion nahe London, in: http://de.wikinews.org/wiki/Gro%C3%9Fe_Explosion_nahe_London, 
vom 12.12.2005 
 
Diese angeführte, demonstrative Aufzählung von Großschadensereignissen zeigt sehr 
deutlich, wie wichtig es in unserer modernen Industriegesellschaft ist, sich mit den 
Themen Sicherheit und Umweltschutz auseinanderzusetzen, vor allem im Bereich der 
gefahrengeneigten Anlagen, um präventiv geeignete Schutzmaßnahmen zur 
Risikominimierung für umliegende Wohnviertel in Raumplanung und 
Flächenwidmung setzen zu können.35 
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1.3 Sicherheits- und Umweltschutzanspruch der modernen Gesellschaft 
Einem permanenten Konkurrenz- und Kostendruck der Unternehmungen steht ein 
demokratischer Anspruch der Gesellschaft, besonders in Westeuropa und im 
zunehmenden Maße auch in den neuen EU-Beitrittsländern in Nord- und Osteuropa, 
auf ein sicheres und gesundes Wohn- und Freizeitumfeld und damit eine Erhöhung der 
Lebensqualität für die Individuen gegenüber.36 Dieser Anspruch bezieht sich nicht nur 
auf die Erhaltung der natürlichen Ressourcen, wie Wasser, Luft und die Erhaltung 
einer gepflegten Kulturlandschaft, sondern auch auf eine nachhaltig gestaltete 
Abfallentsorgung37 und den Schutz gegen Störungen aus gefahrengeneigten Anlagen 
für die umgebende Nachbarschaft, vor allem in unmittelbarer Nähe zu 
Ballungsräumen. Dieser soziale Anspruch auf Sicherheit und Lebensqualität der 
Menschen in unserer demokratischen Gesellschaft drückt sich sehr stark in der 
Gestaltung und Ausformung zwingend verankerter gesetzlicher Grundnormen für die 
großen Bereiche der Risikominimierung und des Umweltschutzes aus. Die Erkenntnis, 
dass der Umgang mit gefährlichen Stoffen, Maschinen oder Betriebsanlagen nicht nur 
Menschenleben gefährden, sondern auch einen großen wirtschaftlichen Verlust für 
Unternehmen bedeuten kann, konnten Besitzer oder Betreiber von industriellen 
Anlagen bereits in den ersten Jahren und Jahrzehnten der beginnenden 
Industrialisierung ab Mitte des 19. Jahrhunderts erfahren. Die zur damaligen Zeit 
gefürchteten Dampfkesselexplosionen - aufgrund der noch unzureichenden 
technischen Sachkenntnis um Druckverläufe und Materialauswahl für derartige 
Stahlkessel - richteten in den Industriebetrieben vielfach großen Sachschaden und 
unermessliches menschliches Leid an.38 Diese Zustände führten 1872 u. a. zur 
Gründung der „Dampfkesseluntersuchungs- und Versicherungsgesellschaft auf 
Gegenseitigkeit“, wie der heute noch bestehende TÜV-Österreich damals hieß. Mit 
technisch fundierten Auslegungen von Dampfkesseln aus Stahl und mit periodischen 
Überprüfungen derselben wurde die große Anzahl an Dampfkesselexplosionen in den 
Industriebetrieben erheblich eingeschränkt.39 Es wurden somit bereits schon damals 
aus vorwiegend ökonomischen Gründen die ersten Akzente in Richtung sicherer 
Betriebsanlagen und zunehmend auch für einen effektiven Arbeitnehmerschutz 
gesetzt. Die Wiederaufbauphase nach dem Zweiten Weltkrieg ab 194540 setzte durch 
die weitaus größere Anzahl von neu entstehenden Industriebetrieben in Europa und 
Nordamerika, vor allem auch durch die Zunahme der chemischen und der 
petrochemischen Industrie, neue Maßstäbe in den Dimensionen und in der 
Gefährlichkeit, was die Stoffeigenschaften, die Lagermengen sowie Manipulationen 
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und Verarbeitungsprozesse der eingesetzten Stoffe betraf.41 Vorwiegend bei im 
Zusammenhang mit in dieser letztgenannten Gründerphase entstandenen industriellen 
und großgewerblichen Betriebe liegen zum Teil bis heute noch bestehende Konflikte 
zwischen Betreibern und Anrainern vor, ausgelöst durch Industrieunfälle und 
Sensibilisierung auf die vorliegenden Gefahren aus solchen Betriebsanlagen.42  
Im nächsten Unterkapitel werden allgemeine Informationen zu den in Österreich als 
„gefahrengeneigte Anlagen“ iSd. ehemals gültigen StFV 1991 bzw. der nun im 
Abschnitt 8a der GewO 1994 idgF.43 behördlich ausgewiesenen und registrierten 
Betriebe, so genannte „Seveso-Betriebe“, behandelt. 
 
1.4 Betriebe in Österreich gemäß Abschnitt 8a der GewO 
1.41 Gefährdungspotenziale und Risikominimierung für Anrainer 
Mit Stand per 2005 sind in Österreich 145 Betriebsanlagen als so genannte „Seveso-
Betriebe“ iSd. Abschnittes 8a der Gewerbeordnung 1994 idgF. behördlich registriert44. 
In der österreichischen Gewerbeordnung sind die Betriebe gemäß dem Abschnitt 8a 
weiters nach so genannten „Mengenschwellen“ unterteilt. Von den oben angeführten 
Seveso-Betrieben in Österreich liegen etwa 80 Betriebsanlagen in der Mengenschwelle 
2 nach GewO 1994, stellen also Betriebsanlagen mit einem höheren 
Gefährdungspotenzial aufgrund der Menge der Lagerung gefährlicher Stoffe, 
Substanzen oder Zubereitungen dar. Als besonders von den gesetzlichen Änderungen 
durch die Seveso-Richtlinie betroffene Branchen in Österreich bezüglich neuer 
Sicherheitsvorschriften waren und sind die chemische Industrie, die Mineralölindustrie 
und die Flüssiggasindustrie zu nennen. Im Speziellen sind damit Betriebe konfrontiert, 
welche Lagerungen von gefährlichen Stoffen und Zubereitungen über die vom 
Gesetzgeber festgelegten Mengenschwelle aufzuweisen haben. Für Flüssiggaslager 
bspw. gilt als Schwelle-1-Betrieb ein unter den § 84a Abs. 2 Z 1 GewO 1994 fallender 
Betrieb ab 50 t bis weniger als 200 t maximal technisch möglich vorhandener Menge 
an Flüssiggas. Ein Schwelle-2-Betrieb ist ein unter den § 84a Abs. 2 Z 2 GewO 1994 
fallender Betrieb ab 200 t Flüssiggas. In derartigen Lagern stehen vor allem die 
Sicherheit in den Betriebsanlagen, die Minimierung der Gefahren und Risiken für die 
betroffenen Menschen und der Sachvermögensschutz durch ein effektives 
Risikomanagement im Vordergrund.45 
 
                                              
41
  STADERMANN, H.: Image der Chemie, Akzeptanz und Erscheinungsbild der Chemie in der Gesellschaft, 
Saarbrücken 2008, S. 14 ff. 
42
  EBERHARDT, H.: Mit dem Kunden gewachsen, in: TÜV TIMES, (2002), Ausgabe 02, S. 2 f., vergleiche dazu auch 
STADERMANN, H.: Image der Chemie, Akzeptanz und Erscheinungsbild der Chemie in der Gesellschaft, 
Saarbrücken 2008, S. 8 f. 
43
  Gewerbeordnung (GewO 1994), BGBl. Nr. 194/1994 idF. BGBl. Teil I Nr. 84/2006, Abschnitt 8a 
44
  Verzeichnis gemäß § 84d Abs. 4 GewO 1994, Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA), Wien 2005 
45
  SOMMERFELD, H.: Brand- und Explosionsschutz als Bestandteile des Risikomanagements, Stuttgart 1998, S. 105 






Übersicht der Seveso-Betriebe in Österreich (Stand 2005) 





Niederösterreich 47 32 
Oberösterreich 35 24 
Steiermark 15 10 
Wien 15 10 
Salzburg 11 8 
Tirol 10 7 
Kärnten 8 6 
Vorarlberg 4 3 
Burgenland 0 0 
GESAMT: 145 100 
Tab. 1: Übersicht der Seveso-Betriebe in Österreich nach Bundesländern (2005) 
Quelle: Verzeichnis gemäß § 84d Abs. 4 GewO 1994, Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA), Wien 2005 
Mögliche Gefährdungen sind: Austritt von Schadstoffen in die Luft, Auslaufen 
brennbarer oder sonstiger schädlicher Flüssigkeiten, Austritte toxischer, brennbarer 
oder erstickender Gase, Brand oder Explosion von festen Stoffen, Flüssigkeiten oder 
Gasen.46 Vielfach sind zum Schutz der umliegenden Bevölkerung um derartige 
Betriebsanlagen „Gefährdungsradien“ behördlich eingerichtet, welche je nach 
Gefährdungspotenzial unterschiedlich groß ausgelegt sein können - bspw. von 
wenigen hundert Metern bis hin zu einem Kilometer oder mehr. Für den besonderen 
Gefahrenfall in einer gefahrengeneigten Anlage, damit ist ein Industrieunfall über die 
Grenzen der Betriebsanlage hinaus gemeint, unterliegen die in diesem Umkreis 
befindlichen Personen besonderen Verhaltensvorschriften und behördlichen 
Restriktionen.47 Die Anforderungen an ein taugliches Risikomanagement für den 
sicheren Betrieb von solchen Betrieben, vor allem betreffend die Reduktion des 
Risikos von negativen Auswirkungen durch Schadstoffaustritte oder großflächig 
wirksam werdende Brände und Explosionen, sind sehr hoch und äußerst schwierig 
umzusetzen. Mittels probater organisatorischer und technischer Sicherheits-
managementsysteme in derartigen Betrieben kann aber das Gefährdungspotenzial für 
die Anlage selbst und für die betroffene Umgebung erheblich reduziert werden. So 
kann ein vernünftiges Nebeneinander zwischen diesen Industrie- oder 
Gewerbebetrieben und den Anrainern ermöglicht werden. Vor allem trifft dies für 
bereits bestehende Betriebsanlagen in der Nähe von Wohnsiedlungen zu.48 
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Ursachenhäufigkeit von Chemieunfällen 
Hauptunfallursache Anteile in % 
Menschliches Versagen 40-60 
Technische Mängel 24 
Äußere Einwirkung 16 
Unkontrollierte chemische Reaktion 10 
Tab. 2: Ursachenhäufigkeit von Chemieunfällen 
Quelle: STADERMANN, H.: Image der Chemie, Akzeptanz und Erscheinungsbild der Chemie in der Gesellschaft, 
Saarbrücken 2008, S. 22 
 
1.42 Die Standortwahl als Basis für eine ökonomische Betriebsführung 
Die Wahl eines geeigneten Standortes ist daher im Hinblick auf die Forderungen der 
modernen Gesellschaften westlicher Industrienationen, insbesondere in einem 
klassischen Urlaubsland wie Österreich, von großer Bedeutung und von erheblicher 
Relevanz. Eine im Nachhinein sich als ungeeignet erwiesene Standortwahl aus den 
verschiedenen Gründen, wie bspw. die Belästigung der Anrainer durch Lärm, 
Verschmutzungen der Luft oder des Bodens sowie das Auslösen von großen Ängsten 
wegen Gefährdungen durch Brand oder Explosion, kann zu ständig unverhältnismäßig 
hohen und investitionsintensiven behördlichen Auflagen führen.49 In extremen Fällen 
kann dies bis zur Absiedlung eines derart angegriffenen Betriebes führen, z. B. infolge 
von Bürgerinitiativen odgl., und damit dem Unternehmen mittelfristig großen 
wirtschaftlichen Schaden zufügen. Es stellt daher eine große Herausforderung dar, die 
Problematik der Standortfrage von derartigen bereits bestehenden Betriebsanlagen 
bzw. die Wahl geeigneter Standorte für neu zu errichtende Betriebsanlagen richtig 
anzusetzen.50 
 
1.43 Auswirkungen gefahrengeneigter Anlagen auf die Umwelt 
In der öffentlichen Diskussion um die Standorte von Industriebetrieben in 
Ballungsräumen - und hier besonders in der Nähe zu städtischer Wohnbebauung - 
stellt sich immer wieder die Frage nach einer monetären Bewertung des 
Schadensausmaßes durch den Einfluss von Emissionen in die Umwelt und den 
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verschiedenen anderen Einflüssen derartiger Betriebe auf das angrenzende Umfeld.51 
Welche möglichen Beeinträchtigungen infrage kommen und inwieweit hierzu 
Auswirkungen messbar sind, vor allem im Zusammenhang mit vorherrschenden 
Umgebungsbedingungen in der unmittelbaren Nähe zu gefahrengeneigten Anlagen, 
soll in dieser Arbeit überprüft werden. Es stellen sich hier somit einige offene 
Forschungsfragen und es wird versucht, diese einer Klärung in einigen Aspekten 
zuzuführen. Insbesondere sollen mögliche Einflüsse von im Speziellen gegebenen 
Brand- und Explosionsgefährdungen aus gefahrengeneigten Anlagen auf die nähere 
Umgebung und das Wohnumfeld zu derartigen Betrieben beleuchtet, sowie die 
Einstellungen der betroffenen Anrainer zu potenziellen Gefährdungen in der 
regionalen Umwelt erhoben werden. Im Speziellen werden dazu später in dieser Arbeit 
Gasgroßlager im Bereich der Flüssiggasindustrie einer detaillierten Betrachtung 
zugeführt.52 
 
1.5 Originärer Beitrag: Auswirkungen von Gefährdungspotenzialen 
Die Betrachtungen aus dem Blickwinkel der vorhandenen Gefährdungspotenziale aus 
gefahrgeneigten Anlagen (Seveso-Betriebsanlagen) und den möglichen Auswirkungen 
auf die regionale Umwelt, und hier vor allem auch der Einfluss auf die Bewohner der 
Region in unmittelbarer Nähe zu solchen Betrieben, stellen einen originären Beitrag in 
der wissenschaftlichen Diskussion zu dieser äußerst schwierig handhabbaren Thematik 
von Industrieanlagen inmitten von Ballungsräumen dar.53 
 
Bisher wurden in diesem Forschungsfeld von hochrangigen Autoren bereits mehrfach 
die Auswirkungen von Schäden durch die Umweltverschmutzung wissenschaftlich 
untersucht. Zum Teil wurden Abschätzungen von Schadensbewertungen für die 
Volkswirtschaften, vorwiegend aus Ländern westeuropäischer Industrienationen, 
vorgenommen. Hierbei wurden Schätzungen über Gesundheitsschäden für die 
Menschen, Materialschäden sowie Schädigung der Tier- und Pflanzenwelt aufgrund 
von Luftverschmutzung oder auch Gewässerverunreinigung vorgenommen. Eine 
sozusagen rein „ökologische Schadensbilanz“ durch den Einfluss der 
Industrialisierung mit seinen negativen Begleiterscheinungen auf die Umwelt mit 
bestimmten errechneten oder auch nichtrechenbaren Schadenshöhen war jeweils das 
Ergebnis dieser wissenschaftlichen Studien.54 In dieser Dissertation werden im 
Unterschied zu den vorher genannten Studien, wo eher die Umweltschäden aus Luft- 
oder Gewässerverschmutzung im Vordergrund standen, die Auswirkungen auf die eine 
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gewerbliche oder industrielle Betriebsanlage direkt umgebende regionale Umwelt 
anhand von konkreten Gefährdungspotenzialen durch Brand- und Explosionsgefahren 
wegen Lagerung und Manipulation großer Mengen an gefährlichen Stoffen fokussiert 
und untersucht. Es wird in diesem Kontext ein Schadensbewertungsversuch für das 
Umfeld auf Basis von Gefährdungspotenzialen unternommen, darüber hinaus werden 
die Menschen in der direkt angrenzenden Region um Seveso-Betriebsanlagen über 
deren Empfindungen befragt werden. Es werden deren grundsätzliche Einstellungen 
zur Umwelt, die allfällig vorhandenen Sorgen oder Ängste im Zusammenhang mit 
gefahrgeneigten Betrieben ermittelt und weiters eventuell gegebene monetäre oder 
andere Auswirkungen in Verbindung mit Seveso-Betriebsanlagen überprüft. 
 
1.6 Problemaufriss und Forschungsfrage 
Das Vorhandensein von Gefährdungspotenzialen mit negativen Auswirkungen bei 
schweren Industrieunfällen für die umgebende Bevölkerung und der Diskurs um die 
Standortfrage derartiger Betriebsanlagen sowie die versuchte Bewertung des 
Einflusses von Gefährdungen aus gefahrengeneigten Anlagen auf die unmittelbare 
lokale Umwelt stellen die zentrale Problemstellung dieser Arbeit dar. Die 
Themenstellung bewegt sich im Bereich der bereits genannten „Seveso-
Betriebsanlagen“, von welchen trotz aller technischen und organisatorischen 
Sicherheitsvorkehrungen immer noch ein Restrisiko eines gefährlichen 
Industrieunfalls für das betriebliche Umfeld ausgeht, der so genannte „Dennoch-
Störfall“.55 Somit sind für derartige Betriebsanlagen die Wahl eines geeigneten 
Standortes und ein effektives betriebliches Risikomanagement als sehr wichtige 
Aufgabenstellungen anzusehen. Ob und inwieweit sich die mit geringen statistischen 
Wahrscheinlichkeiten aber dennoch bestehen bleibenden Gefährdungspotenziale aus 
Betrieben gemäß Abschnitt 8a der GewO auf die lokale Umwelt in monetärem Sinne 
oder auch anderweitig auswirken, vor allem auch bei Veränderungen der 
Gefährdungspotenziale und ebenso nach Industrieunfällen betrachtet, soll in dieser 
Arbeit überprüft werden. Der Fokus wird in der Dissertation auf den Zeitraum um 
einen tatsächlich vorgefallenen Industrieunfall im oberösterreichischen Raum gelegt, 
welcher lokal sehr viel Aufsehen erregte.56 
 
 
Die obig ausgeführte Problemstellung mündet daher in zwei im Folgenden 
aufgeführten Forschungsfragen. Die Forschungshauptfrage wird zur Problematik der 
möglichen monetären Beeinflussung der regionalen Umwelt in Abhängigkeit von 
Gefährdungspotenzialen aus gefahrengeneigten Anlagen gestellt. 
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• Haben Änderungen in den Gefährdungspotenzialen aus gefahrengeneigten 
Anlagen (gewerbliche oder industrielle Betriebsanlagen) nachweisbare 
Auswirkungen auf die regionale Umwelt? 
 
In der Nebenfrage des Forschungsvorhabens soll die besondere Problematik der 
Standortwahl solcher Betriebsanlagen erörtert werden. Es sollen Lösungsansätze für 
ein geeignetes organisatorisches und technisches Risikomanagement erarbeitet sowie 
fundierte Aussagen zu den richtigen Auswahlfaktoren für einen derartigen 
Industriestandort gemacht werden können. 
• Wie kann eine nachhaltige Lösung der Frage nach einem geeigneten Standort 
für eine gefahrengeneigte Anlage im Lichte der Risikominimierung und unter 
ökonomischen Gesichtspunkten angesetzt und herbeigeführt werden? 
 
Die Hypothesen zur Forschungshauptfrage dieser Dissertation lauten somit: 
Nullhypothese: Die Nullhypothese (H0) der Studie besagt, dass keine signifikanten 
Auswirkungen auf die regionale Umwelt in Abhängigkeit von vorliegenden 
Gefährdungspotenzialen der betrachteten gefahrengeneigten Anlagen feststellbar sind. 
Alternativhypothese: Die Alternativhypothese (HA) dieser Studie lautet, dass 
signifikante Auswirkungen auf die regionale Umwelt in Abhängigkeit von 
Gefährdungspotenzialen der betrachteten gefahrengeneigten Anlagen feststellbar sind. 
 
Die Bearbeitung und die Beantwortung der Forschungsfragen erscheint deshalb 
wichtig, da immer wieder auch mögliche monetäre Folgeerscheinungen für Anrainer 
nach der Ansiedelung von Betrieben gemäß Abschnitt 8a GewO - bzw. von bereits 
bestehenden Betriebsanlagen - im Großraum städtischer Wohnbebauung thematisiert 
werden. Neben den bereits erwähnten möglichen Sorgen oder Ängsten vor Brand- und 
Explosionsschäden haben lokale Kommunen und private Eigentümer von Immobilien 
naturgemäß aus ökonomischen Gründen das Bestreben, einen höheren Wert und mehr 
Möglichkeiten in der Nutzung für ihr Eigentum zu erhalten. Gefährdungspotenziale 
aus betrieblichen Anlagen für das nahe Umfeld können zu Einschränkungen in 
Widmung und Nutzbarkeit, der Stadtentwicklung insgesamt sowie aus diesen Titeln 
heraus ggf. zu Wertminderungen oder zu einer Unmöglichkeit der Werterhöhung 
solcher hedonistischer Güter führen. Damit scheint eine nähere Beleuchtung der 
Thematik, nämlich die Betrachtung möglicher vorhandener und nachweisbarer 
negativer Auswirkungen von Gefährdungspotenzialen auf das regionale Umfeld um 
gefahrengeneigte Anlagen, ein durchaus interessanter Forschungsaspekt zu sein. Für 
die nahezu zwangsläufig erforderliche Monetarisierung57 möglicher Beeinflussungen 
müssen daher geeignete Methoden gefunden werden, um eine möglichst genaue 
Abbildung der Istsituation im Forschungsfeld zu erhalten. 
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1.7 Forschungsziel und Ergebnisdarstellung 
Das Ziel dieser Arbeit soll sein, einen wissenschaftlich gesicherten Nachweis zu 
erbringen, inwieweit - und ob überhaupt - sich die jeweils vorherrschenden 
Bedingungen für die Umwelt und das Umfeld von gewerblichen oder industriellen 
Betrieben, insbesondere jene im Lichte von Gefährdungspotenzialen und 
Beeinträchtigungen aus gefahrengeneigten Anlagen, auf die nähere Umgebung 
auswirken, oder ob zumindest eine aussagekräftige Tendenz in die Richtung einer 
eventuellen Beeinflussung erkennbar ist. Es gilt daher die Alternativhypothese der 
Dissertation abzuprüfen, welche besagt, dass durch hohe Gefährdungspotenziale im 
unmittelbaren Umkreis von derartigen betrieblichen Anlagen mögliche 
Schadensauswirkungen gegeben sein können, bzw. dass durch die Verringerung von 
Gefährdungspotenzialen auch eine Reduktion der Auswirkungen erkennbar sein 
müsste. Ebenfalls wird dies im Hinblick auf die Größe der Entfernung zu den 
gegenständlichen Betriebsanlagen untersucht, ob bspw. ab einem bestimmten Abstand 
möglicherweise nur noch sehr geringe oder überhaupt keine nachweisbaren 
Auswirkungen mehr vorhanden sind. Zudem sollte weiters auch auf Basis von konkret 
abgefragten Daten zu Sicherheitsmaßnahmen und Investitionskosten von 
gefahrengeneigten Anlagen eine Aussage darüber gemacht werden können, inwieweit 
der städtische und stadtnahe Bereich bezüglich der Standortfrage für betriebliche 
Anlagen, welche dem Abschnitt 8a GewO 199458 unterliegen, geeignet sein kann oder 
auch nicht. 
 
1.8 Forschungsfeld und thematische Vorgehensweise 
Als konkretes Zielgebiet für diese Dissertation wurde die Linzer Katastralgemeinde 
Kleinmünchen gewählt, in der bis zum Jahre 2004 zwei gefahrengeneigte Anlagen in 
unmittelbarer Nachbarschaft angesiedelt waren („Seveso-Betriebe im Domino“).59 Die 
beiden Betriebe, ein Flüssiggaslager und ein Chemikalienlager, lagen bzw. liegen 
genau an der Stadtgrenze zwischen Linz und Traun und waren bzw. sind umgeben von 
privater und kommunaler Wohnbebauung der Stadt Linz, wo nach einer groß 
angelegten Protestaktion einer regionalen Bürgerinitiative mit politischer Beteiligung 
und langwierigen Verhandlungen zwischen dem Betreiber des Flüssiggaslagers, den 
Bürgervertretern und der Stadtpolitik Linz dann als letzte Lösungsalternative die 
Absiedelung des Flüssiggaslagers erwirkt wurde.60 Ähnliche historisch gewachsene 
Situationen, in denen sich die Industrie und die Wohnbevölkerung sehr nahe 
gekommen sind und es fallweise zu nachfolgenden Schließungen gekommen ist, hat es 
in der Vergangenheit insbesondere im Stadtgebiet von Linz immer wieder gegeben.61 
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Abb. 10: Luftbild der Stadtgrenze Linz - Traun, Neubauzeile - Rubensstraße 
Quelle: HEROLD, Telefonbuch, Karte&Route, in: http://www.herold.at, vom 8.3.2006, ergänzt durch eigene Darstellung 
 
 
Im weiteren Verlauf dieser Arbeit werden die angesprochenen Thematiken 
systematisch aufgearbeitet, insbesondere werden die gegebenen 
Gefährdungspotenziale und die Standortproblematik gefahrengeneigter 
Betriebsanlagen aufgezeigt sowie geeignete empirische Forschungsmethoden über 
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2. GEFAHRENREDUKTION AN SEVESO-BETRIEBSSTANDORTEN 
2.1 Großlageranlagen der österreichischen Flüssiggasindustrie 
Neben der allgemeinen Problematik zu Standorten gefahrengeneigter Betriebsanlagen 
kommt der Flüssiggaswirtschaft in dieser Arbeit besondere Bedeutung zu, da sich die 
im weiteren Verlauf näher betrachtete Kernproblematik von Gefährdungspotenzialen 
aus gefahrengeneigten Anlagen im unmittelbaren Umfeld eines ehemaligen großen 
Flüssiggaslagers befindet. Die Flüssiggasindustrie in Österreich entwickelte sich erst 
in den Jahrzehnten nach dem 2. Weltkrieg bis zu ihrer heutigen Größe und 
volkswirtschaftlichen Bedeutung.62 Die meisten großen Flüssiggaslageranlagen der 
relevanten Unternehmen der Branche sind noch vor der gesetzlichen 
Vorschriftenänderung durch die Seveso-I-Richtlinie errichtet worden und mussten 
nachträglich unter teilweise hohem Investitionskostenaufwand auf den neuen Stand 
der Sicherheitstechnik adaptiert werden.63 Allgemein zur gesamten Flüssiggasindustrie 
in Österreich kann angeführt werden, dass diese aus etwa zehn größeren Anbietern und 
mehreren kleineren Firmen zusammensetzt ist, welche sich hauptsächlich mit dem 
Transport, der Lagerung und der Kundendirektbelieferung von Flüssiggas (zumeist 
Propan) als Heiz- oder Treibgas in Flasche und Tank flächendeckend über ganz 
Österreich beschäftigen. Die führenden Fachfirmen der österreichischen 
Flüssiggasindustrie und einige andere Unternehmungen, welche eine enge 
geschäftliche Bindung zum Produkt Flüssiggas oder zu Druckbehältern für Druckgase 
haben, stellen zudem die Mitglieder des Österreichischen Verbandes für Flüssiggas 
dar, welcher die Aufgabe als die treibende Kraft für die zukünftige Entwicklung dieser 
umweltfreundlichen fossilen Energie wahrnimmt. Ebenfalls wird im Verband versucht, 
die Menschen in Österreich für die zahlreichen Anwendungsmöglichkeiten von 
Flüssiggas zu begeistern. Das wichtigste Verbandsziel ist es, die sichere Versorgung 
der Flüssiggasnutzer mit diesem sauberen Energieträger voranzutreiben.64 Dies 
erreicht der ÖVFG unter anderem durch die Mitarbeit an allen Gesetzesvorlagen, 
Richtlinien und Empfehlungen auf nationaler und internationaler Ebene. Mit Partnern, 
wie der Österreichischen Vereinigung für das Gas- und Wasserfach sowie anderen 
Experten, entstehen Regelwerke für die Errichtung, die Änderung und den Betrieb von 
Flüssiggasanlagen. Der enge Kontakt mit dem Europäischen Flüssiggasverband 
gewährleistet die gesamteuropäische Sicht aller Fragen rund ums Flüssiggas. Höchste 
Sicherheits- und Qualitätsstandards sind die Voraussetzung für die Akzeptanz und 
damit für die erfolgreiche Verbreitung von Flüssiggas. Auf diese Art und Weise sorgt 
der ÖVFG im Sinne der gesamten österreichischen Flüssiggasbranche dafür, dass 
dieses Produkt als umweltfreundliche Alternative und als ideale Ergänzung zu anderen 
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Energieformen den richtigen Stellenwert erlangt. Die Verwendung von Flüssiggas 
kann auch als ein kleiner Beitrag zur Schonung der Umwelt angesehen werden, denn 
Flüssiggas hat einen der besten Emissionswerte unter den verfügbaren klassischen 
Energieträgern, wie etwa jene von Heizöl, Holz oder Kohle, dies gilt aber ebenso im 
Vergleich zu den Flüssigkraftstoffen für Kraftfahrzeuge wie Benzin oder Diesel.65 
Daher hat die EU-Kommission Flüssiggas zu Recht im Herbst 2002 zum alternativen 
Kraftstoff erklärt.66 Zudem verursacht Flüssiggas ebenfalls den geringsten Anteil an 
Feinstaub unter den verfügbaren klassischen Energieträgern. Die tragenden 
Mitgliedsfirmen des Flüssiggasverbandes sorgen im Sinne einer optimalen 
Energieversorgung täglich dafür, dass Privatpersonen sowie Gewerbe und Industrie in 
Österreich flächendeckend mit der reinen Energie von Flüssiggas versorgt werden. 
Zusätzlich stehen dafür noch mehr als 2.000 Vertriebsstellen, vornehmlich im Bereich 
des Flaschengases sowie des Reparatur- und Servicedienstes für Flüssiggasanlagen, 
österreichweit zur Verfügung.67 
 
2.11 Gefährdungspotenziale aus Flüssiggasgroßlagern 
Die Sicherstellung der Lieferfähigkeit der Flüssiggasunternehmen an deren Kunden 
verlangt naturgemäß auch nach der Schaffung von großen Lagerkapazitäten an 
Flüssiggas, was in Österreich in ausreichendem Maße durch mehrere große 
Flüssiggaslager namhafter Unternehmen gegeben ist. Die Flüssiggasgroßlager ab einer 
Menge von 50 t unterliegen den strengen Vorschriften des Abschnittes 8a der GewO 
1994, wobei hierbei größtes Augenmerk auf die möglichst sichere Lagerung und 
Manipulation mit dem hochentzündlichen Flüssiggas zum Schutz von Leib und Leben 
der Menschen in der Betriebsanlage und in der Anrainerschaft - sowie der Umwelt - 
gelegt wird. Um dieses Schutzziel zu erreichen, sind zumeist aufwändige 
Risikoanalysen und darauf aufbauende probate organisatorische und technische 
Maßnahmen zur Minimierung der Gefährdung aus derartigen Betriebsanlagen mit 
Lagerungen von großen Mengen brennbarer Flüssiggase gefordert. Mit Stand per 2005 
betrifft dies in Österreich 11 große Flüssiggaslager, welche als so genannte „Seveso-






                                              
65
  ÖSTERREICHISCHER VERBAND FÜR FLÜSSIGGAS, Autogas, Emissionsvergleich, in: http://www.fluessiggas.net, 
vom 14.2.2008 
66
  Richtlinie 2003/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Mai 2003 zur Förderung der Verwendung von 
Biokraftstoffen oder anderen erneuerbaren Kraftstoffen im Verkehrssektor, (7) 
67
  ÖSTERREICHISCHER VERBAND FÜR FLÜSSIGGAS, Kommunikation / Presse, in: http://www.fluessiggas.net, 
vom 14.2.2008 
68
  Verzeichnis gemäß § 84d Abs. 4 GewO 1994, Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA), Wien 2005 






Seveso-Betriebe der österreichischen Flüssiggasindustrie (alphabetisch): 
Betrieb Standort BDLD Schwelle 
BP Gas Austria GesmbH A-5020 Salzburg, Ziegeleistraße 19 S 1 
BP Gas Austria GesmbH A-8712 Niklasdorf, Foirachstraße 8 STMK 2 
FLAGA GmbH A-2100 Leobendorf, Flaga Straße 1 NÖ 2 
Primagaz GmbH A-4470 Enns, Donaustraße 1 OÖ 2 
Primagaz GmbH A-6322 Kirchbichl, Kastengstatt 18 T 1 
Primagaz GmbH A-6820 Frastanz, Am Damm V 1 
Progas Flüssiggas 
HandelsgesmbH 
A-4020 Linz, Prinz-Eugen-Straße 13b OÖ 2 
Propangas AG A-2432 Schwadorf, Industriestraße 1 NÖ 2 
Propangas AG A-6111 Volders, Johannesfelderstraße 124 T 1 
Schedl Energie und 
Technik GmbH 
A-9900 Lienz, Südbahnstraße 3 T 1 
Tyczka Neue Gastechnik 
GesmbH & Co KG 
A-6060 Hall in Tirol, Bert-Köllensperger-Straße 3 T 1 
Tab. 3: Flüssiggasgroßlager in Österreich (Stand 2005) 
Quelle: Verzeichnis gemäß § 84d Abs. 4 GewO 1994, Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA), Wien 2005 
 
Das Flüssiggas wird üblicherweise als chemisch unveränderter Naturstoff69 mit 
Eisenbahnkesselwagen oder Großraumtankwagen von den verschiedenen Erdölfeldern 
und Ölraffinerien in West-, Süd- und Osteuropa oder aus dem westasiatischen Raum in 
derartige kapazitätsstarke Flüssiggaslager zugeliefert. Dort wird es mittels 
Flüssiggaspumpen oder Gaskompressoren in die stationären Lagertanks 
(Druckbehälter für Flüssiggas) gefördert. Flüssiggas wird weiters in speziellen 
Flaschenfüllanlagen der lokalen Flüssiggasunternehmen in die verschiedenen 
Kleingebinde gefüllt und so zum Kunden verbracht, wie es bspw. bei Flüssiggas in den 
allgemein bekannten Gasflaschen zwischen 0,5 kg bis 33 kg der Fall ist. Die ebenfalls 
in Österreich sehr zahlreich anzutreffenden ortsfesten Flüssiggastanks bei den Kunden 
direkt vor Ort werden dort mittels Flüssiggas-Straßentankwagen befüllt.70 
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Abb. 11: Abfüllstation für Eisenbahnkesselwagen der FLAGA in Leobendorf 
Quelle: FLAGA GMBH: Firmeninterne technische Unterlagen, A-2100 Leobendorf 2006 
 
Besonders die Füllprozesse in den Betriebsanlagen der Flüssiggasindustrie sowie die 
Integrität der Lagerbehälter und Armaturen werden im Zuge der behördlichen 
Inspektionen und der Risikoabschätzungen genau betrachtet. Es gilt hier die Gefahren 
von möglichen gefährlichen Stoffaustritten dieses hochentzündlichen Gases oder das 
Bersten von Druckbehältern für Flüssiggase wegen Hitzeeinwirkung o. Ä. bestmöglich 
zu verhindern. Die genannten Prozesse und Bauteile müssen den europäischen und 
nationalen Vorschriften sowie dem Stand der Technik entsprechen, damit die 
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Abb. 12: Oberirdischer 150-m³-Flüssiggasbehälter der FLAGA in Leobendorf 
Quelle: FLAGA GMBH: Firmeninterne technische Unterlagen, A-2100 Leobendorf, 2006 
 
2.2 Sicherheitsanalyse in gefahrengeneigten Betriebsanlagen 
Bereits mit dem Inkrafttreten der Störfallverordnung 1991 auf Basis der europäischen 
Richtlinie „Seveso I“ wurden die relevanten Betriebe vom Gesetzgeber verpflichtet, 
eine Sicherheitsanalyse und einen Maßnahmenplan zur Begrenzung und Beseitigung 
von Störfallauswirkungen zu erstellen.72 Die Industrieunfallverordnung 2002, 
basierend auf der Seveso-II-Richtlinie, ersetzt die Störfallverordnung und enthält 
ebenfalls Vorschriften für die Betreiber von gefahrengeneigten Anlagen über die 
Darstellung der Maßnahmen zur Verhütung von Industrieunfällen oder zur 
Begrenzung der Folgen von Industrieunfällen. Schwelle-2-Betriebe sind gemäß der 
IUV darüber hinaus noch verpflichtet, ein Sicherheitsmanagementsystem einzuführen. 
Diese gesetzlichen Grundlagen, verankert in der GewO, stellen die Basis für die 
Gefahrenermittlung dar und verlangen in der Folge die Einführung organisatorischer 
Maßnahmen sowie die Installation von technischen Sicherheitseinrichtungen für die 
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definierten gefahrengeneigten Anlagen in Österreich.73 Die Störfallverordnung in der 
Schweiz stellt als Hilfsmittel für die Ermittlung von Risikogrenzbereichen und für die 
Abschätzung der Akzeptanz des Risikos dies in einer Grafik dar, wobei mit den 
Parametern der Schadenseintrittswahrscheinlichkeit und dem Schadensausmaß die 
Akzeptanz – die Trennlinie zwischen akzeptabel und nicht akzeptabel – sowie eine 
Aussage über die Heftigkeit des Unfallereignisses bestimmt werden kann.74 
 
 
Abb. 13: Akzeptanzbereiche des Risikos – Schweizer Modell 
Quelle: Eigene Darstellung nach BIEDERMANN, H.: Risikominimierung im Anlagenmanagement, Risiken beim Planen, 
Errichten und Betreiben von Anlagen, Köln 2003, S. 19 
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Die richtige Bewertung von Risiken,75 insbesondere in Lageranlagen von 
Flüssiggasbetrieben, ist nicht immer ganz eindeutig herbeizuführen, jedoch bedient 
man sich dazu zumeist im Zuge der Sicherheitsanalyse und der 
Auswirkungsbetrachtungen iSd. § 9 IUV 2002 standardisierter Szenarien. Im Bereich 
der Lagerung von hochentzündlichem Flüssiggas in großen Druckbehältern und der 
damit verbundenen erforderlichen Befüllprozesse, beschränken sich die 
angesprochenen Szenarien im wesentlichen auf zwei diesem Brenngas typische und 
potenzielle Gefährdungen. Zum ersten sei hier der störfallbedingte Austritt von 
Flüssiggas wegen Armaturenversagens, Rohrleitungsbruch oder Behälterleckagen zu 
nennen. Flüssiggas, wie etwa das in Österreich weit verbreitete Propan, liegt im 
Behälter oder in einer Rohrleitung immer in zwei Phasen und unter einem Dampfdruck 
von etwa 7 bar vor, weshalb bei einer Leckage das Gas druckbedingt ausströmt und 
dieses mit der Umgebungsluft eine Wolke bestehend aus Gas-/Luftgemisch bilden 
wird. Liegt nun diese Gaswolke in einer zündfähigen Konzentration in Mischung mit 
Luft vor und ist hierbei auch eine ausreichend starke Zündquelle vorhanden, wird 
dieses Gemisch unter Auftreten sehr hoher Temperaturen und Überdrücken, je nach 
ausgetretener Gasmenge, durchzünden. Dieses herangezogene Gasaustrittsszenario für 
den Freibereich einer Flüssiggasanlage wird in Fachkreisen als die „unverdämmte 
Dampfwolkenexplosion“ (UVCE) bezeichnet.76 
Das zweite für Flüssiggastanklager mit oberirdischen Behältern typische 
Unfallszenario ist das Bersten eines mit Flüssiggas befüllten Lagerbehälters aus Stahl 
wegen Unterfeuerung des Tanks mit großer Flammenhitze. Durch die Hitzeeinwirkung 
auf den Druckbehälter wird das flüssig und gasförmig vorliegende Medium im Inneren 
stark erhitzt und baut einen hohen Druck auf, der dann zumeist mehrfach über das 
Sicherheitsventil in die Atmosphäre abgeblasen wird. Das Abblasen über das 
Sicherheitsventil bewirkt ein Sieden und damit ein Erkalten des Flüssiggases, was den 
Druck wieder sinken lässt und die Sicherheitsventile darauf wieder selbsttätig 
schließen. Mit der damit aber verbundenen stetigen Abnahme des Flüssigkeitsspiegels 
im Behälter, verliert die Wandung des Stahlkessels immer mehr den Schutz durch die 
flüssige Phase des Gases im Kesselinneren, bis der Stahl letztlich seine Festigkeit 
bedingt durch den Hitzeeintrag verliert und das explosionsartige Bersten des 
Lagerbehälters zur Folge hat. Das aus dem Behälter austretende Flüssiggas verbrennt 
schlagartig unter Freisetzung einer hoher Wärmeenergie und unter Bildung einer 
starken Druckwelle im Umkreis der Explosionsstelle. Der Behälter wird dabei zumeist 
in mehrere Einzelteile zerrissen, welche u. U. hunderte Meter weit weg geschleudert 
werden können. Dieses Szenario wird als das „Bersten eines Behälters mit siedendem 
Medium“ bezeichnet (BLEVE).77 
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Die Szenarien „UVCE“ und „BLEVE“ wurden u. A. für den Flüssiggasbereich von 
Experten des Brand- und Explosionsschutzes mittels tauglicher Computerprogramme 
sehr realitätsnahe und praktikabel modelliert, sodass diese Modelle heute eine 
wissenschaftlich fundierte und gut reproduzierbare Aussagekraft für die Bewertung 
von gefährlichen Auswirkungen wegen der Lagerung und der nicht ganz 
ungefährlichen Umfüllprozesse in Flüssiggasbetrieben haben. In komplexeren 
Industrieanlagen (Produktionsanlagen) sind dies darüber hinaus oftmals 
weiterreichende Analysen über die Organisation, wie die Gestaltung und die 
Funktionalität der Aufbau- und Ablauforganisation, sowie die verschiedenen 
Aufzeichnungen, z. B. mittels Prüflisten, woraus ebenfalls gezielt Daten zur 
Einschätzung von Risiken zu erhalten sind.78 Die zu setzenden organisatorischen und 
technischen Mindestmaßnahmen auf Basis der Sicherheitsanalyse hat der jeweilige 
Betrieb gesetzlich verpflichtend innerhalb eines behördlicherseits vorgegebenen 
Zeitraumes umzusetzen. Im Kontext des Sicherheitsmanagements von Anlagen wird 
oftmals auch der Begriff der Risikopolitik erwähnt, unter der die „Summe von 
Maßnahmen und Handlungen“ zu verstehen ist, die ergriffen oder gesetzt werden, um 
das Schadensausmaß zu begrenzen und die Eintrittswahrscheinlichkeit von Störfällen 
zu vermindern.79 
 
2.21 Risikopolitik und Risikopräferenz in Unternehmen 
Die jeweilige Risikopolitik80 eines Unternehmens setzt somit auch in erheblichem 
Umfang die Rahmenbedingungen für ein gutes oder weniger gutes Risikomanagement. 
Die gesetzten Maßnahmen hängen damit auch sehr stark von der Risikopräferenz der 
Entscheidungsträger im Management eines Unternehmens ab und können daher von 
Unternehmen zu Unternehmen durchaus sehr unterschiedlich ausfallen. Die 
Risikopräferenz im Risikomanagement kann in Analogie zum Verhalten von 
Unternehmungen im Bereich von betrieblichen Umweltschutzmaßnahmen gebracht 
werden. Wie die verschiedenen Reaktionsmuster von Unternehmern oder 
entscheidungstragenden Managern von Betrieben zum Thema Umweltmanagement 
und Umweltschutzauflagen zeigen, wird dieses zunächst und zuallererst nur als 
erhebliches betriebswirtschaftliches Ärgernis betrachtet, welches den normalen 
Produktionsprozess stört.81 Zumeist werden in derartigen Unternehmungen gerade nur 
die gesetzlichen Mindestanforderungen an Sicherheitsmaßnahmen umgesetzt. Hierzu 
sei vor allem auch auf Besonderheiten in der Risikopräferenz82 neoliberalistisch 
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orientierter Führungskräfte hingewiesen. Unternehmer und Topmanager als oberste 
Entscheidungsträger von Firmen, insbesondere solcher Unternehmen, welche das 
Wertesystem des Neoliberalismus83 manifestieren, werden in der einschlägigen 
Fachterminologie auch als so genannte „Geld-Menschen“ bezeichnet. Die Geld-
Menschen werden in erster Linie charakterisiert durch die Denk- und 
Handlungsschemata nach den Prinzipien des neoliberalistischen Wertesystems. Sie 
stehen zum freien Wettbewerb und für die Entfaltung der Leistungsfähigkeit des 
Einzelnen und sind absolute Gegner der Umklammerung der Bürger durch den Staat 
(Behörden, Parteien). Um gesteckte Ziele zu erreichen, muss nach dieser Auffassung 
schon einmal die Grenze zwischen dem, was erlaubt ist, und dem, was verboten ist, 
überschritten werden. Darüber hinaus wird das Operieren jenseits der Legalität oftmals 
als notwendiges Übel auf dem Weg zum Erfolg und zur Erreichung persönlicher Ziele 
angesehen. Die geforderte oder persönlich angestrebte Zielerreichung verlangt 
bestimmte Entscheidungen, selbst wenn diese mit der persönlichen Ethik des bspw. 
Topmanagers eines Unternehmens kollidieren, was dazu führen kann, dass eben aus 
finanziellen Überlegungen heraus einfach bestimmten Umweltschutz- oder 
Sicherheitsauflagen nicht mehr Genüge getan wird. Werden Geld-Menschen in die 
Enge getrieben, sodass für diese die Situation entsteht „Entweder ich oder der andere“, 
wenn es um sein Überleben im Unternehmen geht, z. B. unter dem Motto „Wenn ich 
die Kosten nicht reduziere, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht unter Druck 
setze, die Produktion nicht ins Ausland verlege, die Umwelt- und/oder die 
Sicherheitsstandards nicht reduziere, macht es eben ein anderer und ich bin meinen 
Job los“,84 ist deren Bereitschaft hohe Risiken, bspw. durch Einsparungen bei 
erforderlichen Investitionen im Sicherheitsbereich, einzugehen, sehr hoch.85 
Um hier wieder zur Grundthematik zurück zu kehren, kann daher angemerkt werden, 
dass die Risikobereitschaft bei heftig unter Druck geratenen Managern äußerst hoch, 
sodass hier sicherheitsrelevante Maßnahmen, welche oftmals mit hohen 
Investitionskosten verbunden sind, gerne hinausgezögert oder überhaupt 
zurückgehalten werden. Der persönliche Vorteil für den einzelnen Manager, ein 
bestimmtes Budgetziel zu erreichen, wird einem wichtigen mittelbaren Schutzziel für 
die Erhaltung der Sachvermögenswerte des Betriebes vorgezogen – ebenso wie die 
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer oder Anrainer bzw. unter Umständen der 
Umwelt. Dies bedeutet somit eindeutig eine Erhöhung der Bereitschaft, mehr Risiko 
einzugehen, je nach der ökonomischen Situation der Unternehmung und den 
Zielvorgaben durch die Topmanager in der Konzernleitung. Je kleiner also der 
monetäre Spielraum wird, desto höher wird zumeist die Risikobereitschaft sein. Da 
nun die Risikoakzeptanz auch sehr von den Bedürfnissen, Wertvorstellungen, 
Interessen, kurz der Unternehmenskultur hinsichtlich Risikoakzeptanz der 
Entscheidungsträger abhängt, ist es umso wichtiger, Möglichkeiten für eine 
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praktikable Risikobewertung als Basis für ein rational begründbares 
Risikomanagement zur tauglichen Reduktion von Gefährdungspotenzialen 
vorzusehen.86 
 
Anlagenausfälle, verursacht durch Industrieunfälle wie beispielsweise Brand, 
Explosion, Stoffaustritte in flüssiger Form in das Erdreich oder in das Grundwasser 
bzw. in angrenzende Gewässer, wie Bäche, Flüsse oder Seen, sowie im gasförmigen 
Zustand als Gas- oder Aerosolwolken bzw. in Form von Dampf-, Staub- oder 
Rauchwolken in die Atmosphäre (diese werden bei den so genannten „IPPC-
Betriebsanlagen“ genau erfasst und bewertet, Richtlinie 96/61/EG87), sind besonders 
bei den in der gegenständlichen Arbeit betrachteten Betrieben mit einem hohen 
Gefährdungspotenzial durch Lagerungen und Manipulationen von gefährlichen 
Stoffen oder Zubereitungen von ganz besonderer Priorität, die das Risiko vor allem 
durch das mögliche gewaltige Ausmaß der Schäden erheblich erhöht. Geht man von 
einem Unternehmen der Grundstoffindustrie, der Mineralölindustrie oder der 
chemischen Industrie aus, welche dem Abschnitt 8a der GewO 1994 unterliegen, so 
kann hier eine Umweltschädigung, wie bspw. eine Grundwasserverseuchung, wegen 
der großen Lagermengen ein weitaus höheres Maß annehmen, als dies bei kleineren 
Betriebsanlagen üblicherweise der Fall sein wird. Zweifellos ist es aber hier in den 
letzten Jahren bei fast allen Betrieben zu einer Erhöhung der Einsicht in die 
Notwendigkeit eines verstärkten Umweltschutzes und zu erhöhten 
Sicherheitsmaßnahmen gekommen. Niemand bestreitet heute mehr die moralisch-
ethnische Verpflichtung unserer Generation, unseren Kindern und Enkelkindern noch 
eine lebenswerte Umwelt zu hinterlassen. Nichtsdestotrotz sollte aber nicht vergessen 
werden, dass flächendeckende und weit reichende Sicherheits- und 
Umweltmaßnahmen auf das Niveau eines akzeptablen Mindeststandards vielfach in 
den Unternehmen nur durch zwingende gesetzliche Vorschriften und unter dem 
kräftigen Einsatz hoheitlicher verwaltungsbehördlicher Gewalt umgesetzt werden 
konnten.88 
 
Grundsätzlich kann jedoch dazu ausgeführt werden, dass ein betriebliches 
Risikomanagement auf hohem Schutzniveau auf Basis geeigneter Sicherheitsanalysen 
und getätigten technischen und organisatorischen Maßnahmen zur Minimierung der 
Gefahr von Industrieunfällen im Hinblick auf die nachhaltige Existenzsicherung von 
Unternehmungen unbedingt erforderlich ist. Der sichere, störungs- und 
unterbrechungsarme Ablauf von betrieblichen Prozessen in Produktions- oder 
Lageranlagen ist für den mittel- bis langfristigen wirtschaftlichen Erfolg von 
Unternehmen im gewerblichen und industriellen Bereich unverzichtbar. 
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Gegenständlich betrachtete Betriebe, die ein erhöhtes Risikopotenzial aufgrund von 
Gefährdungen durch die eingesetzten, gelagerten oder manipulierten Stoffe aufweisen 
sowie dieses höhere Risiko wegen einer besonderen Betriebsweise zu verzeichnen 
haben, sind hier besonders gefordert, Maßnahmen über das normale Maß hinaus zum 
Schutz der dort beschäftigten Personen, der Anlagen und der Umwelt zu treffen. Zu 
dieser Thematik wurden in den letzten Jahrzehnten in ganz Westeuropa weit reichende 
gesetzliche Vorschriften und Schutznormen für Mensch und Umwelt geschaffen, die 
hier mit zwingendem gesetzlichen Charakter bestimmte sicherheits- und 
umweltschutztechnische Mindeststandards für Unternehmungen vorschreiben. In 
einigen Fällen waren leider immer erst Großunfälle mit hohen Schadensausmaßen an 
Mensch und Natur der Anlass für verschärfte gesetzliche Vorschreibungen von 
Sicherheitsmaßnahmen für Unternehmungen, z. B. nach den schweren Giftgasunfällen 
in Seveso, Italien 1976, und Bhopal, Indien 1984. Vor allem im Einzugsbereich der 
chemischen Industrie, wo bei vielen Stoffen und Zubereitungen spezifische Risiken im 
Umgang damit und potenzielle Schäden an Mensch und Natur als innewohnend 
anzusehen sind, sind die größten Anstrengungen in Richtung eines funktionierenden 
und effektiven Risikomanagements gemacht worden, wo die gesetzten Maßnahmen in 
vielen Unternehmungen oftmals auch weit über das vom Gesetzgeber geforderte 
Mindestmaß hinausgehen. Trotzdem zeigt eine im Jahr 1999 durchgeführte Studie in 
deutschen Unternehmungen der chemischen Industrie immer noch bei 10 % der 
Betriebe Mängel im Risikomanagement, 30 % der Unternehmungen erhalten sogar das 
Urteil „unzureichend“.89 
 
Es soll damit hier nur allgemein aufgezeigt werden, dass die Thematik der 
Risikominimierung zur Erhaltung der Anlagensicherheit und damit eng verbunden der 
Schutz von Menschen und Umwelt bei Weitem noch nicht so in der Realität gelebt 
wird und gesetzliche Vorschriften nicht so umgesetzt werden, wie es der 
Gefährlichkeit mancher Stoffe und der gesamten Materie entsprechen würde. 
 
2.22 Brand- und Explosionsschutz in großen Flüssiggaslagern 
Der Lagerung und der Manipulation von brennbarem Flüssiggas in großen 
Lageranlagen kommt bezüglich des Brand- und Explosionsschutzes wegen der 
besonderen physikalisch-chemischen Stoffeigenschaften dieses Gases besondere 
Bedeutung zu. Flüssiggas (das sind die Kohlenwasserstoffgase Propan, Propen, Butan, 
Buten und deren Gemische untereinander) ist ein fossiler Brennstoff, der im Erdöl 
vorkommt und vorwiegend in der Raffinerie aus dem Rohöl gewonnen wird.90 
Flüssiggas wird in Österreich vorwiegend für Heiz-, Koch- und technische Zwecke 
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sowie neuerdings auch wieder vermehrt als alternativer Treibstoff91 für Kraftfahrzeuge 
eingesetzt. Die in Österreich als handelsübliches Flüssiggas bezeichneten 
Kohlenwasserstoffgas-Gemische sind vorwiegend Propan (Gemisch C) und Butan 
(Gemische A).92 Flüssiggas ist ein ungiftiges, aber hochentzündliches Gas, welches 
sich wegen seiner Eigenschaft der leichten Verflüssigung unter bereits geringem 
Druck und Normaltemperatur in geschlossenen Systemen (z. B. tritt dies bei Propan ab 
etwa 3,5 bar ein) sehr ökonomisch in Flüssiggasbehältern speichern und manipulieren 
lässt. Flüssiggas selbst ist eigentlich geruch- und farblos, damit jedoch ausströmendes 
Gas vom Menschen wahrgenommen werden kann, wird dem Produkt ein chemischer 
Geruchsstoff zugesetzt, der den typischen „Gasgeruch“ bewirkt (Odorierung93). 
Flüssiggas liegt in den Behältern in zwei Aggregatzuständen vor (Flüssigphase, 
Gasphase),94 wobei wegen der starken Ausdehnung der flüssigen Phase bei 
Temperaturerhöhung der Füllgrad der Flüssigphase bei oberirdischen Lagerbehältern 
nur max. 85 % des Behältervolumens ausmachen darf, bei erdgedeckten 
Lagerbehältern nur max. 90 %.95 Das Restvolumen über der Flüssigphase im Behälter 
besteht aus Gasphase und dient als Ausdehnungsraum. Flüssiggas weist in flüssiger 
Phase je nach Gemisch Dichten zwischen 500 kg/m³ (z. B. Propan bei +22 °C) und 
600 kg/m³ (z. B. Butan bei 0 °C) auf. In der Gasphase betragen die Dichten etwa 2,00 
kg/m³ (Propan) bis 2,70 kg/m³. Aufgrund des Umstandes, dass Flüssiggas in der 
Gasphase eine höhere Dichte als Luft hat (Luft ~1,30 kg/m³), wird es auch als 
Schwergas bezeichnet.96 Das Verhältnis der Volumensausdehnung bei Propan beträgt 
zwischen den beiden Aggregatzuständen Flüssigphase und Gasphase etwa 1:260, was 
zum einen bedeutet, dass in bereits relativ kleinen Behältern (Druckbehälter für 
Flüssiggas nach den Vorschriften der Druckgeräterichtlinie97 und des Kesselgesetzes98) 
große Energiemengen gelagert werden können, zum anderen jedoch für den Fall von 
Leckagen, bspw. Stoffaustritte aus flüssigphaseführenden Anlagenteilen in die 
Atmosphäre, auch große Gefährdungen wegen der zwangsläufig einhergehenden 
Bildung zündfähiger Gas-Luft-Gemische gegeben sind. Als effektive technische 
Maßnahmen zur sicheren Detektion von Flüssiggasaustritten werden jedoch in 
Gewerbe und Industrie vielfach so genannte „Flüssiggaswarneinrichtungen“ 
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(Gasmessfühler mit Auslösung von Warnsignalen nach Gasaustrittserkennung bereits 
unterhalb der Bildung von explosionsgefährlichen Gas-Luft-Gemischen, zumeist ab 
20 % UEG, iSd. FGV 2002) eingesetzt.99 
 
Dass ein störungsbedingter Flüssiggasaustritt verheerende Folgewirkungen haben 
kann, zeigte das Unglück in Mexiko City im Jahr 1984, wo es, wie schon erwähnt, 
nach einem Stoffaustritt mit nachfolgender Durchzündung der Flüssiggaswolke viele 
Tote zu beklagen gab und ein ebenfalls großer Sachschaden angerichtet wurde. Die 
Seveso-II-Richtlinie von 1996 nimmt bereits in der Einleitung auf dieses Brand- und 
Explosionsunglück in Mexiko City Bezug, sodass auf die Sicherheit von 
Flüssiggaslagern im Sinne aller Beteiligten besonderes Augenmerk zu legen ist. Der 
Gasunfall in Mexiko City zeigt auch die Problematik der gefahrengeneigten Anlagen 
in der Nähe zu Ballungsräumen auf, was ebenfalls verstärkt in die Seveso-II-RL 
Eingang gefunden hat - nämlich dass für die zukünftige Ansiedelung von solchen 
Betriebsanlagen in der Nähe von Wohngebieten teilweise Änderungen in der 
Flächennutzung der Länder (Flächenwidmungsplan) vorzunehmen sind, wobei nach 
Art und Weise der möglichen Gefährdungen aus derartigen Betriebsanlagen bestimmte 
Sicherheitsabstände zu Siedlungsgebieten einzuhalten sind.100 
Die Bestimmung der Sicherheitsabstände, so genannte „Gefährdungsradien“ oder 
„angemessene Abstände“101, sind durch Auswirkungsbetrachtungen gemäß § 2 Z 10 
IUV 2002 zu ermitteln, wobei verschiedene mögliche Annahmen von 
Gefährdungsszenarien aufgrund der Stoffeigenschaften, des Brand- und 
Explosionsverhaltens odgl. zu treffen sind. Ansiedelungen von mehreren 
gefahrengeneigten Anlagen in unmittelbarer Nachbarschaft wird besondere Beachtung 
beigemessen, vor allem weil es im Unglücksfalle zum so genannten „Domino-
Effekt“102 zwischen derartigen Betrieben untereinander kommen kann, wobei sich hier 
Gefahren durch störungsbedingten Stoffaustritt sowie Gefahren aus den verschiedenen 
Brand- und Explosionsszenarien in Kombination mit mehreren unterschiedlichen 
Stoffen zu einer erheblichen Größe ausweiten können. Als Beispiel sei hier genannt, 
wenn ein Chemiebetrieb neben einem großen Flüssiggaslager steht, worauf auch im 
Laufe dieser Arbeit auf eine konkrete Situation näher eingegangen wird. Im Abschnitt 
8a der GewO 1994 (§ 84a Abs. 2 GRNovelle 2000) ist festgelegt, ab welcher 
Lagermenge eine Betriebsanlage den Vorschriften aus der Industrieunfallverordnung 
unterliegt bzw. es sind zwei Mengenschwellen angeführt, auf Basis dieser in der IUV 
teilweise verschiedene gesetzliche Vorschriften zu erfüllen sind. Die 
                                              
99
  Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit und des Bundesministers für Verkehr, Innovation und 
Technologie über Lagerung, Abfüllung, Umfüllung und Verwendung von Flüssiggas (Flüssiggas-Verordnung 2002 – FGV), 
BGBl. Teil II Nr. 446/2002, § 89 Abs. 3 
100
  Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 9. Dezember 1996 zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen mit 
gefährlichen Stoffen, Artikel 12 
101
  BUNDESLÄNDER-ARBEITSKREIS SEVESO: Empfehlungen zur Ermittlung von angemessenen Abständen für die 
Zwecke der Raumordnung, des Katastrophenschutzes und der Domino-Effekte (Österreich), Graz 2002, S. 10 
102
  Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 9. Dezember 1996 zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen mit 
gefährlichen Stoffen, Artikel 8 






Mengenschwellen für die Lagerung von Flüssiggas sind in der GewO 1994 idgF. 
zwischen 50 t und weniger als 200 t (Schwelle 1) und ab 200 t aufwärts (Schwelle 2) 
festgelegt. Im Anhang 5 der GewO 1994 (GRNovelle 2000) Teil 1 „Namentlich 
genannte Stoffe und Zubereitungen“ Ziffer 14 der Tabelle sind „Hochentzündliche 
verflüssigte Gase und Erdgas“ angeführt, wo auch das Flüssiggas dazugehörig ist.103 
Der Betriebsinhaber eines Flüssiggaslagers ab 50 t Lagermenge ist daher gesetzlich 
verpflichtet ein Sicherheitskonzept gemäß § 84c Abs. 4 GewO 1994 zu erstellen. Im § 
3 Abs. 1 IUV 2002 wird dazu detailliert ausgeführt, dass dieses aus einer nicht 
standortbezogenen zusammenfassenden Darstellung der Gesamtziele und allgemeinen 
Grundsätze des Betriebsinhabers in sicherheitstechnischer Hinsicht zu bestehen hat. 
Mit dem Sicherheitskonzept soll durch geeignete Mittel, Organisation und 
Managementsysteme ein hohes Schutzniveau für Mensch und Umwelt sichergestellt 
werden. § 3 Abs. 2 IUV 2002 legt fest, dass der Betriebsinhaber die Umsetzung des 
Sicherheitskonzepts spezifisch für jeden Betriebsstandort nachweisen muss. 
Der Nachweis der Umsetzung besteht 
1. für Schwelle-1-Betriebe in einer geschlossenen Dokumentation entsprechend den 
Festlegungen gemäß Abs. 1 Z 1 bis 7; Umfang und Inhalt des Nachweises müssen 
den Erfordernissen des Einzelfalls angepasst sein 
2. für Schwelle-2-Betriebe in der Vorlage des Sicherheitsberichts (§ 5) und im 
Vorhandensein des internen Notfallplans (§ 10) und des Sicherheits-
managementsystems (§ 11) 
Für einen Schwelle-2-Betrieb (bspw. ab 200 t Flüssiggas) bestehen über die 
Anforderungen für einen Schwelle-1-Betrieb hinaus zusätzlich die Verpflichtungen, 
einen Sicherheitsbericht gemäß § 5 IUV 2002 zu erstellen, einen internen 
Notfallplan gemäß § 10 IUV 2002 zu erarbeiten sowie ein Sicherheits-
managementsystem nach § 11 IUV einzuführen. Ebenfalls ist ein Schwelle-2-
Betrieb verpflichtet, die Öffentlichkeit über Sicherheitsmaßnahmen und das 
Verhalten bei einem Industrieunfall zu informieren (vgl. § 13 IUV 2002).104 
 
Der Gesetzgeber schreibt generell Betrieben, welche dem Abschnitt 8a der GewO 
unterliegen und in den Geltungsbereich der IUV fallen, folgende Vorschriften vor: 
• § 6 IUV 2002: Beschreibung des Betriebs und seiner Umgebungsverhältnisse 
• § 7 IUV 2002: Gefahrenquellen 
• § 8 IUV 2002: Darstellung der Maßnahmen zur Verhütung von Industrieunfällen 
oder zur Begrenzung der Folgen von Industrieunfällen 
• § 9 IUV 2002: Auswirkungsbetrachtungen 
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  Gewerbeordnung (GewO 1994), BGBl. Nr. 194/1994 idF. BGBl. Teil I Nr. 84/2006, Anhang 5, Teil 1 
104
  Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit, mit der nähere Bestimmungen betreffend die Beherrschung 
der Gefahren bei schweren Unfällen in Betrieben erlassen werden und Verordnung des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, mit der nähere Bestimmungen betreffend die Beherrschung der Gefahren 
bei schweren Unfällen in Abfallbehandlungsanlagen erlassen werden (Industrieunfallverordnung – IUV), 
BGBl. Teil II Nr. 354/2002, § 3 






Diese genannten gesetzlichen Vorschriften sind die Grundlagen für die Errichtung und 
den gesetzeskonformen Betrieb für Flüssiggaslager ab einer Lagermenge von 50 t. 
 
2.23 Gefährdungsradien auf Basis von „Worst Case“-Szenarien 
Ein wesentlicher Punkt zur Erarbeitung von Maßnahmen zur Verhütung von 
Industrieunfällen oder zur Begrenzung der Folgen von Industrieunfällen, insbesondere 
auch in Flüssiggaslagern, sind die Auswirkungsbetrachtungen unter Heranziehung 
möglicher Unfallsszenarien („Dennoch-Störfall“105) bedingt durch Stoffaustritt, Brand, 
Explosion oder mögliche Hitzeeinwirkung auf Flüssiggasbehälter. Ein geeignetes 
Mittel der Wahl zur Ermittlung von „angemessenen Abständen“ von bzw. zu „Seveso-
Betrieben“, hier im Speziellen von Flüssiggaslagern, sind idR. so genannte 
Referenzszenarien. Die Erstellung bzw. Berechnung derartiger Szenarien, vor allem 
für schwere Unfälle mit gefährlichen Stoffen, hatte bis zum Inkrafttreten der Seveso 
II-RL in Österreich keine Tradition, deshalb war es notwendig, sich auf EU- und 
internationaler Ebene zu orientieren. Damit beschäftigte sich in Österreich ein mit 
namhaften Experten besetzter Arbeitskreis, der „Bundesländer-Arbeitskreis Seveso“, 
welcher Empfehlungen für die Berechnung von Referenzszenarien zur Ausbildung 
angemessener Schutzabstände vorgab. In einer Grundsatzentscheidung wurde in 
diesem Arbeitskreis festgelegt, einen deterministischen Ansatz zu wählen und somit 
grundsätzlich „Worst Case“-Szenarien anzusetzen. Der Rückgriff auf probabilistische 
Ansätze, namentlich Datenbasen betreffend Versagenswahrscheinlichkeiten von 
Komponenten u. Ä. erscheint nicht tunlich, da nach Auffassung der Arbeitsgruppe zu 
wenig verlässliches Zahlenmaterial vorliegt. Im Übrigen haben auch die großen 
Industriekatastrophen in der früheren und der jüngeren Vergangenheit drastisch vor 
Augen geführt, dass der worst case niemals zur Gänze ausgeschlossen werden kann 
und es vor allem für Fragen der vorausschauenden und langfristigen Planung 
jedenfalls geboten erscheint, Berechnungen „auf der sicheren Seite“ anzustellen. Die 
nun im Folgenden übernommenen Ausführungen und Berechnungsempfehlungen des 
„Bundesländer-Arbeitskreises Seveso“ sind daher in diesem Lichte zu sehen.106 
 
2.24 Empfehlung des Bundesländer-Arbeitskreises Seveso 
Die vom österreichischen Bundesländer-Arbeitskreis Seveso in seinen Sitzungen vom 
November 2001, März und Oktober 2002 angenommene Empfehlung für die 
Berechnung von Referenzszenarien für angemessene Abstände für die Zwecke der 
Raumplanung, des Katastrophenschutzes (Notfallplanung) und der Ermittlung von 
Domino-Effekten hat nachfolgenden Inhalt: 
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  STÖRFALL-KOMMISSION BEIM BUNDESMINISTER FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND REAKTORSICHERHEIT: 
SFK-GS-26 Abschlußbericht – Schadensbegrenzung bei Dennoch-Störfällen, Köln 1999, S. 6 
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  BUNDESLÄNDER-ARBEITSKREIS SEVESO: Empfehlungen zur Ermittlung von angemessenen Abständen für die 
Zwecke der Raumordnung, des Katastrophenschutzes und der Domino-Effekte (Österreich), Graz 2002, S. 8 






Immissionsrichtwerte für Abstandsberechnungen nach Artikel 12 der Seveso II-RL: 
Substanz Szenario Auswirkung Domino Umgebung 
Verflüssigte 
brennbare Gase 




















Explosion der größten 
Zusammenlagerung 






Durchmesser (DN 250) 
über 10 min. 
Druckwelle 0,100 bar 0,025 bar 
Toxische Gase 
und Dämpfe 
Freisetzung über einen 
25-cm-Durchmesser 





Tab. 4: Immissionsrichtwerte für Abstandsberechnungen 
Quelle: BUNDESLÄNDER-ARBEITSKREIS SEVESO: Empfehlungen zur Ermittlung von angemessenen Abständen für die 
Zwecke der Raumordnung, des Katastrophenschutzes und der Domino-Effekte (Österreich), Graz 2002, S. 12 
 
Um eine möglichst einheitliche Anwendung obiger Szenarien zu gewährleisten, 
wurden vom Arbeitskreis folgende Randbedingungen festgelegt (hier nur der Auszug 
Flüssiggas betreffend):108 
• Trümmerflug hat hinsichtlich der Auswirkungen in der Regel nur punktuellen 
Charakter. 
• Bei Ausbreitungsrechnungen werden grundsätzlich neutrale bis stabile 
Ausbreitungsbedingungen betrachtet. 
• Aktive Sicherheitsmaßnahmen: Dies sind Sicherheitsmaßnahmen, deren 
Wirkungsweise auf der Messung oder der Anzeige eines durch einen 
Parameter gekennzeichneten Betriebszustandes beruht und die durch einen 
selbsttätig wirksamen oder einen manuellen Eingriff aktiviert werden. Aktive 
Sicherheitsmaßnahmen sind also solche, die ein vergleichsweise höheres 
Versagensrisiko besitzen, weil sie entweder eine komplexe technische 
Ausführung erfordern oder auf manuellen Eingriffen beruhen (Gefahr von 
Bedienungsfehlern). 
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  IDLH: Immediately Dangerous to Life or Health (jene Konzentration, bei der auch ohne Atemschutzgerät die Flucht 
innerhalb von 30 Minuten möglich ist, ohne irreversible gesundheitliche Effekte zu verursachen) 
QUELLE: NATIONAL INSTITUTE FOR OCCUPATIONAL SAFETY AND HEALTH, USA, in: 
http://www.cdc.gov/niosh/idlh/intridl4.html, vom 16.7.2007 
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  BUNDESLÄNDER-ARBEITSKREIS SEVESO: Empfehlungen zur Ermittlung von angemessenen Abständen für die 
Zwecke der Raumordnung, des Katastrophenschutzes und der Domino-Effekte (Österreich), Graz 2002, S. 12-14 






• Passive Sicherheitsmaßnahmen: Dies sind im Umkehrschluss dem gemäß u. a. 
Auffangwannen und ähnliche Rückhaltesysteme, druckstoßfeste 
Ausführungen der Umschließung, Einhausungen, Brandschutzbeschichtungen, 
Erdwälle und Umwehrungen, Sicherheitsventile, Rohrbruchsicherungen, 
Rückschlagklappen und Berstscheiben. 
• Ein BLEVE ist bei Vorhandensein von passiven Sicherheitseinrichtungen oder 
Einhaltung von Schutzabständen gemäß Druckbehälter-Aufstellungs-
Verordnung nicht anzusetzen, sofern für mobile Brandlasten (z. B. 
Straßentankwagen) nicht pauschal 5 m Abstand angesetzt werden, sondern 
ebenfalls durch Berechnung ein entsprechender Abstand nachgewiesen wird 
und wenn diese passiven Sicherheitseinrichtungen eine Beaufschlagung der 
Behälter mit zu großer Wärmestrahlung verhindern. Für die Spezialfälle 
Eisenbahnkesselwagen und Straßentankwagen gilt dies sinngemäß mit der 
Einschränkung, dass diese Behälter kein Sicherheitsventil besitzen und daher 
die zulässige Wärmeeinstrahlung auf die Behälter geringer anzusetzen ist. 
• Wenn der BLEVE aufgrund des Vorhandenseins passiver 
Sicherheitseinrichtungen nicht anzunehmen ist, ist ein UVCE wie bei einer 
explosionsgefährlichen Gas-/Dampfwolke anzusetzen. 
• Beim UVCE wird eine Eingriffszeit von 10 min. angesetzt, die Zündung der 
Gaswolke erfolgt jedoch schon nach 60 sek. an der Austrittsstelle, wobei die 
gesamte ausgetretene Gasmenge zur Explosion beiträgt. Der 
Verdämmungsfaktor ist anlagenbezogen festzusetzen.109 
 
Als schädigende Auswirkungen auf Menschen, Einsatzdienste, Bauten oder 
Anlagenteile wurden vom Bundesländer-Arbeitskreis Seveso, im Speziellen auf 
Flüssiggaslager zutreffend, die Druckwelle und die Hitzestrahlung berücksichtigt. 
Bezüglich des Drucks werden für die Belange der Raumplanung als Grenzwerte für 
die Umgebung international 20-50 mbar angegeben. In Österreich wurde vom 
Bundesländer-Arbeitskreis Seveso der Grenzwert mit 25 mbar festgelegt. Für die 
Betrachtung des „Domino-Effekts“ (Auswirkungen von einem Seveso-Betrieb auf den 
benachbarten) sind erst Drücke über 100 mbar maßgebend. 
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  BUNDESLÄNDER-ARBEITSKREIS SEVESO: Empfehlungen zur Ermittlung von angemessenen Abständen für die 
Zwecke der Raumordnung, des Katastrophenschutzes und der Domino-Effekte (Österreich), Graz 2002, S. 12 ff. 






Tabelle mit Beispielen: 
Überdruck 
[mbar] 
Auswirkungen auf Menschen 
6 Orkan mit Windstärke 12 
10 Windstoß reißt stehende Personen um 
30 leichte Verletzungen durch Glassplitter 
170 1 % Trommelfellriss 
300 Tote und Verletzte innerhalb von Bauten durch Einsturz 
480 70 % Tote und Verletzte im Freien 
2000 99 % Lungenriss 
 Auswirkungen auf Bauten und Anlagenteile 
2 Brechen großer Fensterscheiben möglich 
10 Standardwert für Fensterbruch 
30 begrenzte, kleine strukturelle Schäden 
60 99 % aller Fensterscheiben zerbrochen 
70 teilweise Zerstörung von Häusern, Einsturzgefahr 
170 50 % Zerstörung des Mauerwerks von Häusern 
210-280 Zerstörung von Leichtbauten, Aufreißen von leeren Erdöltanks 
340-410 totale Zerstörung von Häusern 
Tab. 5: Auswirkungsbetrachtung – Druckwelle 
Quelle: BUNDESLÄNDER-ARBEITSKREIS SEVESO: Empfehlungen zur Ermittlung von angemessenen Abständen für die 
Zwecke der Raumordnung, des Katastrophenschutzes und der Domino-Effekte (Österreich), Graz 2002, S. 15 
 
Bezüglich der Wärmestrahlung werden für Belange der Raumplanung als Grenzwerte 
für die Umgebung international 1,5-3,0 kW/m² angegeben. In Österreich wurde vom 
Bundesländer-Arbeitskreis Seveso 2,0 kW/m² vereinbart. Der „Domino-Effekt“ ist erst 
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  BUNDESLÄNDER-ARBEITSKREIS SEVESO: Empfehlungen zur Ermittlung von angemessenen Abständen für die 
Zwecke der Raumordnung, des Katastrophenschutzes und der Domino-Effekte (Österreich), Graz 2002, S. 12 






Tabelle mit Beispielen: 
Wärmestrahlung 
[kW/m²] 
Auswirkungen auf Menschen 
1 maximale Sonneneinstrahlung 
1,5 auch bei längerer Exposition keine nachteiligen Auswirkungen 
4,5 Blasenbildung nach 20 sek. 
12,5 Verbrennungen 1. Grades nach 10 sek. 
36 Verbrennungen 3. Grades nach 10 sek. 
 Auswirkungen auf Einsatzdienste 
4,5 Feuerwehreinsatz ohne gekühlte Anzüge 
8 Einsatz kurzzeitig in gekühlten Anzügen 
12,5 Tanks können durch Kühlung gehalten werden 
36 Tanks können trotz Kühlung nicht gehalten werden 
 Auswirkungen auf Bauten und Anlagenteile 
2 Zerstörung von Lackschichten auf Holz nach 30 min. 
4,5 Zündung von Dachpappe bei Flammenkontakt 
12,5 Bersten von Glasscheiben nach 10 min. 
25 Zündung von Holz ohne Flammenkontakt 
30 Verformung von Stahlprofilen nach 30 min. 
100 Zündung von mit Aluminiumplatten abgedeckter Dachisolation, Versagen 
tragender Stahlprofile nach 20 min. 
Tab. 6: Auswirkungsbetrachtung – Wärmestrahlung 
Quelle: BUNDESLÄNDER-ARBEITSKREIS SEVESO: Empfehlungen zur Ermittlung von angemessenen Abständen für die 
Zwecke der Raumordnung, des Katastrophenschutzes und der Domino-Effekte (Österreich), Graz 2002, S. 16; 
vergleiche dazu auch 
SOMMERFELD, H.: Brand- und Explosionsschutz als Bestandteile des Risikomanagements, Stuttgart 1998, S. 78 
 
2.25 Ansätze und Rechenmodelle für UVCE und BLEVE 
Für die Industrieunfall-Szenarien bei störungsbedingter Freisetzung von Flüssiggas mit 
einer nachfolgenden Gaswolkenexplosion oder das Behälterbersten nach 
Unterfeuerung eines Flüssiggasbehälters wurden von namhaften Experten des Brand- 
und Explosionsschutzes verschiedene praktische Versuche durchgeführt und daraus 
taugliche Rechenmodelle entwickelt, welche die Realität annähernd abbilden sollen. 
Diese zumeist computerunterstützten Störfallmodelle mit teilweise veränderbaren 
Annahmen für Umgebungsbedingungen in der Eingabemaske bilden die Basis der 
modernen Auswirkungsbetrachtung in Planung und Bau von großen 
Flüssiggaslageranlagen. Im Folgenden wird kurz auf die physikalischen Grundlagen 
von Gasexplosionen eingegangen und ebenfalls werden gängige Computermodelle für 
verschiedene Störfallszenarien vorgestellt. 
 
 






2.251 Flüssiggasaustritte (Leckagen) 
Im Auftrag des Bayerischen Landesamtes für Umweltschutz im Jahr 1988 beschäftigte 
sich Professor Strohmeier damit, hypothetische Leckagengrößen drucktragender 
Wandungen in Rohrleitungen zu konkretisieren. Er berechnete abschätzungsweise 
mithilfe der Bruchmechanik die Größe von Rissen in Rohr- oder Behälterwänden und 
die möglichen Leckgrößen an Flanschverbindungen. Er geht davon aus, dass bei den in 
verfahrenstechnischen Anlagen verwendeten zähen metallischen Werkstoffen und bei 
sachgerechter Fertigung und Qualitätskontrolle ein so genanntes „Leck-vor-Bruch“-
Verhalten vorliegt, womit ein spontanes Bauteilversagen, wie etwa der Vollabriss 
einer Rohrleitung oder ein Behälterbersten, nicht zu unterstellen ist. Die von ihm mit 
einem Potenzansatz beschriebene Beziehung zwischen der Leckfläche und der 
Nennweite von Rohrleitungen wird in Fachkreisen auch als das „Strohmeier-Leck“ 
bezeichnet. Die Gleichung bezieht sich streng genommen auf Flanschleckagen, es 
kann aber im Allgemeinen davon ausgegangen werden, dass damit auch Risse in 
drucktragenden Wandungen von bspw. Behältern abgedeckt sind. Nicht abgedeckt 
durch die Beziehung sind etwa andere Leckmechanismen, wie z. B. Leckagen an einer 
Pumpe mit Gleitringdichtung, Aufreißen eines Schlauches und mechanische 
Beschädigung von Kleinleitungen.111 
Die Abschätzung der ungefähren Flüssiggasmenge, die aus einem derartigen Leck 
austreten kann, ist ein oftmals strittiges Thema im Expertenkreis, da bereits schon der 
Freisetzungsquerschnitt nicht klar definiert werden kann. Unterstellt wird jedoch 
grundsätzlich ein Austritt von Flüssiggas in flüssiger Phase. In der TRB 801. Anlage 
Nr. 25 wird von einem allgemeinen zugeschnittenen und von den meisten Experten 
akzeptierten Ansatz über die Leckrate ausgegangen.112 
 
2.252 Gaswolkenexplosionen 
Nach dem Auftreten einer Leckage mit größerem Querschnitt und damit hohen 
Austrittsmengen an Flüssiggas beginnt sich um diese Austrittsstelle herum eine 
Gaswolke auszubilden, welche sich je nach dem weiteren Verlauf der Ereignisse 
entweder als ungezündete Gaswolke ausbreitet oder, im Falle einer vorhandenen und 
bezüglich Zündtemperatur und Zündenergie ausreichend starken Zündquelle, sowie 
bei Vorliegen eines zündfähigen Gas-/Luftgemisches in dieser Gaswolke, diese zum 
Durchzünden und zum Abbrennen gebracht wird. Für den Fall des störfallbedingten 
Austrittes und Abbrennens oder Explodierens einer Flüssiggaswolke im Freien kommt 
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  KÖGEL, L., SCHOLZ, A.: Anlagensicherheit - Störfallszenarien im Rahmen des Sicherheitsberichts nach Störfall-
Verordnung, in: TÜ Bd. 43 (2002) Nr. 3 März, München 2002, S. 47, 
TÜ Bd. 43 (2002) Nr. 3 März, Anlagensicherheit, Störfallszenarien, in: 
http://www.netinform.de/DG/Recherche/HM/pdf/Stoerfallszenarien.pdf, vom 14.4.2005, vergleiche dazu auch 
KURTH, K., MISCHNER, J., JUCH, T.: Flüssiggasanlagen: Entwurf, Planung und Optimierung, Berlin 1999, S. 426 ff. 
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  Anlage zur TRB 801 Nr. 25: Technische Regeln zur Druckbehälterverordnung. Druckbehälter: 
Flüssiggaslagerbehälteranlagen. Ausgabe Dezember 1991 idF. vom Januar 1996, zuletzt geändert durch Bek. des BMA 
vom 2. Juni 1997 






es zu einer Verbrennung mit hoher Flammengeschwindigkeit von einigen Metern pro 
Sekunde oder es kommt unter Umständen zu einer stark druckemittierenden Explosion 
der durch gezündeten Gaswolke. Wenn Flüssiggas aus einem Behälter oder aus einer 
lecken Rohrleitung in flüssiger Phase austritt, ändert es umgehend den 
Aggregatzustand und geht wegen der Druckentlastung auf den Atmosphärendruck 
sofort in die Dampfphase über. Der Dampfdruck von Flüssiggas ist je nach Gasart und 
Gastemperatur etwas unterschiedlich, wobei z. B. Propan bei einer Gastemperatur von 
+20 °C einen Dampfdruck von etwa 7,35 bar aufweist und Butan unter gleichen 
Temperaturbedingungen nur etwa 1,09 bar Druck in einem geschlossenen System 
aufbaut.113 Anzumerken ist aber unbedingt, dass das entstehende Volumen der 
Gaswolke pro Zeiteinheit nach einem Austritt aus der Flüssigphase wegen des 
physikalisch bedingten Ausdehnungsverhältnisses von zirka 1:260 zwischen Gasphase 
und Flüssigphase jedenfalls naturgemäß wesentlich größer ist.114 Die bestimmende 
Größe bei Gaswolkenexplosionen bezüglich der gefahrbringenden Einwirkung auf die 
menschliche Gesundheit und für die Entstehung von Sachschäden an Bauwerken odgl. 
ist die sich starke Druckwelle um die schnell abbrennende Gaswolke herum.115 
 
2.253 Feuerbälle beim Behälterbersten 
Die Berechnung der auftretenden Strahlungsleistung von Feuerbällen wird über das 
Stefan-Boltzmann-Gesetz hergeleitet. Dieses ist ein physikalisches Gesetz, welches die 
von einem Schwarzen Körper thermisch abgestrahlte Leistung in Abhängigkeit von 
seiner Temperatur angibt. Jeder Körper, dessen Temperatur über dem absoluten 
Nullpunkt liegt, sendet eine Wärmestrahlung aus. Ein Schwarzer Körper ist als ein 
idealisierter Körper zu verstehen, der alle auf ihn treffende Strahlung vollständig 
absorbieren kann (Absorptionsgrad = 1). Nach dem Kirchhoff’schen Strahlungsgesetz 
erreicht daher auch sein Emissionsgrad den Wert 1 und er sendet die bei der 
betreffenden Temperatur maximal mögliche thermische Leistung aus. Das Stefan-
Boltzmann-Gesetz gibt somit an, welche Strahlungsleistung P ein Schwarzer Körper 
der Fläche A und der absoluten Temperatur T emittiert.116 
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Gleichung: Stefan-Boltzmann-Gesetz [117] 
 
4
σ TAP ⋅⋅=  
 
P  Strahlungsleistung [W/m²] 
σ
  Stefan-Boltzmann-Konstante 5,67 . 10-8 [W/m²/K4] 
A  Fläche [m²] 
T  Absolute Temperatur [K] 
Anmerkung: 
Die Stefan-Boltzmann-Konstante σ  ist eine Naturkonstante. 

















Das Strahlungsgesetz, allgemein für Schwarze Körper, gibt grundsätzlich an, dass die 
Strahlungsleistung eines Schwarzen Körpers proportional zur vierten Potenz seiner 
absoluten Temperatur ist. Eine Verdopplung der Temperatur bewirkt somit, dass die 
abgestrahlte Leistung um den Faktor 16 ansteigt. Das heißt allgemein, die Strahlung 
eines Schwarzen Körpers ist proportional der Differenz zwischen der 4. Potenz der 
Strahlungstemperatur und der Umgebung. Für den Fall des BLEVE kann aber das 
allgemeine Strahlungsgesetz für Schwarze Körper nicht vollends angewendet werden, 
da beim Bersten eines Flüssiggasbehälters wegen Unterfeuerung der entstehende 
Feuerball kein als idealisiert zu sehender Schwarzer Körper ist, weil dabei nicht 
vollends die ganze Wärmeenergie abgestrahlt wird. Zum Beispiel wird im Falle von 
Butan, ähnlich ist es auch bei Flüssiggas-Propan, nur ein Anteil c, der etwa zwischen 
20 % bis 25 % der gesamten Wärmeenergie beträgt, dabei wirksam.119 
 
2.254 Ursache und Verlauf des BLEVE eines oberirdischen Flüssiggastanks 
Die Ursache für das Behälterversagen eines oberirdischen freistehenden Stahlbehälters 
für Flüssiggas ist die Flammenwirkung auf den unteren Bereich des Behältermantels. 
Diese Hitzeeinwirkung auf den Tank im Bereich der flüssigen Phase erzeugt einen 
Temperaturanstieg des Mediums und somit eine ständige Erhöhung des Dampfdrucks 
im Inneren des Behälters. Die Druckerhöhung verläuft im Allgemeinen langsam, da 
über Wärmeübertragungsvorgänge die Verdampfungswärme erst in die Flüssigkeit 
eingebracht werden muss. Der BLEVE erfolgt zumeist erst nach mehrmaligem 
Abblasen und sich danach wieder schließenden Sicherheitsventilen des 
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Flüssiggastanks, wenn der Füllstand des flüssigen Mediums im Behälter durch das 
erfolgte Abblasen bereits beträchtlich reduziert worden ist und damit die Kühlwirkung 
des siedenden Flüssiggases (flüssige Phase) auf die Behälterwandung immer geringer 
wird.120 Kritisch sind in diesem Zusammenhang die Flammen eines Freistrahles, wie 
sie sich bei Leckagen an einer Rohrleitung für brennbare Stoffe mit hohem 
Betriebsdruck ausbilden können. Der beim Austritt entstehende vollturbulente 
Produktstrahl führt zu einer starken Lufteinmischung, sodass eine vorgemischte 
Flamme hoher Wärmeleistung entsteht, welche beim Auftreten auf die Behälterwand 
zu einem guten Wärmeübergang führt. Die schlagartige Druckentspannung beim 
Aufreißen des Behälters führt zu einer raschen Verdampfung des Produkts (Flash-
Verdampfung) und die dabei erzeugte hohe Turbulenz führt zu einer starken 
Lufteinmischung in die entstehende Dampfwolke. Das nachfolgende Abbrennen des 
Feuerballs führt neben einer Druckerhöhung zu einer besonders intensiven 
Wärmestrahlung in der Umgebung.121 
 
2.26 BLEVE und UVCE – Computerprogramme für Näherungsrechnungen 
Zum Berechnen von UVCE und BLEVE, beide Szenarien sind typisch für die 
Auswirkungsbetrachtung in Flüssiggaslagern, haben namhafte Wissenschaftler fähige 
Rechenmodelle (Computermodelle122) entwickelt, wo bereits in der Modellierung auf 
die oftmals verschiedenen Umgebungsbedingungen durch Eingabemöglichkeit 
diverser Parameter eingegangen werden kann, sodass hierbei mit hoher 
Wahrscheinlichkeit eine gute Annäherung an die Realität gewährleistet ist. 
 
Liste von Rechenprogrammen (Auszug): 
• 8FEUEX: BLEVE und UVCE können mit dem PC-Programm 8FEUEX, Version 
3.0/1995 von W. Klug (Update-Version 1997 bzw. noch neuerer Versionen) 
berechnet werden (Auswirkungen von Explosionen, Feuerbällen und 
Freibränden). Das Programm ist seit 1991 in der BRD, Schweiz und in 
Österreich bei fünfzehn Behörden (Schweiz, Österreich, Deutschland), bei 13 
technischen Überwachungsvereinen (Österreich, Deutschland), bei 27 großen 
Chemiefirmen sowie bei 46 Ingenieurbüros im Einsatz. 
• EFFECTS-TNO: BLEVE und UVCE können ebenfalls mit EFFECTS 4, Version 
1997 von TNO (Niederlande) berechnet werden. Das PC-Programm EFFECTS 4 
(Computer Program for the Calculation of Physical Effects of Hazardous 
Material) stammt von der TNO Environment, Energy and Process Innovation 
und ist international anerkannt (Stand der Technik). 
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• VDI-MODELL: VDI-Modell 3783, Blatt 1 und 2 (Rechenprogramm für Blatt 
1+2 Version 2.23 von 1994). 
• ALOHA: Die ALOHA-Version 5.3.1 ist einsetzbar für Freisetzung und 
Ausbreitung von Neutral- und Schwergasen sowie Lachenverdunstung. ALOHA 
(ALOHA = Areal Locations of Hazardous Atmosphere) ist Bestandteil des 
CAMEO-Programmpakets (CAMEO = Computer-Aided Management of 
Emergency Operations), das vom Chemical Emergency Preparedness and 
Prevention Office (CEPPO) der amerikanischen Umweltbehörde EPA und dem 
National Oceanic and Atmospheric Administration Office of Response and 
Restoration (NOAA) entwickelt wurde. 
• DEGADIS: Das Programm DEGADIS (DEnse GAs DISpersion, Version 2.1 von 
1992) wurde im Auftrag der U.S. Coast Guard an der Universität von Arkansas 
für die Anwendung bei Ausbreitungsprozessen von Schwergasen entwickelt. 
• HGSYSTEM: Programmpaket HGSYSTEM von Shell Research Ltd. 
(Version 3.1) für Lachenverdunstung, Freistrahlen, Ausbreitung von Neutral- 
und Schwergasen im Nah- und Fernbereich. 
• SCHATZMANN-PROGRAMM: Programm zur Freistrahlausbreitung von Prof. 
Schatzmann (ohne Versionsangabe), das im Rahmen der TRB auch zum 
Nachweis des gefahrlosen Ableitens aus Sicherheitsventilen verwendet wurde. 
• PFÖRTNER: Modelle von H. Pförtner zu Gaswolkenexplosionen und den daraus 
resultierenden Folgewirkungen (Druckwelle, Hitzestrahlung). Deutschland, 
1975. 
• LANGRANGESCHE AUSBREITUNGSMODELLE: 
Für spezielle Fragestellungen (z. B. Strömungen um Gebäude, komplexes 
Gelände) können auch Langrange’sche Ausbreitungsmodelle (Partikelmodelle) 
zum Einsatz kommen.123 
 
2.27 Berechnungen für Sicherheitsabstände um Flüssiggaslager 
Für Flüssiggaslager, welche den Vorschriften der IUV 2002 unterliegen, werden in 
Österreich gemäß den Empfehlungen des „Bundesländer-Arbeitskreises Seveso“ 
grundsätzlich die Szenarien der unverdämmten Gaswolkenexplosion nach einem 
Stoffaustritt und für den Fall, dass oberirdische Behälter im Flüssiggaslager installiert 
sind, das Bersten eines Behälters wegen Unterfeuerung herangezogen. Bei der 
Gaswolkenexplosion führt vor allem der hohe Explosionsdruck zu Gefährdungen für 
Gesundheit, Leib und Leben der betroffenen Menschen sowie zu Schädigungen an der 
Bausubstanz in der näheren Umgebung eines derartigen Ereignisses. Es treten bei 
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solchen Explosionen Überdrücke (zuzüglich zum gegebenen Luftdruck in der 
Atmosphäre) bis 300 mbar auf, bei optimalen Bedingungen und großen Stoffmengen 
können diese teilweise sogar noch höher liegen. Das Behälterbersten mit der 
schlagartigen Durchzündung des Restinhaltes an Produkt aus dem Tank erzeugt einen 
Feuerball mit einer sehr starken Hitzestrahlung und einer hohen 
Oberflächentemperatur. Im Falle von Flüssiggas-Propan kommen die 
Verbrennungstemperaturen an der Oberfläche des Feuerballs etwa zwischen 1.100 °C 
und 1.200 °C zu liegen, wie aus einer Berechnung eines BLEVE-Szenarios im Anhang 
dieser Arbeit ersichtlich ist. Die auftretende Druckwelle und die Hitzestrahlung nach 
einem derartigen Industrieunfall im Zusammenhang mit verbrennendem oder 
explodierendem Flüssiggas nehmen mit zunehmender Entfernung vom Ereignisherd 
stark ab, sodass durch die Festlegung von bestimmten Mindestschutzabständen die 
schädigenden Auswirkungen auf Mensch und Umwelt auf ein Minimum reduziert 
werden können.124 
Im nachfolgenden Abschnitt werden beispielhaft einige für Flüssiggasgroßlager 
typische Störfall-Szenarien dargestellt, welche für die Auswirkungsbetrachtungen zur 
Ermittlung von Wirkdistanzen herangezogen werden. 
 
2.271 UVCE-Szenario: Berechnung von Wirkdistanzen (Gefährdungsradien) 
Entscheidender Faktor für das Ausmaß der Wirkdistanz beim UVCE ist die Stärke der 
auftretenden Druckwelle. Sind in einem Flüssiggaslager keine oberirdischen 
Lagertanks installiert, fällt das BLEVE-Szenario üblicherweise weg und es wird der 
Fall des Austrittes von hochentzündlichem Flüssiggas, bspw. aus einer gebrochenen 
Rohrleitung, mit anschließender schneller Verbrennung (Verpuffung) oder Explosion 
der unverdämmten Gaswolke herangezogen (UCVE). Für das UVCE-Szenario in 
Flüssiggaslagern wird üblicherweise ein Stoffaustritt nach Bruch einer 
großdimensionierten Flüssigphasen-Rohrleitung (DN 250) in der Anlage angenommen 
und ein Flüssiggasaustritt von 10 Minuten als Berechnungsbasis für die 
Austrittsmenge herangezogen.125 
 
Beispiel - UVCE nach Rohrleitungsabriss, Stoffaustritt 500 kg: 
Flüssiggas: Propan 
Produktmenge: 500 kg (Menge des explodierenden Produkts) 
 
Ergebnis lt. Tabellen (Koinig, 1999, Druckwelle): 
Druckwelle: 30 mbar (Überdruck) in 314 m Entfernung, 100 mbar in 94 m 
Entfernung (vgl. Koinig, 1999, Tabelle 5) 
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Für die Raumplanung bezüglich der Abstände zu Seveso-Betriebsanlagen hat man sich 
in Österreich auf einen zulässigen Überdruck von 25 mbar geeinigt.126 Für diesen 
angenommenen Fall des UVCE-Szenarios wird somit auf Basis des ermittelten 
Explosionsüberdruckes von 30 mbar bei 314 m ein Gefährdungsradius 
(Sicherheitsabstand) von etwa 350 m um die definierte Stoffaustrittsstelle in der 
Betriebsanlage einzuplanen sein, um den zulässigen Überdruck von max. 25 mbar 
nicht zu überschreiten. 
 
Für dieses beispielhaft angeführte Flüssiggaslager ergibt sich somit aus dem UVCE-
Szenario folgender Mindestabstand (Gefährdungsradius) iSd. Seveso-II-RL: 
 
UVCE: mindestens etwa 350 m Radius (bei ~500 kg Propan) 
 
2.272 BLEVE-Szenario: Berechnung von Wirkdistanzen (Gefährdungsradien) 
Entscheidender Faktor für das Ausmaß der Wirkdistanz beim BLEVE ist die 
auftretende Wärmestromdichte. Die Annahme ist die Unterfeuerung eines 
oberirdischen Flüssiggasbehälters aus Stahl, wo es nach längerer Flammeneinwirkung 
zum Druckanstieg des Mediums (Propan) im Tankinneren kommt. Dies führt zu 
mehrfachem Abblasen und wieder Verschließen der Sicherheitsventile, sowie kommt 
es letztlich zum Materialversagen der Behälterwandung wegen der Flammenhitze. Der 
Behälter reißt auf und zerbirst zumeist in mehrere Teile, wobei das noch im Tank 
befindliche Flüssiggas spontan in die Atmosphäre freigesetzt wird und sehr schnell 
verbrennt. Der entstehende Feuerball nach dem Bersten des Behälters hat nur eine 
kurze Lebensdauer von wenigen Sekunden, die je nach Menge des verbrennenden 
Propans unterschiedlich lang sein kann.127 
 
Beispiel - BLEVE eines OF-Behälters: 
Flüssiggas: Propan 
Produktmenge: 10.000 kg (Menge des brennenden Produkts) 
Ergebnis lt. Tabellen (Koinig, 1999, Feuerbälle): 
Hitzestrahlung: 1,5 kW/m² Wärmestromdichte in 537 m Entfernung, 4,5 kW/m² 
in 322 m, 12,5 kW/m² in 199 m (vgl. Koinig, 1999, Tabelle 1) 
Feuerball: 
Lebensdauer 9,3 sek. (vgl. Koinig, 1999, Tabelle 1) 
Durchmesser 129 m (vgl. Koinig, 1999, Tabelle 1) 
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Während die Wärmestromdichte von 1,5 kW/m² in 537 m Entfernung einer etwas 
stärkeren Sonneneinstrahlung gleichzusetzen ist und auch bei längerer Exposition für 
den Menschen keine nachteiligen Auswirkungen gegeben sind, ergibt eine 
Wärmestromdichte von 4,5 kW/m² in einer Entfernung von 322 m noch eine 
Temperatur von zirka 102 °C. Die 12,5 kW/m² in 199 m Entfernung erzeugen sogar 
eine Temperatur von etwa 212 °C, auf die Lebensdauer des BLEVE-Feuerballs von 
ungefähr 9,3 Sekunden gesehen (Strahlungsgesetz für den BLEVE-Feuerball nach T 
{Temperatur} aufgelöst). 
 
Für diesen angenommenen Fall des BLEVE-Szenarios mit einer verbrennenden 
Produktmenge von 10.000 kg Propan wird somit auf Basis der maximal zulässigen 
Hitzestrahlung von 2 kW/m² ein Gefährdungsradius (Sicherheitsabstand) von 
mindestens 500 m um den betrachteten Flüssiggasbehälter in der Betriebsanlage 
einzuplanen sein. Zu anderen Betrieben gemäß Abschnitt 8a GewO mit „Domino-
Effekt“ sind zumindest etwa 200 m einzuhalten (max. zulässige Hitzestrahlung von 
12,5 kW/m², Empfehlung in Österreich gemäß dem Bundesländer-Arbeitskreis 
Seveso). 
 
Für dieses beispielhaft angeführte Flüssiggaslager ergibt sich somit aus dem BLEVE-
Szenario folgender Mindestabstand (Gefährdungsradius) iSd. Seveso-II-RL: 
 
BLEVE: mindestens etwa 500 m Radius (bei ~10.000 kg Propan) 
 
Einige weitere beispielhaft aufgeführte Berechnung und Grafiken zu UVCE- und 
BLEVE-Szenarien sind mittels des Programms „EFFECTS PLUS“ erstellt worden und 
die erhaltenen Ergebnisse in Auszügen im Anhang dieser Dissertation zu finden128. 
 
 
Wichtige Anmerkung zu den Rechenmodellen: 
Alle Berechnungsergebnisse von derartigen Szenarien, wie vorher beschrieben 
(UVCE, BLEVE), sind nur ungefähre Näherungen und können von Fall zu Fall auch 
etwas unterschiedliche Werte in den jeweils errechneten Wirkdistanzen ergeben. Die 
verschiedenen Rechenmodelle gehen immer von bestimmten Annahmen sowie von 
veränderbaren Parametern aus, welche in der Eingabemaske individuell ausgewählt 
werden können, sodass es hieraus bis zu einem gewissen Grad zu teilweise etwas 
unterschiedlichen Ergebnissen kommen kann. Die Behörde entscheidet in den meisten 
Fällen bezüglich der Wirkdistanzen zu Gunsten der Anrainer und nimmt aus 
Sicherheitsgründen die größeren Schutzabstände an. Diese vorher aufgeführten und 
herangezogenen Szenarien für die Auswirkungsbetrachtungen von Betrieben gemäß 
Abschnitt 8a GewO, wie hier im gegenständlichen Fall jene für Flüssiggaslager, bilden 
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die Basis für die gewählten bzw. die zu wählenden Abstände zu anderen 
gefahrengeneigten Anlagen (bspw. im Domino) oder zu privaten oder kommunalen 
Wohn- und Betriebsansiedlungen.129 
 
Für den Falle der geplanten Ansiedelung eines Flüssiggaslagers im Besonderen ist vor 
allem aufgrund der doch erheblichen Wirkdistanzen (Gefährdungsradien) bei UVCE- 
oder BLEVE-Szenarien, speziell in der Nähe zu Ballungsräumen, in den zukünftigen 
Raumordnungen der Länder (Flächenwidmungen, ROG,130 Artikel 12 Seveso II-RL) 
von großen Sicherheitsabständen auszugehen, damit Beeinträchtigungen für den 
Menschen und von Sachwerten im Bereich um eine derartige Betriebsanlage im hohen 
Maße ausgeschlossen werden können. Entscheidend verbessert kann die 
Sicherheitssituation in und um Flüssiggaslager insofern werden, indem entsprechende 
moderne, technisch ausgereifte und in der Praxis erprobte Sicherheitseinrichtungen 
installiert werden oder geeignete Bauausführungen und Anlagenkonfigurationen 
gewählt werden, welche zum einen geringere Gefährdungsradien zulassen. Zum 
anderen ist nur eine sehr geringe Wahrscheinlichkeit für einen „Dennoch-Störfall“ in 
der Betriebsanlage gegeben. 
 
 
Im nachfolgenden Kapitel zur Standortproblematik von Flüssiggas-Großlagern, die 
aufgrund der technisch möglichen Lagermenge an Flüssiggas unter den Abschnitt 8a 
der GewO 1994 idgF. fallen und somit den Vorschriften der IUV 2002 unterliegen,131 
werden die verschiedenen technischen Möglichkeiten für die Reduktion von Gefahren 
aus Flüssiggaslagern aufgelistet und jeweils kurz beschrieben. Insbesondere werden 
die Sicherheitsmaßnahmen im Hinblick auf die Empfehlungen des Bundesländer-
Arbeitskreises Seveso betrachtet.132 
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2.3 Die Standortproblematik von großen Flüssiggaslagern 
2.31 Die erforderlichen Standortfaktoren für Flüssiggas-Großlager 
Der Betriebsstandort markiert aus raumwissenschaftlicher Sicht einen räumlich 
abgrenzbaren Ort unternehmerischer bzw. industrieller Aktivitäten. An diesem Ort 
herrschen charakteristische physische, ökonomische, soziale, politische und kulturelle 
Bedingungen. Derartige Wirkungsgrößen werden als Standortfaktoren bezeichnet.133 
Diese Faktoren können einzeln oder gemeinsam die Entwicklung eines Betriebes an 
einem Ort positiv und/oder negativ beeinflussen. Bedingt durch physische, 
ökonomische oder politische Entwicklungsprozesse kann sich nicht nur der 
Bedeutungsinhalt von Standortfaktoren verändern, sondern es können neben bisher 
wirksamen Standortbedingungen auch neue Einflussgrößen auftreten. Letzteres trifft 
für die umweltpolitischen Anforderungen an die Industrie zu, deren Relevanz als 
Standortfaktor heute mehr denn je, vor allem wegen erheblicher 
gemeinschaftsrechtlicher Veränderungen in den Bereichen Umweltschutz und den 
Sicherheitsanforderungen an Betriebe gemäß Abschnitt 8a GewO, an Bedeutung 
zugenommen hat. Zur Bewertung von Standortalternativen134 für eine effektive 
Standortauswahl von Flüssiggaslagern im Speziellen, welche dem Abschnitt 8a der 
GewO unterliegen und auch als so genannte „Seveso-Betriebe“ bezeichnet werden, ist 
im Vorfeld sehr stark der Sicherheitsaspekt bezüglich der Vermeidung von Schäden an 
Mensch und Sachwerten durch die trotz allem vorhandenen Brand- und 
Explosionsgefahren für den „Dennoch-Störfall“ zu beachten.135 Die für diese statistisch 
gesehen zwar sehr unwahrscheinlichen Störfälle vorgesehenen „angemessenen 
Abstände“,136 wie dies bspw. bei einem störfallbedingten Stoffaustritt mit 
Gaswolkenexplosion oder dem Szenario des Behälterberstens der Fall ist, geben hier 
bereits große Schutzabstände vor. Mehrere hundert Meter zu umliegenden 
Ansiedlungen, wie Wohnbauten oder anderen Betriebsanlagen für Standort und 
Umfeld einer derartigen Betriebsanlage sind hier durchaus realistische Größen.137 
 
Was im Zusammenhang mit der Lagerung von Flüssiggas etwas weniger eine Rolle 
bezüglich der Umweltgefährdungen spielt, ist die Gefahr einer möglichen 
Umweltbelastung wegen Eintrags von Schadstoffen in die Atmosphäre oder in den 
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Boden. Speziell die Verschmutzungsgefahr von Böden,138 wie dies bei anderen 
Mineralölprodukten oder bei verschiedenen chemischen Stoffen der Fall ist, ist bei 
Flüssiggas in dieser Form nicht gegeben, sodass die Errichtung eines Flüssiggaslagers 
für ein Unternehmen keine besondere ökologische Herausforderung139 bedeutet. 
Flüssiggas ist als ein nicht wassergefährdender Stoff eingestuft, kann als nicht 
bodengängig bezeichnet werden und es sind damit auch für das Grundwasser aus 
diesem Titel heraus keine Gefährdungen abzuleiten. Ebenfalls ist Flüssiggas auch 
nicht giftig, jedoch ist es ein hochentzündliches Gas, welches die besondere 
physikalische Eigenschaft aufweist, in geschlossenen Behältern (geschlossene 
Drucksysteme) und bereits unter Normalbedingungen rückzuverflüssigen. Durch diese 
Eigenschaft der Rückverflüssigung hat das Gas in den Behältern eine hohe 
Energiedichte, auf welche die Industrie-Unfall-Szenarien abzielen und was sich 
folglich auch im Fall der Standortplanung in erforderlichen großen Gefährdungsradien 
um die Flüssiggasanlage widerspiegelt.140 
 
2.32 Auswirkungsbetrachtung zur Ermittlung des Schutzabstandes 
Das Hauptaugenmerk für die Berechnung der Sicherheitsabstände liegt auf der 
Hochentzündlichkeit des Flüssiggases im Falle von Stoffaustritten mit Durchzündung, 
vor allem bei Umfüllprozessen (Eisenbahnkesselwagen, Straßentankwagen, mehrere 
Flüssiggasbehälter untereinander etc.), sowie bei störungsbedingten Stoffaustritten aus 
defekten Armaturen oder nach Bruch von Rohrleitungen. Einige größere (nicht 
nukleare) Industrieunfälle in den letzten Jahrzehnten, welche von der Bevölkerung 
stark wahrgenommen wurden, haben verstärkt dazu geführt, dass eben für diese 
bestimmten gefährlichen Betriebsanlagen als Genehmigungsvoraussetzung eine 
eingehende sicherheitstechnisch-analytische Betrachtung in Planung und Umsetzung 
eingeführt wurde. Für Flüssiggasanlagen im Seveso-Regime sind hier besonders die 
Brand- und Explosionsgefahren durch störungsbedingt ausgetretene Gaswolken sowie 
das Zerknallen eines Behälters mit druckverflüssigtem Gas ins Auge zu fassen.141 In 
der Rechtsumsetzung im Zuge des gewerbebehördlichen Genehmigungsverfahrens 
wird seitens der Behörden der intuitiv am ehesten einleuchtende Instrumententyp, 
nämlich jener der Auflage, eingesetzt.142 Ist zu erwarten, dass bei einer bestimmten 
Produktion, Manipulation oder Lagerung unerträglich viele Emissionen einer 
bestimmten Art (z. B. bei IPPC-Anlagen) oder besondere Gefährdungen durch 
Stoffaustritte und Explosionen (z. B. bei Seveso-Betrieben) verursacht werden können, 
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so liegt nichts näher, als die Höhe dieser Emissionen beim Verursacher zu regulieren 
bzw. ein allfälliges Gefährdungspotenzial durch technische oder andere 
Vorschreibungen zu minimieren. Für Flüssiggaslager im Seveso-Regime dürfen 
österreichweit Grenzwerte bezüglich der emittierten Druckwelle beim UVCE-Szenario 
und eine bestimmte Wärmestromdichte beim BLEVE-Szenario nicht überschritten 
werden. Die zu setzenden Maßnahmen sind gemäß dem jeweiligen Stand der Technik 
in Planung und Bau für ein neu zu errichtendes Flüssiggaslager zu realisieren. Auch 
nachträgliche Anordnungen für Altanlagen sind vorgesehen und im Zuge der 
gewerblichen Inspektion von derartigen Betriebsanlagen üblich, was oftmals mit 
hohen Investitionssummen in bestehende bspw. vor 1990 erbaute Flüssiggaslager 
verbunden war. Dies führte auch zu Schließungen und/oder Absiedelungen von 
Betriebsanlagen in der österreichischen Flüssiggasindustrie.143 
 
2.33 Europäische Richtlinien mit Eingriff in die Raumordnung 
Für die Planung von neuen Standorten für große Flüssiggaslager ab 50 t 
Lagerkapazität sind grundsätzlich die rechtlichen Rahmenbedingungen durch 
Richtlinien der EU vorgegeben, wie die derzeit gültig Richtlinie 96/82/EG („Seveso-
II-RL“). Da diese EU-Richtlinien in die Flächenwidmung der Länder eingreifen 
(Anmerkung: Die Raumordnung ist in Österreich Angelegenheit des jeweiligen 
Bundeslandes), haben sich die Politiken der österreichischen Bundesländer auf ein 
gemeinsames und einheitliches Vorgehen geeinigt und den Bundesländer-Arbeitskreis 
Seveso mit Experten des Brand- und Explosionsschutzes aus den Ländern ins Leben 
gerufen. Im Besonderen der Artikel 12 der Seveso-II–RL „Überwachung der 
Ansiedlung“144 fordert vor allem für die zukünftige Raumordnung im Falle der 
Standortplanung für Betriebe nach Abschnitt 8a GewO „angemessene Abstände“, was 
in den „Empfehlungen des Bundesländer-Arbeitskreises Seveso“ ihren Niederschlag 
fand. Diese Empfehlungen bilden die nationale österreichische Richtschnur der 
zukünftigen Flächenwidmungen im Zuge von Änderungen in den Raumordnungen der 
Bundesländer (Flächenwidmungsplan) und für die erforderlichen angemessenen 
Schutzbereiche um gefahrengeneigte Anlagen. Was in dem Zusammenhang mit der 
Flächenwidmung bei der Wahl eines nachhaltig geeigneten Standortes für eine 
gefahrengeneigte Anlage - wie ein Flüssiggaslager ab einer Lagermenge von 50 t - 
ebenfalls wichtig ist, sind stets die regionale Flächenwidmung und ggf. abzusehende 
oder bereits ernstlich betriebene Änderungen in der Flächennutzung zu beachten. Es 
können hier vielfach sehr unterschiedliche Interessenlagen und Veränderungswünsche 
bezüglich der zukünftigen Widmungen vorliegen (Politik, Wirtschaft, private 
Interessenten und Investoren etc.), was einem Unternehmen nach der erfolgten 
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Betriebsansiedlung große Unannehmlichkeiten und hohe Kosten wegen evtl. 
Nachforderungen in zusätzliche Sicherheitseinrichtungen odgl. bereiten kann.145 Was 
bei der zukünftig geplanten Ansiedelung von Seveso-Betrieben im Vorfeld alles 
beachtet werden muss, ist in der nationalen rechtlichen Umsetzung des Artikels 12 der 
Seveso-II–RL in GewO und IUV bereits vorgegeben und planbar. Wesentlich 
problematischer ist jedoch die Umsetzung dieser gesetzlichen Vorgaben für bereits 
bestehende Betriebsanlagen, insbesondere bei historisch gewachsenen städtischen 
Formationen mit von Wohnbauten umsiedelten industriellen Anlagen. 
 
2.34 Die Problematik der bedrängten Lebensräume in Ballungszentren 
Die Planung von Bauwerken im städtischen Bereich ist durch die ohnehin bereits sehr 
bedrängten menschlichen Lebensräume ein nicht sehr einfaches Unterfangen, vor 
allem besonders dann, wenn es sich dabei um Industrie- oder Gewerbebetriebe 
handelt. Die bisher übliche rein technokratische Planung wird heute von namhaften 
Wissenschaftlern weitgehend immer mehr infrage gestellt und es wird vorgeschlagen, 
eine Planung auf der Grundlage konsequent kybernetischen Denkens als ein vielfach 
vernetztes System zu erfassen. Insbesondere die Planung von industriellen Anlagen in 
Ballungszentren stellt aufgrund der Komplexität dieses offenen Systems eine große 
Herausforderung für die Politiker und Städteplaner dar. Historisch gewachsene 
Strukturen in Großstädten mit Fabriken, Wohnansiedlungen und Verkehrsnetzen 
stellen somit oftmals ein nicht mehr reparierbares künstliches System der 
gegenseitigen ungünstigen Wechselwirkungen dar.146 Beispielhaft sei hier die 
besonders schwierige bis teilweise unlösbare Standortproblematik beim umsiedelten 
Großindustriebetrieb der Voestalpine AG in Linz angeführt, wo aufgrund der 
Standortfaktoren keine gangbaren Alternativen vorhanden sind. Bei derartigen 
Großbetrieben mit oftmals mehreren tausenden Beschäftigten ist auch eine Schließung 
wegen des großen volkswirtschaftlichen Schadens nicht denkbar und so können 
zumeist nur einzelne bspw. stark schadstoffemittierende Anlagen stillgelegt oder an 
andere Betriebsstandorte außerhalb der Stadtgrenzen in den näheren ländlichen 
Einzugsbereich ausgelagert werden.147 Darüber hinaus gibt es in Großstädten 
außerhalb des dicht verbauten Gebietes immer wieder auch kleinteilige ehemalige 
Industrieflächen, die nicht einer Restrukturierung zugeführt werden konnten und 
teilweise auch schlechte Verkehrsanbindungen aufweisen, wie Beispiele aus der 
Bundeshauptstadt Wien zeigen.148 
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Somit liegen vielfach sowohl weder direkt in den Ballungszentren als auch an den 
Stadtgrenzen keine brauchbaren Flächen für große Schutzabstände vor. Durch die 
städtische hohe Besiedelungsdichte können in den Szenarien für Industrie-Unfälle 
viele Menschenleben betroffen sein, so bietet sich als Alternative der ländliche Raum 
per se als Standort für Industrie und Gewerbe regelrecht an. Angemessene Abstände 
von bis zu mehreren hundert Metern sind für Flüssiggaslager im Seveso-Regime 
(gefahrgeneigte Betriebsanlagen) durchaus möglich und auch üblich, vor allem beim 
Szenario „BLEVE“, sodass eine Ansiedelung von derartigen Betriebsanlagen in 
Ballungsräumen nahezu als illusorisch angesehen werden kann. Es drängt sich nun 
förmlich die Frage auf, ob für Flüssiggaslager der ländliche Raum entscheidende 
Vorteile bietet kann und eine höhere Bedeutsamkeit für die Standortwahl von 
derartigen Industrieanlagen gegeben ist.149 
 
2.35 Der ländliche Raum als Standort für Flüssiggas-Großlager 
Als allgemeine Orientierungshilfe für Unternehmen, die als Alternative zum 
städtischen Bereich einen Betriebsstandort im ländlichen Gebiet überlegen, ist die 
Raumordnung der jeweiligen Bundesländer zu sehen, sowie die wirtschaftspolitischen 
Akzente, wie staatliche Wirtschaftsförderungen für bestimmte Regionen und auch die 
raumordnerischen Bemühungen zu Gunsten des ländlichen Raumes.150 Ländliche 
Gebiete im großen Umfeld um Verdichtungsräume können vor allem wegen des 
größeren Flächenangebotes für Flüssiggasgroßlager günstige Bedingungen bieten. 
Wichtig ist jedoch, dass die infrastrukturellen Einrichtungen, wie das Vorhandensein 
von probaten verkehrstechnischen Anbindungen an das höherrangige Straßennetz, 
geeignete Bahnanbindungen für den Güterverkehr – für die Flüssiggasindustrie 
wichtig wegen der Produktbeschaffung im KWG - und auch für den Personenverkehr 
(Mitarbeiter) vorhanden sind. Eine volle Aufschließung bezüglich der 
Elektrizitätsversorgung, Wasser, Abwasser sowie für die modernen 
Kommunikationsmöglichkeiten, wie Mobiltelefonnetze, High-Speed-Internetzugänge 
udgl. müssen in allen Fällen gegeben sein. Als die wesentlichen Faktoren einer 
unternehmerischen Standortentscheidung für ein Flüssiggas-Großlager im ländlichen 
Raum sind somit die Kriterien „Aufschließung“, „Kommunikation“ und 
„Verkehrsinfrastruktur“ anzusehen. Geeignete Verkehrsanbindungen für den Lkw- und 
Eisenbahnverkehr sind aber naturgemäß auch von den geografischen und 
topografischen Gegebenheiten der Region abhängig, wobei hier gebirgige Regionen, 
speziell was die Situation in der Winterzeit mit den schlechten Straßenverhältnissen 
betrifft, ziemlich sicher auszuscheiden sind. Industriestandorte im ländlichen Raum 
und deren zukünftige positive Entwicklung sind aber auch abhängig von innovativen, 
zumeist größeren Unternehmen, die eine gute Entwicklung eines Standortes initiieren 
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können. Entscheiden sich bestimmte Unternehmen oder größere 
Unternehmensgruppen für einen Industriestandort, kann dies nachhaltig die 
Entwicklung eines Standortes oder der gesamten Kleinregion beeinflussen. Die 
spezifischen Vorteile oder Nachteile eines Standortes in den Bereichen Infrastruktur, 
Wirtschaftsförderung der öffentlichen Hand oder Angebot von qualifizierten 
Arbeitskräften sind oftmals die auslösenden Kriterien für eine dynamische und 
positive wirtschaftliche Entwicklung oder für die Stagnation eines Industriegebietes. 
Diese Faktoren alleine für sich sind aber oftmals auch nicht absolute Garanten für eine 
gute Entwicklung von Standorten. Letztlich sind es immer die Entscheidungsträger 
einzelner Unternehmen, die eine Standortentscheidung nach ihren eigenen 
Vorstellungen vornehmen und die Vorteile gegen die Nachteile aufwiegen und die 
entscheiden, ob der Standort für das Unternehmen nachhaltig als wirtschaftlich 
attraktiv oder weniger interessant sein kann oder nicht. Auch persönliche Gründe von 
Entscheidern können bei der Standortwahl eine nicht unwesentliche Rolle spielen und 
andere objektiv überprüfbare Faktoren überlagern, wenn bestimmte persönliche 
Bindungen oder auch grundsätzliche Abneigungen zu den einen oder anderen 
alternativen Standorten bestehen.151 
 
Die gute Verfügbarkeit und die Ausweitungsmöglichkeit von Bauland für gewerbliche 
und industrielle Betriebe in der notwendigen Größe scheint jedoch für Unternehmen 
der weitaus bedeutendste objektive Faktor zu sein, welche die unternehmerischen 
Standortentscheidungen beeinflussen. Flüssiggasbetriebe im Seveso-Regime mit den 
zumeist sehr großen behördlich vorgeschriebenen Gefährdungsradien zu anderen 
Betriebsanlagen oder zu Wohngebieten sind hier geradezu als ein Paradebeispiel für 
einen ausgedehnten Flächenbedarf und eine möglichst abgeschiedene Lage am 
Industriestandort anzusehen. Andere positive und negative Standortfaktoren, wie 
bspw. die Verkehrsinfrastruktur, sind durchaus von hoher Bedeutung für 
Unternehmen, jedoch in der Relevanz eher hinter den Faktoren der Verfügbarkeit von 
Bauland und den Erweiterungsmöglichkeiten dieser anzusiedeln.152 
 
2.36 Zusammenfassung der Standortfrage von Flüssiggasgroßlagern 
Die richtige oder falsche Auswahl eines Standortes für eine gefahrengeneigte Anlage 
kann für ein Unternehmen von existenzieller wirtschaftlicher Bedeutung sein. 
Nachträgliche Probleme in der Errichtung und/oder im Betrieb eines Flüssiggas-
Großlagers mit bspw. Behörden, Anrainern oder wegen schlechter zusätzlicher 
Flächenverfügbarkeit, falls erweitert werden möchte, können das ökonomische 
Betreiben und ggf. eine Expansion sowie insgesamt den wirtschaftlichen Erfolg eines 
Unternehmens sehr beeinträchtigen und die Gewinne deutlich schmälern. Somit hat im 
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Speziellen für die Planung von neu zu errichteten Seveso-Betrieben, wie 
gegenständlich behandelte Großlager für die Lagerung von Flüssiggas, die 
Standortwahl eine hohe Priorität und erfordert akribisches und professionelles 
Abprüfen aller bereits im Vorfeld ermittelbaren Standortfaktoren. 
 
Die als besonders wichtig anzusehenden Standortfaktoren sind u. a.: 
• Flächenverfügbarkeit: großzügige Flächenangebote mit Erweiterungs-
möglichkeiten 
• Aufschließung: Verfügbarkeit von Elektrizität und Wasser (auch Löschwasser); 
geeignete Abwasser- und Abfallentsorgungsmöglichkeiten 
• Kommunikation: Verfügbarkeit moderner technischer Kommunikations-
möglichkeiten 
• Verkehrsinfrastruktur: gute Verkehrsanbindung an das höherrangige Straßennetz, 
Bahnverbindung (möglichst eine Anschlussbahn in das Betriebsgelände) 
• Arbeitskräfteangebot: Die Flüssiggaswirtschaft benötigt für Großlager zumeist 
nur sehr wenig Lagerpersonal, da die meisten Prozesse maschinell ablaufen, 
handwerklich ausgebildete Fachkräfte sollten aber auf jeden Fall verfügbar sein 
 
Es ist auch zu empfehlen, einige u. U. vorerst nicht so wichtig erscheinende Faktoren 
und Umstände zu hinterfragen und/oder bereits im Vorfeld zu handeln: 
• Mögliche zukünftige Änderungen in der Raumordnung: Es kann empfohlen 
werden nachzuprüfen, inwieweit für einen ins Auge gefassten möglichen 
Betriebsstandort lokalpolitisch oder bundeslandspezifisch zukünftige 
Planungsüberlegungen zu Änderungen in der Raumordnung vorliegen, die für 
ein Betriebsgebiet eventuell ganz andere Voraussetzungen und für einen Seveso-
Betrieb speziell erhebliche Probleme schaffen könnten. Die Investitionskosten 
für ein Flüssiggas-Großlager sind usuell sehr hoch, weshalb eine derartige 
Investition nur sehr langfristig gesehen werden kann, um für das Unternehmen 
wirklich Gewinn bringend sein zu können. 
• Frühe Aufklärung153 der umgebenden Wohnbevölkerung: Die geplante 
Ansiedelung eines Seveso-Betriebes kann in der Bevölkerung Ängste und 
Besorgnis auslösen, vor allem auch deshalb, weil dieser Personenkreis zu wenig 
über die gelagerten Stoffe, deren Eigenschaften und über die Gefahren. die 
davon ausgehen, Bescheid weiß. Aufklärung über das Produkt, die geplanten 
Manipulationen und Erklärungen zu den organisatorischen 
Sicherheitsmaßnahmen, zu den geplanten technischen Sicherheitseinrichtungen 
sowie über die Notfallmaßnahmen im Dennoch-Störfall können hier weitgehend 
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beruhigen und von Beginn an ein offenes und konstruktives Gesprächsklima 
schaffen. 
Alleine im Hinblick auf den erforderlichen Flächenbedarf wegen der angemessenen 
Abstände zu den Anrainern und der guten Flächenverfügbarkeit geht die Tendenz für 
Überlegungen der Standortwahl von Flüssiggaslagern mit hohen Lagerkapazitäten eher 
in die Richtung des ländlichen Raumes. Bezüglich der Verkehrsinfrastruktur kommen 
hier aber nur jene Gebiete infrage, die eine gewisse Nähe zu Autobahnen oder 
Autostraßen haben sowie eine geeignete Bahnverbindung aufweisen können, was 
zumeist im Großraum um Ballungszentren der Fall ist. 
 
 
Abb. 14: Standortfaktoren für Seveso-Flüssiggaslager 
Quelle: Eigene Darstellung, Erfahrungsschatz des Autors aus langjähriger Berufserfahrung 






Die Entscheidungsfindung über einen geeigneten Standort für ein Flüssiggas-
Großlager ist durch das Vorhandensein von vielfältig gelagerten Standortfaktoren 
nicht als eine sehr einfache und leicht lösbare Aufgabe zu bezeichnen. Trotzdem kann 
unter Beachtung und Abwägung der verschiedenen Vor- und Nachteile je nach der 
konkret vorliegenden Situation eine durchaus brauchbare Entscheidung mithilfe der 
aufgelisteten und beschriebenen Faktoren erzielt werden. Ein als „optimal“ zu 
bezeichnender Standort für ein Seveso-Flüssiggaslager könnte daher, unter Beachtung 
aller oben aufgezählter Standortfaktoren, ein außerhalb vom Siedlungsgebiet 
freiliegender Platz im größeren geografischen Umfeld eines Ballungszentrums im 
ländlichen Raum darstellen, der bezüglich der Flächenverfügbarkeit und der 
vorliegenden Raumordnung (Flächenwidmung) sowie der Verkehrsinfrastruktur 
langfristige Perspektiven für ein ökonomisches Betreiben eines Flüssiggas-
Großbetriebes zulässt. Wie bereits erwähnt hängt jedoch die letztendliche 
Entscheidung für oder gegen einen Industriestandort oftmals von persönlichen 
Vorstellungen und Empfindungen der Entscheidungsträger der betreffenden 
Unternehmen ab, die manchmal auch alle rational vorliegenden und objektiv 
nachprüfbaren Standortfaktoren überlagern können und deshalb konkrete 
Standortentscheidungen von Unternehmen möglicherweise von ganz anderen 
Prämissen geprägt sind.154 
 
 
Im nächsten Kapitel werden insbesondere die geeigneten technischen Möglichkeiten 
zur Minimierung von Gefährdungen aus betrieblichen Anlagen mit Lagerungen 
und/oder Manipulationen von großen Mengen an gefährlichen Stoffen 
(Betriebsanlagen, welche dem Abschnitt 8a der GewO 1994 unterliegen155) mit 
erheblichen Gefahren für Mensch und Umwelt behandelt. Nur die Ausschöpfung der 
maximalen Möglichkeiten gemäß dem Stand der Sicherheitstechnik zur Reduktion der 
Gefährdungspotenziale und die frühzeitige Information der umgebenden Bevölkerung 
darüber, stellen einen effektiven Beitrag für ein akzeptiertes Nebeneinander zwischen 
der privaten oder gewerblichen Anrainerschaft und den Betreibern gefahrengeneigter 
Industrieanlagen zur langfristigen Absicherung des Betriebsstandortes dar. 
 
Der Fokus wird hierbei auf relevante Betriebsanlagen der Flüssiggas-Industrie gelegt 
werden, mit dem Schwerpunkt auf die Reduktion von Gefährdungspotenzialen aus 
derartigen Anlagen für die regionale Umwelt aufgrund der erheblichen Brand- und 
Explosionsgefahr des gelagerten und manipulierten hochentzündlichen Flüssiggases. 
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2.4 Technische Möglichkeiten der Gefahrenreduktion in Flüssiggaslagern 
2.41 Anforderungen an Flüssiggaslager nach Abschnitt 8a GewO 
Gewerbliche oder industrielle Flüssiggaslager, welche bezüglich des technisch 
möglichen Vorhandenseins von Flüssiggas im Betrieb die unterste festgelegte 
Mengenschwelle von 50.000 kg erreichen, unterliegen den Vorschriften des 
Abschnittes 8a der GewO 1994 und somit der Industrieunfallverordnung (IUV 
2002156). Die technisch mögliche maximale Lagerkapazität157 setzt sich aus den 
Flüssiggasmengen der ortsfesten Druckbehälter zusammen, miteinbezogen werden 
ebenfalls Versandbehälter wie bspw. Flüssiggasflaschen, sowie werden auch 
transportbedingt zeitweilig am Gelände abgestellte Straßentankfahrzeuge und ggf. 
Eisenbahnkesselwagen für Flüssiggas (falls eine Anschlussbahn ins Flüssiggaslager 
besteht) in die maximale Lagermenge mit eingerechnet. Die Mengenschwellen für 
Flüssiggas sind im Anhang 5 der GewO 1994 idgF.158 gesetzlich geregelt, wo ab 
50.000 kg bis unter 200.000 kg Flüssiggas eine Betriebsanlage als ein „Schwelle-1–
Betrieb“ und ab 200.000 kg als ein „Schwelle-2–Betrieb“ eingestuft wird. Sowohl für 
den Schwelle-1-Betrieb als auch für den Schwelle-2-Betrieb sind die aus der IUV 2002 
erwachsenen Forderungen zwingend und iSd. GewO gesetzlich verbindlich 
umzusetzen. Für den Schwelle-1-Betrieb gibt es jedoch wegen der geringeren 
Lagermenge an Flüssiggas einige Erleichterungen, sodass der gesamte Umfang der 
gesetzlichen Verpflichtungen aus der IUV nur vom Schwelle-2-Betrieb erbracht 
werden muss. Für den Schwelle-1-Betrieb besteht keine Verpflichtung, einen 
Sicherheitsbericht gemäß § 5 IUV 2002 zu erstellen, einen internen Notfallplan gemäß 
§ 10 IUV 2002 zu erarbeiten, ein Sicherheitsmanagementsystem nach § 11 IUV 
einzuführen. Ebenso muss der Schwelle-1-Betrieb nicht die Öffentlichkeit über die 
Sicherheitsmaßnahmen und das richtige Verhalten bei einem Industrieunfall 
informieren (vgl. § 13 IUV 2002). In allen Fällen ist der Betreiber eines 
Flüssiggaslagers ab einer Lagermenge von 50.000 kg Flüssiggas verpflichtet, ein 
Sicherheitskonzept zu erstellen (vgl. § 3 IUV 2002, § 84c Abs. 4 GewO 1994). Des 
Weiteren ist er verpflichtet, die Gefahrenquellen zu ermitteln, zu beurteilen und zu 
bewerten (vgl. § 7 IUV 2002) bzw. hat er Maßnahmen zur Verhütung oder zur 
Begrenzung von Industrieunfällen zu treffen (vgl. § 8 IUV 2002). Um die 
Auswirkungen der ermittelten, beurteilten und bewerteten Gefahrenquellen genauer 
abschätzen zu können und um Wirkdistanzen für den Dennoch-Störfall festlegen zu 
können, sind so genannte „Auswirkungsbetrachtungen“ iSd. § 9 IUV 2002 
durchzuführen. Für Flüssiggaslager ist dies vor allem der Stoffaustritt mit 
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nachfolgender Gaswolkenexplosion. Für den Fall von oberirdischen Lagerbehältern 
ohne passive Schutzmaßnahmen an der Behälteroberfläche ist dies das Behälterbersten 
wegen Unterfeuerung. Für einen Schwelle-2-Betrieb ist die Erstellung eines „internen 
Notfallplanes“ zwingend vorgeschrieben, in dem ebenfalls bei den zu setzenden 
Maßnahmen die Ergebnisse der zutreffenden Auswirkungsbetrachtungen zu 
berücksichtigen sind. Wie aus denen im vorigen Kapitel dargestellten Industrieunfall-
Szenarien im Zusammenhang mit Flüssiggas klar ersichtlich ist, ist das 
Behälterbersten mit der Entstehung eines Feuerballs mit hoher Energiedichte und 
einhergehender großer Hitzeentwicklung für die Umgebung das gefährlichste Szenario 
(worst case), welches es nach Möglichkeit bereits von vornherein mit geeigneten 
Maßnahmen zu vermeiden gilt. Aus dem BLEVE-Szenario resultieren üblicherweise 
die größten Wirkdistanzen wegen des hochenergetischen Feuerballs, ergo generiert 
dieses Szenario daher sehr große angemessene Abstände.159 
 
Anmerkung: Für die zuverlässige Vermeidung eines BLEVE zählen vorwiegend nur 
die als „passiv“ bezeichneten Schutzmaßnahmen, wie in den Empfehlungen des 
österreichischen „Bundesländer-Arbeitskreises Seveso“ festgelegt. 
 
Mögliche Maßnahmen zu Vermeidung des BLEVE-Szenario: 
In der Aufstellung und Ausführung von Lagerbehältern160 
• Lagerbehälter in erdgedeckter Ausführung (eingebettet oder abgedeckt) 
• Lagerbehälter (oberirdisch) mit Brandschutzbeschichtung 
 
Kommen diese oben genannten Ausführungen bei Lagerbehältern für Flüssiggas zum 
Einsatz, ist damit bereits das große Gefährdungspotenzial des Behälterberstens wegen 
Unterfeuerung durch die schützende Erddeckung des Gastanks ausgeschlossen. Es 
braucht daher zumeist nur noch das Szenario des maximalen Flüssiggasaustrittes mit 
angenommener anschließender Durchzündung der Gaswolke im Freien und die daraus 
erwachsenen Auswirkungen in die Betrachtung mit einbezogen werden.161 
 
2.42 Minimierung des Flüssiggasaustrittes durch Sicherheitsarmaturen 
Die Minimierung des Flüssiggasaustrittes ist als das oberste Ziel anzusehen, um die 
dabei entstehende Gaswolke möglichst klein zu halten, sodass die Auswirkungen der 
im UVCE-Szenario vorwiegend betrachteten schädigenden Druckwelle auf die 
Umgebung nach der Durchzündung und der spontanen Verbrennung des Gas-/Luft-
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Gemisches bezüglich der Luftdruckerhöhung möglichst gering ausfallen. Dazu werden 
heute moderne technische Sicherheitseinrichtungen herangezogen, die beginnend mit 
Geräten für eine zuverlässige Erkennung von Flüssiggasaustritten in Verbindung mit 
automatisch arbeitenden Armaturen wirksame Leitungsabsperrungen ohne 
menschliches Zutun binnen Sekunden veranlassen können. Darüber hinaus sind heute 
nahezu an allen Flüssiggasgroßbehältern elektrisch/elektronisch arbeitende Armaturen 
für die Detektierung von Dampfdruck, Gastemperatur und Füllgrad des Flüssiggases 
im Behälter vorhanden. Zumeist werden diese Betriebsdaten des/der Flüssiggastanks 
elektronisch über speicherprogrammierbare Steuerungen weiterverarbeitet und 
dadurch permanent automatisch überwacht. Für den Fall von Über- oder 
Unterschreitungen bestimmter Grenzwerte, bspw. bei Druck oder Temperatur, können 
somit über diese elektronische Zentralsteuerungseinheit nachfolgende erwünschte 
Aktionen von aktiven Sicherheitseinrichtungen (automatische Absperrkugelhähne, 
Berieselung etc.) gestartet werden sowie generelle Notabschaltungen und/oder 
Alarmauslösungen (Sirenensignal, telefonische Notrufabsetzung an Fachpersonal 
und/oder Einsatzkräfte) eingeleitet werden.162 
 
2.43 Technische Sicherheitseinrichtungen für Flüssiggaslager 
Die technischen Sicherheitseinrichtungen werden gemäß der Terminologie des 
Bundesländer-Arbeitskreises Seveso entsprechend in passive und aktive Einrichtungen 
unterteilt. Unter ‚passiv’ sind hier zumeist bauliche Maßnahmen oder von selbst 
wirkende Flüssiggasarmaturen gemeint, welche üblicherweise nicht durch eine externe 
Hilfsenergie angetrieben werden müssen, um ihre Funktion zu erfüllen. Als aktive 
Sicherheitseinrichtungen werden solche Sicherheitsanlagen und Armaturen bezeichnet, 
welche an eine Energiequelle angeschlossen sind und/oder erst von externer Seite 
aktiviert werden müssen bzw. nur durch Einbringen von Energie (elektrisch, 
hydraulisch, pneumatisch) die bestimmungsgemäße Funktion ausführen können. 
 
Beispiele für passive und aktive Sicherheitseinrichtungen und deren Zwecke:163 
 
PASSIV 
• Brandschutzbeschichtung an OF-Behältern oder Rohrleitungen (verhindern 
eine Drucksteigerung wegen Erwärmung des Mediums) 
• Rückschlagventile an Behältern oder Rohrleitungen (lassen nur den 
Durchfluss in eine Richtung zu) 
• Rohrbruchventile in Rohrleitungen (schließen nach Bruch des Rohres bei 
erhöhter Durchflussgeschwindigkeit) 
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• Sicherheitsventile (öffnen bei Überdruck, Schutz gegen Behälterversagen 
wegen zu hohem Innendruck) 
 
AKTIV 
• Berieselungs- und Beflutungsanlagen (Aktivierung bspw. nach Ansprechen 
von Druck- oder Temperaturfühlern) 
• Gaswarneinrichtung (bestehend aus Gasmessfühler, Auswerteelektronik und 
Warnsignale, detektiert einen Stoffaustritt; bei Flüssiggas ist es 
vorgeschrieben, den Voralarm bei 20 % UEG und den Hauptalarm mit 
Abschaltung der Anlage auf 40-50 % UEG einzustellen) 
• Hitzedetektoren (z. B. zwecks einer Brandfrüherkennung für 
Flüssiggasverladestationen) 
• Automatisch arbeitende Kugelhähne oder Leitungsventile (werden 
üblicherweise nach Ansprechen von anderen Sicherheitsarmaturen über 
Magnetventile aktiviert, pneumatisch oder elektrisch angetrieben, sind zumeist 
federkraftschließend ausgeführt) 
• Automatische Schienenhaken und Bodenventilbetätigungen für Flüssiggas-
Eisenbahnkesselwagen und -Straßentankwagen (diese schließen über 
Aktivierung des NOT-AUS-Systems oder im Falle des Wegrollens eines 
Fahrzeuges) 
 
Maßnahmen gegen Korrosion von Behältern oder Rohrleitungen aus Stahl: 
• Kunststoffbeschichtung (Epoxidharz) 
• Bitumenbandagen (heute nicht mehr sehr gebräuchlich) 
• Kathodische Korrosionsschutzanlage (Opferanoden aus Magnesium, evtl. mit 
Fremdstrom beaufschlagt) 
 
Manuelle Sicherheitseinrichtungen zur Betätigung durch Bedienungspersonal: 
• NOT-AUS-Schlagtaster (schaltet bei Betätigung die Anlage ab, alle Ventile 
schließen, ggf. wird automatisch eine Alarmierung aktiviert) 
• TOTMANN-Schalter (schaltet die Anlage ab, wenn dieser von der 
Bedienungsperson nicht gehalten wird oder nicht rechtzeitig quittiert wird) 
 
 
Flüssiggaslageranlagen, welche mit derartigen Sicherheitseinrichtungen wie oben kurz 
beschrieben ausgestattet sind und wo das BLEVE-Szenario bereits in Vorfeld durch 
bauliche Maßnahmen vermieden wurde, sind heute Stand der Technik und stellen den 
derzeit höchsten Grad an Sicherheit gegen Brand- und Explosionsgefährdungen für die 






Betreiber von Flüssiggaslagern dar. In weiterer Folge reduzieren diese Maßnahmen 
natürlich auch die Gefährdungspotenziale für die Anrainer innerhalb der ermittelten 
Wirkdistanzen von Dennoch-Störfällen erheblich. Durch den Wegfall des Szenarios 
„Behälterbersten“ und damit der hohen Hitzebelastung aus Feuerbällen für das 
Umfeld, bleibt in erster Linie nur die maximal mögliche Reduktion des 
störungsbedingten Flüssiggasaustrittes die größte Aufgabe in der Planung und in der 
Errichtung von sicherheitstechnischen Einrichtungen. Der maximale Stoffaustritt bei 
Flüssiggas wird in Abhängigkeit von Rohrdimension und zutreffender Druckdifferenz 
ermittelt, wozu grundsätzlich gesagt werden kann, dass nach dem Wegfall des 
Gefahrenszenarios des Behälterberstens nur mehr der Flüssiggasaustritt mit der 
möglichen Gefährdung durch eine Gaswolkenexplosion als die einzige Größe 
verbleibt, welchem für den Dennoch-Störfall und in den Auswirkungsbetrachtungen 
gemäß Industrieunfallverordnung maßgeblich Rechnung getragen werden muss.164 
 
2.44 Schwelle-1- oder Schwelle-2-Betrieb? Ein Argumentenvergleich 
Zur Klärung dieser Frage wird im Folgenden eine vergleichende Darstellung in 
Kurzform nach rechtlichen, technischen und ökonomischen Gesichtpunkten 
durchgeführt. Ob eine Flüssiggaslageranlage als ein Betrieb der Schwelle 1 oder als 
ein Betrieb der Schwelle 2 iSd. GewO ausgewiesen wird, hängt aufgrund der 
gesetzlichen Festlegung grundsätzlich von der im Betrieb gelagerten (vorhandenen) 
maximalen Flüssiggasmenge ab. In einem Flüssiggaslager stellt sich die 
Lagerkapazität allgemein betrachtet durch kleinere oder größere Druckbehälter bzw. 
Behältergruppen dar, sodass nach der rechtlichen Festlegung und Unterteilung 
grundsätzlich der Schwelle-1-Betrieb iSd. GewO 1994 idgF.165 als die Betriebsanlage 
mit den geringeren Gefährdungen angesehen wird, im Gegensatz zum Schwelle-2-
Betrieb, dem ex lege ein höheres Gefährdungspotenzial unterstellt wird. So sind für 
Schwelle-1-Betriebe nicht alle Vorschriften der IUV 2002 gesetzlich zwingend 
vorgeschrieben, bspw. sind kein interner Notfallplan und kein Sicherheitsbericht zu 
erstellen. Ebenfalls ist kein Sicherheitsmanagementsystem einzuführen und auch keine 
Information an die Bevölkerung zu tätigen.166 Im rechtlichen, technischen und 
ökonomischen Vergleich stellt sich für die wirtschaftliche Praxis im Falle der 
Investitionsplanung jedoch die Frage, ob für einen Seveso-Betrieb der Schwelle 1 die 
benötigten Investitionen in die Sicherheit um so viel geringer sind, so dass es 
ökonomischer wäre, zwei Schwelle-1-Betriebe mit einer Lagerkapazität zwischen 50 t 
bis unter 200 t auszuführen, bevor ein einziger Schwelle-2-Betrieb mit einer 
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Lagerkapazität ab 200 t errichtet wird. Betrachtet man das Szenario „BLEVE“ als 
ausgeschaltet, was durch die Behälteraufstellung in erdgedeckter Ausführung oder mit 
anderen baulichen Maßnahmen technisch sichergestellt werden kann, bleibt nur die 
unverdämmte Gaswolkenexplosion als einziges relevantes Kriterium für die 
Auswirkungsbetrachtung. Die mögliche Gasaustrittsmenge wird auf Basis von 
Rohrdimension und gegebenem Differenzdruck festgelegt, wobei eine Ausströmdauer 
von 10 Minuten und die Durchzündung der Gaswolke nach 60 Sekunden angenommen 
wird.167 Es können daher geringe Unterschiede in den möglichen Ausflussmengen 
gegeben sein, sodass bspw. in einem größer angelegten Lager höhere Förderdrücke für 
einen größeren Massendurchsatz eingesetzt werden, als dies möglicherweise beim 
kleineren Flüssiggaslager erforderlich ist. Es erhöht sich damit im UVCE-Szenario nur 
etwas der Gefährdungsradius wegen der größeren Gasausströmmenge im Störfall.168 
 
Ob es betriebswirtschaftlich günstiger ist, mehrere Flüssiggaslager der Schwelle 1 oder 
nur einen Betrieb der Schwelle 2 zu errichten, kann nicht eindeutig beantwortet 
werden, da hierbei sehr viele Faktoren im Spiel sind. Aus obigem Blickwinkel 
betrachtet kann aber dahingehend argumentiert werden, dass die gelagerte Menge 
alleine nicht unbedingt die wichtigste Rolle spielen muss, sodass hier für einen 
Schwelle-2-Betrieb auch automatisch erheblich größere Wirkdistanzen zu erwarten 
sind als für den Schwelle-1-Betrieb. Die zusätzlichen Kosten aus der Erfüllung der 
erweiterten zutreffenden Vorschriften der IUV für den Schwelle-2-Betrieb sind auch 
nicht unverhältnismäßig hoch und stehen daher in keinem wirtschaftlichen Verhältnis 
zu den weitaus höheren Investitionskosten für eine zweite Betriebsanlage der 
Mengenschwelle 1. Unter der Annahme, dass aufgrund von geeigneten baulichen 
Ausführungen der Flüssiggasbehälter und anderen evtl. infrage kommenden 
Anlagenteilen das Szenario „BLEVE“ aus der Auswirkungsbetrachtung heraus fällt, 
kann es bei zutreffenden Voraussetzungen als durchaus ökonomisch angesehen 
werden, einen Schwelle-2-Betrieb mit nur einer einzigen Investition in die technischen 
Sicherheitseinrichtungen zu errichten, anstatt zwei kleinere Flüssiggaslager der 
Mengenschwelle 1 mit dem nahezu doppelten Aufwand in die 
Anlagensicherheitstechnik zu errichten. Zudem können unter bestimmten Umständen 
die Gefährdungsradien (angemessene Abstände) wegen des Einsatzes geeigneter 
Sicherheitsmaßnahmen unabhängig von der Lagermenge in beiden Varianten als 
nahezu gleich groß bewertet und angesetzt werden, sodass im Falle von zwei 
Flüssiggaslagern möglicherweise für den Betreiber ein weitaus größerer zukünftiger 
Aufwand wegen mehr behördlicher Inspektionen oder ggf. durch die Bildung mehrerer 
Fronten in den Diskussionen mit verunsicherten Anrainern gegeben sein kann.169 
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Im nächsten Kapitel werden über die obige theoretische Abhandlung hinaus anhand 
von erhobenen konkreten Betriebsdaten zweier Flüssiggas-Großlageranlagen, einem 
199 Tonnen – Lager der Mengenschwelle 1 und einem 1.410 Tonnen – Lager der 
Mengenschwelle 2, die Investitionskosten für die baulichen Maßnahmen ggst. Anlagen 
aufgelistet. Darüber hinaus werden explizit die Kosten für die Installation der 
erforderlichen technischen Sicherheitseinrichtungen dargestellt und eine 
Investitionskostenaufstellung sowie am Ende der Betrachtung eine Argumentenbilanz 
dazu ausgeführt. 
 
2.45 Erhebung von Investitionskosten in Flüssiggas-Großlager 
Im diesem Kapitel finden sich Daten, die durch persönlich durchgeführte Interviews 
mit Topmanagern der Flüssiggasindustrieerhalten erlangt wurden. Es wurde auf die 
Standortproblematik von Seveso-Betriebsanlagen, auf die Risikominimierung und auf 
konkret erfolgte Investitionskosten in die verschiedenen technischen 
Sicherheitseinrichtungen von zwei Flüssiggaslagern in Österreich, eingegangen. 
Die Daten werden im Folgenden zusammenfassend dargelegt. 
 
In der als Erstes gelisteten Aufstellung sind die wichtigsten Lagerdaten und die 
Investitionskosten für ein typisches Flüssiggaslager der Mengenschwelle 2, in der 
heute noch so bestehenden Form gebaut um 1998/1999 und zu diesem Zeitpunkt 
bereits dem „Seveso-II–Regime“ unterliegend, zusammengestellt. Es handelt sich 
dabei um die Betriebsanlage der BP-Gas in Niklasdorf [STMK]. 
 
Flüssiggaslager der Mengenschwelle 2 (1.410 t): 
Daten zur max. Lagerkapazität:  
Gelagertes Flüssiggas Propan (geringfügig Butan) 
Flüssiggas in Lagertanks (7 x 180 t) 1.260 t 
Flüssiggas in Flaschen 20 t 
Flüssiggas in KWG und TKW (Transport) 130 t 
Max. technisch vorhandene Menge (iSd. GewO) 1.410 t 
  
Daten zum Personal:  
Anzahl der Beschäftigten 8 P 
  
Daten zur Betriebsanlage:  
Größe des Betriebsgeländes 20.000 m² 
Flächenwidmung Gewerbegebiet 




Pkw- und Lkw-Abstellplätze 






Bahntechnische Anbindung Anschlussgleis 
Abfüllstationen Abfüllstation für Eisenbahnkesselwagen, 
Abfüllstation für Tankwagen 
Ausführung der Lagertanks 7 Stück, erdreichüberdeckt, 
Korrosionsschutz (Kunststoffbeschichtung) 
Verwiegungseinrichtung Brückenwaage für Lkw 
  
Daten zu Sicherheitseinrichtungen:  
Sicherheitsarmaturen der Lagertanks Füllstandsmessung, Überfüllsicherung, 
Dampfdruckmessung, Gastemperaturmessung, 
Schnellschlusskugelhähne (federkraftschließend) 
Sicherheitsarmaturen der Füllstationen Trockenlaufschutz für die Flüssiggaspumpen, 
Schnelltrennstellen an Füllstationen (KWG, TKW), 
Schnellschlusskugelhähne (federkraftschließend), 
Automatische Bodenventilbetätigung (KWG, TKW), 
Sicherheitsunterlegkeil (Wegfahrschutz für TKW), 
Gaswarneinrichtung, zentrale Elektronikeinheit 
Brand- und Explosionsschutzeinrichtungen Berieselungsanlage für KWG und TKW Stationen, 
Wasservorhaltebecken (Kapazität für 90 min.) 
  
„Worst Case”-Szenario:  
Szenario (gemäß IUV) UVCE (Rohrleitungsbruch mit Gasaustritt) 
  
Max. Gefährdungsradius:  
Gefährdungsradius 100 m (behördl. festgelegt) 
  
Alarmierung der örtlichen Einsatzkräfte:  
Direktverbindung zur Feuerwehr TUS 
  
Investitionskosten (exkl. USt., gerundet):   
Gesamt € 3,050.000,-   (100,0 %) 
davon in die Sicherheitseinrichtungen  € 727.000,-   (  23,8 %) 
Tab. 7: Betriebsdaten zum Flüssiggaslager der BP Gas Niklasdorf 
Quelle: BANKEL, J.: Operations Manager Austria, BP Gas Austria GmbH Nfg. OHG, Daten zur Betriebsanlage Niklasdorf, 
erhalten im persönlichen Interview, Korneuburg, am 4. Juli 2006 
 
Als Nächstes werden nun die Anlagenkonfiguration und die Investitionskosten für ein 
typisches Flüssiggaslager der Mengenschwelle 1 angeführt. Es handelt sich hierbei um 
das ehemalige Flüssiggaslager der FLAGA GmbH in Linz [OÖ]. Zu obig angeführtem 
1.410-t-Flüssiggaslager wird nun zwecks Investitionskostenvergleich dieses 
dissertationskausale und bis 2004 bestehende Flüssiggaslager der Mengenschwelle 1, 
A-4034 Linz Neubauzeile 117, bezüglich der Kosten in die Sicherheitseinrichtungen 
und gemäß den Forderungen der Seveso-II-RL verglichen. 
 






Die Umbauarbeiten iSd. Forderungen aus der IUV an der mittlerweile aufgelassenen 
Flüssiggas-Großanlage wurden zwischen 1999 und 2001 geplant und durchgeführt. 
 
Flüssiggaslager der Mengenschwelle 1 (199 t): 
Daten zur max. Lagerkapazität:  
Gelagertes Flüssiggas Propan (geringfügig Butan) 
Flüssiggas in Lagertanks (4 x 24 t) 96 t 
Flüssiggas in Flaschen 12 t 
Flüssiggas in KWG und TKW (Transport) 91 t 
Max. technisch vorhandene Menge (iSd. GewO) 199 t 
  
Daten zum Personal:  
Anzahl der Beschäftigten 21 P 
  
Daten zur Betriebsanlage:  
Größe des Betriebsgeländes 7.087 m² 
Flächenwidmung Gewerbegebiet 
Gebäude Bürogebäude, Technikraum, Lagerraum, 
Flüssiggas-Flaschenfüllstelle, Flaschenlagerraum, 
Flüssiggaspumpenbereich, Gaskompressorbereich 




Pkw- und Lkw-Abstellplätze 
Bahntechnische Anbindung Anschlussgleis 
Abfüllstationen Abfüllstation für Eisenbahnkesselwagen, 
Abfüllstation für Tankwagen, 
Abfüllstation für Flaschengas, 
Tankstelle für Autogas  
Ausführung der Lagertanks 4 Stück, oberirdische Flüssiggastanks 
  
Daten zu Sicherheitseinrichtungen:  
Sicherheitsarmaturen der Lagertanks Füllstandsmessung, Überfüllsicherung, 
Dampfdruckmessung, Gastemperaturmessung, 
Schnellschlusskugelhähne (federkraftschließend) 
Sicherheitsarmaturen der Füllstationen Schnelltrennstellen an Füllstationen (KWG, TKW), 
Schnellschlusskugelhähne (federkraftschließend), 
Automatische Bodenventilbetätigung (KWG, TKW), 
Gaswarneinrichtung (mehrere Gasmessfühler), 
Zentrale Elektronikeinheit 
Brand- und Explosionsschutzeinrichtungen Berieselungsanlage für die Lagertanks, 
Gaskompressoren, KWG und TKW - Stationen 
  
„Worst Case”-Szenario:  
Szenario (gemäß IUV) BLEVE (Bersten eines Tanks) 
  






Max. Gefährdungsradius:  
Gefährdungsradius 750 m (behördl. festgelegt) 
  
Alarmierung der örtlichen Einsatzkräfte:  
Direktverbindung zur Feuerwehr TUS 
Nachbarschafts-Informations- und -Warnsystem NIWS 
  
Investitionskosten (exkl. USt., gerundet):   
Gesamt (Schätzwert, 1999) € 1,750.000,-   (100,0 %) 
davon in die Sicherheitseinrichtungen  € 670.000,-   (38,3 %) 
Tab. 8: Betriebsdaten zum ehemaligen Flüssiggaslager der FLAGA Linz 
Quelle: WEINZIERL J., Geschäftsführer der FLAGA GmbH, Daten zur ehemaligen Betriebsanlage Linz erhalten im 
persönlichen Interview, Korneuburg, am 4. Juli 2006 
 
Die 199-t-Flüssiggasanlage ist bezüglich der betriebsinternen Anlagen, wie 
Abfüllstationen udgl. sehr ähnlich bestückt wie das zuerst angeführte 1.410-t-Lager 
der Mengenschwelle 2. Für den wirtschaftlichen Betrieb eines Flüssiggaslagers ist es 
also unbedingt erforderlich, taugliche Möglichkeiten für die Anlieferung, die 
Entleerung, die Lagerung und die Befüllung von Flüssiggas zu gewährleisten. Damit 
sind die anlagentechnischen Mindestanforderungen für die Grundausstattung von 
Flüssiggasbetrieben als sehr identisch zu bezeichnen und unterscheiden sich somit 
zwischen Schwelle-1–Betrieben und Schwelle-2–Betrieben im Vergleich zu den 
jeweiligen Lagermengen nur marginal. Im direkten Vergleich des 199-t-Lagers mit 
dem 1.410-t-Flüssiggaslager sind ebenfalls die behördlich (zwingend) 
vorgeschriebenen und umgesetzten Sicherheitsanlagen und Armaturen nahezu als 
gleich zu bezeichnen. Durch die geringere Größe und Anzahl der Behälter sind 
logischerweise auch die Dimensionen und die Anzahl der Sicherheitsarmaturen an den 
Behältern im 199-t-Lager etwas geringer. Auch durch die Art der Aufstellung der 
Behälter (erdgedeckt und oberirdisch) ist ein geringer Unterschied in den 
sicherheitstechnischen Einrichtungen gegeben, der sich jedoch nur bezüglich der 
erweiterten Dimensionierung der Berieselungsanlage und im behördlich 
herangezogenen „Worst Case“-Szenario auswirkt. Die Differenz der Investitionskosten 
in die technischen Sicherheitseinrichtungen zwischen den beiden bezüglich der 




In der folgenden Tabelle wird ein ökonomischer Vergleich der Investitionskosten in 
die beiden Flüssiggaslager und insbesondere in die erforderlichen technischen 
Sicherheitseinrichtungen des Schwelle-1-Betriebes und des Schwelle-2–Betriebes 
erstellt. 











   
Maximal technisch mögliche Lagermengen: 199 t 1.410 t 
   
Investitionskosten gesamt: € 1,750.000,- € 3,050.000,- 
Investitionskosten gesamt je t: € 8.794,- € 2.163,- 
   
Investitionskosten in Si-Einrichtungen (Seveso-RL): € 670.000,- € 727.000,- 
Investitionskosten in Si-Einrichtungen je t Lagermenge: € 3.367,- € 516,- 
Tab. 9: Investitionskostenübersicht – Schwelle-1- und Schwelle-2-Betrieb 
Quelle: Eigene Berechnung, aus den erhaltenen Betriebsdaten 
 
Die erstellte Kostenübersicht zwischen den zwei bezüglich der Lagerkapazität 
unterschiedlich großen Flüssiggaslagern zeigt, dass es in bestimmten Fällen 
betriebswirtschaftlich durchaus sinnvoll sein könnte, vorausgesetzt dass ein 
entsprechend großer Lagerungsbedarf besteht oder keine gewichtigen anderen Gründe 
dem dagegenstehen, statt mehrerer kleiner Betriebsanlagen (Schwelle-1-Betriebe) eine 
einzige größere Betriebsanlage der Mengenschwelle 2 iSd. GewO zu errichten und zu 
betreiben. Das Verhältnis der Investitionen in die erforderlichen und/oder behördlich 
vorgeschriebenen Mindestanforderungen an die technischen Sicherheitseinrichtungen 
wird mit zunehmender Größe an Lagerkapazität geringer, wie die Aufstellung der 
erfassten Daten von konkreten Betriebsanlagen in obiger Tabelle belegt. 
 
Darüber hinaus können größere Lagerkapazitäten auch für den Fall der 
Produktbeschaffung erhebliche ökonomische Vorteile bieten, da im Falle von 
günstigen Marktpreiskonstellationen für Flüssiggas im Beschaffungsvorgang größere 
Mengen zu niedrigen Einkaufspreisen auf Vorrat eingelagert werden können. 
Ebenfalls ist ein durchaus als positiv zu sehender und wirksamer Nebenaspekt der 
dabei auftretende ökologische Faktor im Zuge der Beschaffung des Flüssiggases nicht 
zu unterschätzen, denn größere Flüssiggaslager mit Gleisanschluss (Anschlussbahn) 
erlauben eine umweltschonende Zulieferung des Flüssiggases auf der Eisenbahn 
mittels Kesselwagen und entlasten somit die Umwelt vom Lkw-Verkehr auf der Straße 
erheblich. Dies kommt somit auch den ökologisch erforderlichen Grundsätzen bei der 
Anschaffung von Gütern zwecks vernünftiger Ressourcen- und Umweltschonung sehr 
entgegen.171 
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Auf die Thematik der Luftschadstoffbelastungen172 durch das ständig steigende 
Verkehrsaufkommen und die Bemühungen der Politik, mehr Verkehr von der Straße 
auf die Schiene zu bringen, wird hier aber nicht näher eingegangen.173 
 
Die Erkenntnisse aus der Literaturrecherche und aus den durchgeführten Experten-
Interviews in den genannten österreichischen Flüssiggasunternehmen unterstützen die 
in diesem Abschnitt bereits getätigte Aussage, dass unter bestimmten Bedingungen 
und günstigen Marktvoraussetzungen die Errichtung eines Schwelle-2-Betriebes, rein 
aus dem Aspekt der Investitionen in die technischen Sicherheitseinrichtungen 
betrachtet, u. U. durchaus ökonomisch sinnvoll sein kann. Besteht der Bedarf für eine 
größere Lagermenge als 50 t Flüssiggas im Unternehmen, kann durch eine 
sicherheitstechnisch qualifizierte Anlagenkonfiguration (z. B. erdgedeckte Tanks 
anstatt oberirdischer Tanks und somit Wegfall des BLEVE-Szenarios) und auch durch 
eine kluge Standortentscheidung bezüglich der Transport- und Lagerlogistik sowie im 
Hinblick auf die Anrainer die Errichtung einer Schwelle-2-Betriebsanlage für das 




In der nachfolgend erstellten Argumentenbilanz werden nun die Vor- und Nachteile in 
der Errichtung und im Betrieb von großen Flüssiggaslagern mit unterschiedlichen 
Lagerkapazitäten zusammenfassend dargestellt. Dargestellt sind die zu erwartenden 
Vor- und Nachteile zwischen einem größeren Schwelle-2-Lager und zwei oder 
mehreren kleineren Schwelle-1-Lagern Aus den angeführten Argumenten in dieser 
Bilanz kann für einen hohen Lagerbedarf, zumindest mittelfristig aufgrund logistischer 
und wareneinkaufsseitiger wirtschaftlicher Vorteile, eine Tendenz zu Gunsten des 
Schwelle-2-Betriebes interpretiert werden. 
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 Vorteile Nachteile 
SCHWELLE-
1-BETRIEB 
• niedrige Investitionskosten 
• niedrigere Betriebskosten wegen 
weniger Lagertanks und Armaturen 
• geringere Auflagen aus den 
Vorschriften der IUV 
• geringerer anzunehmender 
Schaden für den Dennoch-Störfall 
 
 
• geringe Lagerkapazität gegeben 
• saisonale Marktpreisvorteile beim 
Produktankauf schlecht nutzbar 
• Produktanlieferung per Bahn 
problematisch (Standzeiten) 
• relativ hohe Kosten für Sicherheits-
einrichtungen 
• mehrere Anrainerschaften um die 
Lager vorhanden (Bürgerinitiativen) 
• mehrere örtlich zuständige 
Behörden (unterschiedl. Auflagen) 




• große Lagerkapazität gegeben 
• saisonale Marktpreisvorteile beim 
Produktankauf gut nutzbar 
• Produktanlieferung per Bahn gut 
möglich (Umweltschonung) 
• relativ geringe Kosten für 
Sicherheitseinrichtungen 
• eine einzige Anrainerschaft um das 
Lager vorhanden (Bürgerinitiativen) 
• eine örtlich zuständige Behörde 
• Sicherheitsrisiko an einem Ort 
konzentriert 
 
• hohe Investitionskosten 
• höhere Betriebskosten wegen mehr 
Lagertanks und Armaturen 
• höhere Auflagen aus den 
Vorschriften der IUV 
• größerer anzunehmender Schaden 
für den Dennoch-Störfall 
 
 
Tab. 10: Argumentenbilanz – Schwelle-1- und Schwelle-2-Betrieb 
Quelle: Erfahrungsschatz des Autors aus langjähriger Berufserfahrung 
 
 






Im nun folgenden empirischen Teil dieser Arbeit werden im Umfeld von 
gefahrengeneigten Anlagen verschiedene öffentlich zugängliche Daten von 
Immobilien und deren Kaufpreise in einem bestimmten Gebiet über einen 
mehrjährigen Zeitraum erhoben. Auf Basis dieser Daten wird dann versucht werden, 
Aussagen zur möglichen Beeinflussung von Seveso-Betriebsanlagen auf derartige 
hedonistische Güter in der regionalen Umwelt in Abhängigkeit von gegebenen 
Gefährdungspotenzialen tätigen zu können. 
 
Ebenso wird in einer weiterführenden Befragung der betroffenen Bevölkerung 
innerhalb genau definierter Zonen im Umkreis von ehemals zwei im Umfragegebiet 
befindlicher gefahrengeneigten Betriebsanlagen, deren grundsätzliche Einstellungen 
zur regionalen Umwelt und zu möglichen Beeinflussungen ihrer Wohnumgebung 










3. EMPIRISCHE DATENERHEBUNG IM FORSCHUNGSFELD 
3.1 Theoretische Ansätze für den empirischen Teil dieser Arbeit 
Zur Beantwortung der Forschungsfrage wird unter Anwendung geeigneter empirischer 
Datenerhebungsmethoden und Analyseverfahren versucht werden, die im 
Problemaufriss skizzierten Fragestellungen einer Klärung zuzuführen. In diesem Teil 
der Arbeit werden die bereits angesprochenen Thematiken methodisch-systematisch 
aufgearbeitet, um mit probaten wissenschaftlichen Mitteln zu aussagekräftigen 
Ergebnissen zu kommen. Für die Messbarkeit von Auswirkungen aus 
gefahrengeneigten Anlagen auf die regionale Umwelt, im Besonderen sind hier die 
schädlichen Einflüsse vorhandener Gefährdungspotenziale wegen der Gefahr von 
Bränden oder Explosionen auf die umliegende Bevölkerung gemeint, sind daher 
zwecks Messbarkeit zutreffende Faktoren, welche als Indikatoren für bestimmte 
Beeinflussungen gelten können, zu finden. Für diese Aufgabenstellung und für die 
nachträglichen Bewertungsversuche von Daten aus dem Forschungsfeld wird das 
sozioökonomische Bewertungsverfahren des hedonistischen Preisansatzes ausgewählt. 
Die Analyse von Marktpreisdivergenzen mittels dieses Ansatzes scheint eine gute 
Möglichkeit zu sein, Einflüsse durch die Umweltqualität bzw. die Umfeldbedingungen 
messbar zu machen. Am deutlichsten kann das über die Marktpreise von Immobilien 
gemacht werden. Immobilienpreise hängen grundsätzlich von einer Reihe von 
Faktoren ab, wie etwa von der Größe, der Qualität, dem Alter oder der Entfernung zu 
Arbeitsstätten oder zu Erholungsmöglichkeiten. Ebenso sind die Höhe von 
vorhandenen Lärmbelästigungen durch Verkehr oder gewerblichen und industriellen 
Anlagen sowie die gegebene Luftqualität mögliche wichtige Faktoren für die 
Wohnentscheidung und die Preisgestaltung.175 Der hedonistische Ansatz ist als ein 
indirektes Bewertungsverfahren zu sehen, der grundsätzlich auf einer 
Forschungsstrategie aufbaut, die von der Annahme ausgeht, dass die große Anzahl 
heterogener Güter in einer geringen Zahl von Merkmalen oder Eigenschaften 
ausgedrückt werden kann.176 Der hedonistische Preisansatz unterstellt grundsätzlich, 
dass mit erhöhter Qualität (Produkte, Umwelt, etc.) bessere Marktpreise erzielt werden 
können, was somit als eine Preis-/Eigenschaftsbeziehung zu verstehen ist.177 Dieser 
Ansatz wird somit in dieser Arbeit als ein geeignetes sozioökonomisches 
Bewertungsverfahren aufgegriffen, um in einem originären Beitrag auf mögliche 
Korrelationen zwischen vorhandenen und unterschiedlichen Gefährdungspotenzialen 
aus gefahrengeneigten Anlagen und tatsächlich realisierten Marktpreisen von 
Immobilien der betroffenen Region innerhalb und außerhalb der jeweiligen 
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Gefahrenzonen zu überprüfen.178 Der hedonistische Preisansatz kommt hier in 
Verbindung mit der „Marktpreismethode“ zum Einsatz, welche davon ausgeht, dass 
die Umweltqualität einen wertbildenden Faktor bei Immobilienpreisen darstellt, wobei 
in dieser Arbeit konkret die Gefährdungspotenziale und die Entfernungen zu Seveso-
Betrieben beleuchtet werden. Die vorliegende Umweltqualität und die 
Umfeldbedingungen werden somit zur detaillierten Datenbewertung herangezogen. 
Der Grundgedanke dieser Methode zielt auf die jeweilig gegebenen Motivationen von 
Menschen während des Prozesses der Entscheidungsfindung, insbesondere bei der 
Wohnungssuche, ab. Wenn sich nun ein Individuum entschließt, in einer bestimmten 
Region zu wohnen, trifft es damit gleichzeitig eine Entscheidung darüber, in welcher 
Luftqualität bzw. in welcher speziellen Umgebungssituation, sofern ihm das auch 
bekannt ist, es zukünftig leben wird. Wenn diese Wahlmöglichkeiten bestehen und 
wahrgenommen werden, schlägt sich das auf die Nachfrage nach bspw. einer 
bestimmten Luftqualität und somit auch in der Nachfrage nach dem privaten Gut 
„Wohnen“ und damit in den Immobilienpreisen (Kaufpreise, Mieten etc.) der Region 
nieder. Es müsste daher möglich sein, die Nachfrage nach guter Luft oder - wie im 
gegenständlichen originären Beitrag dieser Arbeit näher beleuchtet - nach einer 
sicheren Umgebungssituation (Gefährdungspotenziale durch Brand- und 
Explosionsgefahren) aus den höheren Preisen für das heterogene Gut „Wohnen“ 
abzuleiten. Damit ist der Grundgedanke der Marktpreismethode charakterisiert, welche 
daher gegenständlich zur Ermittlung von möglichen Auswirkungen auf die Anrainer 
der konkreten dissertationskausalen Seveso-Betrieben herangezogen wird.179 
 
Es wird somit im Verlauf dieser Arbeit mit der Erhebung von Immobilien-Kaufpreisen 
in Linz-Kleinmünchen begonnen, weiterführend eine Meinungserhebung an der um 
die Seveso-Betriebe angesiedelte Bevölkerung durchgeführt, ebenso wird auch die 
Gesamtproblematik der Standortfrage von einschlägigen Seveso-Betrieben der 
Flüssiggasindustrie näher beleuchtet. Weiters wird hier dem technischen und 
organisatorischen Risikomanagement für Betriebsanlagen, insbesondere von Anlagen 
mit hohen Gefährdungspotenzialen wegen der Lagerung großer Mengen an 
gefährlichen Stoffen, vor allem im Hinblick auf eine größtmögliche 
Risikominimierung von Unfällen in solchen Betrieben, sehr viel Raum gewidmet. Der 
Schwerpunkt der Betrachtungen liegt auf Großbetrieben der chemischen Industrie und 
der Flüssiggasindustrie, insbesondere im näheren Zusammenhang mit Standorten 
derartiger Betriebe in der Nähe zu großstädtischen Ballungsräumen. Durch die gezielte 
Befragung mehrerer Topmanager einschlägiger österreichischer Industriebetriebe der 
Flüssiggaswirtschaft, einer umfassenden Literaturrecherche zum Bereich 
Risikomanagement zur Minimierung von Gefährdungen aus gefahrengeneigten 
Anlagen, Datenermittlungen an öffentlichen Institutionen und der erwähnten 
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Meinungsumfrage im definierten Gebiet zu Fragen der Sicherheit und des Schutzes 
von Mensch und Umwelt soll eine möglichst genaue Abbildung der Realität aus dem 
gewählten Forschungsfeld ergeben. 
 
3.2 Empirische Kaufdatenerhebung am Grundbuch Linz 
Für die Erhebung von Kaufpreise für Immobilien, wie z. B. Grundstücke, Häuser oder 
Wohnungen, ist es sehr wichtig, eine sichere und reproduzierbare Datenquelle zu 
finden. Es wurde daher als Quelle für die Recherche von Immobilienkaufpreisen das 
öffentliche Grundbuch herangezogen. Das Grundbuch ist ein von den Bezirksgerichten 
geführtes öffentliches Verzeichnis, in welchem Grundstücke und die an ihnen 
bestehenden dinglichen Rechte eingetragen werden.180 Das öffentliche Grundbuch 
beinhaltet somit nahezu lückenlos alle Dateninformationen über Immobilienkäufe, da 
derartige Transaktionen grundsätzlich in das Grundbuch eingetragen werden. In das 
öffentliche Grundbuch kann jede und jeder während der Amtsstunden Einsicht 
nehmen. Die Einsicht wird sowohl in das Hauptbuch als auch in die 
Urkundensammlung gewährt. Es besteht die Möglichkeit, die Grundbuchsurkunden 
mit allen darin enthaltenen und öffentlich zugänglichen Daten direkt vor Ort am 
jeweiligen Grundbuch (in dieser Studie ist es das Grundbuch am Landesgericht in 
Linz) physisch einzusehen. Bei einer eingeschränkten Reihe von Daten – nicht alle 
Urkunden des Grundbuches sind bis dato digitalisiert (Stand 2007) - besteht auch die 
Möglichkeit der elektronischen Abfrage per Internet.181 Über bestimmte Websites mit 
zumeist einer erforderlichen und kostenpflichtigen Zugangsberechtigung können 
direkte Abfragen in der Grundstücksdatenbank des Bundesrechenzentrums 
vorgenommen werden.182 
Zum Auffinden der Situierung von Grundstücken liegt am Grundbuch die so genannte 
„Grundbuchsmappe“ auf. Das ist eine Landkarte, welche die örtliche Lage der 
Grundstücke (unter Angabe der Grundstücksnummer) und ihre Grenzen wiedergibt. 
Sie ist ein Abdruck der Katastermappe (Katastralmappe) und hat keine rechtliche 
Bedeutung im Grundbuch, sondern dient nur der Auffindung der Einlagezahl (EZ) 
über die in der Mappe gefundene Grundstücksnummer. Die Mappe kann auch 
elektronisch am Bildschirm (am Gericht, beim Vermessungsamt183 oder mittels eines 
Zuganges über das Internet) dargestellt und ausgedruckt werden. Grundbücherliche 
Informationen zu einer Sache liegen in einer so genannten Grundbuchsabschrift 
(Grundbuchsauszug) vor, welche nach einem bestimmten Aufbau gegliedert ist und 
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die Daten zumeist in Form von Schriftsätzen, Plänen odgl. enthält.184 Die in der 
Grundbuchsabschrift angeführten Daten der Grundstücke, wie Benützungsart 
(Nutzung), Flächenausmaß, Adresse etc., sind Daten des Katasters und als 
unverbindlich anzusehen.185 So wird die Benützungsart vom Vermessungsamt186 nach 
der Natur erhoben und hat mit der von der Gemeinde verwalteten Flächenwidmung 
nichts zu tun.187 Für den Erwerb von Grund und Boden (Grundstück, 
Wohnungseigentum, Eigenheim) ist es jedoch unumgänglich, sich anhand des 
Grundbuchs zu informieren, wer „bücherlicher“ Eigentümer oder „bücherliche“ 
Eigentümerin des Objekts ist und welche Belastungen eingetragen sind. Diese in 
nahezu vollständiger Form vorliegenden öffentlich zugänglichen Informationen mit 
allen Angaben zu Liegenschaften (Immobilien) wurden ebenfalls für diese Dissertation 
genützt, um an gesicherte Daten bezüglich der gesuchten Immobilienpreis-
Informationen zu kommen. Die am Grundbuch des Bezirksgerichtes archivierten 
Daten (z. B. der Kaufvertrag beim Erwerb eines Grundeigentums) sind in der 
Reihenfolge ihrer Tagebuchzahl jahrgangsweise geordnet aufzufinden. Diese 
öffentlich aufliegenden Urkunden waren die Grundlage für die ggst. Datenerhebung 
zur Katastralgemeinde Kleinmünchen.188 
 
3.21 Datenermittlungsgebiet am Stadtrand in Linz-Kleinmünchen 
Um letztlich in der Analyse von empirisch ermittelten Daten die richtigen 
Rückschlüsse ziehen zu können, ist es wichtig, vorweg in der Planung zur 
Datenermittlung eine möglichst exakte Formulierung und Präzisierung der 
Forschungsfragestellung vorzunehmen. Die Forschungsfrage dieser Dissertation ergibt 
sich, wie bereits kurz beschrieben, aus der speziellen historisch entstandenen und auch 
österreichweit einzigartigen Situation in der Katastralgemeinde Kleinmünchen der 
Landeshauptstadt Linz [OÖ], wo die beiden Seveso-Betriebe, ein Chemikalienlager 
und ein Flüssiggaslager, in unmittelbarer Nachbarschaft angesiedelt sind bzw. bis 
August 2004 waren.189 In der behördlichen Gefährdungsbetrachtung bezüglich der 
möglichen Industrieunfall-Szenarien muss hier von einem Domino-Effekt iSd. Seveso-
II-RL ausgegangen werden, was eine extreme Gefahrenerhöhung durch die jeweils 
gelagerten Stoffe im Chemielager und im unmittelbar angrenzenden Flüssiggaslager 
bei einem Störfall bedeutet. Da zwar das Flüssiggaslager auf dem Stadtgebiet von 
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Linz, das Chemielager jedoch auf dem Grund der Stadtgemeinde Traun liegt, hat der 
Magistrat der Landeshauptstadt Linz hier keine Zuständigkeit mehr, sondern kann nur 
in Abstimmung mit der Bezirksverwaltungsbehörde des Bezirkes Linz-Land oder über 
die Oö. Landesregierung vorgehen. 
 
Für den Fall eines schweren Industrieunfalls190 ergeben sich bei dieser besonderen 
Konstellation daher erhebliche Gefährdungsradien um diese zwei Betriebe (mehrere 
hundert Meter bis zu etwa tausend Meter), welche sich durch verschiedene behördliche 
Restriktionen für die um die beiden Betriebe angesiedelte Nachbarschaft manifestieren 
(Gewerbebetriebe, private Anrainer). Beispielsweise sei hier ein zwischenzeitlich 
einmal behördlich auferlegtes Bauverbot angeführt, sodass Anrainer innerhalb des so 
genannten Gefährdungskreises keine Neu- oder Zubauten an Wohnhäusern 
durchführen durften. Es liegt daher die Vermutung nahe, dass derartige 
Gefahrenpotenziale aus betrieblichen Anlagen die Kaufpreise (Marktpreise) von 
Immobilien, z. B. Grundstücke, Häuser, Wohnungen oder Betriebsanlagen, 
beeinträchtigen können. Dadurch kann die hypothetische Annahme im Sinne des 
hedonistischen Ansatzes als zulässig angesehen werden, dass der Marktwert von 
Immobilien innerhalb dieser Gefährdungszonen niedriger sein könnte/müsste als 
außerhalb bzw. weiter weg von derartigen gefährlichen Betriebsanlagen oder dass sich 
die Marktpreise dann verändern, wenn sich der Grad der Gefährdung ändert. 
Dementsprechende Argumente, dass hier durch diese Betriebsanlagen Werte von z. B. 
hedonistischen Gütern wie etwa Immobilien in monetärer Hinsicht geschmälert 
würden, wurde ebenfalls von den Anrainern immer wieder als eines der Hauptanliegen 
vorgebracht, zusätzlich zu den eher dem psychischen Bereich zuordenbaren 
vorgebrachten Sorgen und Ängsten um Gesundheit, Leib und Leben für sich und ihre 
Kinder. Diese subjektiven Sorgen um die Sicherheit führten in der angrenzenden 
Bevölkerung, mehrheitlich aus dem Gebiet von Linz, auch immer wieder zu 
Diskussionen wegen des dringenden Begehrens zur weiteren Erhöhung der 
Sicherheitseinrichtungen, vor allem auch wegen der erhöhten Gefahr durch den 
gegebenen Domino-Effekt iSd. IUV zwischen dem Flüssiggaslager und dem 
Chemiebetrieb. Im gegenständlichen Fall fordert eine Bürgerinitiative, gebildet aus 
Anrainern um die Betriebsanlagen, vehement die Absiedelung dieser Betriebe.191 
 
Grundstückseigentümer mit Verkaufsabsichten in der unmittelbaren Nachbarschaft zu 
den Seveso-Betrieben, die offenbar im ökonomischen Sinne an einer Erhöhung der 
Grundstückswerte interessiert waren, versuchten die Anlagensicherheit der Seveso-
Betriebe in den Medien und bei den Behörden immer wieder infrage zu stellen. Nicht 
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zuletzt wurden durch in Auftrag gegebene Experten-Gutachten hier den Betrieben ein 
gefährliches Zeugnis für den worst case ausgestellt, insbesondere für den Fall des 
größten anzunehmenden Unfalles, dem BLEVE eines Flüssiggastanks (Behälterbersten 
mit starker Druckwelle, großer Hitzeentwicklung und Trümmerflug192) in Verbindung 
mit den möglichen negativen und sicherheitsgefährdenden Auswirkungen auf den 
Chemiebetrieb. Es wurde das offensichtliche Ziel verfolgt, die Betriebe aus der Region 
abzusiedeln, um in einer Änderung der Flächenwidmung mehr Platz für Wohn- und 
Geschäftsbauflächen zu schaffen, wodurch höhere Grundstückspreise zu generieren 
wären. Die Stadtpolitik von Linz wurde zunehmend unter Druck gesetzt, hier Abhilfe 
zu schaffen. Die Erhöhung der Sicherheit im Flüssiggaslager im Jahr 2000 durch 
weitere technische und organisatorische Maßnahmen beruhigte jedoch die Situation 
vorerst.193 
 
Am 30. Juni 2001 kam es aber zu einem erheblichen Brandereignis im Chemielager, 
bei dem ein Arbeiter der Firma zu Tode kam und dunkle Rauchschwaden bis zur 
vollständigen Löschung des Brandes durch die örtlichen Feuerwehren über diesen 
Stadtteil von Linz hinwegzogen. Verstärkt vor allem durch dieses Ereignis wurde nun 
eine weit größer angelegte Bürgerinitiative als vorher ins Rollen gebracht. Die 
Situation zwischen den über die Bürgerinitiative organisierten Anrainern, den 
Betreibern der gegenständlichen Industriebetriebe und der Behörde verschlechterte 
sich erheblich nach diesem Unfallereignis und schließlich wurde das am Stadtgebiet 
von Linz stehende Flüssiggaslager im Jahr 2004 abgesiedelt. Es liegt somit ab dem 
Zeitpunkt der Absiedelung des Flüssiggasbetriebes ein wesentlich geringeres 
Gefahrenpotenzial vor, da nun nur mehr der Chemiebetrieb vorhanden ist und mit der 
Absiedelung des Gaslagers vor allem die Gefahr des Berstens eines Behälters und der 
ebenfalls gefährdungserhöhende Domino-Effekt mit dem Chemielager weggefallen 
sind.194 
 
Die Zeit von 2000 bis Mitte 2001 wird daher als der Zeitraum 1 gesehen, in dem das 
Gefährdungspotenzial gekennzeichnet war durch zwei Seveso-Betriebe im ‚Domino’, 
aber trotzdem eine kritische, jedoch halbwegs funktionierende 
Nachbarschaftsbeziehung zwischen den Anrainervertretern und den Betreiberfirmen 
herrschte. Auch mit den Behördenvertretern konnten Kompromisse gefunden werden, 
zudem in diesem Zeitraum sehr hohe Investitionen in Sicherheitseinrichtungen getätigt 
wurden, vor allem an den vier oberirdischen Lagerbehältern des Flüssiggaslagers, an 
den Füllstationen für die Straßentankwagen und an den Abschlauchstellen für die 
Flüssiggas-Eisenbahnkesselwagen. 
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Abb. 15: Flüssiggaslager der FLAGA-Linz, OF-Behälter mit Berieselung 
Quelle: FLAGA GMBH: Firmeninterne technische Unterlagen, A-2100 Leobendorf, 2006 
 
Mit dem Brandereignis im Jahr 2001 eskalierte die Situation, die Bürgerinitiative 
bekam starken ‚Rückenwind’ und gewann enorm an Gewicht, vor allem durch die 
Macht der Medien und auch wegen des Aufgreifens der Thematik durch oppositionelle 
Stadtpolitiker der Landeshauptstadt Linz. Die Gewerbebehörde der Stadt Linz geriet 
damit ebenfalls stark unter Druck und ging verstärkt bezüglich neuerlicher 
Vorschreibungen in weitere Sicherheitseinrichtungen gegen die Betreiberfirma des 
Flüssiggaslagers vor, obwohl zu diesem Zeitpunkt das organisatorische und technische 
Risikomanagement mit den neuesten elektronischen Sicherheitseinrichtungen am 
höchsten Stand der Technik ausgeführt waren. Wie bereits ausgeführt wurde nach 
längeren Verhandlungen zwischen dem Betreiber des Flüssiggasbetriebes und der 
Linzer Stadtpolitik drei Jahre nach dem Brandereignis im Chemiewerk das 
Flüssiggaslager aufgelassen und zur Gänze geräumt.195 Der Zeitraum 2 beschreibt 
somit die Zeit vom Brand im Chemiebetrieb am 30. Juni 2001 bis zur Stilllegung des 
Flüssiggaslagers am 30. August 2004.196 
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Abb. 16: Brandereignis im Chemiewerk in Traun, 30. Juni 2001 
Quelle: FLAGA GMBH: Firmeninterne technische Unterlagen, A-2100 Leobendorf, 2006 
 
Der Zeitraum 3 ist gekennzeichnet durch die neue Situation nach der Absiedelung des 
Flüssiggaslagers (ab 31. August 2004 bis zum Ende des Jahres 2005). Der Wegfall des 
Domino-Effekts zwischen dem Flüssiggaslager und dem Chemiewerk führt 
naturgemäß zu einer erheblichen Reduzierung des Gefährdungspotenzials und zu einer 




Die Situation zwischen den Anrainern und dem noch am Standort verbliebenen 
Chemiebetrieb war aber noch Jahre nach der Absiedelung des Flüssiggaslagers immer 
wieder von diversen Auseinandersetzungen geprägt. Erst im Jahr 2007 konnte 
zwischen der Bürgerinitiative und dem Betreiber des Chemiewerkes eine für beide 
Seiten zufrieden stellende Kompromisslösung herbeigeführt werden und ein 
Friedensschluss nach diesem etwa 10 Jahre währenden Kampf erzielt werden. 
 
 







Abb. 17: Pressebericht zum Brand im Chemiewerk und Einigung mit Bürgern 
Quelle: KURIER: Pressebericht vom 14. November 2007 zum Brand in der Trauner Chemiefirma vom 30. Juni 2001 und zur 
Einigung mit der Bürgerinitiative, 14.11.2007 
 
 






3.211 Gefährdungspotenziale als angesetzter Gradmesser für Immobilienpreise 
Wie schon erwähnt war die Motivation zur Ermittlung der Immobiliendaten aus dem 
Grundbuch die hypothetische Annahme, dass evtl. die Anwesenheit von gefährlichen 
Betrieben in der unmittelbaren Umgebung zu niedrigeren Immobilienpreisen führen 
könnte, vor allem wegen diverser Restriktionen aufgrund der Gefährdungspotenziale, 
welche sich in den behördlich festgelegten Gefährdungsradien manifestieren. 
Innerhalb dieser Umkreise um gefährliche Betriebe bestehen naturgemäß 
eingeschränkte Baubedingungen (z. B. Bauverbote) und besondere 
Sicherheitsanweisungen für die Bevölkerung im Falle eines gefährlichen Unfalles (z. 
B. im Sinne eines Nachbarschafts-Informations- und -Warnsystems, wie: 
Sirenenalarm, diverse Verhaltensanweisungen wie etwa im Haus zu bleiben und die 
Fenster zu schließen o. Ä.). Der Zustand des Domino-Effekts gemäß IUV und die 
daraus abgeleiteten Auswirkungsbetrachtungen für die „Worst Case“-Szenarien 
erhöhen die Gefährdungsradien um die Betriebe beträchtlich. Eines dieser Szenarien 
ist das Bersten eines unterfeuerten Flüssiggasbehälters mit Beschädigung des 
Chemikalienlagers durch Explosionsdruck, Trümmerflug und Hitzestrahlung mit 
Entzündung des Chemielagers. Es kann somit im Umkehrschluss zumindest technisch 
davon ausgegangen werden, dass mit größerer Entfernung (z. B. über 1.000 m) die 
vorgenannten Gefahren kaum mehr gegeben sind. Das bedeutet somit, je weiter weg 
eine Immobilie von den gefährlichen Betrieben liegt, desto weniger Einfluss hat die 
vorliegende Situation, bedingt durch die gefahrengeneigten Anlagen, auf allfällige 
Immobilienpreise der Region, was gemäß der aufgestellten Hypothese ein höheres 
Immobilienpreisniveau zulassen könnte. Darüber hinaus gilt es des Weiteren auch zu 
prüfen und zu klären, ob in den drei definierten Zeiträumen signifikante Unterschiede 
aus den ermittelten Daten nicht nur bezüglich der Immobilienpreise, sondern auch aus 
den Anzahlen der Verkäufe odgl. abzuleiten sind. Im Folgenden wird somit von den 
unterschiedlichen Gefahrenzonen die Rede sein (Gefährdungsradien je nach Vorliegen 
eines bestimmten Gefährdungspotenzials) sowie von den drei betrachteten Zeiträumen, 
nämlich die Zeit vor dem Brandereignis im Chemiebetrieb im Jahr 2001, der Zeitraum 
nach dem Brandereignis bis zur Absiedelung des Flüssiggaslagers und die Zeit nach 
der Absiedelung des Flüssiggaslagers im Jahr 2004 bis zum Jahresende 2005. 
 
3.212 Zusammenschau der fokussierten drei Zeiträume von Immobilienkäufen 
Situationsbedingt kann daher in dieser Causa von den drei beschriebenen und 
spezifisch vorliegenden Zeiträumen gesprochen werden, aus denen die 
grundbücherlich aufliegenden Daten ermittelt und zugeordnet werden.197 Alle 
grundbücherlich einverleibten Immobilienkäufe der Katastralgemeinde Linz-
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Kleinmünchen der Einverleibungsjahre 2000-2005 werden nach dem jeweils 
tatsächlichen Kaufdatum (Datum des Kaufvertrages) aufsteigend gelistet. Es wird dem 
Käufer einer Immobilie unterstellt, dass er im Vorfeld bzw. spätestens zum 
Kaufzeitpunkt die Vor- und Nachteile sowie die verschiedenen Gegebenheiten des 
Umfeldes abgewogen hat und unter anderem auch auf dieser nicht unerheblichen Basis 
eine Kaufentscheidung getroffen hat. 
 
ZEITRAUM 1: Immobilienkäufe ab dem Einverleibungsjahr 2000 und dem 
30. Juni 2001 
Der Betrachtungszeitraum 1 wird mit dem Jahr 2000 der grundbücherlichen 
Einverleibungen begonnen und endet mit dem Unfalltag im Chemiewerk, dem 30. Juni 
2001. In dieser Zeit war eine Bürgerinitiative gegen die dissertationskausalen 
gefahrengeneigten Anlagen bereits aktiv, jedoch wurden zu jener Zeit in den besagten 
Betrieben in Zusammenarbeit bzw. auf Bescheid der Behörden im Gewerbeverfahren 
wesentliche organisatorische Maßnahmen und technische Sicherheitseinrichtungen 
zum Schutz gegen Industrieunfälle gesetzt, sodass es zu keinen Eskalationen kam und 
ein zwar kritisches, aber doch halbwegs akzeptiertes Nebeneinander zwischen den 
kausalen Industriebetrieben und der Nachbarschaft vorlag. 
Gefährdungspotenzial: HOCH 
 
ZEITRAUM 2: Immobilienkäufe zwischen 1. Juli 2001 und 30. August 2004 
Nach dem Tag des Industrieunfalls im Chemielager verschärfte sich die Situation in 
der fokussierten Region und die Art der Auseinandersetzung zwischen den Anrainern, 
den Behörden- und den Firmenvertretern, obwohl zu diesem Zeitpunkt der höchste 
Stand der Sicherheitstechnik im Flüssiggaswerk umgesetzt und gegeben war. Die 
Bürgerinitiative, welche hauptsächlich aus Privatpersonen und nur aus wenigen 
Gewerbetreibenden bestand, erhielt zudem erhebliche politische Unterstützung, vor 
allem durch oppositionelle Stadtpolitiker und auch von weiteren Gewerbetreibenden 
im Gefährdungsradius, die hier offensichtlich eine gute Chance erkannten, in 
Ausnützung der nunmehr sehr unglücklichen und geschwächten Situation der beiden 
Seveso-Betriebe mögliche wirtschaftliche Vorteile im monetären Sinne durch eine 
Herbeiführung einer anderen Situation in der Flächennutzung erzielen zu können. 
Schließlich gelang es der Bürgerinitiative und der Stadtpolitik von Linz mit dem 
Betreiber des Flüssiggaslagers über eine Absiedelung vom Standort überein zu 
kommen. Am 30. August 2004 erfolgte die offizielle Stilllegung des 
Flüssiggastanklagers, nur wenige Wochen später wurde mit der Demontage der 
Flüssiggastanks und mit der Schleifung des gesamten Betriebsareals begonnen.198 Mit 
diesem Datum der Bekanntgabe und Auflassung des Flüssiggastanklagers endet der 
Betrachtungszeitraum 2 für die Immobilienkäufe in der Region. 
Gefährdungspotenzial: MITTEL 
                                              
198
  Erfahrungsschatz des Autors aus langjähriger Berufserfahrung 






ZEITRAUM 3: Immobilienkäufe zwischen 31. August 2004 und Ende 2005 
Der dritte betrachtete Zeitraum beginnt mit dem 31. August 2004, dem Tag nach der 
Stilllegung des Flüssiggastanklagers, einhergehend mit dem Wegfall eines erheblichen 
Gefährdungsradius um diese gegenständlich genannte Anlage. Dieser Zeitraum wird in 
der Analyse der Immobilienkaufpreise insofern als äußerst wichtig angesehen, da hier 
eine entscheidende Änderung in der Gefährdung wegen der Stilllegung des 
Flüssiggaslagers199 gegeben ist, nämlich dass nunmehr ein wesentlich geringeres 
Gefährdungspotenzial vorhanden ist. Durch den Wegfall des BLEVE-Szenarios und 
des Domino-Effektes ergibt sich damit nur mehr ein Gefährdungsradius von 300-500 
m um den Chemiebetrieb, im Gegensatz zu den 750-1.000 m, als noch das 
Flüssiggaslager in Betrieb war. In gegenständlicher Studie wird somit für den 
Betrachtungszeitraum 3 die Auswertung der Kaufpreise der grundbücherlich 
einverleibten Immobilientransaktionen ab dem Tag der Absiedelung des 




Grafische Darstellung der Gefährdungspotenziale im Forschungsfeld: 
 
 
Abb. 18: Gefährdungspotenziale nach Zonen und Zeiträumen 
Quelle: Eigene Darstellung 
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3.22 Räumliche Abgrenzung und Definition der Gefährdungsradien 
Es wird die Auswahl bezüglich des betrachteten geografischen Bereiches dahingehend 
getroffen, dass die unmittelbare Gefahrenzonensituation um die zwei Seveso-Betriebe 
als Zielgebiet festgelegt wird und die Restfläche von Kleinmünchen als Referenzgebiet 
betrachtet wird. Als Abgrenzung des zu untersuchenden Gebietes nach außen hin 
werden die Gemeindegrenzen der betroffenen Linzer Katastralgemeinde 
Kleinmünchen herangezogen.200 Kleinmünchen hat eine Gesamtfläche von 12,72 km² 
und weist eine Einwohnerzahl von 42.963 auf (Stand per 1999). Im Vergleich dazu hat 
die Stadt Linz insgesamt eine Fläche von 96,048 km² und 189.343 Einwohner.201 
 
Die ebenfalls innerhalb der Gefährdungsradien liegenden Bereiche des Stadtgebietes 
von Traun werden nicht in die Betrachtungen und Erhebungen einbezogen, da die dort 
vorhandene Verbauungsstruktur nicht mit der vorwiegend städtischen Bebauung von 
Kleinmünchen vergleichbar ist. Als das geografische Forschungsgebiet ist somit der 
Einflussbereich (annähernd halbkreisförmige Gefährdungsradien) der 
gefährdungskausalen Betriebsanlagen von der südwestlichen Stadtgrenze von Linz 
stadteinwärts anzusehen. Nur dieser Bereich des Stadtgebietes von Linz wird daher 
weiter betrachtet und in die Forschungsarbeit mit einbezogen. 
 
 
In der nachfolgend angeführten kartografischen Grobdarstellung des Stadtgebietes von 
Linz ist das Flächenausmaß der Katastralgemeinde Kleinmünchen farbig unterlegt und 
mit einer Linie umrandet gut ersichtlich ausgewiesen. Die drei in etwa 
halbkreisförmigen bzw. halbkreisringförmigen Gefährdungszonen, beginnend bei den 
dissertationskausalen Seveso-Betriebsanlagen an der Stadtgrenze mit den drei 
definierten Gefährdungsradien, sind jeweils andersfarbig dargestellt. 
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Geografische Übersicht des betrachteten Bereiches: 
 
Abb. 19: Kartografische Grobdarstellung der oö. Landeshauptstadt Linz 
Quelle: WIKIPEDIA, Kleinmünchen, in: http://de.wikipedia.org/wiki/Kleinm%C3%Bcnchen, ergänzt durch eigene Darstellung 






3.23 Gefährdungszonen um die Betriebe gemäß Abschnitt 8a GewO 
In den Überlegungsansätzen und Vorbereitungen zu dieser gegenständlichen Studie 
der Immobilienpreise der Region wird ebenfalls vorweg angenommen, dass eventuell 
über die Größe der Entfernung zu den gefahrengeneigten Anlagen messbare 
Abweichungen oder Veränderungen in der Immobilienpreissituation erkennbar sein 
könnten. Im Falle beider Betriebe am Standort kann vom höchsten 
Gefährdungspotenzial ausgegangen werden bzw. nimmt ebenfalls der Grad der 
Gefährdung mit zunehmender Entfernung zu den gegenständlichen Betriebsanlagen 
stetig ab. 
 
Die ungefähren (behördlich) festgelegten Gefährdungsradien sind:202 
 
R 1 = bis 500 m: Innerhalb eines Radius von 300-500 m sind die höchsten 
Gefahren für den Fall eines Industrieunfalls zu sehen, z. B. das BLEVE-
Szenario eines Flüssiggastanks mit Trümmerflug, Druckwelle und 
Hitzestrahlung. 
ZONE I HOHE GEFÄHRDUNG 
 
 
R 2 = über 500-1.000 m: Über einer Entfernung von 500 m bis zu etwa 1.000 
m sind für den Fall eines BLEVE-Szenario noch erhöhte Belastungen für 
den Menschen zu erwarten, wie bspw. noch relativ hohe Temperaturen 
wegen der spontanen Gasverbrennung und der noch vorherrschenden 
Druckwelle. 
ZONE II MITTLERE GEFÄHRDUNG 
 
 
R 3 = über 1.000 m bis an die Grenzen der Katastralgemeinde Kleinmünchen. 
Nur im Zuge der später durchgeführten Meinungsumfrage wird diese 
Zone mit 2.000 m nach außen hin abgegrenzt. In diesem Bereich über 
1.000 m von den beiden gefahrengeneigten Anlagen entfernt kann von 
keiner wesentlichen Beeinträchtigung mehr durch einen derartigen wie 
oben beschriebenen Industrieunfall gesprochen werden. Geringfügig 
könnte auch in diesem Bereich für den Fall des Brandes giftiger 
Chemikalien bei ungünstigen Witterungsverhältnissen und bedingt durch 
die atmosphärische Verfrachtung von Brandrauchgasen odgl. eine 
mögliche Beeinträchtigung gegeben sein. 
ZONE III UNWESENTLICHE (KEINE) GEFÄHRDUNG 
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Abb. 20: Warnzonen um das ehemalige Flüssiggaslager in Linz, 2003 
Quelle: FLAGA GMBH: Firmeninterne technische Unterlagen, A-2100 Leobendorf, 2006 






3.24 Änderungen der Gefährdungspotenziale und Gefährdungsradien 
Für die Betrachtungen der dieser Datenerhebung folgenden Analyse zu den jeweiligen 
Höhen der Immobilienkaufpreise nach Zeitraum und Entfernung zu den Seveso-
Betrieben müssen die vorherrschenden Gefährdungspotenziale zum Kaufzeitpunkt 
bekannt sein und auch die Entfernung der Immobilie zu den Betrieben. Bezüglich der 
Entfernung einer Immobilie zu den Seveso-Betriebsanlagen kann grundsätzlich 
ausgesagt werden, dass je weiter weg eine Immobilie von diesen liegt, die Gefährdung 
immer geringer wird. In den einzelnen definierten Zeiträumen liegen jedoch ebenfalls 
unterschiedlich hohe Gefährdungspotenziale vor: 
 
A.) Zwei Seveso-Betriebe am Standort 
Sicherheitsmaßnahmen im Flüssiggaslager nicht am neuesten Stand der Technik 
Zeitraum: Einverleibungsjahr 2000 bis 30. Juni 2001 
Als noch beide Seveso-Betriebsanlagen am Standort situiert waren, wurde von einer 
Gefährdung in einem Radius von etwa 750-1.000 m ausgegangen. Das Szenario 
„BLEVE eines 50-m³-Flüssiggastanks“, sowie der „Domino-Effekt“ mit erhöhten 
Gefahrenpotenzialen im eventuell möglichen Zusammenwirken von Brand- und 
Explosionseinwirkungen zwischen dem Flüssiggas und verschiedenen Stoffen aus dem 
Chemielager, kamen zum Tragen. 
 
B.) Zwei Seveso-Betriebe am Standort 
Sicherheitsmaßnahmen im Flüssiggaslager am neuesten Stand der Technik 
Zeitraum: 1. Juli 2001 bis 30. August 2004 
Als noch beide Seveso-Betriebsanlagen am Standort situiert waren, jedoch die 
technischen Sicherheitseinrichtungen im Flüssiggaslager auf einen höheren 
technischen Stand gebracht wurden, wurde von einer Gefährdung in einem Radius von 
etwa 500-750 m ausgegangen. Das Szenario „BLEVE eines 50-m³-Flüssiggastanks“. 
Ebenso kam der immer noch nicht ausschließbare „Domino-Effekt“ zwischen dem 
Flüssiggas und den verschiedenen Stoffen aus dem Chemielager zum Tragen. 
 
C.) Ein Seveso-Betrieb am Standort 
Durch den Wegfall eines Gefährdungspotenzials, nämlich die Gefährdung durch einen 
BLEVE, ergab sich daher nach der Absiedelung des Flüssiggaslagers bis zum heutigen 
Tag ein wesentlich kleinerer Gefahrenradius für die Umgebung, nämlich nur mehr 
jener Bereich, der die Gefährdung aus dem Chemiewerk betraf und mit einem 
anzunehmenden Gefahrenradius von 300 m bis maximal 500 m begrenzt ist. 
 
In der Unterteilung der Gefährdungsradien für die nachfolgende Datenanalyse wurden 
die modellhaft erstellten Gefährdungsradien auf Basis bestimmter herangezogener 
Industrieunfallszenarien pragmatisch in drei Gefahrenbereiche eingeteilt, nämlich in 
die Radien bis 500 m, über 500 m bis 1.000 m und über 1.000 m. Weitere noch mehr 
detaillierte Unterteilungen in den Gefährdungsradien könnten natürlich auch 






vorgenommen werden, machen aber aus Sicht des Autors wenig Sinn. Mit diesen drei 
definierten Gefährdungsradien erscheint eine ausreichende Genauigkeit für die 
Datenbewertung und für eine gesicherte Aussage gegeben zu sein. Eine wichtige 
Aufgabe stellt die Ermittlung der Entfernungen zwischen den Immobilien und den 
Seveso-Betrieben dar, um jede im Betrachtungszeitraum angekaufte Immobilie 
bezüglich ihrer geografischen Lage individuell in einen Gefährdungsradius einordnen 
zu können. Es wird daher die Entfernung der jeweiligen Immobilie zu den kausalen 
Industriebetrieben in den geplanten Ablauf der Studie mit aufgenommen. Die 
jeweilige Luftlinie von einer Immobilie zu einem definierten Punkt im Flüssiggaslager 
wird mittels AutoCAD aus der DKM vermessen. Dazu wurden die Stichtagsdaten mit 
Stand per 31. Dezember 2005 aus der digitalen Katastralmappe (DKM) des 
österreichischen Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen (BEV) herangezogen. 
Ebenfalls wird mittels Kartenausschnitt und einer Luftaufnahme (Luftfoto mit 
Landkarte aus HEROLD Karte&Route) der betroffene Geländebereich um die Seveso-
Betriebe in Richtung Kleinmünchen näher dargestellt und die relevanten 
Gefährdungsradien werden mit ausreichender Genauigkeit darüber gelegt.203 
 
3.25 Analysemethodik der Immobilienpreise nach Gefährdungspotenzialen 
Die ermittelten empirischen Daten zu Immobilienkäufen aus dem Forschungsfeld 
werden in den nachfolgenden Analysen auf allfällige Korrelationen zwischen 
Gefährdungspotenzialen und den jeweiligen Immobilienpreisen im betrachteten 
Stadtgebiet abgeprüft. Zur Erzielung eines wissenschaftlich gesicherten Nachweises, 
ob möglicherweise Gefährdungspotenziale aus gefahrengeneigten Anlagen Einfluss 
auf die Kaufpreise von Immobilien haben könnten, werden auf die über einen 
Zeitraum von fünf Jahren eingeholten Grundbuchsdaten der Katastralgemeinde Linz-
Kleinmünchen aufbauend mehrere Analysen über allfällige Divergenzen in den 
Kaufpreisen von Immobilien durchgeführt. Wie schon erwähnt, wird in dieser Arbeit 
ein probates sozioökonomisches Bewertungsverfahren aufgegriffen, nämlich jenes des 
hedonistischen Preisansatzes, um mögliche Korrelationen zwischen vorhandenen und 
ggf. veränderten Gefährdungspotenzialen (je nach Gefahrenzone oder Zeitraum) aus 
zwei konkreten Betriebsanlagen im Raum Linz/Traun [OÖ] zu überprüfen. Die 
Schutzmaßnahmen gegen von außen kommende schädliche und Gefahr bringende 
Einwirkungen auf Leib und Leben für die Menschen sowie das Wohlfühlen in den 
eigenen vier Wänden sind hier als Hauptfaktoren zu sehen, auf welche dieser Ansatz in 
der ggst. Arbeit ausgerichtet ist bzw. wo auch eventuelle Zusammenhänge zwischen 
Gefährdungspotenzialen (in etwa vergleichbar mit schlechter Umweltqualität) und 
Immobilienkaufpreisen abgeprüft werden können.204 
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Die im öffentlichen Diskurs mit betroffenen Anrainern immer wieder auftretende 
Behauptung, dass durch den Einfluss der vorliegenden Gefährdungspotenziale aus den 
zwei kausalen gefahrengeneigten Anlagen im Umfeld erhebliche Schädigungen wegen 
Reduktion der monetären Werte für Immobilien auftreten, wird in dieser Studie 
anhand von öffentlich zugänglichen Grundbuchsdaten wissenschaftlich untersucht. Es 
wird versucht nachzuweisen, inwieweit - und ob überhaupt - sich die jeweils 
vorherrschenden Umgebungsbedingungen, insbesondere jene im Lichte von 
Gefährdungspotenzialen aus Betrieben gemäß Abschnitt 8a GewO, auf die Höhe der 
Preise von heterogenen Gütern,205 wie bspw. Immobilien, signifikant auswirken oder 
zumindest eine aussagekräftige Tendenz in diese Richtung hin erkennbar ist. So gilt es 
die Alternativhypothese der Dissertation abzuprüfen, welche besagt, dass durch die 
Verringerung von Gefährdungspotenzialen und ebenfalls auch durch eine größere 
Entfernung zu den gegenständlichen Betriebsanlagen möglicherweise Änderungen in 
den Auswirkungen, bspw. bei den Immobilienpreisen, einhergehen könnten. Es soll 
insbesondere ein möglicher Einfluss von Unterschieden in den 
Gefährdungspotenzialen aus den zwei konkreten Betriebsanlagen mit Domino-
Effekt206 auf die Marktpreise von Immobilien im städtischen Umfeld von Linz-
Kleinmünchen untersucht werden. Die besondere Situation, vor allem wegen der 
räumlichen Situierung der Seveso-Betriebe genau an der Stadtgrenze von Linz und 
Traun, sowie die besondere historische Entwicklung erlauben es in diesem Fall, wie 
schon beschrieben, unterschiedlich vorliegende Gefährdungspotenziale zu betrachten 
sowie mehrere Zeitabschnitte innerhalb eines sechsjährigen Betrachtungszeitraumes zu 
bilden. Die Unterschiede in den Gefährdungspotenzialen ergeben sich aufgrund der 
Absiedelung des Flüssiggaslagers im Jahr 2004. Durch den Wegfall der Gefährdungen 
aus dieser Betriebsanlage und somit auch der Gefahr des Domino-Effekts mit dem 
Chemielager lag nur mehr das Gefahrenpotenzial aus dem Chemiebetrieb vor. Der 
betrachtete Zeitraum von 6 Jahren (grundbücherliche Einverleibungsjahre 2000-2005) 
wurde deshalb gewählt, um mögliche auftretende Veränderungen in den Kaufpreisen 
von Immobilien vor und nach dem spektakulär abgelaufenen Brandunfall des Jahres 
2001 im Chemikalienlager sowie nach der Absiedelung des Flüssiggaslagers im Jahr 
2004 abzutesten. Es wird auf Basis der ermittelten Kaufpreise von Immobilien 
dahingehend analysiert, ob signifikante Veränderungen in der Höhe der Preise 
erkennbar sind und diese in Zusammenhang mit vorliegenden Gefährdungspotenzialen 
und/oder mit der Entfernung von den jeweiligen Immobilien zu den Seveso-Betrieben 
gebracht werden können. Als bevorzugte Maßzahl wird der Kaufpreis je Quadratmeter 
herangezogen, da mit diesem relativen Wert die höchste Genauigkeit für eine 
wissenschaftliche Aussage gegeben erscheint. Als Datenquelle für die 
Operationalisierung207 wird das bereits erwähnte öffentlich zugängliche Grundbuch in 
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der Landeshauptstadt Linz herangezogen (Grundbuch am Landesgericht Linz, 
Grundbuch-Nummer 45202), da hier umfangreiche Datenmengen zu 
Immobilientransaktionen vorliegen und ebenfalls auch mit Sicherheit die 
größtmögliche vorliegende Objektivität, die Reliabilität und die Validität der darin 
enthaltenen und empirisch erfassten Daten für die Auswertungen gegeben sind. Es 
werden alle erhobenen am Grundbuch aufliegenden Immobilienkäufe der Linzer 
Katastralgemeinde Kleinmünchen aus den Einverleibungsjahren 2000 bis 2005 am 
Grundbuch begutachtet, die vorliegenden und relevanten Daten aus den Urkunden 
erfasst, kategorisiert und analysiert. 
 
Im Folgenden werden die Vorgehensweise der empirischen Ermittlung von 
Grundbuchsdaten zu Immobilienkäufen der Linzer Katastralgemeinde Kleinmünchen 
am Grundbuch Linz und die nachfolgende Datenaufbereitung näher und detaillierter 
beschrieben sowie das Ergebnis der Grundbuch-Recherche in Bezug auf die 
Kaufpreise von Immobilien dargestellt und in Korrelation mit den 
Gefährdungspotenzialen und den räumlichen Entfernungen (Luftlinie) der Immobilien 
zu den Seveso-Betrieben gebracht. Es sollen damit mögliche Divergenzen von 
Immobilienkaufpreisen, die im Sinne des hedonistischen Ansatzes mit den 
vorliegenden Gefährdungspotenzialen in Zusammenhang stehen könnten, 
herausgearbeitet werden. Allfällige daraus erkennbare und signifikante 
Abweichungen, welche die Alternativhypothese der Dissertation unterstützen, 
nachdem Zusammenhänge zwischen Immobilienpreisen und Gefährdungspotenzialen 
gegeben zu sein scheinen, sollen in einen monetären Schadensbewertungsversuch in 
Abhängigkeit der Gefährdungspotenziale aus den betrachteten Betrieben münden. 
 
3.251 Auswahl der Datensätze für die Hypothesenprüfung 
Um die Hypothesen auf deren Zutreffen oder Nichtzutreffen zu überprüfen, gilt es 
geeignete Messmethoden208 anzuwenden und Variablen zu finden, welche ein hohes 
Maß an Eignung für den Erhalt einer möglichst präzisen wissenschaftlichen Aussage 
gewährleisten. Anbei sind nun ein paar weiterführende und mehr detaillierte 
Fragestellungen zu den oben genannten Hypothesen zusammengestellt, welche einen 
ansatzweisen Zugang für die konkrete Datenermittlung am Grundbuch zur Erzielung 
eines hohen Aussagewertes darstellen sollen. Im konkreten Falle, auf die spezielle 
Situation in Linz-Kleinmünchen zugeschnitten, könnten nachfolgende Fragestellungen 
und die Ansätze zu deren Beantwortung durch die Ermittlung von relevanten Daten 
aus der Grundbuch-Recherche und der nachfolgenden wissenschaftlichen Analyse mit 
probaten statistischen Methoden zu einem aussagekräftigen Ergebnis führen. 
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Haben vorliegende Gefährdungspotenziale oder Änderungen des Grades von 
Gefährdungen innerhalb einer definierten Gefährdungszone, ausgehend von den 
konkreten gefahrengeneigten Anlagen, einen signifikanten Einfluss auf 
Immobilienkaufpreise des betroffenen Gebietes? 
 
Fragestellung II.) 
Ist über die Entfernung von Immobilien zu den dissertationskausalen 
gefahrengeneigten Anlagen eine signifikante Änderung der Kaufpreise zu beobachten 
(je weiter weg, desto höher die Preise)? 
 
Fragestellung III.) 
Sind die Immobilienpreise in der ZONE I und II (hohe und mittlere Gefährdung) 
gegenüber der ZONE III (unerhebliche Gefährdung, Referenzzone) statistisch 
signifikant unterschiedlich hoch? 
 
Fragestellung IV.) 
Kann anhand von sich abzeichnenden signifikanten Unterschieden in den 
Immobilienkaufpreisen mit der Entfernung (Luftlinie) zu den gefahrengeneigten 
Anlagen bzw. in den Zeiträumen mit unterschiedlich vorliegenden 
Gefährdungspotenzialen das monetäre Ausmaß eines möglichen Gesamtschadens 
eruiert und plausibel dargestellt werden? 
 
Zur Beantwortung dieser oben angeführten Fragestellungen empfiehlt es sich daher im 
Zuge der Recherche folgende Daten der grundbücherlich niedergeschriebenen 





• Adresse der Immobilie 
• Flächenwidmung 
• Datum des Kaufvertrags-Abschlusses 
• Jahr der Verbücherung (grundbücherliche Einverleibung) 
• Unterteilung nach Art der Immobilie (4 Kategorien werden definiert) 
Baufläche 
Gebäude und Baufläche 
Wohnungseigentum 
Sonstige Immobilie 






• Unterteilung der Immobilienkäufe in privat oder gewerblich 
• Größe der Immobilie in m² 
bei bebauten Grundstücken unterteilt in verbaute und unverbaute Fläche 
bei Wohnungen die Wohnnutzfläche und sonstigen Flächen 
• Verkaufspreis in EUR (inkl. USt., ohne Nebengebühren) 
 
Berechnungen, Messungen und Anmerkungen: 
• Die Quadratmeter-Preise von Wohnungen werden nur aus den in den 
Urkunden eingetragenen Wohnnutzflächen errechnet. 
• Es erfolgt eine quartalsmäßige Indexanpassung der Immobilienkaufpreise 
mittels des Österreichischen Immobilienpreisindex (2000-2005). 
• Die Entfernung der Immobilie von den Seveso-Betrieben (Luftlinie) wird 
mittels AutoCAD aus der DKM ermittelt, die eindeutige Zuordenbarkeit einer 
Immobilie zu einer ZONE ist somit gegeben. 
 
3.252 Prüfung auf Korrelationen mit statistischen Methoden 
Als eine statistische Methode zur Hypothesenprüfung auf allfällig vorhandene 
Zusammenhänge zwischen Immobilienkaufpreisen und Umfeldfaktoren wird die 
Analysemethode der (Einfachen) Linearen Regression209 herangezogen. Die 
Regression stellt eine Wenn-dann-Beziehung zwischen Variablen dar, wobei das 
„WENN“ von der X-Variablen (unabhängige Variable oder erklärende Variable) 
ausgeht und daraus folglich die Y-Variable (abhängige Variable oder 
Responsevariable) von der X-Variablen abhängig ist. Für die gegenständlich zu 
untersuchende Forschungshypothese, nämlich ob ein Zusammenhang zwischen den 
verschiedenen aus der Immobilienrecherche vorliegenden Daten besteht, kann daher 
dieses Instrumentarium als geeignet angesehen werden. Für die Analyse zwischen 
bspw. den Kaufpreisen je Quadratmeter und der Entfernung einer Immobilie zu den 
betroffenen Betriebsanlagen eignet sich daher diese genannte Methode auf jedem Fall, 
da hier metrische Variablen vorliegen, welche damit gut statistisch bearbeitet werden 
können. So kann diese Analysemethode ebenso für die Immobilienkaufpreise über den 
betrachteten Zeitraum herangezogen werden, da hier auch metrische Daten vorliegen. 
Die Irrtumswahrscheinlichkeit wird im Programm jeweils mit 5 % angesetzt 
(Konfidenzintervall = 95 %). Um indexbedingte Preisveränderungen über den 
Zeitraum für die Vergleichbarkeit in der Analyse möglichst auszuschalten, werden die 
ermittelten Immobilienpreise nach den Immobilienpreisindizes der Quartale des 
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jeweiligen Jahres angepasst (Österreichischer Immobilienpreisindex). Es wird 
ebenfalls methodisch geprüft, ob den einzelnen Gefährdungszonen und Zeiträumen 
signifikante Abweichungen der Kaufpreise zuordenbar sind. Inwieweit hier tatsächlich 
Zusammenhänge zwischen den einzelnen Variablen gegeben sind, wird nun mittels 
SPSS Version 11.5210 und der diesem Programm immanenten statistischen Methode 
der Linearen Regression nachgeprüft. Zusätzlich wurden im Vorfeld zur 
Ergebnisdarstellung die Daten aus der Grundbuch-Recherche auch mit anderen 
Regressionsmodellen auf Korrelationen überprüft, bspw. wurde dies mit der 
„Multiplen Regression“211 versucht, wo mehrere erklärende Variablen im Modell mit 
berücksichtigt werden. Es waren jedoch aus diesen Modellen keine besonderen der 
Sache dienenden Erkenntnisse zu gewinnen, sodass diese nicht weiter angewendet 
wurden. Die erforderliche Messung der Entfernung einer Immobilie zu den 
Betriebsanlagen wird mittels AutoCAD212 Version 2006 aus der digitalen 
Katastralmappe des BEV mit dem elektronischen Messwerkzeug von AutoCAD 
heraus vermessen.213 Alle aus den Urkunden des Grundbuches ermittelten und 
kategorisierten Daten, ebenso wie die aus der DKM vermessenen Entfernungsdaten, 




3.3 Befragung über Einstellung und Betroffenheit zur regionalen Umwelt 
Zwecks des Erhaltes einer als ausreichend anzusehenden Anzahl von Meinungen zum 
Fragenkomplex über die Einstellung und die Betroffenheit von Personen zu deren 
Sicherheits- und Umweltschutzpräferenzen, wird eine Datenerhebung an der im nahen 
und weiter entfernten Einflussbereich (gemäß der drei bereits definierten 
Gefährdungszonen) der dissertationskausalen Industriebetriebe liegenden 
Wohnbevölkerung durchgeführt (quantitative Methode der Datenerhebung). Für eine 
gute Aussagekraft ist eine Mindestanzahl von 100 Fragebögen gefordert - abzielend 
auf einen qualifizierten Personenkreis der in den letzten Jahren ab dem 
Verbücherungsjahr 2000 neu hinzugezogenen Bewohner. Die restlichen Fragebögen 
werden flächendeckend über die später noch im Detail definierten und unterteilten 
Gefährdungszonen eingeholt. Die Bewohner werden über die allgemeinen Fragen zu 
Wohlfühlen und Lebensqualität in ihrer Gemeinde hinaus zu potenziellen 
Gefährdungen von Mensch und Umwelt im Umfeld ihres Wohn- und Betriebsgebietes 
am Rande dieses großstädtischen Ballungszentrums befragt. Es wird in dieser 
Erhebung an der betroffenen Wohnbevölkerung das Befragungsgebiet in einzelne klar 
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abgesteckten Zonen um die beiden dissertationskausalen Betriebsanlagen herum 
unterteilt und die möglichen Unterschiede in den Einstellungen zu potenziellen 
Gefährdungen werden abgefragt und später analysiert. Im Besonderen wird bei der 
Fragenauswahl und Formulierung im vorgefertigten Fragebogen214 der Fokus auf 
Einstellungen von betroffenen Personen zu Gefährdungen, Belästigungen, 
Beeinträchtigungen oder sonstigen nachteiligen Einwirkungen aus Betriebsanlagen 
iSd. GewO gelegt.215 Dies trifft vor allem auf die Anrainer und deren gesetzlich 
verankerten zivilen Nachbarrechte zu, und dies wird deshalb auch gezielt im Zuge der 
Erhebung abgefragt und ausgewertet.216 
 
3.31 Durchführungsmethodik der Befragung 
Die methodisch-technische Charakteristika dieser Befragung liegt darin, dass eine 
gezielte Befragung an privaten Bewohnern des betrachteten Gebietes, unterteilt in 
Zonen nach der Entfernung zu den ehemals zwei dissertationskausalen Betrieben, 
vorgenommen wird. Vorrangig ausgewählt werden Interviewpartner von jenen 
Haushalten, welche Immobilienkäufe - grundbücherlich einverleibt zwischen 2000 und 
2005 - getätigt haben. Diese Daten liegen aus der dieser Befragung vorangegangenen 
Grundbuchs-Recherche zu Immobilienkäufen in der Linzer Katastralgemeinde 
Kleinmünchen vor. Zwecks Erzielung der gewünschten Mindestanzahl von 
auswertbaren Fragebögen wird die erwartete fehlende Anzahl an Interviews aus dieser 
Personengruppe flächendeckend über den jeweiligen Bereich ergänzend eingeholt. Das 
fokussierte Gebiet ist ein Teilbereich von Kleinmünchen, einer Katastralgemeinde der 
oberösterreichischen Landeshauptstadt Linz, wo innerhalb von definierten 
Gefährdungszonen um die noch verbliebene eine gefahrengeneigte Anlage diese 
Befragung durchgeführt wird.217 
 
Ausgehend von diesen ehemals zwei dissertationskausalen Betrieben nach Abschnitt 
8a GewO und deren Gefährdungsradien (iSd. Seveso-II-RL) werden Halbkreis- bzw. 
Halbkreisringflächen beginnend an der südwestlichen Stadtgrenze von Linz zum 
Nachbarbezirk Linz-Land, mit der angrenzenden Stadt Traun, in Richtung Linz 
stadteinwärts ausgebildet. Die Stadt Traun wird in die Betrachtung nicht mit 
einbezogen, da zum einen hier bereits eine beträchtlich große Entfernung zwischen 
Wohnbauten und den betrachteten Betriebsanlagen gegeben ist, sowie zum anderen die 
Bebauungsstruktur von Traun nicht mit der städtischen Bebauung von Linz-
Kleinmünchen vergleichbar ist. Bezugspunkt (Halbkreismittelpunkt) für die 
Gefährdungszonen ist jeweilig ein definierter Punkt in der Mitte des ehemaligen 
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Flüssiggaslagers in der Neubauzeile 117, Grundstücks-Nummer 1015/5.218 
Als die geeignete Art der Bevölkerungsbefragung wird das persönliche Interview 
(„Face-to-face-Interview“) ausgewählt. Die Erhebung wird vor Ort an den 
vorliegenden qualifizierten und weiteren ausgewählten Wohnadressen durchgeführt, 
wodurch zu erwarten ist, dass die befragten Personen in der gewohnten und vertrauten 
Umgebung ihres Heims eher und ungezwungener persönliche Auskünfte zu den 
gestellten Fragen geben werden. Ebenso wird angenommen, dass die Befragten im 
direkten Interview leichter über ihre subjektiven Eindrücke sprechen werden und ihre 
persönlichen Meinungen dazu kundtun, als dies bspw. bei einer anonymen Zusendung 
eines Fragebogens zu erwarten wäre. Abgesehen davon ist die Variante mit Zusendung 
und Rücksendung von Fragebögen für diejenige Person, deren Meinung ermittelt 
werden soll, sicher wesentlich aufwändiger, was wiederum mit hoher 
Wahrscheinlichkeit eine erheblich niedrigere Ausschöpfungsquote bedeuten würde.219 
 
3.32 Kurzanleitung mit Regeln zur Befragungsdurchführung 
Folgende Punkte hat der Interviewer zu beachten: 
1. Umfragegebiet 
Linz – Kleinmünchen, drei Zonen und private Adressen wie laut Liste, Stadtplan 
und Straßenverzeichnis vorgegeben. 
2. Zielpersonen 
Erwachsene Privatpersonen (ein mindestens 18-jähriger Bewohner an der 
Adresse/Haushalt). Es wird nur ein Interview pro Haushalt gemacht. 
3. Fragebogen 
Mindestens 100 Stück, jeweils zirka 25 % aus den Zonen I und II und etwa 50 % 
aus der Zone III. 
Der Fragebogen umfasst sechzehn Fragen in vier Fragenblöcke unterteilt. Die 
Fragen belaufen sich zur Wohn- und Umgebungssituation, vor allem im Hinblick 
auf gewerbliche und industrielle Betriebe in der Umgebung sowie zu möglichen 
Verbesserungsvorschlägen und einigen relevanten sozialstatistischen Daten. 
4. Zonen und vorliegende qualifizierte Adressen lt. Grundbuch-Recherche 
Halbkreisflächen (bzw. Halbkreisringflächen) innerhalb der Gefährdungsradien: 
Immobilienkäufe im ZONE I: 14 (Jahre 2000–2005) 
Immobilienkäufe im ZONE II: 15 (Jahre 2000–2005) 
Immobilienkäufe im ZONE III: 53 (Jahre 2000–2005)220 
5. Regeln für die Interview-Adressenauswahl 
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5a. Auswahl der Adressen nach der Liste der Immobilienkäufe: 
Die Adressen aus der Liste der Immobilienkäufe (qualifizierte Adressen), sofern 
sie genau lokalisiert werden können, haben den Vorrang. An diesen Adressen 
werden maximal zwei Versuche unternommen, ein Interview zu erhalten. Im 
Falle einer von einem Bewohner bewusst artikulierten Interviewverweigerung 
wird kein zweiter Versuch unternommen. Der Rest - auf die erwünschte Anzahl 
von Fragebögen - ist möglichst flächendeckend über die jeweilige Zone 
auszuwählen (gemäß der Liste mit den Straßennamen und den Hausnummern). 
5b. Auswahl der Hausnummer in den Straßenzügen: Je nach der Bereitschaft der 
Bewohner, Interviews zu geben, ist hier flexibel vorzugehen. In den 
Straßenzügen mit Einfamilienhäusern, Mehrfamilienhäusern oder Reihenhäusern 
wird bei jeder zweiten Hausnummer in der jeweiligen Straße ein 
Interviewversuch gestartet. 
5c. Vorgehen bei Nichtantreffen oder Verweigerung: Ist bei der ausgewählten 
Hausnummer niemand anzutreffen - bei der nächsthöheren Nummer versuchen. 
Bei mehreren Wohnungen pro Haus: im Erdgeschoss an der niedrigsten 
Türnummer beginnen. Bei Nichtöffnen bzw. bei Interview-Verweigerung oder 
für den Fall, dass keine erwachsene Person anwesend ist, bei der nächsthöheren 
Türnummer versuchen. Anmerkung: Bei der zu erwartenden niedrigen 
Ausschöpfungsrate empfiehlt es sich, in den Wohnblöcken grundsätzlich bei 
jeder Tür um ein Interview zu ersuchen. 
6. Hilfsmittel für die Befragung 
Fragebögen (in ausreichender Anzahl) 
Adressenliste aus der Grundbuch-Recherche (qualifizierte Adressen) 
Straßenverzeichnis des Gebietes nach Zonen und Hausnummern geordnet 




Tag/Zeit: Werktags abends (Mo.-Fr.), Samstag und Sonntag ganztägig (die 
günstigste Wochentage und Tageszeiten wegen einer hohen 
Anwesenheitsrate austesten) 
8. Ersuchen und Ablauf des Interviews 
Kontaktversuch an der Adresse mit dem Ersuchen an den Bewohner um ein paar 
Minuten Zeit zur Abhaltung eines Fragebogen-Interviews für den empirischen 
Beitrag zu einer Dissertation an der Wirtschaftsuniversität Wien. Hier auch den 
Hinweis auf die vertrauliche Behandlung der erhaltenen Daten vornehmen und 
erläutern, dass nur Summenwerte in der Dissertation veröffentlicht werden, 
sodass keine individuellen Rückschlüsse auf einzelne Personen gemacht werden 
können. 
Eröffnung des Interviews mit weiterführender kurzen Erklärung, weshalb die 
Befragung gemacht wird - nämlich dass diese Befragung dem empirischen 






Beitrag für eine Dissertation am ITNP an der WU-Wien zum Forschungsbereich 
„Standortfragen gewerblicher und industrieller Betriebsanlagen in 
Ballungsräumen“ dient. 
Thematische Fragenblöcke kurz erklären: 
A Wohnsituation 
B Umgebungssituation (Kernthema: Lebensqualität, Ängste, Umwelt etc.) 
C Verbesserungsvorschläge 
D Sozialstatistische Datenabfrage 
9. Dokumentation 
Fragebogen vollständig ausfüllen (mit genauer Adresse des Befragungsorts) 
Alle Interview-Versuche mitschreiben (Fehlversuche, Verweigerungen etc.) 
Unregelmäßigkeiten oder Vorfälle, falls welche auftreten, zu der jeweils 
vorgelegenen Interviewsituation dokumentieren.221 
 
Die interviewführenden Personen sind der Dissertant selber und zwei auf Art und 
Ablauf der Interviews besonders geschulte und unterwiesene Personen (Maturantinnen 
einer Handelsakademie und zum Zeitpunkt der Befragung angehende Studentinnen der 
Sozial- und Wirtschaftswissenschaften). 
 
3.33 Analysemethodik der Befragungsdaten aus den Fragebögen 
Die Umfragedaten aus den Fragebögen werden zwecks der statistischen Auswertung 
sowohl in die EDV-Programme SPSS als auch in MS-EXCEL übernommen. Die 
einzelnen Computerprogramme bieten jeweils in den Auswerteschritten verschiedene 
Vorteile mit guten tabellarischen und grafischen Darstellungsmöglichkeiten. Dies 
rechtfertigte den doch erheblich größeren Arbeitsaufwand, der mit der manuellen 
Übernahme der in Hardcopy vorliegenden Fragebögen in zwei EDV-Programme 
zwangsläufig verbunden war. SPSS als einschlägiges Statistikprogramm bietet 
schnelle Möglichkeiten für die verschiedenen Auswertungen der erhaltenen Antworten 
zu den gestellten Fragen. MS-EXCEL ist insbesondere sehr gut für die Erstellung von 
Tabellen und für diverse grafische Elemente einsetzbar, zumeist Diagramme im Sinne 
einer besseren optischen Darstellung von Ergebnissen für den interessierten und 
geneigten Leser. Es kommen daher in den Auswertungen sowohl SPSS-Grafiken als 
auch MS-EXCEL-Elemente zum Einsatz. 
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4. ERGEBNISSE DER IMMOBILIEN-KAUFPREISERHEBUNG 
4.1 Umstände bei der Datenerhebung am Grundbuch in Linz 
Wie bereits eingangs erwähnt, wurden für die empirische Ermittlung zutreffender und 
repräsentativer Daten, sowie auch um eine genügend große Anzahl von Datensätzen zu 
erreichen, die Immobilienkaufdaten der Linzer Katastralgemeinde Kleinmünchen am 
Grundbuch des Landesgerichts Linz, Museumstraße 10 in A-4020 Linz, herangezogen. 
Der Ankauf von Immobilien kann grundsätzlich als geeignet angesehen werden, da 
hinter diesen Daten zumeist vorher wohlüberlegte und längerfristige Überlegungen der 
Käufer angenommen werden können. Die Urkunden aller grundbücherlich 
einverleibten Immobilienkäufe, wie der Erwerb von Grund und Boden in Form von 
Grundstücken, Eigenheimen oder Wohnungseigentum, liegen somit am örtlichen 
öffentlichen Grundbuch auf und konnten daher dort eingesehen werden.222 
 
 
Abb. 21: Kartenausschnitt von Kleinmünchen mit den Erhebungszonen 
Quelle: WIKIPEDIA, Kleinmünchen, in: http://de.wikipedia.org/wiki/Kleinm%C3%Bcnchen, ergänzt durch eigene Darstellung 
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Derartige Immobilienkäufe werden grundsätzlich grundbücherlich einverleibt, sodass 
hier in der Datenanzahl nahezu eine Grundgesamtheit im statistischen Sinne vorliegt, 
was eine hohe Aussagekraft für die nachträglich getätigten Analysen bedeutet. Es 
wurden somit am Grundbuch Linz alle Immobilienkäufe der Katastralgemeinde 
Kleinmünchen über die Jahre der grundbücherlichen Einverleibungen 2000, 2001, 
2002, 2003, 2004 und 2005 ermittelt. Die urkundlichen Daten, insbesondere die 
Kaufverträge, lagen zum Zeitpunkt der physischen Ermittlung vor Ort im Sommer 
2006 in Papierform in der Urkundensammlung am Grundbuch auf und konnten nur 
händisch aus den einzelnen Urkunden ermittelt werden, da zu diesem Zeitpunkt eine 
digitale Übernahme der Urkunden noch nicht erfolgt war. Die Datensätze waren nach 
Tagebuchzahlen geordnet im Archiv des Grundbuches abgelegt. Zu der jeweiligen TZ 
gab es in jeder Urkunde eine Einlagezahl. Nicht jede Tagebuchzahl hatte aber 
automatisch auch eine Urkunde hinterlegt, es fehlten auch manche EZ. Dennoch 
wurden diese Tagebuchzahlen der Vollständigkeit halber in die im Zuge der 
Ermittlung erstellte Datenbank übergeführt - es stehen allerdings keine Daten hinter 
diesen genannten Tagebuchzahlen.223 
 
4.11 Die ermittelte Anzahl von Datensätzen am Grundbuch 
Insgesamt wurden 882 Datensätze zu Immobilienkäufen aus den Jahren 2000 bis 2005 
der Katastralgemeinde Kleinmünchen am Grundbuch in Linz vorgefunden. Aus der 
kostenfrei zugänglichen Urkundensammlung des Grundbuches wurden die dort 
niedergeschriebenen und relevanten Informationen zu den Immobilienkäufen 
entnommen. Die meisten Daten konnten den Kaufverträgen entnommen werden. 
Fehlende Informationen, die für die Studie interessant wären, welche aber auf den 
Kaufverträgen nicht angegeben waren (z. B. genaue Angaben zur Wohnadresse mit 
Stock- und Türnummer, Flächenangaben etc.), könnten zwar teilweise über die 
Anforderung von Grundbuchsauszügen ergänzt werden, dies wurde aber aus 
Kostengründen nur in einzelnen Fällen vorgenommen (Grundbuchsauszüge sind 
kostenpflichtig). Es konnte auch im Laufe der Recherche die Erfahrung gemacht 
werden, dass vielfach zum Wohnungseigentum gar keine Flächenangaben zur 
Wohnungsgröße vorliegen, weder in den Kaufverträgen noch in anderen öffentlich 
einsehbaren Unterlagen, wie etwa im Grundbuchsauszug oder anderen Urkunden. Es 
konnten jedoch insgesamt für die nachfolgende Daten-Detailanalyse in ausreichendem 
Ausmaße Flächenangaben von Wohnungen ermittelt werden, um damit eine 
akzeptable statistische Aussagekraft zu erhalten. Die Flächenausmaße von 
Grundstücken liegen nahezu zur Gänze vor bzw. konnten diese nachträglich über die 
DKM elektronisch erfasst werden.224 
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Anbei die Gesamtübersicht der für die Recherche im Sommer 2006 am Grundbuch des 
Landesgerichts Linz vorhandenen und erhobenen Datensätze zu Immobilienkäufen der 











Tab. 11: Übersicht der vorliegenden Datensätze am GB Linz 2000-2005 
Quelle: Eigene Ermittlungen am Grundbuch Linz 
 
Über die am Grundbuch in einer Übersichtstabelle aufliegenden Daten mit den 
Tagebuch- und Einlagezahlen der Immobilienkäufe von Kleinmünchen der Jahre 2000 
bis 2005 konnten die jeweils dazugehörigen Urkunden ausgehoben werden. Zumeist 
waren eben die Kaufverträge von Immobilien interessant, da in diesen die meisten für 
diese Arbeit relevanten Daten vorlagen und diese daraus manuell übernommen werden 
konnten. 
Alle als wichtig erscheinenden Angaben aus den Urkunden, soweit diese dort 
angeführt waren, werden in die Recherche mit einbezogen, wie z. B.: 
• Jahr der Verbücherung (grundbücherliche Einverleibung) 
• Datum des Kaufvertrags-Abschlusses 
• Grundstücksnummer(n) 
• Immobilienarten (Kategorien wie: Baufläche, Gebäude und Baufläche, 
Wohnungseigentum, Sonstige Immobilien) 
• Größe in Quadratmeter (bei Wohnungen explizit die Wohnnutzfläche und 
gesondert angeführt, nicht in der Quadratmeter-Preis-Berechnung enthalten 
sind andere Flächen, wie z. B. Kellerabteil, Loggia, Balkon, teilw. 
Gartenflächen oder Abstellflächen für Kraftfahrzeuge etc. Diese Daten wurden 
wie vorhanden erfasst und in der Grundtabelle unter ‚Bemerkungen’ detailliert 
angeführt) 
• Kaufpreis (alle Preise werden auf Euro umgerechnet, 1 EUR = 13,7603 ATS) 
• Bemerkungen (allfällige Anmerkungen und Besonderheiten, wie z. B. bei 
Wohnungen zusätzliche Flächenangaben für bspw. Kellerabteile, Balkone etc. 






Ebenfalls wurde hier vermerkt, wenn bei einer TZ keine Urkunden vorhanden 
waren, denn nicht jede TZ hat immer eine Urkunde dahinter unterlegt!) 
 
Als besondere Anmerkung zur Datenerhebung am Grundbuch sei erwähnt, dass in den 
Recherchen die Namen von Käufern und Verkäufern von Immobilien zwecks 
Wahrung der Anonymität nicht erfasst und auch nirgendwo erwähnt werden. Als 
Kaufpreise werden die in den Urkunden im Grundbuch festgeschriebenen Kaufpreise 
inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer, aber ohne die zusätzlich anfallenden 
Gebühren und Abgaben, herangezogen. Alle ausgewiesenen Immobilien werden je 
nach Zutreffen einer der vier verschiedenen Kategorien zugeteilt und ebenfalls in 
gewerbliche oder private Käufe untergliedert. Entscheidend, ob der Datensatz als 
privat oder gewerblich eingestuft wird, ist der jeweilige Status desjenigen, der die 
Immobilie angekauft hat (Käufer). Die konkrete Vorgehensweise zur Erhebung der in 
den Urkunden vorliegenden Daten war jene, dass auf Basis der Tagebuchzahl, über 
welche die Urkunden der Immobilienkäufe am Grundbuch katalogisiert sind, die 
jeweilige Urkunde aus dem Archiv zur Einsicht geholt wurde. Die Tagebuchzahlen 
sind nach dem Jahr der Einverleibung in einer zusammengestellten Übersichtstabelle 
aufgelegt. Mit der TZ ist es daher möglich, aus der Urkundensammlung die richtigen 
Ordner mit den enthaltenen jeweiligen Urkunden zu Immobilienkäufen aus dem 
grundbücherlichen Archiv zu finden. Eine zweite wichtige grundbücherliche Zahl ist 
die so genannte Einlagezahl. Diese Zahl und die dazugehörige Grundstücksnummer 
verweisen auf ein konkretes Grundstück, Gebäude, Wohnung odgl. und sind die 
eindeutigen Kennungen für Immobilien. Für die Ermittlung der erforderlichen Daten 
ist es nun wichtig, in der jeweiligen konkreten Urkunde einen Kaufvertrag zur 
Immobilie zu finden. Die mit einer TZ und einer EZ gekennzeichnete Urkunde enthält 
in den meisten Fällen einen Kaufvertrag und eventuell noch zusätzliche Anhänge. In 
einigen Fällen kann es aber auch vorkommen, dass einer Tagebuchzahl keine Urkunde 
zugeordnet ist. Der Kaufvertrag enthält zumeist die wichtigsten für eine 
Immobilientransaktion erforderlichen Informationen. In vielen Fällen sind sehr 
detaillierte Angaben in den Kaufverträgen oder in diversen Anhängen dazu enthalten, 
in manchen Fällen weniger. Vor allem fehlten des Öfteren die Quadratmeterangaben 
oder die näheren Beschreibungen von Immobilien. Die Angabe der Größe einer 
Immobilie in Quadratmeter ist für die nachfolgende Analyse ein sehr wertvoller 
Parameter, da es sich hier um eine relative Maßzahl handelt, mit der eine gute 
Vergleichbarkeit der Immobilienpreise zwischen den jeweiligen Zonen und bezüglich 
der Entfernung zu den gefahrengeneigten Betriebsanlagen gegeben ist. 
 
In allen Fällen ist aber im Kaufvertrag ein Kaufpreis für die Immobilie eingetragen. In 
dieser Studie werden alle Kaufpreise in der Währungseinheit „Euro“ ausgewiesen, 
daher muss teilweise von ATS in EUR umgerechnet werden, was z. B. für die meisten 
Käufe vor der Währungsumstellung vom Schilling auf den Euro mit dem 1. Jänner 
2001 der Fall war, sofern diese nicht bereits in beiden Währungen ausgepreist waren. 
Die Daten aus den Urkunden am Grundbuch wurden händisch in die vorbereiteten 






Tabellenblätter eingetragen, wo bereits die TZ und die EZ in datumsmäßig 
aufsteigender Sortierung angeführt war. Diese Tabellen wurden im 
Tabellenkalkulationsprogramm MS-EXCEL erstellt. Nach der händischen Aufnahme 
am Grundbuch wurden diese handschriftlichen Aufzeichnungen elektronisch in MS-
EXCEL übernommen. Somit liegt eine vollständige elektronische Dokumentation der 
Grundbuchsrecherchen inklusive der Bemerkungen und Besonderheiten zu einzelnen 
Datensätzen vor. Weitere Spalten der MS-EXCEL-Tabelle wurden mit Formelbezügen 
zu den ermittelten Daten ergänzt, z. B. errechnet sich der Kaufpreis pro m² aus der 
Spalte „Kaufpreis“ geteilt durch das Flächenausmaß aus der Spalte „m²“. Das Datum 
des Kaufvertrages wurde jeweils einem Zeitraum zugewiesen (ZR 1, ZR 2, ZR 3), 
sodass die getätigten Immobilienkäufe mittels MS-EXCEL (Routine „Filter“) leicht 
dem jeweiligen Zeitraum zugewiesen werden können. 
 
4.12 Digitale Katastralmappe des BEV und Stadtpläne von Linz 
Die Ermittlung der Entfernungen von Immobilien zu den betrachteten Betriebsanlagen 
erfordert ein probates Werkzeug, um die Aufgabe mit einem hohen Genauigkeitsgrad 
lösen zu können. Dazu wird die digitale Katastralmappe (DKM) mit Stichtag 31. 
Dezember 2005 angeschafft (Stichtagsdaten per 31.12.2005, angekauft in Form einer 
Compact Disk beim Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen,225 
„Vermessungsamt“). Die DKM ist eine im technischen Zeichen- und 
Konstruktionsprogramm AutoCAD erstellte Grundrissdarstellung der Grundstücke und 
der Gebäudeumrisse, aus der es möglich ist, mit diesem Programm immanenten 
Messwerkzeugen die Entfernung zwischen zwei Objekten zu bestimmen oder die 
Grundflächen zu vermessen. Es wird in dieser Arbeit damit von einem definierten 
Punkt im Flüssiggaslager (zirka in der Mitte des Grundstückes) bis zur jeweiligen 
Immobilie die Entfernung ermittelt. In Fällen, wo nur Grundstücknummern von 
Grundflächen vorliegen, deren Flächenabmaße aber nicht in den Urkunden vermerkt 
sind, wird ebenfalls mit einer AutoCAD-Routine das zutreffende Flächenausmaß 
ermittelt. Die für den Stadtteil Kleinmünchen zutreffenden 130 Straßen werden 
ebenfalls aus einer Straßenkarte226 ermittelt und dokumentiert. In Fällen, wo keine 
Grundstücksnummern angegeben sind, jedoch eine Adresse mit Straße und 
Hausnummer, wird aus einem speziellen Öko-Stadtplan von Linz,227 der speziell für 
Radfahrer erstellt wurde und an jeder Kreuzung die dort zutreffende Hausnummer 
zeigt, die in etwa genaue Lage der Immobilie lokalisiert und teilweise händisch mittels 
Lineal oder mit AutoCAD vermessen. Es ist somit ebenfalls möglich, einzelne 
Hausnummern eines Straßenzuges einem Gefährdungsradius bzw. einer Gefahrenzone 
zuzuweisen. Die Bestimmung der Entfernung zwischen einer Immobilie und den 
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kausalen Betriebsanlagen wurde somit mittels AutoCAD aus der DKM ausgeführt, 
wobei der Abstand zwischen einen annähernden Mittelpunkt eines Grundstückes 
(Grundstücks-Nummer gemäß den Grundbuchsdaten) und einem definierten Punkt im 
Flüssiggaslager elektronisch vermessen wurde. Die derart eruierten Entfernungsdaten 
wurden in der SI-Einheit „Meter“ in die Tabelle, kaufmännisch gerundet auf 10 m, 
eingetragen. Die einzelnen Immobiliendatensätze wurden nun gemäß der jeweiligen 
vorliegenden Entfernung in einer eigenen Spalte in MS-EXCEL einem 
Gefährdungsradius zugewiesen (R 1, R 2, R 3). Dies entspricht jeweils den definierten 
Gefährdungs-Zonen mit der annähernden Halbkreisfläche der Zone I und den 
ungefähren Halbkreisringflächen der Zonen II und III. 
 
4.2 Analyse der Grundbuchsdaten zu Immobilienkäufen 
4.21 Datenübernahme, Fehlerprüfung und Berechnungen 
Die am Grundbuch des Landesgerichtes Linz erhobenen Daten zu Immobilienkäufen 
wurden nach der Übernahme in elektronische Form mehrmals auf allfällige Fehler 
oder Ungenauigkeiten überprüft und - wo es erforderlich war - umgehend korrigiert. 
Erforderliche ergänzende Spalten, wie z. B. die Währungsumrechung von ATS auf 
EUR, die Berechnung der Preise pro Quadratmeter und eine Spalte für den 
Österreichischen Immobilienindex, wurden in der MS-EXCEL-Tabelle gesetzt. Der 
Immobilienindex wurde deshalb eingefügt, um die Kaufpreise über die 6 Jahre des 
Betrachtungszeitraumes hinweg in Bezugnahme auf deren Wert vergleichbar zu 
machen. Es werden die Kaufpreise nach Vertragsabschlussdatum des Jahres 2000 und 
die wenigen Datensätze vorher mit 100 % gesetzt und die Jahre 2001 bis 2005 mit den 
quartalsmäßig vorliegenden Immobilienpreisindizes in einer eigenen Spalte in MS-
EXCEL rechnerisch den Indizes entsprechend auf das Basisjahr 2000 rückgerechnet. 
Auch wurden Immobilienkäufe, bei denen nur Anteile angekauft wurden, z. B. 1/2 
eines Gebäudes mit Baufläche oder 1/3 Anteil an einem Grundstück, jeweils auf eine 
ganze Einheit aufmultipliziert, um hier Verzerrungen in den Kaufpreisen von 
Immobilien auszuschließen. Somit ist eine Möglichkeit zur ungefähren 
Vergleichbarkeit bspw. des durchschnittlichen Mittelwertes einer Einheit von 
bestimmten Immobilien gegeben. 
Anmerkung: Nicht durchgeführt werden konnte eine detaillierte Kategorisierung in 
unterschiedliche Qualitäten von Immobilien. Eindeutig zuordenbare 
Qualitätsmerkmale konnten mit denen am Grundbuch vorliegenden Daten nicht 
spezifiziert werden. Aus dem empirisch erfassten, geordneten und kategorisierten 
Datenpool ergibt sich somit aber trotzdem eine Vielzahl von Möglichkeiten, nach 
denen analytisch abgefragt werden kann bzw. wo aus den statistischen Auswertungen 
eventuell vorliegende Abhängigkeiten, Korrelationen o. Ä. sichtbar werden und 
gegebenenfalls Aussagen zu tendenziellen Entwicklungen geliefert werden können. 






4.22 Indexanpassung der Immobilienkaufpreise - Basisjahr 2000 
Um die Vergleichbarkeit der Kaufpreise über die betrachteten Jahre zu gewährleisten, 
wurden die Preise ab 2001 mit dem Immobilienpreisindex (IPI) quartalsmäßig auf das 
Basisjahr 2000 zurückgerechnet. 
 
Österreichischer Immobilienpreisindex (2000 = 100 %): 
Jahr Index 
2000 100,0 
Qu. 1: 102,7 
Qu. 2: 100,6 
Qu. 3:   98,6 
Qu. 4:   98,1 
2001 103,5 
Qu. 1: 106,1 
Qu. 2:   99,3 
Qu. 3: 106,5 
Qu. 4: 102,2 
2002 103,3 
Qu. 1: 103,6 
Qu. 2: 101,5 
Qu. 3: 106,4 
Qu. 4: 101,6 
2003 103,7 
Qu. 1: 104,1 
Qu. 2: 102,9 
Qu. 3: 101,7 
Qu. 4: 106,0 
2004 100,8 
Qu. 1:   94,5 
Qu. 2: 101,5 
Qu. 3: 101,9 
Qu. 4: 105,5 
2005 105,7 
Qu. 1: 105,2 
Qu. 2: 105,5 
Qu. 3: 104,6 
Qu. 4: 107,4 
Tab. 12: Österreichischer Immobilienpreisindex 2000-2005 










Die Rückrechnung des Kaufpreises auf das Basisjahr 2000 wurde unter Verwendung 
nachstehender Gleichung durchgeführt und bereits in der MS-EXCEL-Tabelle neben 
der Spalte mit den erhobenen Immobilienkaufpreisen einprogrammiert. 
 




N0  Kaufpreis indexangepasst [EUR] 
N  Kaufpreis (zum Kaufzeitpunkt) [EUR] 
IPI  Immobilienpreisindex [%] 
 
4.23 Analyse der Datensätze aus der Immobilienrecherche 
Die erhaltenen Daten aus der Grundbuch-Recherche umfassen alle grundbücherlich 
erfassten Immobilienkäufe der Einverleibungsjahre 2000-2005 von Linz-
Kleinmünchen. Kleinmünchen ist eine der insgesamt 14 Katastralgemeinden von Linz, 
der drittgrößten Stadt Österreichs mit insgesamt 189.343 Einwohnern, mit Stand per 
1.1.2007.229 
Die KG Kleinmünchen hat eine Gesamtfläche von 12,72 km² und zählt 42.963 
Einwohner. Anbei eine Gegenüberstellung mit Linz:230 
 
 LINZ, gesamt KLEINMÜNCHEN 
Fläche [km²]: 96,048 (100 %) 12,720 (13,24 %) 
Einwohner: 189.343 (100 %) 42.963 (22,69 %) 
Tab. 13: Flächen und Einwohner von Linz und Kleinmünchen 
Quelle: WIKIPEDIA, Linz, in: http://de.wikipedia.org/wiki/Linz, vom 16.3.2006, 
WIKIPEDIA, Kleinmünchen, in: http://de.wikipedia.org/wiki/Kleinm%C3%BCnchen, vom 16.3.2006 
 
Des Weiteren werden die ungefähren geometrischen Flächenausmaße der drei 
definierten Gefährdungszonen mathematisch ermittelt. Die Zone I umfasst dabei eine 
Halbkreisfläche mit einem festgesetzten Radius (Gefährdungsradius um die Seveso-
Betriebe) von 500 Metern, woraus sich eine Fläche von etwa 0,393 km² (~3,09 %) 
ergibt. Die Zone II ist in etwa als eine Halbkreisringfläche angenommen, beginnend ab 
dem Radius von 500 Metern und durch einen äußeren Radius von 1.000 Metern 
begrenzt. 
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Es ergibt sich somit eine definierte Zone II mit einer Grundfläche von 178 km² (~9,26 
%). Die kleine Flächeneinschränkung bedingt durch den Grenzverlauf im südöstlichen 
Teil von Kleinmünchen wird hier vernachlässigt. Das restliche Gemeindegebiet über 
die zwei Zonen hinaus (Restfläche von Kleinmünchen) umfasst insgesamt 11,149 km² 
und stellt etwa 87,65 % der gesamten Gemeindefläche von Kleinmünchen dar. Die 
Zone III ist bezüglich der Immobilienkaufpreise als Referenzzone zu den Zonen I und 
II anzusehen, da in dieser Zone keine Gefährdungen mehr aus den kausalen 
gefahrgeneigten Anlagen zutreffend sind. 
 
ZONEN und Flächen im Recherchegebiet – Tabellarischer Überblick: 
ZONE I 0,393 km² 3,09 % 
ZONE II 1,178 km² 9,26 % 
ZONE III (Restfläche der KG) 11,149 km² 87,65 % 
GESAMTFLÄCHE Linz-Kleinmünchen 12,720 km² 100,00 % 
Tab. 14: Zonen und Flächen im Recherchegebiet Kleinmünchen 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
4.231 Anzahlen der gesamt recherchierten Urkunden am Grundbuch 
Es wurden in den sechs grundbücherlichen Einverleibungsjahren 2000, 2001, 2002, 
2003, 2004 und 2005 im Zuge der Recherche insgesamt 882 Tagebuchzahlen 
vorgefunden. Davon waren zum Zeitpunkt der Recherche im Sommer 2006 zu 
insgesamt 92 Tagebuchzahlen in der Urkundensammlung des Grundbuches am 
Landesgericht Linz keine Urkunden hinterlegt. 
 





















TZ, gesamt TZ mit Urkunde TZ ohne Urkunde
 
Abb. 22: Erhobene Tagebuchzahlen mit und ohne Urkunden 
Quelle: Eigene Darstellung 
4.232 Anzahlen der Immobilien nach Kategorie und Nutzungsart 
In der weiteren Folge wurden die einzelnen Immobilien auf Basis der vorgefunden 
Arten von Immobilien in den Datensätzen zu Gruppen zusammengefasst und in vier 
Kategorien unterteilt: 
• Baufläche 
• Gebäude und Baufläche 
• Wohnungseigentum 
• Sonstige Immobilie 
 
Die Analyse der erhobenen Datensätze ergab, dass der weitaus größte Teil der 
angekauften Immobilien mit zirka 61 % Wohnungseigentum (Eigentumswohnungen) 
waren, gefolgt von Gebäuden mit Bauflächen (etwa 27 %, Einfamilienhäuser, 
Mehrfamilienhäuser). Die restlichen Immobilien teilen sich auf in Bauflächen 
(ungefähr 6 %) und in Sonstige Immobilien mit ebenfalls einem Anteil von zirka 6 % 
der Tagebuchzahlen, hinter denen am Grundbuch des Landesgerichts Linz Urkunden 
hinterlegt waren. 
 







Unter „Sonstige“ wurden jene Arten von Immobilien zusammengefasst, welche nach 
der Analyse der erhobenen Daten nur in sehr geringer Anzahl vorkommen, wie bspw. 
diverse Grünflächen, Reihenhäuser, Straßenanlagen, Garagen, Geschäftslokale und 
ähnliche Arten von Immobilien. 
 
IMMOBILIE Anzahl Anteil [%] 
Sonstige: 48 6,1 
Baufläche: 49 6,2 
Gebäude und Baufläche: 212 26,8 
Wohnungseigentum: 481 60,9 
GESAMT (TZ mit Urkunden): 790 100 
Tab. 15: Immobilienarten – Anzahlen und prozentuale Anteile 
Quelle: Eigene Ermittlungen am Grundbuch Linz 
 
Anbei nochmals eine grafische Darstellung der Immobilienanalyse nach der Art und 


































Gesamt (TZ mit Urkunden)
 
Abb. 23: Anzahlen der erhobenen Immobilien nach Kategorien 
Quelle: Eigene Darstellung 






Ebenfalls von Wichtigkeit für eine hohe Aussagekraft ist die Unterteilung der 
Immobilienkäufe in private Käufe und in gewerbliche Käufe. Somit werden die Daten 
besser vergleichbar, da besonders in gewerblichen Bereich oftmals – so war dies aus 
der eingehenden Studie der Urkunden ableitbar - sanierungsbedürftige Immobilien den 
Besitzer wechseln, wo danach erst über Bauträger verschiedene 
Sanierungsmaßnahmen für Gebäude und vielfach auch bei Wohnungen anlaufen und 




In der folgenden Aufstellung ist zu ersehen, dass etwa 87 % der Immobilienkäufe von 















Sonstige: 48 6,1 37 4,7 11 1,4 
Baufläche: 49 6,2 28 3,5 21 2,7 
Gebäude u. Baufl.: 212 26,8 166 21,0 46 5,8 
Wohnungseigent: 481 60,9 455 57,6 26 3,3 
GESAMT: 790 100,0 686 86,8 104 13,2 
Tab. 16: Immobilienarten – Unterteilung in Privat und Gewerbe 
Quelle: Eigene Ermittlungen am Grundbuch Linz 
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Abb. 24: Anzahlen der erhobenen Immobilien nach Privat/Gewerbe 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
4.233 Anzahlen vollständiger und nichtvollständiger Datensätze 
Bedingt durch fehlende Angaben in der Urkundensammlung des Grundbuches, bspw. 
das Fehlen der Flächenangabe, vor allem bei Wohnungen (z. B. nicht angeführte 
Wohnnutzfläche), kann nicht jeder Datensatz uneingeschränkt für die verschiedenen 
Analysen herangezogen werden. Einige Datenauswertungen nach bestimmten 
Kennzahlen sind deswegen nur mit einer reduzierten Anzahl von Datensätzen möglich. 
Von den ermittelten Daten aus den Urkunden ist die Angabe der Fläche einer 
Immobilie in Quadratmeter als eine sehr aussagekräftige Zahl anzusehen. In 
Verbindung mit dem Kaufpreis ist die Errechnung einer tauglichen metrischen 
Variablen durch diese relative Zahl gegeben und somit für Kaufpreisvergleiche gut 
geeignet. Da aber nicht in allen Urkunden und Grundbuchsauszügen, vor allem bei 
Eigentumswohnungen, eine Angabe der Fläche (Gesamtfläche, Wohnnutzfläche und 
weitere Detailflächenangaben) vorhanden ist, kann somit nur ein Teil der 
Immobilienkäufe mit diesem relativen Wert für nachfolgende Analysen herangezogen 
werden. Insgesamt sind bei zirka 57 % der recherchierten Urkunden von 
Immobilienkäufen die Angaben der Flächen angegeben bzw. konnten diese 
nachträglich aus Grundbuchsabschriften oder mittels AutoCAD-Messwerkzeug aus 






der digitalen Katastralmappe ermittelt werden. Die größten Lücken in den 
Flächenangaben von Immobilien waren beim Wohnungseigentum zu verzeichnen. 
Von dieser Immobilienart konnte nur bei etwa 34 % die Angabe der Fläche (bspw. die 
Wohnnutzfläche) aus den Urkunden ermittelt werden. Es stehen aber trotzdem wegen 
der insgesamt großen Datenmenge beim Wohnungseigentum in Summe 165 
Datensätze mit Quadratmeterangabe der Wohnnutzfläche zur Verfügung, davon 146 
bei privaten Wohnungskäufen. Bei den anderen Immobilienarten, wie Baufläche, 
Gebäude und Baufläche, sowie Sonstigen Immobilien war die Angabe der 
Grundfläche nahezu vollständig vorhanden bzw. mit den gebotenen Mitteln 
eruierbar.232 
 
In unten angeführter Aufstellung zu den Recherchen der am Grundbuch Linz 
vorliegenden Urkunden sind explizit die Anzahlen der dort angegebenen oder 











Sonstige: 48 33 25 8 
Baufläche: 49 49 28 21 
Gebäude und Baufläche: 212 204 160 44 
Wohnungseigentum: 481 165 146 19 
GESAMT: 790 451 359 92 
 100 % 57 % 45 % 12 % 
Tab. 17: Übersicht – Immobiliendatensätze mit Flächenangabe 
Quelle: Eigene Ermittlungen am Grundbuch Linz 
 
4.234 Anzahlen der Immobilienkäufe nach Zeitraum und Zone 
Als Nächstes wurde analysiert, wie viele Käufe insgesamt in den einzelnen definierten 
Zeiträumen und nach den Gefährdungszonen (nachfolgend als „Zonen“ bezeichnet) 
untergliedert getätigt wurden. Es konnten in Summe 730 Käufe der jeweiligen 
geografischen Zone bezüglich der Entfernung der Immobilie zu den kausalen 
Betriebsanlagen zugeordnet werden, die restlichen verbleibenden 60 Immobilienkäufe 
konnten räumlich nicht zugeordnet werden und bleiben daher aus der Betrachtung 
ausgeklammert. Eine besondere Aussage kann aus dieser Auflistung jedoch nicht 
abgeleitet werden, da die genannten Zeiträume jeweils unterschiedlich lang sind und 
die Zonen flächen- und einwohnermäßig große Unterschiedlichkeiten aufweisen. 
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Offenbar rein zufällig oder aus anderen vorweg nicht bekannten Gründen scheint es so 
zu sein, dass sich in den Zonen I und II nur geringfügige Unterschiede in den 
Anzahlen von Immobilienkäufen nach Zeitraum gegliedert ergeben haben, obwohl die 
Zone II räumlich bedeutend größer ist als die Zone I. 
 
ZEITRAUM ZONE I ZONE II ZONE III 
ZR 1: 8 7 187 
ZR 2: 11 12 350 
ZR 3: 5 4 146 
ZR ALLE 24 23 683 
 3,29 % 3,15 % 93,56 % 
Tab. 18: Übersicht – Immobilienkäufe nach Zone und Zeitraum 
Quelle: Eigene Ermittlung 
 
Zur besseren Veranschaulichung der obigen Tabelle folgt nun noch eine grafische 
Darstellung über die Anzahl der aufgrund der urkundlichen Angabe der genauen 
Situierung (Grundstücksnummer) einer Gefährdungszone zuordenbaren 
Immobilienkäufe von Kleinmünchen, verbüchert zwischen 2000 und 2005 am 
Grundbuch Linz. 






ANZAHL - Immobilienkäufe (ALLE)





















Abb. 25: Anzahlen der zuordenbaren Immobilienkäufe (Zone und Zeitraum) 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Als eine brauchbare Möglichkeit, die unterschiedlich langen Zeiträume bezüglich der 
Anzahl von getätigten Immobilienkäufen annähernd vergleichbar zu machen, wird die 
Relativierung der Kaufanzahlen auf ein Jahr (365 Tage) angesehen. Nachfolgende 
Aufstellung zeigt die Zeiträume auf und die in diesem Zeitraum anfallenden Tage. Die 
jeweilige Anzahl von Immobilienkäufen wird dann durch diese Anzahl an Tagen 
dividiert und danach mit 365 multipliziert. Als Ergebnis liegt dann eine relative Zahl 










Tage der betrachteten Zeiträume: 
Zeitraum 1: 1. 8. 1999 bis 30. 6. 2001 699 Tage 
Zeitraum 2: 1. 7. 2001 bis 30. 8. 2004 1.156 Tage 
Zeitraum 3: 31. 8. 2004 bis 31. 12. 2005 487 Tage 
Tab. 19: Anzahl der Tage des jeweiligen Betrachtungszeitraumes 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
Es ergeben sich somit aus diesen Tagesanzahlen je Zeitraum umgerechnet auf ein Jahr 
(365 Tage) nachfolgende durchschnittlichen Werte von Immobilienkäufen: 
 






ZR 1: 4,2 3,7 97,6 
ZR 2: 3,5 3,8 110,5 
ZR 3: 3,7 3,0 109,4 
Durchschnitt, ges.: 3,8 3,5 105,8 
Tab. 20: Durchschnittliche Kaufanzahlen pro Jahr nach Zone und Zeitraum 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
Wie aus der Tabelle ersichtlich, gibt es zwar geringe Abweichungen in den 
durchschnittlichen jährlichen Anzahlen von Immobilienkäufen je Zone über die drei 
Zeiträume hinweg, ein eindeutiges Muster, welches dem jeweiligen Zeitraum und dem 
zu diesem Zeitpunkt vorliegenden Gefahrenpotenzial zuordenbar wäre, kann aber nicht 
durchgängig erkannt werden. Demnach könnte im Zeitraum 3, in dem die Stilllegung 
des Flüssiggasbetriebes bereits gegeben war und damit eine wesentliche Absenkung 
des Gefährdungspotenzials einherging - wenn die hypothetische Annahme stimmen 
sollte, dass Gefährdungspotenziale Einfluss auf Immobilienkäufe haben -, 
angenommen werden, dass eventuell eine größere Kauflust als in den Zeiträumen 
vorher gegeben sein müsste. Die Auswertung dieser Daten über die Anzahl der 
getätigten Immobilienkäufe lässt jedoch nicht den Schluss zu, dass im Zeitraum 3 
(nach der Absiedelung des Flüssiggaslagers im Jahr 2004) eine Erhöhung der Anzahl 
von Immobilienkäufen stattgefunden hat, da die Anzahl der Käufe annähernd gleich 
groß ist wie im Zeitraum davor (nach dem Brand im Chemiebetrieb im Jahr 2001). 
 
In den nächsten Unterkapiteln wird untersucht, inwieweit sich die Mittelwerte von 
Immobilienkaufpreisen der einzelnen Kategorien nach Gefährdungszonen (Zone I, 
Zone II, Zone III) und zeitlich (Kaufvertragsdatum) den drei Zeiträumen (ZR 1, ZR 2, 
ZR 3) zugewiesen unterscheiden und ob möglicherweise Abweichungen und daraus 
eindeutige Tendenzen ablesbar sind, welche die Alternativhypothese, nachdem es 






Divergenzen in den Immobilienpreisen in Anhängigkeit von den jeweilig vorliegenden 
Gefährdungspotenzialen gibt, unterstützt oder nicht. 
 
4.24 Ergebnis: Bauflächen – Kaufpreise-Mittelwerte 
Die Mittelwerte der Kaufpreise für private und gewerbliche Bauflächen liegen in den 
recherchierten Datensätzen am Grundbuch nach Zone und Zeitraum vor. Im nächsten 
Analyseschritt werden die Mittelwerte der einzelnen in Kategorien untergliederten 
Immobilien nach Gefährdungszone und dem jeweiligen Zeitraum verglichen. Es 
werden die Immobilien-Kategorien Baufläche, Gebäude und Baufläche sowie 
Wohnungseigentum betrachtet. Es wird zusätzlich auch jeweils eine Unterteilung in 
private und gewerbliche Käufer von Immobilien vorgenommen und dazu der 
zutreffende Mittelwert für diese spezielle Gruppe ermittelt. Die Genauigkeit der 
Aussage kann durch diese vorgenommene, etwas präzisere Spezifikation innerhalb der 
Immobilienkategorie wesentlich erhöht werden. 
 
Anmerkung: 
Alle nachgenannten und für die Analysen eingesetzten Kaufpreise für Immobilien sind 
inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer und mittels des von der OeNB ausgewiesenen 
Österreichischen Immobilienpreisindex233 auf das Basisjahr 2000 rückgerechnet zu 
verstehen. Diverse andere Abgaben oder Gebühren sind in den angeführten 
Kaufpreisen nicht enthalten. 
 
Die nachfolgende Tabelle zeigt die Mittelwerte für privat angekaufte Bauflächen auf, 
detailliert untergliedert in Gefährdungszonen und Zeiträume der 
Kaufvertragserstellung, sowie die Gesamtmittelwerte. Von denen am Grundbuch 
aufliegenden insgesamt 28 Datensätzen zu Käufen von Bauflächen durch 
Privatpersonen zwischen 2000 und 2005 konnten bei 21 Datensätzen vollständige 
Angaben bezüglich der geografischen Lage (Zone) sowie zu den Flächenabmaßen und 
zu den Kaufpreisen ermittelt werden. Es lässt sich somit aus den recherchierten Daten 
der gesamten Flächen eine durchschnittliche Größe von privat angekauften Bauflächen 
ermitteln. Mit dem Mittelwert der Kaufpreise ins Verhältnis gesetzt, ergibt sich ein 
Richtwert für den durchschnittlichen Kaufpreis je Quadratmeter privater Baufläche. 
Anzumerken wäre hier noch, dass in der Zone I kein Ankauf einer Baufläche zu 
verzeichnen war und in der Zone II nur ein einziges Grundstück im betrachteten 
Zeitraum angekauft wurde. Von den gesamten privat gekauften Bauflächen konnten 
jedoch 20 Käufe derartiger Grundstücke der Zone III zugeordnet werden. Die 
festgestellte Tatsache der geringen Kaufaktivitäten im Privatbereich in den Zonen I 
und II, wie aus den Recherchen eindeutig hervorgeht, lässt den bedingten Schluss zu, 
dass insbesondere in der unmittelbaren Nähe um die gefahrengeneigten Anlagen eine 
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gewisse Stagnation bzw. nur sehr geringe Aktivität bei Immobilienverkäufen und -
käufen bezüglich Grund und Boden gegeben zu sein scheint. 
 
BAUFLÄCHEN – Mittelwerte der Kaufpreise [EUR], privat 
Gesamt über alle Zonen und Zeiträume: 
ZEITRAUM ZONE I ZONE II ZONE III ZR gesamt 
ZR 1: ----- 96.861,04 64.165,27 68.307,84 
ZR 2: ----- ----- 93.532,39 93.532,39 
ZR 3: ----- ----- 73.933,65 73.933,65 
GESAMT: 
Zonen und Zeiträume 
----- 96.861,04 79.337,25 79.519,64 
     
Bauflächengröße ( φ ) : ----- 723,00 m² 562,48 m² 572,50 m² 
Kaufpreis pro m² ( φ ) : ----- 133,97 141,05 138,90 
Tab. 21: Bauflächen – Mittelwerte der Kaufpreise, privat 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
Den errechneten Werten der durchschnittlichen Bauflächengrößen und der 
durchschnittlichen Kaufpreise je Quadratmeter und Zone oder Zeitraum im privaten 
Bereich kann wegen der fehlenden bzw. äußerst geringen Anzahl von Daten aus den 
Zonen I und II keine wesentliche Bedeutung für eine wissenschaftlich korrekte 
Aussage beigemessen werden. Im Zeitraum 2000 bis 2005 konnten ebenfalls 21 
gewerbliche Ankäufe von Bauflächen aus den Grundbuchsdaten erfasst werden. Bis 
auf einen Datensatz konnten alle diese Käufe einer Gefährdungszone zugeordnet 
werden bzw. liegen ebenfalls die Flächenabmaße und die Kaufpreise vor. In der Zone I 
wurden im Erfassungszeitraum 2 Bauflächen, in der Zone II 5 Bauflächen und in der 
Zone III 13 Bauflächen gewerblich angekauft. In der nachfolgenden erstellten Tabelle 
sind die durchschnittlichen Flächenabmaße der gewerblichen Kauffälle dargestellt, 
wobei in der Aufstellung die Bauflächen für gewerbliche und industrielle 
Betriebsanlagen sowie auch für Wohnhausanlagen enthalten sind. Ein 
durchschnittlicher Kaufpreis pro Quadratmeter im gewerblichen Ankauf wurde 
ebenfalls ermittelt, eine besondere Aussagekraft hat diese Maßzahl jedoch wegen der 
geringen Anzahl von gewerblichen Käufen in den Zonen I und II aufgrund der damit 













BAUFLÄCHEN – Mittelwerte der Kaufpreise [EUR], gewerblich 
Gesamt über alle Zonen und Zeiträume: 
ZEITRAUM ZONE I ZONE II ZONE III ZR gesamt 
ZR 1: 5.371.975,90 688.456,95 267.833,00 1.188.627,48 
ZR 2: 525.427,09 162.969,48 391.000,24 355.263,05 
ZR 3: ----- 5.324.796,74 379.799,15 1.992.556,79 
GESAMT: 2.948.701,50 2.332.797,88 350.517,76 1.061.165,39 
     
Bauflächengröße ( φ ): 29.111,00 m² 12.482,40 m² 2.632,74 m² 7.421,89 m² 
Kaufpreis pro m² ( φ ): 101,29 186,89 133,14 142,98 
Tab. 22: Bauflächen – Mittelwerte der Kaufpreise, Gewerbe 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
ERGEBNIS-Interpretation der Datenanalyse zu den BAUFLÄCHEN: 
Zur Auswertung der am Grundbuch Linz ermittelten Kaufdaten von Bauflächen kann 
sowohl für den privaten Bereich als auch für den gewerblichen Bereich ausgesagt 
werden, dass eine eher geringe Verkaufs- bzw. Kauffreudigkeit oder -möglichkeit von 
Grundflächen der Fall zu sein scheint. Aus den wenigen Kaufaktivitäten im 
Betrachtungszeitraum 2000 bis 2005, insbesondere innerhalb der Zonen I und II um 
die dissertationskausalen Betriebsanlagen mit zusätzlich oftmals großen Unterschieden 
in der Flächenwidmung (Nutzung) und in der Geländegröße, lässt sich kein eindeutiger 
Schluss auf eine tendenzielle Entwicklung der Immobilienpreise für Bauflächen in 




In weiterer Folge werden nun im nächsten Unterkapitel die vorliegenden Datensätze 
der Immobilien-Kategorie „Gebäude und Baufläche“ einer eingehenden Analyse 
unterzogen und insbesondere auch auf mögliche Korrelationen der Kaufpreise pro 
Quadratmeter in Bezug auf die Entfernung und die Zeiträume der Kaufabschlüsse 
abgeprüft. 
 
4.25 Ergebnis: Gebäude und Baufläche – Kaufpreise-Mittelwerte 
In dieser Auswertung werden die Kaufpreise für private und gewerbliche Gebäude und 
Bauflächen auf Zusammenhänge bezüglich der Zone, in der sich eine derartige 
Immobilie befindet (Entfernung zu den Seveso-Betrieben), und nach dem Kaufdatum 
(Zeitraum) untersucht. Die Immobiliengruppe „Gebäude und Baufläche“ beinhaltet 
sowohl private Häuser und Grundstücke (zumeist Ein- oder Mehrfamilienhäuser) als 






auch Betriebsbauten und Wohnhausanlagen. Ingesamt liegen hier aus der Recherche 
am Grundbuch 212 Datensätze vor, davon wurden 166 Datensätze mit als privat 
angegebenen Käufern ermittelt und die restlichen 46 Datensätze gewerblichen Käufern 
zugeordnet. Nicht bei allen vorliegenden Urkunden, insbesondere bei den 
Kaufverträgen, sind die gesamten erwünschten Informationen für eine umfassende 
Datenanalyse vorzufinden, es konnte jedoch eine Anzahl von insgesamt 201 
Datensätze (~95 % von insgesamt 212) mit vollständigen Angaben eruiert werden. 
Davon sind 159 der Käufe dem privaten Bereich zuzuordnen und 42 dieser 
Immobilienart von gewerblichen Käufern erworben worden. 
 
 
In den unten dargestellten Tabellen sind die Immobilienkäufe zur Kategorie „Gebäude 
und Baufläche“ nach den Anzahlen der Käufe je Zone und nach Privat oder Gewerbe 
aufgeführt. 
 
GEBÄUDE und BAUFLÄCHEN – Anzahl der Urkunden zu Käufen 
ANZAHL – KÄUFE 









ZONE I 6 5 1 4 
ZONE II 4 4 3 1 
ZONE III 197 192 155 37 
ZONE nicht zuordenbar 5 ----- ----- ----- 
GESAMT: 212 201 159 42 
 100 % 95 % 79 % 21 % 
Tab. 23: Gebäude und Bauflächen – Anzahl der ermittelten Datensätze 
Quelle: Eigene Ermittlungen am Grundbuch Linz 
 
Die Immobilienart „Gebäude und Baufläche“ umfasst im Bereich der privaten Käufer 
eine erhebliche Anzahl an kompletten Datensätzen mit den wichtigsten Angaben zur 
Ermittlung des Kaufpreises je Quadratmeter, vor allem in der Zone III. Aus diesen 
Datensätzen der privaten Käufe wird in weiterer Folge auch noch eine Studie auf 
allfällige Korrelationen zwischen den Kaufpreisen und dem Kaufdatum sowie zu 
Kaufpreisen und Entfernung der jeweiligen Immobilie von den Seveso-Betrieben 
mittels der Linearen Regression im Statistikprogramm SPSS durchgeführt. 
 
 






GEBÄUDE und BAUFLÄCHEN – Mittelwerte der Kaufpreise [EUR], privat 
Gesamt über alle Zonen und Zeiträume: 
ZEITRAUM ZONE I ZONE II ZONE III ZR gesamt 
ZR 1: ----- 102.984,27 156.695,68 153.536,18 
ZR 2: 20.773,47 512.289,71 179.538,50 181.064,91 
ZR 3: ----- ----- 135.632,73 135.632,73 
GESAMT: 20.773,47 239.419,41 164.625,09 164.992,81 
Gebäude u. Baufl. Größe ( φ ): 879,00 m² 2.062,48 m² 755,25 m² 781,88 m² 
Kaufpreis pro m² ( φ ): 23,63 116,08 217,97 211,02 
Tab. 24: Gebäude und Bauflächen – Mittelwerte der Kaufpreise, privat 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
GEBÄUDE und BAUFLÄCHEN – Mittelwerte der Kaufpreise [EUR], gewerblich 
Gesamt über alle Zonen und Zeiträume: 
ZEITRAUM ZONE I ZONE II ZONE III ZR gesamt 
ZR 1: 327.754,48 232.553,07 1.056.365,68 945.478,26 
ZR 2: 767.184,61 ----- 640.655,02 636.390,77 
ZR 3: 956.022,94 ----- 767.057,29 788.053,47 
GESAMT: 704.536,66 232.553,07 802.810,32 768.767,26 
Gebäude u. Baufl.-Größe ( φ ): 8.624,19 m² 1.670 m² 3.235,19 m² 3.707,58 m² 
Kaufpreis pro m² ( φ ): 81,69 139,25 248,15 207,35 
Tab. 25: Gebäude und Bauflächen – Mittelwerte der Kaufpreise, Gewerbe 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
4.26 Ergebnis: Gebäude und Baufläche, privat – Kaufpreise je m² 
Für diese Immobilienart „Gebäude und Baufläche, privat“ erfolgt nun über den 
gesamten Zeitraum eine statistische Prüfung auf mögliche Korrelationen des 
Kaufpreises pro m² [EUR] mit dem Datum des Kaufvertrages und der Entfernung zu 
den Seveso-Betrieben mittels der statistischen Methode der Linearen Regression. Eine 
große Datenanzahl mit insgesamt 159 vollständigen Datensätzen ist in der Gruppe der 
privat angekauften Gebäude und Bauflächen im Zeitraum der Verbücherung zwischen 
2000 und 2005 vorzufinden. Ein einzelner Datensatz mit dem Datum des 
Kaufvertragsabschlusses aus dem Jahr 1997 wird eliminiert, daher wird mit insgesamt 
158 Datensätzen aus Käufen von Gebäuden mit Grundstück ab dem Jahr 1999 die 
nachfolgende Analyse durchgeführt. Es werden die Kaufpreise je Quadratmeter über 






diesen Zeitraum hinweg auf allfällige Auffälligkeiten geprüft. Dazu werden mittels des 
Statistikprogramms SPSS Version 11.5234 und dem diesem Programm immanenten 
statistischen Werkzeug der Linearen Regression235 die Kaufpreise pro m² und die 
Daten der Kaufvertragsabschlüsse auf allfällige Korrelationen mathematisch 
untersucht. Die abhängige Variable (Y-Variable) wird der Kaufpreis pro Quadratmeter 
sein, als die unabhängige Variable (X-Variable) wird im ersten Analyseschritt der 
Datumswert des Abschlusses des Kaufvertrages der jeweiligen Immobilie (Gebäude 
und Baufläche) herangezogen. 
 
Berechnung mittels Linearer Regression zu „Gebäude und Baufläche, privat“: 
Kaufpreis pro Quadratmeter nach Datum des Kaufvertrages 
Nachfolgend wird nun nach einem möglichen Zusammenhang zwischen Kaufdatum 
und Kaufpreis pro m² der Immobilienart „Gebäude und Baufläche, privat“ gesucht. 
 
 
Lineare Regression: Auszug der Analysedaten, übernommen aus SPSS 
 
Deskriptive Statistik 
 N Spannweite Minimum Maximum Mittelwert 
Standard-
abweichung 
DKV 158 2334 36333 38667 37654,51 614,877 
PM2EI 158 1903,96 15,76 1919,72 250,8314 223,38919 
Gültige Werte 







Koeffizienten T Signifikanz 
  B Standardfehler Beta   
1 (Konstante) 
-109,092 1095,054   -,100 ,921 
 DKV ,010 ,029 ,026 ,329 ,743 
a  Abhängige Variable: PM2EI 
 
N  Anzahl der analysierten Datensätze 
DKV  Datum des Kaufvertragsabschlusses (unabhängige Variable X) 
PM2EI  Kaufpreis pro Quadratmeter, indexangepasst (abhängige Variable Y) 
                                              
234
  SPSS Version 11.5 
235
  HATZINGER, R.: Angewandte Statistik mit SPSS, Skriptum zur Lehrveranstaltung an der Wirtschaftsuniversität Wien, 
Wien 2004, Einheit 4, Folie 42 






Gebäude und Bauflächen, privat
















Abb. 26: Gebäude und Bauflächen, privat: Kaufpreise pro m² nach Kaufdatum 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
ERGEBNIS-Interpretation der Analyse (Quadratmeter-Preis nach Kaufdatum) 
GEBÄUDE UND BAUFLÄCHE: 
Es wurden 158 Datensätze der Käufe der Immobilienart „Gebäude und Baufläche, 
privat“ auf einen Zusammenhang zwischen den beiden Variablen, dem Kaufdatum und 
dem Kaufpreis pro m² mittels der Linearen Regression untersucht (Kaufdatum [X] und 
Kaufpreis/m² [Y]; Konfidenzintervall = 95 %). In der obigen Grafik ist ersichtlich, dass 
die Regressionsgerade leicht ansteigend ist, jedoch ist ebenfalls zu erkennen, dass 
innerhalb des Konfidenzintervalls alle Lagen möglich sind. Damit kann für diese 
analysierten Datensätze der Immobilienkäufe von Linz-Kleinmünchen mit einer 
Irrtumswahrscheinlichkeit von 5 % ausgesagt werden, dass daraus keine Signifikanz 
für eine Kaufpreisänderung nach dem Kaufdatum ableitbar ist. 
 
Im nächsten Analyseschritt wird die Immobilienkategorie „Gebäude und Baufläche“ 
auf einen möglichen Zusammenhang zwischen dem Kaufpreis pro m² mit der 
Entfernung einer Immobilie zu den gefahrengeneigten Betriebsanlagen untersucht. 
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GEBÄUDE und BAUFLÄCHEN – Kaufpreise pro m² [EUR] über den gesamten 
Zeitraum und nach Entfernung, privat: 
 
Kaufpreis pro Quadratmeter nach Entfernung der Immobilien zu den Seveso-Betrieben 
In dieser Untersuchung wird nun mittels der Linearen Regression eine eventuell 




Lineare Regression: Auszug der Analysedaten, übernommen aus SPSS 
 
Deskriptive Statistik 
 N Spannweite Minimum Maximum Mittelwert 
Standard-
abweichung 
ENTF 158 4418 322 4740 2960,84 1078,205 
PM2EI 158 1903,96 15,76 1919,72 250,8314 223,38919 
Gültige Werte 







Koeffizienten T Signifikanz 
  B Standardfehler Beta   
1 (Konstante) 213,911 52,156   4,101 ,000 
 ENTF ,012 ,017 ,060 ,753 ,453 
a  Abhängige Variable: PM2EI 
 
N  Anzahl der analysierten Datensätze 
ENTF  Entfernung der Immobilie zu Seveso-Betrieben (Luftlinie in m, unabhängige 
Variable X) 
PM2EI  Kaufpreis pro Quadratmeter, indexangepasst (abhängige Variable Y) 
 
 






Gebäude und Bauflächen, privat
Kaufpreise pro m² nach Entfernung

























Abb. 27: Gebäude und Bauflächen, privat: Kaufpreise pro m² nach Entfernung 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
ERGEBNIS-Interpretation der Analyse (Quadratmeter-Preis nach Entfernung) 
GEBÄUDE UND BAUFLÄCHE: 
Es wurden 158 Datensätze der Käufe der Immobilienart „Gebäude und Baufläche, 
privat“ auf einen Zusammenhang zwischen der Entfernung zu den 
dissertationskausalen Seveso-Betrieben und dem Kaufpreis pro m² mittels der 
Linearen Regression untersucht (Variablen: Entfernung [X] und Kaufpreis/m² [Y]; 
Konfidenzintervall = 95 %). In der obigen Grafik ist ersichtlich, dass die 
Regressionsgerade zwar leicht ansteigend ist, jedoch ist ebenfalls zu erkennen, dass 
innerhalb des Konfidenzintervalls alle Lagen möglich sind. Damit kann für diese 
analysierten Datensätze der Immobilienkäufe von Linz-Kleinmünchen mit einer 
Irrtumswahrscheinlichkeit von 5 % ausgesagt werden, dass daraus keine Signifikanz 
für eine Kaufpreisänderung nach der Entfernung ableitbar ist. 
 
In den nächstfolgenden Analysen werden die vorliegenden Daten der größten 
Immobiliengruppe, die Kategorie der Eigentumswohnungen (Wohnungseigentum), 






detailliert untersucht und ebenfalls auf mögliche Korrelationen zwischen Kaufpreis 
und dem Kaufzeitpunkt sowie der Entfernung zu den Seveso-Betriebsanlagen geprüft. 
Die geringe Anzahl der vorhandenen gewerblichen Wohnungskäufe wird wegen der 
schlecht vergleichbaren großen Unterschiede in den Kaufpreisen nicht weiter in Detail 
analysiert. Die Trennung in „privat“ und „gewerblich“ (gewerbliche 
Immobilientransaktionen mit „Gewerbebetrieb“ als Käufer) ist insofern besonders 
wichtig, da hier besonders im Wohnungsbereich erhebliche Kaufpreisunterschiede 
gegeben sind, weil im gewerblichen Bereich oftmals desolate Wohnungen angekauft 
bzw. weiterverkauft und einer Sanierung zugeführt werden, wie bei den Ermittlungen 
am Grundbuch aus den vorliegenden Angaben ersehen werden konnte.236 
 
4.27 Ergebnis: Wohnungseigentum, privat – Kaufpreise-Mittelwerte 
Ein weiterer Untersuchungsansatz zur groben Feststellung allfälliger Abweichungen 
von Immobilienpreisen im Zusammenhang mit den in einem Zeitraum 
vorherrschenden Gefährdungspotenzialen kann der Vergleich der Mittelwerte von 
Kaufpreisen der größten Immobiliengruppe, nämlich der von „Wohnungseigentum“ 
darstellen. Für diese Analyse werden hier die durchschnittlichen Kaufpreise dieser 
größten Immobiliengruppe, nämlich die 454 verwertbaren Datensätze der privaten 
Eigentumswohnungen (insgesamt 455, zu einem Datensatz ist kein Kaufpreis 
angeführt), nach dem Zeitraum des Abschlusses des Kaufvertrages und der 
zutreffenden Gefahrenzone gelistet. Unberücksichtigt bleibt dabei im ersten Schritt 
vorerst die Größe der Immobilie (Fläche in Quadratmeter). Des Weiteren kann in 
keinen Fällen eine nähere Kategorisierung nach deren Qualität, bspw. nach dem 
Standard einer Wohnung, vorgenommen werden. 
 
In der unten aufgeführten Tabelle werden nun die durchschnittlichen Kaufpreise 
(Mittelwerte) von privat angekauften Eigentumswohnungen, verbüchert zwischen 
2000 und 2005, rückgerechnet mit dem IPI auf das Basisjahr 2000, dargestellt. 
 
WOHNUNGSEIGENTUM – Mittelwerte der Kaufpreise [EUR], privat 
Gesamt über alle Zonen und Zeiträume: 
ZEITRAUM ZONE I ZONE II ZONE III ZR gesamt 
ZR 1: 64.218,56 112.056,16 71.252,69 70.682,56 
ZR 2: 67.528,50 67.913,75 66.681,61 66.614,08 
ZR 3: 95.750,93 71.701,72 63.128,94 66.432,19 
GESAMT: 71.578,98 75.287,66 67.046,54 67.684,83 
Tab. 26: Wohnungseigentum – Mittelwerte der Kaufpreise, privat 
Quelle: Eigene Berechnung 
                                              
236
  Eigene Wahrnehmung am Grundbuch Linz 






Im Anschluss folgt nun eine Übersicht über die im Zuge der Recherche am 
öffentlichen Grundbuch am Landesgericht Linz vorgefundenen Datensätze zu Käufen 
von Wohnungseigentum in der Katastralgemeinde Kleinmünchen, verbüchert 
zwischen 2000 und 2005. Angeführt sind hier ebenfalls jene Anzahlen von 
Datensätzen, welche einen Kaufpreis pro Quadratmeter hinterlegt haben bzw. wo es 
möglich war, den Quadratmeter-Preis auf Basis der vorhandenen Daten (Angabe der 
Wohnnutzfläche, Kaufpreis) rechnerisch zu ermitteln: 
 
 





prozentual mit allen 
Angaben 
prozentual 
PRIVAT: 455 94,59 143 29,73 
GEWERBLICH: 26 5,41 19 3,95 
GESAMT: 481 100,00 162 33,68 
Tab. 27: Wohnungseigentum – Anzahl der ermittelten Datensätze 
Quelle: Eigene Ermittlungen am Grundbuch Linz 
Anmerkung: Die wenigen verfügbaren Datensätze der gewerblichen Käufe von 
Wohnungseigentum werden nicht weiter analysiert. 
 
Aus den in kompletter Form vorliegenden Datensätzen zu den getätigten Käufen von 
Eigentumswohnung in Linz-Kleinmünchen im Verbücherungszeitraum 2000 bis 2005 
konnten grobe, ungefähre durchschnittliche Richtwerte für den Kaufpreis, die 
Wohnnutzfläche und den Quadratmeter-Preis ermittelt werden: 
 
Kaufpreis durchschnittlich: ~ EUR 70.000,- 
Wohnnutzfläche durchschnittlich: ~70 m² 
Kaufpreis pro m² durchschnittlich: ~ EUR 1.000,- 
Tab. 28: Wohnungseigentum – Kaufpreis pro m², grobe Durchschnittswerte 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
4.28 Ergebnis: Wohnungseigentum, privat – Kaufpreise je m² 
In dieser Auswertung werden die errechneten Kaufpreise pro Quadratmeter für 
Wohnungseigentum auf deren mögliche Korrelationen mit den Kaufdaten 
(Kaufvertragsdatum) und den Entfernungen (mit Zuordnung zu jeweils einer 
Gefährdungszone) zu den näher betrachteten Betriebsanlagen untersucht. 
 






Die Angaben zu den Wohnungsgrößen für die Ermittlung der Quadratmeter-Preise 
beschränken sich allein auf die in den Urkunden des Grundbuches angegebene 
Wohnnutzfläche. Allfällige zusätzliche zum Wohnungseigentum gehörige Flächen, 
wie Balkone, Kellerabteile, Parkflächen odgl. werden für die Berechnung des 
Kaufpreises pro Quadratmeter herausgenommen. Der Kaufpreis je Quadratmeter wird 
somit aus dem Kaufpreis [EUR] geteilt durch die Wohnnutzfläche [m²] ermittelt. 
 
Für die nachfolgende statistische Untersuchung der Kaufpreise von 
Eigentumswohnungen auf einen Zusammenhang zwischen den Kaufpreisen pro m² 
und dem Kaufdatum mittels der Linearen Regression werden die wenigen Datensätze 
(insgesamt 3 Stück) mit Kaufvertragsdatum vor 1999 und mit fehlender 
Entfernungsangabe aus der Tabelle eliminiert. Die zwei Wohnungskäufe vor dem Jahr 
1999 strecken wegen des länger zurückliegenden Kaufzeitpunktes nur die grafische 
Darstellung auf der X-Achse und haben auf das Ergebnis keinen nennenswerten 
Einfluss. Es liegen somit 143 komplette Datensätze zur Analyse vor (Kaufpreis pro m² 
über der gesamten betrachteten Zeitraum der Verbücherungen von 2000-2005). 
 
ZEITRAUM ZONE I ZONE II ZONE III ZR gesamt 
ZR 1: 1 ----- 35 36 
ZR 2: 1 3 71 75 
ZR 3: ----- ----- 32 32 
GESAMT: 2 3 138 143 
Tab. 29: Wohnungseigentum – die kompletten Datensätze (143) nach Zone 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
ZEITRAUM ZONE I ZONE II ZONE III ZR gesamt 
ZR 1: 872,07 ----- 1.041,50 1.036,79 
ZR 2: 725,38 1.098,31 973,64 975,31 
ZR 3: ------ ----- 985,06 985,06 
GESAMT: 798,73 1.098,31 993,50 992,97 
Tab. 30: Wohnungseigentum – Mittelwerte der Kaufpreise pro m², privat 
Quelle: Eigene Berechnung 
Die nächste statistische Auswertung betrifft die Untersuchung der 143 kompletten 
Datensätze von Wohnungseigentum auf einen möglichen Zusammenhang zwischen 
dem Kaufpreis pro Quadratmeter und dem Datum des Abschlusses des Kaufvertrages. 
 
 













PM2EI 992,9711 352,94215 143 








1 DKV(a)  Eingeben 
a  Alle gewünschten Variablen wurden aufgenommen. 







Koeffizienten T Signifikanz 
  B 
Standard-
fehler Beta   
1 (Konstante) 2211,64
5 1725,434  1,282 ,202 
 DKV 
-,032 ,046 -,059 -,706 ,481 
a  Abhängige Variable: PM2EI 
 
N  Anzahl der analysierten Datensätze 
DKV  Datum des Kaufvertragsabschlusses (unabhängige Variable X) 
PM2EI  Kaufpreis pro Quadratmeter, indexangepasst (abhängige Variable Y) 
 
 























Abb. 28: Wohnungseigentum, privat: Kaufpreise pro m² nach Kaufdatum 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
ERGEBNIS-Interpretation der Analyse (Quadratmeter-Preis nach Kaufdatum) bei 
privatem WOHNUNGSEIGENTUM: 
Es wurden 143 Datensätze von Käufen der Immobilienart „Wohnungseigentum, 
privat“ auf eine mögliche Korrelation zwischen den beiden Variablen „Kaufdatum“ 
und „Kaufpreis pro m²“ mittels der Linearen Regression untersucht (Kaufdatum [X] 
und Kaufpreis/m² [Y], Konfidenzintervall = 95 %). Aus der oben erstellten Grafik ist 
ersichtlich, dass die Regressionsgerade leicht fallend ist, jedoch ist ebenfalls zu 
erkennen, dass innerhalb des Konfidenzintervalls alle Lagen möglich sind. Damit kann 
für diese analysierten Datensätze der Immobilienkäufe von Linz-Kleinmünchen mit 
einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 5 % ausgesagt werden, dass daraus keine 
Signifikanz für eine Kaufpreisänderung nach dem Kaufdatum ableitbar ist. 
 
Eine detaillierte, in die drei definierten Zeiträume untergliederte Darstellung zu 
möglichen Korrelationen zwischen Kaufdatum und Kaufpreis pro Quadratmeter, wie 
die folgende Grafik zeigt, spiegelt ebenfalls kein anderes Bild wie zuvor wider. 
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Abb. 29: Wohnungseigentum, privat: Kaufpreise pro m² nach Zeiträumen 
Quelle: Eigene Darstellung 






In einer weiteren Analyse wird nun mit den 143 Datensätzen der Immobilienkategorie 
„Wohnungseigentum, privat“ auf eine eventuell existente Korrelation bezüglich der 
Variablen „Kaufpreis pro m²“ und der „Entfernung“ der Immobilien zu den Seveso-
Betriebsanlagen geprüft. 
 







PM2EI 992,9711 352,94215 143 
ENTF 2965,10 1063,832 143 
 






1 ENTF(a)  Eingeben 
a  Alle gewünschten Variablen wurden aufgenommen. 








Koeffizienten T Signifikanz 
  B 
Standard-
fehler Beta   
1 (Konstante) 1089,0
40 87,559  12,438 ,000 
 ENTF 
-,032 ,028 -,098 -1,165 ,246 
a  Abhängige Variable: PM2EI 
 
N  Anzahl der analysierten Datensätze 
ENTF  Entfernung der Immobilie zu Seveso-Betrieben (Luftlinie in m, unabhängige 
Variable X) 
PM2EI  Kaufpreis pro Quadratmeter, indexangepasst (abhängige Variable Y) 
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Abb. 30: Wohnungseigentum, privat: Kaufpreise pro m² nach Entfernung 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
ERGEBNIS-Interpretation der Analyse (Quadratmeter-Preis nach Entfernung) bei 
privatem WOHNUNGSEIGENTUM: 
Es wurden 143 Datensätze von Käufen der Immobilienart „Wohnungseigentum, 
privat“ auf einen Zusammenhang zwischen der Entfernung zu den 
dissertationskausalen Seveso-Betrieben und dem Kaufpreis pro m² mittels der 
Linearen Regression untersucht (Variablen: Entfernung [X] und Kaufpreis/m² [Y]; 
Konfidenzintervall = 95 %). In der oben dargestellten Grafik ist ersichtlich, dass die 
mittels SPSS errechnete Regressionsgerade durch die Punktewolke leicht fallend ist, 
jedoch ist ebenfalls zu erkennen, dass innerhalb des Konfidenzintervalls alle Lagen 
möglich sind. Damit kann für diese analysierten Datensätze der Immobilienkäufe von 
Linz-Kleinmünchen mit einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 5 % ausgesagt werden, 
dass daraus keine Signifikanz für eine Kaufpreisänderung nach der Entfernung 
ableitbar ist. Mit einer Wahrscheinlichkeit von 95 % können die Kaufpreise mit 
zunehmender Entfernung gleich geblieben sein, leicht ansteigend oder niedriger sein. 






4.3 Referenzwerte der Stadt Linz aus dem Immobilienpreisspiegel 
4.31 Aufbau des Immobilienpreisspiegels des Fachverbandes 
Als vergleichende Maßnahme, ob die Preisentwicklung der am Grundbuch erhobenen 
Immobilienkaufpreise der Katastralgemeinde Kleinmünchen mit dem allgemeinen 
Preistrend am regionalen Immobilienmarkt über die gesamte Landeshauptstadt Linz 
einhergeht oder ob es eventuell deutliche tendenzielle Abweichungen zu erkennen 
gibt, wurden Marktdaten aus dem Immobilienpreisspiegel herangezogen und den 
Grundbuchsdaten gegenübergestellt. Der Preisspiegel wird aus österreichweit auf 
Bezirksebene erhobenen Durchschnittsdaten mit den verschiedenen Wertungskriterien 
gebildet und stellt damit eine sehr marktnahe Immobilienpreisinformation dar. Alle 
Mitgliedsbetriebe der Immobilien- und Vermögenstreuhänder in ganz Österreich sind 
dazu eingeladen, sich mithilfe von Datenerfassungsbögen an dieser Marktstudie zu 
beteiligen. Der Fachverband der Immobilien- und Vermögenstreuhänder wertet die 
Information der Betriebe aus, die an der Datenerhebung teilgenommen haben, und gibt 
diese im Preisspiegel wieder. Die Studie reflektiert grundsätzlich nicht die erzielbaren 
Preise, bezogen auf das Einzelobjekt, sondern zeigt als Marktstudie einen statistisch 
errechneten Durchschnittswert (das errechnete arithmetische Mittel) der erzielten 
Immobilienpreise. In der Praxis können natürlich auch höhere und niedrigere Preise 
für ein Einzelobjekt erzielt werden, wobei Extremwerte bei der Auswertung der 
Immobilienpreiserhebung ausgeschieden werden. Der Immobilienpreisspiegel hat sich 
in den letzten Jahren, gemäß der Information des Fachverbandes der Immobilien- und 
Vermögenstreuhänder, zu einem unverzichtbaren Instrument der Preisbeobachtung für 
die Treuhänder sowie für beratende Berufe, aber auch für Konsumenten entwickelt.237 
Diese somit als äußerst marktkonform zu bezeichnenden Preisinformationen über 
Immobilien wurden deshalb in dieser Arbeit für den anstehenden Vergleich mit den 
erhaltenen Preisen aus der Grundbuchserhebung herangezogen. Da die Kaufpreise pro 
Quadratmeter als relative Werte eine sehr hohe Aussagekraft haben, wurden daher die 
Quadratmeter-Preise der zwei größten Datenblöcke, nämlich der 
Immobilienkategorien „Gebäude und Baufläche, privat“ (Einfamilienhäuser) und die 
Gruppe „Wohnungseigentum, privat“ für die Gegenüberstellung verwendet. Die 
Kaufpreise pro Quadratmeter aus den Grundbuchsdaten wurden nicht wie in den 
vorherigen Analysen mit dem Österreichischen Immobilienpreisindex wertangepasst, 
sondern mit dem tatsächlichen Wert, inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer, zum 
Kaufzeitpunkt eingesetzt. Zur Herstellung eines Gleichklangs dieser Daten mit jenen 
des Preisspiegels wurden aus den Quadratmeter-Preisen vom Grundbuch die 
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zutreffenden Mittelwerte pro Jahr der Kaufvertragsabschlüsse errechnet. Somit ist 
auch aus den Grundbuchsdaten ein Trend der Immobilienpreisentwicklung ablesbar 
und mit den gemittelten Kaufpreisen pro Jahr aus dem Immobilienpreisspiegel direkt 
vergleichbar. Verglichen werden konkret die Kategorien „Gebäude und Baufläche, 
privat“ aus der Grundbuchsrecherche mit der Gruppe „Einfamilienhäuser“ der Stadt 
Linz aus dem Preisspiegel sowie das „Wohnungseigentum, privat“ aus den 
Grundbuchsdaten mit dem „Wohnungseigentum, gebraucht“ der Stadt Linz aus dem 
Immobilienpreisspiegel. Es liegen mit diesen gewählten Kategorien gut vergleichbare 
Immobilienarten vor, und ebenfalls sind dazu aus der Grundbuch-Recherche 
erhebliche Datenmengen für eine hohe Aussagekraft der Ergebnisse gegeben. Die vom 
Fachverband erhobenen und gemittelten Immobilienkaufpreise zu den betrachteten 
Immobiliengruppen sind jedoch erst ab dem Jahr 2001 verfügbar. Somit wird im 
nachfolgenden Preisvergleich, vor allem was die Prüfungen auf Abweichungen und 
Tendenzen betreffen wird, das Jahr 2001 als Basisjahr auch für die jährlichen 
Mittelwerte der Grundbuchsdaten festgelegt (2001 = 100 %). 
 
4.32 Preistrendvergleich: Gebäude & Bauflächen und Einfamilienhäuser 
Die Unterschiedlichkeiten in den absoluten Werten bei den Quadratmeter-Preisen 
zwischen den aus verschiedenen Quellen erhobenen Daten der beiden für den 
Vergleich herangezogenen, aber durchaus als ähnlich anzusehenden Immobilienarten 
sind relativ groß. Es wird daher in dieser Analyse nur der relative Verlauf der 
Preisentwicklung über die Jahre 2001 bis 2005 betrachtet und nachfolgend tabellarisch 
in Prozentangaben dargestellt (2001 = 100 %). Ebenfalls werden die Preismittelwerte 
der drei definierten Zeiträume aus der Grundbuch-Recherche mit betrachtet.238 
 
Tendenz der Mittelwerte - Kaufpreise pro Quadratmeter 
„Gebäude & Baufläche“ in Kleinmünchen und „Einfamilienhäuser“ in Linz gesamt 
JAHR Preisspiegel 
Linz, gesamt 
[% zu 2001] 
Grundbuch 
Kleinmünchen 
[% zu 2001] 
Grundbuch 
Kleinmünchen 
ZR 1, 2, 3 [% zu 2001] 
2001 100,00 100,00 95,73 
2002 109,73 110,80  
2003 112,29 100,65  
2004 107,28 110,93 108,79 
2005 110,44 115,05 112,20 
Tab. 31: Einfamilienhäuser – Kaufpreise pro m² – Trendvergleich 2001-2005 
Quelle: WIRTSCHAFTSKAMMER ÖSTERREICH: Fachverband der Immobilien- und Vermögenstreuhänder, A-1050 Wien, 
Schlossgasse Nr. 13/2.3, Wien 2008, ergänzt durch eigene Berechnung 
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Abb. 31: Einfamilienhäuser – Kaufpreise pro m² – Trendvergleich 2001-2005 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
 
INTERPRETATION der Datenanalyse zu den Häusern: 
 
Die grundsätzliche Tendenz der Kaufpreise pro Quadratmeter ist zwischen den 
erhobenen Daten am Grundbuch über die Katastralgemeinde Kleinmünchen und den 
Marktdaten aus dem Immobilienpreisspiegel für die Stadt Linz gesamt gesehen als 
nahezu gleich verlaufend anzusehen. Der offensichtliche Preiseinbruch im Jahr 2003 
bei den Grundbuchsdaten erscheint jedoch nicht geeignet genug zu sein, um hieraus 
eine Signifikanz ableiten zu können. Dieser ist mit hoher Wahrscheinlichkeit auf 
Zufälligkeiten oder eventuell auf mehrere etwas extrem gelagerte Werte im 
vorliegenden Datenmaterial zurückzuführen. 
Betrachtet man die gemittelten Quadratmeter-Preise aus der Grundbuch-Recherche zu 
den einzelnen Zeiträumen (ZR 1: 1.8.1999 bis 30.6.2001, ZR 2: 1.7.2001 bis 
30.8.2004, ZR 3: 31.8.2004 bis 31.12.2005; quadratische Datenpunkte in der Grafik), 






sieht man ebenfalls den ähnlich gleichen Trend, wie dies auch aus den ermittelten 
Marktdaten von Linz des Immobilienpreisspiegels ersichtlich ist. 
 
4.33 Preistrendvergleich: Wohnungseigentum 
In der Immobilienkategorie „Wohnungseigentum“ sind die Unterschiede in der Höhe 
der absoluten Werte bei den Quadratmeter-Preisen zwischen den verschiedenen 
Quellenquellen, welche für diesen Vergleich herangezogenen wurden, bedeutend 
geringer als bei den Häusern. Die Preisinformationen aus der Grundbuch-Recherche 
sind aber im Vergleich zu den Werten des Preisspiegels trotzdem noch, wie auch 
schon bei den Häusern festgestellt werden musste, erheblich niedriger. Für die Analyse 
des relativen Verlaufes der Preisentwicklung über die Jahre 2001 bis 2005 hat das 
jedoch wenig Einfluss. Deshalb wird es für die Wohnungen, wie bei den Häusern, 
ebenfalls als sinnvoll erachtet, die Preisentwicklung prozentual mit Basisjahr 2001 
(2001 = 100 %) darzustellen. 
 
Nachfolgend die tabellarische Zusammenstellung mit den Prozentangaben der 
Mittelwert der einzelnen Jahre im Verhältnis zu 2001. Es werden ebenfalls wieder die 
Mittelwerte über die drei definierten Zeiträume aus der Grundbuch-Recherche in die 
Preistrendbetrachtung mit eingebunden.239 
 
Tendenz der Mittelwerte - Kaufpreise pro Quadratmeter 
„Wohnungseigentum - privat“ von Kleinmünchen und „Wohnungseigentum - 
gebraucht“ der Stadt Linz gesamt wird gegenübergestellt 
JAHR Preisspiegel 
Linz, gesamt 
[% zu 2001] 
Grundbuch 
Kleinmünchen 
[% zu 2001] 
Grundbuch 
Kleinmünchen 
ZR 1, 2, 3 [% zu 2001] 
2001 100,00 100,00 99,90 
2002 99,73 96,59  
2003 95,68 97,66  
2004 96,45 96,89 96,42 
2005 97,52 97,99 99,46 
Tab. 32: Wohnungseigentum – Kaufpreise pro m² – Trendvergleich 2001-2005 
Quelle: WIRTSCHAFTSKAMMER ÖSTERREICH: Fachverband der Immobilien- und Vermögenstreuhänder, A-1050 Wien, 
Schlossgasse Nr. 13/2.3, Wien 2008, ergänzt durch eigene Berechnung 
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Abb. 32: Wohnungseigentum – Kaufpreise pro m² – Trendvergleich 2001-2005 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
 
INTERPRETATION der Datenanalyse zum Wohnungseigentum: 
 
Die Tendenz der Kaufpreise pro Quadratmeter zwischen den erhobenen Daten am 
Grundbuch über die Katastralgemeinde Kleinmünchen und den Marktdaten aus dem 
Immobilienpreisspiegel für die Stadt Linz gesamt, ist als äußerst ähnlich zu 
bezeichnen. In den Jahren 2002 und 2003 ist zwar eine geringfügige zeitliche 
Verschiebung in der Preistendenz festzustellen, jedoch sind die grundsätzlichen 
Preisentwicklungen aus den Informationen der beiden Datenquellen als nahezu 
gleichlaufend anzusehen. So gab es offensichtlich zwischen 2001 und 2003 einen 
allgemeinen Einbruch der Kaufpreise bei Eigentumswohnungen, wo in den erhobenen 
Marktpreisen aus dem Preisspiegel ein noch deutlicheres Absinken der Preise 
ersichtlich ist als aus den Grundbuchsdaten. Ab dem Zeitraum 2003/2004 ist jedoch 
wieder deutlich ein kontinuierlicher Aufwärtstrend der Kaufpreise zu beobachten, 
nahezu im Gleichklang zwischen Grundbuchs- und Preisspiegeldaten. 






Wenn man nun wieder die gemittelten Quadratmeter-Preise aus der Grundbuch-
Recherche zu den einzelnen Zeiträumen betrachtet, sieht man ebenfalls sehr deutlich 
den gleichen Trend, wie dies auch bei den Marktpreisen des Immobilienpreisspiegels 
gegeben ist. Der Preiseinbruch, aus welchen Gründen immer dieser zwischen 2002 
und 2003 zu Stande kam, war nicht alleine auf die Katastralgemeinde Kleinmünchen 
oder auf bestimmte Gefährdungszonen um die kausalen gefahrengeneigte 
Betriebsanlagen beschränkt, sondern war ein Trend, der sich über die gesamte 
Wohnungspreissituation der Stadt Linz eindeutig nachverfolgen und abbilden lässt. 
 
4.4 Ergebnis-Zusammenfassung zur Immobilienkaufpreiserhebung 
Die durchgeführten empirischen Datenrecherchen und die nachfolgenden Analysen der 
Immobilienkäufe von Linz-Kleinmünchen im Zeitraum der Verbücherungsjahre 2000 
bis 2005 haben keine statistisch signifikanten Ergebnisse gebracht, welche auf einen 
Zusammenhang zwischen den jeweils gegebenen Gefährdungspotenzialen und den 
Immobilienkaufpreisen hindeuten könnten. Bei keiner der definierten 
Immobilienkategorien konnten besonders auffällige und eindeutige Divergenzen der 
Immobilienkaufpreise im Zusammenhang mit dem Kaufzeitpunkt (Zeitraum) oder mit 
der Entfernung (Gefährdungszone) zu den dissertationskausalen Seveso-Betrieben 
verzeichnet werden. 
 
Als eine mögliche Verzerrung und Unschärfe in den Analysen kann der Umstand 
verzeichnet werden, dass aus den recherchierten Grundbuchsdaten keine tiefer 
gehenden Informationen zur Immobilienqualität, wie z. B. Hinweise auf den 
Wohnungsstandard o. Ä., abgeleitet werden konnten. Es kann jedoch grundsätzlich 
ausgesagt werden, insbesondere aus denen mit SPSS durchgeführten Analysen mittels 
der Linearen Regression, dass auf Basis der von der Recherche vorliegenden Daten 
aus den Urkunden des Grundbuches Linz keine statistisch gesicherte Signifikanz 
zwischen diesen Parametern besteht, also keine Korrelationen zwischen den Variablen 
Kaufpreis, Kaufdatum und Entfernung zu den gefahrengeneigten Anlagen vorliegt. 
Somit kann keine Aussage über einen möglichen materiellen Schaden aufgrund des 
Vorhandenseins von Gefährdungspotenzialen oder eventuellen anderen schädlichen 
Umwelteinflüssen aus den dissertationskausalen Betriebsanlagen gemacht werden.240 
 
In einem ebenfalls durchgeführten Vergleich mit Referenzdaten von 
Immobilienkaufpreisen der gesamten oö. Landeshauptstadt Linz (Immobilienpreis-
Spiegel) im Vergleich mit denen aus dem Grundbuch über Kleinmünchen erhobenen 
Immobilienkaufpreisen (Häuser, Eigentumswohnungen) konnten zwar Unterschiede in 
den absoluten Werten der Kaufpreise pro Quadratmeter festgestellt, nicht aber 
wesentliche Abweichungen in der Preistendenz beobachtet werden. 
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Es ist daher auf Basis der in dieser Arbeit ermittelten Daten generell kein größerer 
Zusammenhang zwischen den regionalen Immobilienkaufpreisen und den 
Gefährdungspotenzialen in der unmittelbaren Umgebung zu den betrachteten Seveso-
Betriebsanlagen in Linz-Kleinmünchen ableitbar, wobei in dieser Causa einige wenige 
Einzelfälle nicht ausgeschlossen werden können, wo es möglicherweise durchaus zu 
Preisverschiebungen gekommen sein könnte. 
 
 
In einer zusätzlichen empirischen Datenermittlung mit nachfolgender Datenanalyse 
werden im nächsten Kapitel die Einstellungen von Personen zur regionalen Umwelt 
überprüft, inwieweit und evtl. in welchem Grade sich die Wohnbevölkerung im 
Umfeld gewerblicher oder industrieller Betriebe bezüglich Gesundheit, Leib und 
Leben sicher und wohlfühlt. Es wird ebenfalls versucht zu klären, ob die Erhöhung des 
Sicherheitspotenzials für Mensch und Umwelt um die ehemals zwei, seit August 2004 
nur mehr einem, dem Abschnitt 8a der GewO unterliegenden Betriebsanlage subjektiv 
als positiv von der Wohnbevölkerung wahrgenommen wird oder ob keine besonderen 
Änderungen empfunden oder bemerkt werden. Dazu wird primär eine 
Meinungsumfrage mittels Fragebogen an dem in den einzelnen Zonen um die Seveso-
Betriebe neu angesiedelten Personenkreis durchgeführt, der Rest auf eine Anzahl von 
mindestens 100 Meinungen wird flächendeckend über drei definierte Zonen am 
Stadtrand Linz/Traun in Richtung Linz, beginnend bei den ehemals zwei Seveso-
Betrieben, in der Katastralgemeinde Kleinmünchen durchgeführt. 
 
 
Im nachfolgenden Kapitel wird nun die Durchführung der Meinungsumfrage erklärt 
und die daraus gewonnenen Erkenntnisse sowie die Interpretation des Ergebnisses 
dieser gezielten empirischen Befragung von betroffenen Bewohnern in der Umgebung 










5. ERHEBUNG ÜBER EINSTELLUNGEN UND BETROFFENHEIT 
5.1 Befragung der Bewohner im Erhebungsbereich über Einstellungen zur 
regionalen Umwelt 
Wie schon kurz beschrieben, wurde als vergleichende bzw. absichernde Maßnahme 
zusätzlich zur Ermittlung der Immobilienkaufpreise am Grundbuch die Erhebung an 
einer aussagekräftigen Anzahl aus der Bevölkerung über die Einstellungen und die 
Betroffenheit der Bewohner im Einzugsbereich der einbezogenen gefahrengeneigten 
Anlagen im Zusammenhang mit der Umwelt- und Umgebungssituation im kausalen 
Forschungsfeld in Linz-Kleinmünchen durchgeführt. Vorrangig wurden jene Personen 
zur Befragung ausgewählt, welche sich erst in den letzten Jahren innerhalb der 
Gefährdungsradien der gegenständlichen Seveso-Betriebe angesiedelt haben 
(qualifizierte Adressen der Verbücherungsjahre 2000-2005), die restlichen Erhebungen 
wurden flächendeckend über das Befragungsgebiet hinweg durchgeführt. In den 
Umfang der Befragung wurden nur Personen privater Haushalte aus dem 
vorgegebenen und genau eingegrenzten Gebiet eingebracht.241 Die dementsprechenden 
Straßenzüge und die zuordenbaren (qualifizierten) Adressen liegen aus den Daten der 
Grundbuch-Recherche vor. Die zentralen Fragestellungen werden die allgemeine 
Wohnsituation in dieser Katastralgemeinde sein und inwieweit die Nähe zu den 
kausalen Betriebsanlagen für sie bezüglich einer möglichen Einschränkung der 
Lebensqualität von Bedeutung ist. Es wird versucht herauszufinden, ob hier tatsächlich 
subjektiv empfundene Beeinträchtigungen, Sicherheitsbedenken oder sogar Ängste 
vorliegen, die eventuelle Rückschlüsse auf die Marktsituation von Immobilien im 
fokussierten Gebiet zulassen. Als eine geeignete Methode wurde das persönliche 
Interview unter Einsatz eines Fragebogens ausgewählt, wobei die Zielpersonen jeweils 
erwachsene Bewohner eines Haushaltes der Region dargestellt haben (Alter ab 18 
Jahre). Es wurde je Haushalt nur ein Bewohner zur Befragung herangezogen, 
vornehmlich der Haushaltsvorstand bzw. jene erwachsene Person, welche den ersten 
Kontakt zum Interviewer darstellte. Die Adressen der Befragten, nicht aber deren 
Namen, wurden über die Fragebögen mitgeführt und sollen zu Rückschlüssen über 
mögliche Divergenzen herangezogen werden, welche ggf. mit der Entfernung zu den 
gegenständlich betrachteten Betriebsanlagen zu tun haben könnten.242 
 
5.11 Erhebung im regionalen Einzugsbereich mittels Fragebogen 
Die Befragung wurde mittels eines aus einer geeigneten Formatvorlage 
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übernommenen und weitgehend adaptierten Fragebogens durchgeführt.243 Um eine 
gute statistische Aussagekraft zu erzielen, wurde die Einholung von mindestens 
100 auswertbaren Fragebögen flächendeckend über das Gebiet angepeilt. Der 
Fragebogen umfasst sechzehn Fragen in vier Themenblöcke unterteilt, worin Fragen 
zur Wohn- und Umgebungssituation im Zusammenhang mit gewerblichen und 
industriellen Betrieben im Umfeld sowie zu allfälligen Verbesserungsvorschlägen 
enthalten sind. Ebenfalls wurden einige relevante sozialstatistische Daten abgefragt, 
wie etwa das Geschlecht, der Bildungsstand, berufliche Beschäftigungsverhältnisse 
und das Alter. Die Adressen der befragten Personen wurden von den Interviewern am 
jeweiligen Fragebogen aufgeführt, die Entfernung zu den betreffenden 
Betriebsanlagen sowie die damit jeweilig zutreffende Gefahrenzone wurde vom 
Dissertanten nachträglich auf den Fragebögen ergänzt. Die Umfrage wurde den 
erwünschten Personen zum Themenschwerpunkt „Standortfragen gewerblicher und 
industrieller Betriebsanlagen in Ballungsräumen“ vorgestellt und mitgeteilt, dass es 
sich dabei um den empirischen Beitrag für eine Dissertation am „Institut für 
Technologie und nachhaltigen Produktmanagement“ der Wirtschaftsuniversität Wien 
handelt. Bezüglich der Vertraulichkeit der Umfrage wurden die Befragten davon in 
Kenntnis gesetzt, dass im Zuge der Befragung keine Namen von Personen erhoben 
werden. Den Interviewpartnern wird ebenfalls garantiert, dass die Antworten absolut 
vertraulich behandelt und in der gegenständlichen Dissertation nur als Summenwerte 
veröffentlicht werden, welche keinerlei Rückschlüsse auf eine einzelne Person 
zulassen. Nach dieser einführenden Erklärung, weshalb die Befragung gemacht wird, 
und nachdem die kontaktierte Person dieser zustimmte, wurden die einzelnen 
Fragenblöcke kurz angesprochen und danach die/der Befragte Frage für Frage um 
seine Meinung gebeten. 
 
Die Antwort-Skala zu den meisten Fragen besteht aus einer „4-Punkte-Ratingskala“,244 
von „trifft sehr zu“, „trifft zu“, „trifft weniger zu“ bis „trifft gar nicht zu“. Diese Skala 
wurde aus diesem Grunde gewählt, dass sich der Befragte grundsätzlich dabei 
entscheiden muss, ob er eine Antwort eher pro oder eher contra zu einer Fragestellung 
abgibt. Die Fragen und Antwortmöglichkeiten werden dem Interviewten vorgelesen, er 
wird um die Bewertung nach diesen 4 Punkten der Skala ersucht, wonach die jeweilige 
Aussage vom Interviewer am Fragebogen angekreuzt wird. Für den Fall, dass vom 
Interviewten zu einer Frage keine Aussage gemacht werden kann oder gemacht 
werden möchte, gibt es bei jeder Frage die Antwortmöglichkeit „keine Aussage/keine 
Angabe“. Dieses Abfrageschema wird über den gesamten Fragebogen beibehalten. Zu 
einigen Fragen sind stichwortartig zusammengefasste Zusatzantworten gefordert, 
welche das Ziel haben, gezielte nähere Detailinformationen zu einer vorherigen 
Fragenstellung zu erheben. Der Durchführungszeitraum für die Befragung war der 
Monat Juni 2007. 
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5.111 Aufbau und Aussehen des Fragebogens245 
Als Deckblatt für den Fragebogen wurde die Vorlage des Institutes für Technologie 
und nachhaltiges Produktmanagement der Wirtschaftuniversität Wien herangezogen. 
Auf dem Deckblatt wurde vor allem darauf verwiesen, dass es sich bei dieser 
Befragung um eine wissenschaftliche Arbeit der WU Wien handelt und insbesondere 
darauf, dass die erhaltenen Daten der einzelnen Befragungen anonym bleiben und nur 
die Summenwerte veröffentlicht werden. 
 
Fragebogendaten, wie Stadt, Katastralgemeinde, Entfernung in Metern (Luftlinie 
zwischen einer der betreffenden Betriebsanlagen und der Adresse der/des Befragten 
und die sich daraus ergebende Gefährdungszone), wurden vom Dissertanten 
nachträglich in jedem Fragebogen ergänzt. Die dementsprechende Entfernung von der 
Adresse des/der Befragten zu den dissertationskausalen gefahrengeneigten Anlagen 
wurde, wie bereits erwähnt, mittels AutoCAD aus der digitalen Katastralmappe des 




Anbei werden nun der Aufbau und das konkrete Aussehen des Original-Fragebogens 
dargestellt, genau so wie er bei der Befragung von den Interviewern eingesetzt wurde. 
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empirischen Datenerhebung bei der Wohnbevölkerung 
zur Frage von Betriebsansiedelungen 
innerhalb eines großstädtischen Ballungsraumes. 
 
Diese Befragung dient als empirischer Beitrag für eine Dissertation an unserem Institut für 
den Forschungsbereich „Standortfragen gewerblicher und industrieller Betriebsanlagen in 
Ballungsräumen“. 
Dabei soll u. a. im Rahmen eines qualifizierten Stichprobenverfahrens die Meinung der 
Bevölkerung in ausgewählten Regionen erhoben werden. 
 
Wir ersuchen Sie, uns bei dieser Aufgabe zu unterstützen und um ein paar Minuten Ihrer 
kostbaren Zeit zur Beantwortung der folgenden Fragen. 
Wir garantieren Ihnen, dass Ihre Antworten absolut vertraulich behandelt und in der 
angeführten Dissertation nur als Summenwerte veröffentlicht werden, die keinerlei 
Rückschlüsse auf Ihre Person zulassen. 
 






o. Univ.-Prof. Ing. Mag. Dr. Gerhard Vogel 


















































A Fragen zur Wohnsituation 
 
A1. Wie lange wohnen Sie schon hier? 
  kürzer als 5 Jahre 
  zwischen 5 und 10 Jahre 
  mehr als 10 Jahre 
  keine Aussage/keine Angabe 
 
A2. Welche Art der Immobilie bewohnen Sie? 
  Einfamilienhaus 
  Mehrfamilienhaus 
  Reihenhaus 
  Wohnung 
  keine Aussage/keine Angabe 
 
A3. Haben Sie vor, hier längere Zeit zu wohnen? 
  trifft sehr zu 
  trifft zu 
  trifft weniger zu 
  trifft gar nicht zu 
  keine Aussage/keine Angabe 
 
*) Anmerkungen für den Interviewer, siehe unten. 
 
 
ERKLÄRUNGEN für den Interviewer: 
*) Antwort-Skala: 4-Punkte-Ratingskala, von „trifft sehr zu“  bis  „trifft gar nicht zu“.  
Frage und Antwortmöglichkeiten dem Interviewten vorlesen, dem Interviewten die 
Bewertung nach dieser 4-teiligen Ratingskala vornehmen lassen, die jeweilige Aussage 
ankreuzen. 
 Im Falle, dass zu einer Frage vom Interviewten keine Aussage gemacht werden kann oder 
gemacht werden möchte, bitte den Punkt „keine Aussage/keine Angabe“ ankreuzen. 
 Dieses Abfrage-Schema wird ab hier über den gesamten Fragebogen beibehalten. 
 
 






B Fragen zur Umgebungssituation 
 
B1. Empfinden Sie es angenehm und praktisch hier zu wohnen? 
  trifft sehr zu 
  trifft zu 
  trifft weniger zu 
  trifft gar nicht zu 
  keine Aussage/keine Angabe 
 
B2. Finden Sie das Preis-Leistungs-Verhältnis für Immobilien hier für 
angemessen (Grundstücke / Häuser / Eigentumswohnungen / 
Wohnungsmieten)? 
  trifft sehr zu 
  trifft zu 
  trifft weniger zu 
  trifft gar nicht zu 
  keine Aussage/keine Angabe 
 
B3. Fühlen Sie sich hier in der Gegend sicher und wohl? 
  trifft sehr zu 
  trifft zu 
  trifft weniger zu 
  trifft gar nicht zu 
  keine Aussage/keine Angabe 
 
B4. Hat es in den letzten Jahren Ereignisse gegeben, wodurch Sie sich in 
Ihrer Lebensqualität beeinträchtigt fühlten? 
  trifft sehr zu *) 
  trifft zu *) 
  trifft weniger zu 
  trifft gar nicht zu 
  keine Aussage/keine Angabe 
 
*) Wenn zutreffend („trifft sehr zu“ oder „trifft zu“): Welche(s) Ereignis(se) (Stichworte)? 
 ♦       ♦       ♦       






B5. Fühlen Sie sich durch gewerbliche oder industrielle Betriebe in der 
näheren Umgebung in Ihrer Lebensqualität beeinträchtigt? 
  trifft sehr zu *) 
  trifft zu *) 
  trifft weniger zu 
  trifft gar nicht zu 
  keine Aussage/keine Angabe 
  
*) Wenn zutreffend („trifft sehr zu“ oder „trifft zu“) – Wodurch fühlen sie sich beeinträchtigt? 
  Lärm 
  Luftverschmutzungen (Gerüche, Stäube, Rauche etc.) 
  Brand- und Explosionsgefahren 
  Sonstiges (Angabe welcher Art, stichwortartig): 
        
 
B6. Fühlen Sie sich nach der Absiedelung eines ehemals in der Nähe 
befindlichen Flüssiggaslagers sicherer als vorher? 
  trifft sehr zu *) 
  trifft zu *) 
  trifft weniger zu **) 
  trifft gar nicht zu **) 
  keine Aussage/keine Angabe (weiter mit C1.) 
 
B7. Wenn  B6. *)  „trifft sehr zu“ oder „trifft zu“: Weshalb fühlen Sie sich 
jetzt sicherer als vor der Betriebsabsiedelung? 
 Weshalb fühlen Sie sich jetzt sicherer (Stichworte)? 
 ♦       
 ♦       
 ♦       
 
B8. Wenn  B6. **)  „trifft weniger zu“ oder „trifft gar nicht zu“: Weshalb 
fühlen Sie sich jetzt auch nicht sicherer als vor der 
Betriebsabsiedelung? 
 Weshalb fühlen Sie sich jetzt auch nicht sicherer (Stichworte)? 
 ♦       
 ♦       
 ♦       






C Fragen nach Verbesserungsvorschlägen 
 
C1. Sehen Sie Verbesserungsmöglichkeiten in Ihrem Wohnumfeld? 
  trifft sehr zu *) 
  trifft zu *) 
  trifft weniger zu 
  trifft gar nicht zu 
  keine Aussage/keine Angabe 
  
*) Wenn zutreffend („trifft sehr zu“ oder „trifft zu“) – Was sollte verbessert werden (Stichw.)? 
 ♦       ♦           
 
C2. Würden Sie Verwandten oder Freunden diese Katastralgemeinde 
grundsätzlich als wohnenswert weiterempfehlen? 
  trifft sehr zu 
  trifft zu 
  trifft weniger zu 
  trifft gar nicht zu 
  keine Aussage/keine Angabe 
 
C3. Würden Sie in der Raumplanung eine Trennung zwischen städtischer 
Wohnbebauung und Betriebsansiedelungen als sinnvoll befinden? 
  trifft sehr zu 
  trifft zu 
  trifft weniger zu 
  trifft gar nicht zu 
  keine Aussage/keine Angabe 
 
 Wenn zutreffend („trifft sehr zu“ oder „trifft zu“) – Warum Trennung sinnvoll (Stichworte)? 
 ♦       ♦           
 
C4. Würden Sie eine Beibehaltung der Nähe zwischen Wohnstätte und 
Arbeitsstelle zur Vermeidung von langen Anfahrtszeiten besser 
finden? 
  trifft sehr zu  trifft weniger zu 
  trifft zu  trifft gar nicht zu  keine Aussage/keine Angabe 






D Fragen nach sozialstatistischen Daten 
 
D1. Persönliche Daten der befragten Person 
 Geschlecht:  männlich 
    weiblich 
 
 Derzeit erwerbstätig:  ja 
    nein 
 
 Wenn erwerbstätig:  unselbstständig 
    selbstständig 
 
 Im Haushalt tätig:  ja 
    nein 
 
 Geburtsjahrgang: ..........     (der befragten Person) 
 
 Schulen/Ausbildung des Haushaltsvorstandes 
 (nur die höchste Ausbildung ankreuzen): 
    Pflichtschule 
    Lehre 
    Matura 
    akademische Ausbildung 
 
    keine Aussage/keine Angabe zu den persönlichen Daten 
 
D2. Adresse der Befragung [ a.), b.) und c.) sind vom Interviewer zu 
ergänzen] 
 a.) Straße:       
 b.) Hausnummer:       
 c.) Datum der Befragung:       
 
Wird vom Dissertanten ergänzt: 
 d.) Stadt: Linz 
 e.) Katastralgemeinde: Kleinmünchen 
 f.) Entfernung in Meter: ..........    (zur Wohnadresse des Befragten) 
 (Luftlinie zwischen einer betrachteten Betriebsanlage und der 
Adresse des Interviewten gemäß dem jeweiligen Fragebogen) 
 g.) ZONE:       
Herzlichen Dank für Ihre geschätzte Mitarbeit! 






5.2 Vorbereitungen und Hilfsmittel für die Erhebung 
5.21 Festlegung des Befragungsgebietes 
Das Befragungsgebiet beginnt an der südwestlichen Stadtgrenze von Linz, unmittelbar 
bei den konkret betrachteten Seveso-Betriebsanlagen, und erstreckt sich in etwa 
halbkreisförmig ausgebildet und durch die Gefährdungsradien definiert in nordöstliche 
Richtung in das Stadtgebiet von Linz-Kleinmünchen hinein. In der unten angezeigten 
grafischen Darstellung ist die Flächenausdehnung der Linzer Katastralgemeinde 
Kleinmünchen umrandet und eingefärbt dargestellt. Die drei Befragungszonen sind in 
den etwa halbreisförmig ausgebildeten Flächensegmenten und in jeweils einer anderen 
Farbe dargestellt, direkt ausgehend von den Seveso-Betrieben, welche an der 
Stadtgrenze zwischen Linz und Traun gelegen sind. Von den ursprünglich zwei 
Betriebsanlagen steht derzeit jedoch nur noch ein Betrieb am Standort, nämlich das 




Abb. 33: Kartenausschnitt von Kleinmünchen mit dem Befragungsgebiet 
Quelle: WIKIPEDIA, Kleinmünchen, in: http://de.wikipedia.org/wiki/Kleinm%C3%Bcnchen, ergänzt durch eigene Darstellung 
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Radien und Gefahrenzonen, wie festgelegt: 
 RADIUS ZONE 
R 1 = bis 500 m ZONE I 
R 2 = über 500  bis  1.000 m ZONE II 
R 3 = über 1.000  bis  2.000 m ZONE III 
Tab. 33: Gefährdungsradien und Zoneneinteilung 
Quelle: Eigene Berechnung 
Im Folgenden werden die ungefähren Flächenausmaße der jeweilig definierten Zonen 
des Erhebungsgebietes berechnet (halbkreisförmig und halbkreisringförmig 
ausgebildete Gefährdungszonen), um sich von der Größe des Befragungsgebietes in 
Kleinmünchen ein klares Bild machen zu können. Für die prozentualen Darstellungen 
der betrachteten Gefährdungszonen wird bezüglich der Grundfläche jeweils als 
Grundlage die Gesamtfläche von Linz-Kleinmünchen herangezogen. Die Linzer 
Katastralgemeinde Kleinmünchen umfasst eine Gesamtfläche von 12,72 km² und weist 
mit Stand per 1999 eine Einwohnerzahl von 42.963 Personen auf.246 
 
ZONE I 
Die Zone I wird als Halbkreisfläche mit einem Radius von 500 Metern angenommen, 
woraus sich eine Fläche von etwa 0,393 km² (~3 %) ergibt. 
 
ZONE II 
Die Zone II ist in etwa als eine Halbkreisringfläche angenommen, beginnend ab dem 
Radius von 500 Metern und durch einen Radius von 1.000 Metern begrenzt. Es ergibt 
sich somit eine definierte Zone mit einer Grundfläche von 1,178 km² (~9 %). Die 
kleine Flächeneinschränkung bedingt durch den Grenzverlauf im südöstlichen Teil der 
Katastralgemeinde wird in der Berechnung vernachlässigt. 
 
ZONE III 
Die Zone III liegt als angenommene Halbkreisringfläche zwischen den Radien  
1.000 m und 2.000 m und misst etwa 4,712 km². Die Flächenverluste durch den 
Grenzverlauf der Katastralgemeinde im nordwestlichen und südöstlichen Teil werden 
mit einem Abzug von schätzungsweise herangezogenen 15 % bewertet. Es ergibt sich 
somit für die Zone III ein Flächen von zirka 22 % zu Kleinmünchen gesamt, was einer 
Fläche von 2,798 km² entspricht. Die Zone III ist bezüglich der Meinungen und 
Einstellungen der Befragten in der Analyse als Referenzzone zu den Zonen I und II zu 
sehen, da in dieser Zone von keiner Gefährdung mehr durch die Seveso-Betriebe 
ausgegangen werden kann.247 
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5.22 Festlegung des Adressatenkreises 
Für die Befragung werden ausschließlich erwachsene Privatpersonen und keine 
Firmenvertreter herangezogen. Als Begründung dazu kann angemerkt werden, dass 
Privatpersonen, welche in diesem Bereich wohnen (näher und weiter entfernt 
wohnende private Anrainer), für diese Umfrage prädestiniert sind und als die typische 
Zielgruppe für die Aussagekraft dieses wissenschaftlichen Werkes besonders geeignet 
erscheinen. Die Befragung erfolgt somit an privaten Bewohnern der fokussierten 
Region, vorrangig jener Personenkreis an den Adressen, die im betrachteten Zeitraum 
Immobilien angekauft haben. Dieser speziell angepeilte Adressatenkreis wird im Zuge 
der Befragung separat gekennzeichnet und es ist daher in der anschließenden Analyse 
möglich, auf dessen Einstellungen und Betroffenheit näher einzugehen. Die Adressen 
werden aus den grundbücherlich erhobenen Daten entnommen und sukzessive 
abgearbeitet (Kaufvertragsdatum, grundbücherliche Einverleibung zwischen dem Jahr 
2000 und dem Jahr 2005), sofern die Personen noch dort wohnhaft sind oder die 
Immobilien noch in der Art wie im Grundbuch eingetragen bestehen. Manchmal gibt 
es in der grundbücherlich aufliegenden Urkundensammlung nur die Information in 
Form der Grundstücksnummer. Diese werden jedoch aus ökonomischen Gründen nicht 
weiter recherchiert, da nähere Detailinformationen nur über kostenpflichtige und damit 
in Summe sehr teuren Abfragen in Form von Grundbuchauszügen möglich sind.248 
Qualifizierte Adressen: 
Es wurde eine Übersicht aller privaten Immobilienkäufe aus der Grundbuch-
Recherche innerhalb der einzelnen genannten Radien, nach den Daten der 
Kaufverträge und der grundbücherlichen Einverleibungen zwischen 2000 und 2005 
erstellt. Von den insgesamt 116 privaten Immobilienkäufen dieser definierten Region 
im genannten Zeitraum konnten davon aus den Grundbuchurkunden 82 Fälle mit den 
genauen Adressen zugeordnet und lokalisiert werden. Nachfolgend sind die Anzahlen 
jener aus den Urkunden des Grundbuches (Kaufvertrag) ausgelesenen exakt 
zuordenbaren qualifizierten Adressen, einschließlich der Haus-, Stock- und ggf. Tür-
Nummer von Immobilienkäufen im gegenständlichen Zeitraum aufgeführt. 
 
Anzahl der Immobilienkäufe nach Gefährdungszone (qualifizierte Adressen): 
Immobilienkäufe nach Zonen Anzahl Zeitraum 
Immobilienkäufe in ZONE I: 14 Jahre 2000-2005 
Immobilienkäufe in ZONE II: 15 Jahre 2000-2005 
Immobilienkäufe in ZONE III: 53 Jahre 2000-2005 
GESAMT: 82  
Tab. 34: Immobilienkäufe nach Zone, qualifizierte Adressen 
Quelle: Eigene Ermittlung am Grundbuch Linz 
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Es konnten somit alle Befragten gemäß der vom Interviewer mitgeführten 
Wohnadresse und mittels des Befragungspunktes im Fragebogen über die Wohndauer 
sowohl den jeweiligen Gefahrenradien als auch den Zeiträumen der jeweiligen 
Immobilienkäufe zugeordnet werden. Von Beginn an war es vorgesehen, insgesamt 
zumindest eine Anzahl von 100 Fragebögen zu erheben, wovon in den Zonen I und II 
zumindest 30 Befragungen zu machen waren, in der Zone III, aufgrund deren 
erheblich größeren Flächenausdehnung, waren nach Möglichkeit mehr als 
60 Fragebögen zu erhalten. Die Auswahl der zutreffenden Straßenzüge und der 
Hausnummern für die jeweilige Zone und für eine möglichst flächendeckende Abfrage 
wurde mittels geeigneter Landkarten von Linz249 händisch ermittelt und in eine Tabelle 
übertragen. Des Weiteren wurden zur detaillierten Ermittlung von Straßennamen und 
zur Lokalisierung von Hausnummern ebenfalls elektronische Daten aus dem Internet 
verwendet, wie bspw. die Website zu den Linzer Straßennamen250 und ein 
elektronisches Telefonbuch mit Landkartenfunktion.251 
 
Die Auswahl der Befragungsadressen erfolgte vorrangig nach der Liste der zwischen 
2000 und 2005 verbücherten Immobilienkäufe (qualifizierte Adressen). Diese 
Adressen hatten den Vorrang gegenüber den anderen Befragungsadressen gemäß der 
vorgegebenen Straßenzüge. An den Adressen laut Liste wurden aber nur maximal zwei 
Versuche unternommen, ein Interview zu erhalten, im Falle einer Interview-
Verweigerung wurde dort allerdings kein zweiter Versuch gemacht. Der Rest auf die 
erforderliche Anzahl von Befragungen wurde möglichst flächendeckend über die 
gesamte jeweilige Zone ausgewählt. Es wurde jeweils nur ein erwachsener Bewohner 
der vorhandenen Adresse befragt, im Idealfall war dies der Familienvorstand, 
ansonsten wurde jene erwachsene Person der Haushalte befragt, die zum Zeitpunkt der 
Kontaktaufnahme an der Adresse zugegen war. 
 
Je nach Bereitschaft der Bewohner, Interviews zu geben, galt es hier flexibel 
vorzugehen. In den Straßenzügen mit Einfamilienhäusern, Mehrfamilienhäusern oder 
Reihenhäusern wurde bei jeder zweiten Hausnummer in der jeweiligen Straße ein 
Interviewversuch gestartet. War bei der ausgewählten Hausnummer niemand 
anzutreffen, wurde bei der nächsthöheren Nummer versucht, ein Interview zu erhalten. 
Bei mehreren Wohnungen pro Haus (z. B. Wohnblock) wurde im Erdgeschoss an der 
niedrigsten Türnummer begonnen, bei Nichtöffnen bzw. bei Interviewverweigerung 
oder für den Fall, dass keine erwachsene Person anwesend war, wurde es bei der 
nächsthöheren Türnummer weiterversucht. Bei der grundsätzlich erwarteten niedrigen 
Ausschöpfungsrate hat es sich bewährt, in den Wohnblöcken grundsätzlich bei jeder 
Tür zu versuchen, ein Interview zu erhalten. 
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Waren die Adressen laut Liste abgearbeitet, wurde in möglichst vielen Straßenzügen 
gemäß der Liste der Straßennamen - zur Erzielung einer guten Flächendeckung - die 
Befragung fortgesetzt. 
 
Als Hilfsmittel für die Durchführung der Befragung waren die Adressenliste aus der 
Grundbuch-Recherche, untergliedert in die zutreffenden Zonen, eine Liste der Linzer 
Straßenzüge und die zutreffenden Hausnummern je nach Zone und ein Stadtplan von 
Linz im Maßstab 1:15.000 mit den darauf eingezeichneten Zonen vorhanden.252 
 
Zusätzlich wird eine vorgefertigte Liste mitgeführt, auf der alle Interviewversuche 
gelistet sowie die vorgefundenen Umstände vermerkt wurden (z. B. „es öffnet 
niemand“, „gibt kein Interview“ oder „kein Erwachsener da“). 
 
 
Befragung – Erhebungsbogen (beispielhafte Auflistung): 
Verlauf und Anmerkungen zur Befragung 


































































































































1 2.6.2007 Sa 10:00 bis 
12:00 
Str. 01 2  I 1       
2 2.6.2007 Sa 10:00 bis 
12:00 
Str. 02 3 1/02 I       1 
3 2.6.2007 Sa 10:00 bis 
12:00 
Str. 03 1 EG/03 I   1     
4 ... ... ... ... ... ... ... ... ... ... ... ... ... ... 
... ... ... ... ... ... ... ... ... ... ... ... ... ... ... 
Tab. 35: Erhebungsbogen für die Befragung (beispielhafte Auflistung) 
Quelle: Eigene Darstellung 
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In der nachfolgenden Tabelle ist das Straßenverzeichnis vom betrachteten Gebiet nach 
Hausnummern und Gefährdungszonen geordnet für die Zonen I und II in Tabellenform 
dargestellt. Auf die Darstellung der Tabelle für die Zone III wird hier aufgrund der 
erheblichen Größe bedingt durch die große Zahl von Straßenzügen verzichtet, diese ist 
aber sinngemäß gleich aufgebaut wie die Tabellen für die Zonen I und II. 
 






Am Aufeld 1 bis 16 17 I 
Bäckermühlweg 52 bis 64 13 I 
Baintwiese 1 bis 14 15 I 
Binderlandweg 1 bis 15 16 I 
Blaichstatt 1 bis 13 14 I 
Dallingerstraße 20 bis 40 21 I 
Flurgasse 1 bis 10 11 I 
Grenzweg 1 bis 16 17 I 
Hausschildweg 1 bis 10 11 I 
Heiderosenweg 1 bis 10 11 I 
Im Breitland 1 bis 20 21 I 
Kotzinastraße 1 bis 10 11 I 
Matthäus-Herzog-Straße 1 bis 3 4 I 
Mayerhoferstraße 1 bis 40 41 I 
Neubauzeile 90 bis 117 28 I 
Spindelbaumweg 1 bis 10 11 I 
Zechmeisterstraße 13 bis 13 1 I 
Tab. 36: Straßennamen und Hausnummern in Zone I 
Quelle: Eigene Ermittlung 
 






Adolf-Dietel-Weg 1 bis 14 15 II 
Angererhofweg 1 bis 30 31 II 
Bäckermühlweg 21 bis 51 31 II 
Dallingerstraße 7 bis 20 14 II 
Eduard-Haas-Straße 1 bis 5 6 II 
Emil-Rathenau-Straße 1 bis 5 6 II 
Flötzerweg 135 bis 173 39 II 
Hainbuchenweg 1 bis 12 13 II 
Matthäus-Herzog-Straße 1 bis 5 6 II 
Neubauzeile 51 bis 89 39 II 






Schatzdorferstraße 1 bis 5 6 II 
Siemensstraße 60 bis 70 11 II 
Thanhoferstraße 1 bis 10 11 II 
Vogelfängerweg 67 bis 68 2 II 
Weißdornweg 18 bis 25 8 II 
Winetzhammerstraße 10 bis 15 6 II 
Zechmeisterstraße 20 bis 21 2 II 
Tab. 37: Straßennamen und Hausnummern in Zone II 
Quelle: Eigene Ermittlung 
 
5.3 Ablauf der Befragung in Linz-Kleinmünchen 
Als Befragungszeitraum wurde deshalb der Monat Juni gewählt, da in dieser Zeit 
keine typische Urlaubszeit oder Schulferien gegeben sind und somit eine höhere 
Anwesenheit der Bewohner für die Befragung erwartet werden konnte. Der Beginn der 
Erhebung erfolgte am 2. Juni 2007 vormittags in einem Teilgebiet der Zone I, mit 
vorrangiger Abarbeitung der qualifizierten Adressen aus der Grundbuch-Recherche, 
sowie weiteren Interviewversuchen in den lokalen Straßenzügen zwecks Erhalt einer 
flächendeckenden Anzahl von Meinungen im Gebiet gemäß der Adressen-
auswahlregeln. Die an diesem Vormittag erzielte Ausschöpfungsquote253 von 14 % 
(Anzahl der erhaltenen Interviews im Verhältnis zu den Gesamtversuchen) ließ 
erahnen, wie viel Arbeit hier noch für das Befragungsteam zum Erhalt der 
Mindestanzahl von Meinungen bevorstand. Da im Durchschnitt des ersten Tages nur 
jeder 7. Bewohner für ein Interview greifbar und auch dazu bereit war eines zu geben, 
bedeutete das vorweg an die 800 Interviewversuche für die Erreichung der 
Mindestanzahl der geforderten Fragebögen. 
 
 






A  Ausschöpfungsquote [%] 
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Insgesamt wurden neun Befragungstage durchgeführt, um die ausreichende Anzahl 
von Interviews zu erhalten. Die konkreten Befragungstage waren im Detail am 2., 9., 
16., 17., 19., 21., 23., 25. und 28. Juni 2007. Zusätzlich zu den Wochenendtagen 
(vornehmlich Samstag oder Sonntag, ganztägig) wurden Termine ebenfalls 
wochentags (Montag bis Freitag) spätnachmittags oder abends angesetzt. Es konnte 
die Erfahrung gemacht werden, dass die Ausschöpfungsquote wegen vermehrter 
Anwesenheit und höherer Interviewbereitschaft zu den Abendterminen an den 
Wochentagen etwas höher lag als an den zwei Tagen des typischen Wochenendes. Im 
gesamten Durchschnitt der Befragungen veränderten sich die Anwesenheitsrate sowie 
die Öffnungswilligkeit und die Interviewbereitschaft jedoch nur geringfügig, sodass 
insgesamt nur zirka jeder 6. Interviewversuch erfolgreich war und letztlich zu einem 
fertig ausgefüllten Fragebogen führte, was einer Ausschöpfungsquote 
(Ausschöpfungsrate) von etwa 17 % entspricht. 
 
Für den Erhalt von schlussendlich 128 auswertbaren Fragebögen aus dem 
Befragungsgebiet mussten 788 Interviewversuche unternommen werden, inklusive 
62 Wiederholungen zum Erhalt von Einstellungen an den vorgegebenen qualifizierten 
Adressen laut Grundbuch-Recherche. 
 
An den definierten und genau zuordenbaren 82 Adressen, welche Immobilienkäufe im 
Betrachtungszeitraum getätigt haben, konnten 16 Personen für ein Interview gewonnen 
werden, was somit einer Ausschöpfungsrate von rund 20 % für diese vorrangige 
Zielgruppe entspricht. Die Umstände bei der Durchführung der Befragung wurden im 
Zuge der Interviewversuche mit aufgezeichnet, sodass nachträglich ein gutes Bild von 
den Gründen vorliegt, weshalb an vielen Adressen die Interviews nicht zu Stande 
gekommen sind. Nachfolgend eine Darstellung zu den gesamten Interviewversuchen 
und den erhaltenen Interviews sowie zu den Begleitumständen, weshalb es an vielen 
Adressen zu keinem Interview gekommen ist.255 
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Abb. 34: Interviewversuche – erhaltene Interviews – Begleitumstände 
Quelle: Eigene Ermittlung und Darstellung 
Aus dieser detaillierten Aufstellung zu den aufgetretenen Begleitumständen bei der 
Befragung ist gut erkennbar, weshalb es vielfach, trotz der teilweise zweimaligen 
Versuche bei den qualifizierten Adressen, zu keinem Interview gekommen ist. 
 
Die nachfolgende Tabelle stellt die Ursachen von Fehlversuchen nach der Häufigkeit 
der Fälle und prozentual in absteigender Sortierung dar: 
 
Umstand Anzahl Prozent 
es öffnet niemand 458 58,12 
gibt kein Interview 180 22,84 
kein Erwachsener da 14 1,78 
nicht privat 8 1,02 
Interviews (erhalten) 128 16,24 
Gesamtversuche 788 100,00 
Tab. 38: Interviewverlauf – tabellarische Darstellung 
Quelle: Eigene Berechnung 






Die erhaltenen 128 Fragebogen-Interviews teilen sich somit prozentual in den drei 
definierten Gefährdungszonen wie nachstehend auf. Beinhaltet sind in der genannten 
Anzahl von erhaltenen Meinungen auch jene von den 82 qualifizierten Adressen aus 
dem Grundbuch. Von diesen konnten in der Zone I  3 Interviews, in der  Zone II 
1 Interview und in der  Zone III  12 Interviews bekommen werden. 
 
Zone Anzahl Prozent 
ZONE I: 32 Stück 25 
ZONE II: 32 Stück 25 
ZONE III: 64 Stück 50 
GESAMT: 128 Stück 100 
Tab. 39: Anzahl der erhaltenen Interviews nach Gefährdungszone 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
Im nächsten Kapitel werden die Übernahme der Daten aus den mit händischen 
Eintragungen versehenen und in Papierform vorliegenden Fragebögen in geeignete 
EDV-Programme sowie die statistischen Auswertungen der eingegebenen Werte und 
deren Interpretationen behandelt. 
 
 
5.4 Dokumentieren, analysieren und interpretieren der Befragungsdaten 
5.41 Übernahme der Fragebogendaten in SPSS und MS-EXCEL 
Die in Hardcopy vorliegenden ausgefüllten Fragebögen werden für die erforderliche 
elektronische Weiterverarbeitung der Daten in dementsprechende EDV-Programme 
übergeführt. Dazu wird sowohl im Statistikprogramm „SPSS“ als auch im 
Tabellenkalkulationsprogramm „MS-EXCEL“ jeweils eine Dateneingabemaske in 
Form einer Tabelle geschaffen, aus der dann die einzelnen Abfragen erstellt werden 
können. Der Grund, weshalb hier zwei unterschiedliche Programme eingesetzt werden, 
ist der, dass SPSS zwar sehr komfortabel und schnell für die verschiedenen Abfragen 
einsetzbar ist, MS-EXCEL sich jedoch auch gut für die vielfältigen grafischen 
Darstellungen von Schaubildern eignet. Die mit MS-EXCEL erstellten Diagramme 
und Tabellen können grundsätzlich relativ einfach und problemlos in auf dem 
Betriebssystem „MS-WINDOWS“ basierenden Textverarbeitungsprogrammen (ggst. 
wurde MS-WORD verwendet) eingefügt und nachbearbeitet werden.256 Wegen der 
damit gegebenen guten optischen Aufbereitungs- und Darstellungsmöglichkeiten des 
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Befragungsergebnisses wurden diese beiden Programmvarianten gewählt, eben die 
Fragebogeninhalte in diese zwei EDV-Programme zu übernehmen und je nach 
Aufgabenstellung die jeweils bessere Möglichkeit für die statistischen Abfragen 
einzusetzen. Für die Erstellung der Datei in SPSS wird neben der fortlaufenden „id-
Nummer“ jeder Frage eine alphanumerische Bezeichnung zugewiesen (z. B. A1, C2 
etc.). Die Antwortmöglichkeiten werden in Ziffern angeführt, welchen danach über 
eine Programmoption eine Bezeichnung zugewiesen wird (z. B. 1 = trifft sehr zu, 2 = 
trifft zu etc.). Felder für Antworten auf Zusatzfragen, wo Stichworte angeführt sind, 
wurden dementsprechend für die Aufnahme von Text formatiert, sodass diese 
Eingaben ebenfalls möglich sind. In MS-EXCEL wird eine einfache Tabelle erstellt, 
wo im Spaltenkopf die Nummer der Frage bzw. der Zusatzfrage angeführt ist und in 
den weiteren Zellen der jeweiligen Spalte die Antworten auf die jeweilige Frage in 
Textform angeführt werden (z. B. trifft zu, trifft gar nicht zu etc.). 
 
5.42 Allgemeines zu den elektronisch vorliegenden Befragungsdaten 
Nach dem Einbringen der in Einzelfragen mit deren Antworten unterteilten 
Befragungsdaten in die gewählten EDV-Programme liegen nun jeweils 128 Datensätze 
(Fragebogendaten) zur Analyse vor. Zu den einzelnen Fragestellungen werden nun die 
Summenwerte der Antworten abgefragt, unterteilt in die jeweiligen Anzahlen nach den 
Gefährdungszonen und nach den Aussagen gemäß der vierteiligen Bewertungs-Skala. 
Zu den so genannten Zusatzfragen werden die angeführten Stichworte gelistet und zu 
Gruppen mit grundsätzlich gleichen Aussagen zusammengefasst. Es werden im Zuge 
der Analyse vor allem auch mehrere Querbetrachtungen auf mögliche 
Zusammenhänge zwischen einzelnen Fragen und deren Beantwortungen angestellt. 
Auf die Kernfragestellungen bezüglich solcher als unangenehm eingestufte oder 
Gefahr bringende Ereignisse in gewerblichen und industriellen Betriebsanlagen und 
deren mögliche subjektiv empfundenen Auswirkungen auf die Lebensqualität der 
umliegenden Bevölkerung wird besonderes Augenmerk gelegt. Da sich im Jahr 2001 
für die damals schon angesiedelten nahen Anrainer an die kausalen Betriebsanlagen 
(Chemikalienlager und Flüssiggaslager) ein sehr prägendes Brandereignis im kausalen 
Chemiebetrieb ereignete, wird erwartet, dass dieser Vorfall noch sehr im Gedächtnis 
der Befragten behaftet ist. Obwohl bei diesem Brand kein Anrainer zu Schaden 
gekommen ist, kann es jedoch trotzdem der Natur der Sache gemäß sehr gut möglich 
sein, dass dieses Ereignis als negativ und der Lebensqualität abträglich beurteilt 
werden wird. Mit großer Aufmerksamkeit können ebenfalls die Aussagen jener 
befragten Personen erwartet werden, welche sich erst später in der Nähe der Seveso-
Betriebe niedergelassen haben (nach dem Brand im Chemiewerk am 30. Juni 2001) 
und diesen Vorfall nicht miterlebt haben oder möglicherweise nur vom Hörensagen 
kennen. Die Aussagen zu diesen wesentlichen Kernfragen werden weiterführend mit 
den Angaben der Befragten über die Weiterempfehlung des Standortes als 
Wohngegend verglichen, um abzuprüfen zu können, inwieweit das Brandereignis hier 






zu einer tatsächlich greifbaren Veränderung im Stand der Lebensqualität führte oder 
ob es mehr als ein einmaliges Ereignis bewertet wurde und der Lebensqualität der 
Region kaum Schaden zugefügt hat. Diese Abfrage über die empfundene 
Lebensqualität des Wohnstandortes und der Grad über dessen Weiterempfehlung wird 
im Zusammenhang mit der Forschungshauptfrage beleuchtet, wonach eventuelle 
Änderungen in den Gefährdungspotenzialen aus den ggst. Betrieben gemäß Abschnitt 
8a GewO mögliche monetäre Auswirkungen auf regionale Immobilienpreise haben 
könnten oder auch nicht. Hier wird den befragten Bewohnern der verschiedensten 
Immobilien in diesem Umfeld unterstellt, dass sie sich der Gefährdungen aus 
derartigen Betrieben bewusst sind und diese für sich selbst subjektiv abwägen und 
einer individuellen Bewertung nach sehr persönlichen Kriterien zuführen. Häufige 
Weiterempfehlungen des Standortes als Wohngebiet kann dann eher mit höheren 
Preisen indiziert werden, was sich wiederum mit dem Prinzip des hedonistischen 
Preisansatzes decken würde.257 
 
5.43 Auswertung der sozialstatistischen Daten – Fragenblock D. 
5.431 Auswertung nach dem Geschlecht der Befragten (Frage D1.) 
Die Auswertung aller 128 Fragebögen nach dem Geschlecht der Interviewpartner 
ergibt, dass ein Anteil bei den Männern von 51 % und bei den Frauen von 49 % 
gegeben war. Auf die einzelnen Zonen unterteilt ergeben sich zwar einige 
Unterschiede in den Prozentsätzen nach Geschlecht des Befragten, was aber zufällig 
im Zuge des Befragungsverlaufes eingetreten ist und auf die Gesamtaussagekraft der 
Studie kaum einen nennenswerten Einfluss haben wird. 
In der nachfolgenden Tabelle sind die befragten Personen nach Geschlecht in den 
einzelnen Zonen anzahlmäßig aufgelistet, wobei für diesen Vergleich die 
Gesamtanzahl der jeweils erhaltenen Fragebögen einer Zone mit 100 Prozent gesetzt 
wird. Ebenfalls wird das bei zufällig genau 50 % Männeranteil und 50 % Frauenanteil 
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Geschlecht der Befragten: 
GESCHLECHT männlich weiblich GESAMT 
ZONE I 20  (62,50 %) 12  (37,50 %) 32  (100 %) 
ZONE II 17  (53,13 %) 15  (46,87 %) 32  (100 %) 
ZONE III 28  (43,75 %) 36  (56,25 %) 64  (100 %) 
GESAMT 65  (50,78 %) 63  (49,22 %) 128  (100 %) 
davon Anzahlen und 
Prozentsätze bei den 
qualifizierten Adressen: 
 
8  (50,00 %) 
 
8  (50,00 %) 
 
16  (100 %) 
Tab. 40: Auswertung nach dem Geschlecht der Interviewpartner 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
5.432 Auswertung nach der Erwerbstätigkeit der Befragten (Frage D1.) 
Bezüglich des Status der Erwerbstätigkeit der Befragten zum Zeitpunkt der Umfrage 
kann auf den Angaben aufbauend ausgesagt werden, dass 66 % der Befragten eine 
Berufstätigkeit zu Protokoll gaben, die restlichen 34 % sagten aus, nicht oder nicht 
mehr erwerbstätig zu sein. Von den 66 % der Erwerbstätigen gaben knapp 8 % an, 
einer selbstständigen Erwerbstätigkeit nachzugehen, der Rest gab an, unselbstständig 
erwerbstätig zu sein. Bei den nichterwerbstätigen Personen kann nach den Angaben 
der Befragten unterteilt werden in knapp 8 % Personen, die im Haushalt tätig sind, und 
in den Rest von insgesamt 26 %, welche zum Teil bereits in Pension sind oder 
momentan keiner Beschäftigung nachgehen. 
 
Erwerbstätigkeit der Befragten: 
ERWERBSTÄTIGKEIT ja nein gesamt 
ZONE I 20  (62,50 %) 12  (37,50 %) 32  (100 %) 
ZONE II 20  (62,50 %) 12  (37,50 %) 32  (100 %) 
ZONE III 45  (70,31 %) 19  (29,69 %) 64  (100 %) 
GESAMT 85  (66,41 %) 43  (33,59 %) 128  (100 %) 
Tab. 41: Auswertung nach der Erwerbstätigkeit der Befragten 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
Von den 16 erhaltenen Interviews an den qualifizierten Adressen gaben 11 Personen 
an, berufstätig zu sein (= 69 %), eine Person davon gab an, selbstständig berufstätig zu 
sein. Von den restlichen 5 Personen konnte die Auskunft erhalten werden, dass sie 
derzeit nicht oder nicht mehr beruflich tätig sind (= 31 %). 
 






5.433 Auswertung nach dem Bildungsstand der Befragten (Frage D1.) 
Ebenfalls wurde eine Analyse zum Bildungsstand der Befragten durchgeführt. Es 
wurde nach vier Bildungsstufen abgefragt, wobei immer die höchste Ausbildungsstufe 
des Haushaltsvorstandes anzugeben war. In der Auswertung aller Befragten ergeben 
sich Anteile von 19 % für Pflichtschule, 55 % für Lehre, 17 % für Matura und 9 % für 
die akademische Ausbildung. Die spezielle Auswertung des reduzierten 
Personenkreises der ausgewählten qualifizierten Adressen aus der Grundbuch-
Recherche ergibt ein etwas anderes Bild, nachdem hier ein höherer Anteil an 
Pflichtschulabsolventen, nämlich 25 %, vorhanden ist, 31 % eine Lehre absolviert 
haben, 19 % eine Matura abgelegt haben und der Anteil jener Personen, die eine 








Pflichtschule: 4  (25,00 %) 24  (18,75 %) 
Lehre: 5  (31,25 %) 71  (55,47 %) 
Matura: 3  (18,75 %) 22  (17,19 %) 
Akademische Ausbildung: 4  (25,00 %) 11    (8,59 %) 
GESAMT 16    (100 %) 128    (100 %) 
Tab. 42: Auswertung nach dem Bildungsstand der Befragten 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
5.434 Auswertung nach der Altersgruppe der Befragten (Frage D1.) 
Um die sozialstatistischen Daten der Geburtsjahrgänge in späteren Auswertungen zu 
möglichen Korrelationen mit dem Alter der Befragten in Verbindung bringen zu 
können, wurde aus den angegebenen Jahrgängen jeweils das Alter der Befragten 
ermittelt. Darüber hinaus wurden drei Altersgruppen gebildet, welche in einer 
Übersicht über die einzelnen Gefährdungszonen und in einer Gesamtdarstellung 
dargestellt sind. Der Personenkreis der Befragten wurde in die Altersgruppen bis 30 
Jahre (ab 18-30 Jahre), über 30 Jahre bis 60 Jahre und über 60 Jahre unterteilt, um 
eventuelle Unterschiedlichkeiten in den Meinungen zu erkennen, aus denen ggf. 
wichtige Rückschlüsse abgeleitet werden können. Aus der Analyse der Altergruppen 
kann deutlich ersehen werden, dass in der Zone I der Anteil der über 60-jährigen 











ALTER bis 30 J. über 30-60 J. über 60 J. 
ZONE I 6 16 10 
ZONE II 7 21 4 
ZONE III 17 39 8 
GESAMT 30 76 22 
Tab. 43: Auswertung nach der Altersgruppe der Befragten 
Quelle: Eigene Berechnung 
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Abb. 35: Auswertung nach der Altersgruppe der Befragten 
Quelle: Eigene Ermittlung und Darstellung 
 
Altersgruppen der Qualifizierten Adressen: 
ALTER bis 30 J. über 30-60 J. über 60 J. 
ZONE I 0 1 2 
ZONE II 0 1 0 
ZONE III 0 11 1 
GESAMT 0 13 3 
Tab. 44: Auswertung nach der Altersgruppe der qualifizierten Adressen 
Quelle: Eigene Berechnung 






5.44 Auswertung der Fragenblöcke A, B und C der Befragung 
5.441 Auswertung nach der Wohndauer (Frage A1.) 
Die Frage A1. lautete: „Wie lange wohnen Sie schon hier?“ 
 
Der Abfragepunkt bezüglich der Wohndauer ergibt in Summe über alle Befragten 
Anteile von 32 % für Personen, welche kürzer als 5 Jahre hier angesiedelt sind, 21 % 
der Personen sind zwischen 5 und 10 Jahren hier wohnhaft sowie 47 % der Personen 
gaben an, hier bereits länger als 10 Jahre wohnhaft zu sein. Eine Unterteilung der 
Wohndauer der befragten Personen je nach Zone ergibt explizit betrachtet für die 
Zone I einen höheren Anteil an Befragten, die länger als 10 Jahre hier wohnhaft sind. 
 
Wohndauer: 
WOHNDAUER kürzer als 5 J. 5 bis 10 J. mehr als 10 J. 
ZONE I 8  (25,00 %) 5  (15,63 %) 19  (59,37 %) 
ZONE II 10  (31,25 %) 9  (28,13 %) 13  (40,62 %) 
ZONE III 22  (34,38 %) 13  (20,31 %) 29  (45,31 %)  
GESAMT 40  (32,25 %) 27  (21,09 %) 61  (47,66 %) 
Tab. 45: Auswertung nach Wohndauer und Zonen 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
5.442 Auswertung nach der Art der bewohnten Immobilie (Frage A2.) 
Die Frage A2. lautete: „Welche Art der Immobilie bewohnen Sie?“ 
 
Die durchgeführte Erhebung wurde nach Art der von den Befragten bewohnten 
Immobilie ausgewertet. Es ergaben sich folgende Anzahlen und Anteile: 
 
ART DER IMMOBILIE Anzahl Prozentsatz 
Reihenhäuser: 2 1,56 % 
Einfamilienhäuser: 8 6,25 % 
Mehrfamilienhäuser: 13 10,16 % 
Wohnungen: 105 82,03 % 
Gesamt: 128 100,00 % 
Tab. 46: Auswertung nach Art der Immobilien 
Quelle: Eigene Berechnung 







Es wurde nicht unterschieden, ob eine Immobilie in Miete bewohnt war oder im 
Eigentum der/des Befragten bzw. der Familie stand. Nur bei den 16 Befragten der 
ausgewählten Adressen gemäß der grundbücherlichen Erhebung war sichergestellt, 
dass es sich um eine Immobilie im Eigentum handelte. 
 
5.443 Auswertung zur voraussichtlichen Wohndauer (Frage A3.) 
Die Frage A3. lautete: „Haben Sie vor, hier längere Zeit zu wohnen?“ 
 
Diese Frage wurde vom überwiegenden Teil der Befragten mit „trifft sehr zu“ und 
„trifft zu“ beantwortet. Es ergab sich quer durch alle Zonen für die Befragten, welche 
längere Zeit hier wohnen bleiben möchten, ein Anteil von über 80 %. Die befragten 
Personen an den qualifizierten Adressen aus der Grundbuch-Recherche waren zu 
100 % der Meinung, dass sie an dem erst in den letzten Jahren erworbenen 
Immobilieneigentum wohnen bleiben möchten (75 % = „trifft sehr zu“, 25 % „trifft 
zu“). 
 
Voraussichtliche Wohndauer, gesamt: 
PLAN-
WOHNDAUER *) 
1 2 3 4 5 
ZONE I 23 5 2 1 1 
ZONE II 18 7 3 4 0 
ZONE III 45 7 6 6 0 
GESAMT 86 19 11 11 1 
 67,2 % 14,8 % 8,6 % 8,6 % 0,8 % 
*) 1: trifft sehr zu; 2: trifft zu; 3: trifft weniger zu; 4: trifft gar nicht zu; 
5: keine Aussage / keine Angabe 
Tab. 47: Auswertung nach der voraussichtlichen Wohndauer, gesamt 
Quelle: Eigene Berechnung 
 






Voraussichtliche Wohndauer, qualifizierte Adressen: 
PLAN-
WOHNDAUER *) 
1 2 3 4 5 
ZONE I 3 0 0 0 0 
ZONE II 1 0 0 0 0 
ZONE III 8 4 0 0 0 
GESAMT 12 4 0 0 0 
 75 % 25 % 0 % 0 % 0 % 
*) 1: trifft sehr zu; 2: trifft zu; 3: trifft weniger zu; 4: trifft gar nicht zu; 
5: keine Aussage / keine Angabe 
Tab. 48: Auswertung nach der voraussichtlichen Wohndauer, qual. Adressen 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
5.444 Auswertung zum angenehmen und praktischen Wohnen (Frage B1.) 
Die Frage B1. lautete: „Empfinden Sie es angenehm und praktisch hier zu wohnen?“ 
 
Es gaben zu dieser Frage jeweils knapp 90 % der Befragten an - über die einzelnen 
Zonen hinweg nur geringfügig abweichend - dass sie es hier sehr praktisch und 
angenehm empfinden (die Antworten „trifft sehr zu“ und „trifft zu“ addiert). 
 
Angenehmes und praktisches Wohnen: 
ANGENEHMES 
WOHNEN *) 
1 2 3 4 5 
ZONE I 20 8 1 3 0 
ZONE II 18 7 4 3 0 
ZONE III 37 22 5 0 0 
GESAMT 75 37 10 6 0 
 58,6 % 28,9 % 7,8 % 4,7 % 0 % 
*) 1: trifft sehr zu; 2: trifft zu; 3: trifft weniger zu; 4: trifft gar nicht zu; 
5: keine Aussage / keine Angabe 
Tab. 49: Auswertung zum angenehmen und praktischen Wohnen, gesamt 












5.445 Auswertung zum Preis-Leistungs-Verhältnis von Immobilien (Frage B2.) 
Die Frage B2. lautete: „Finden Sie das Preis-Leistungs-Verhältnis für Immobilien hier 
für angemessen?“ 
 
Auffallend war hierbei, dass die größte Übereinstimmung mit dem Preis- Leistungs-
Verhältnis von Immobilien bei Befragten in der Zone I zu finden war, nämlich bei 
81 % (trifft sehr zu + trifft zu), wobei der Prozentsatz für „trifft sehr zu“ und „trifft zu“ 
für alle befragten Personen zusammengefasst bei 75 % zu liegen kommt. Die 
ermittelten Prozentsätze der Zufriedenheit mit den Immobilienpreisen bei den 
Befragten in den Zonen II und III liegen daher deutlich unter dem Wert der Zone I. 
 
Preis-Leistungs-Verhältnis von Immobilien: 
PREIS- 
LEISTUNG *) 
1 2 3 4 5 
ZONE I 10 16 4 0 2 
ZONE II 8 12 9 2 1 
ZONE III 22 28 9 0 5 
GESAMT 40 56 22 2 8 
 31,25 % 43,75 % 17,19 % 1,56 % 6,25 % 
*) 1: trifft sehr zu; 2: trifft zu; 3: trifft weniger zu; 4: trifft gar nicht zu; 
5: keine Aussage / keine Angabe 
Tab. 50: Auswertung zum Preis-Leistungs-Verhältnis von Immobilien 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
 
5.446 Auswertung zur Sicherheit und zum Wohlfühlen (Frage B3.) 
Die Frage B3. lautete: „Fühlen Sie sich hier in der Gegend sicher und wohl?“ 
 
Allgemein kann dazu festgehalten werden, dass insgesamt etwa 87 % der befragten 
Personen angaben, sich sicher und wohlzufühlen, und sich zirka 13 % von den 
128 Personen zu dieser Frage negativ geäußert haben (trifft weniger zu + trifft gar 
nicht zu). Bemerkenswert ist, dass 94 % der Befragten aus der Zone I, also jener 
Personenkreis, der in unmittelbarer Nähe zu den Seveso-Betrieben wohnhaft ist, 
angeben, sich hier grundsätzlich sicher und wohlzufühlen. 
 
Die nachfolgende Tabelle und die Grafik zeigen die Auswertung dieser Fragestellung, 
unterteilt nach den Zonen I, II und III sowie gesamt über alle befragten Personen. 
 






Sicherheit und Wohlfühlen: 
SICHERHEIT *) 1 2 3 4 5 
ZONE I 20 10 2 0 0 
ZONE II 14 11 4 3 0 
ZONE III 33 23 7 1 0 
GESAMT 67 44 13 4 0 
 52,3 % 34,4 % 10,2 % 3,1 % 0,0 % 
*) 1: trifft sehr zu; 2: trifft zu; 3: trifft weniger zu; 4: trifft gar nicht zu; 
5: keine Aussage / keine Angabe 
Tab. 51: Auswertung zu Sicherheit und Wohlfühlen in der Gegend 
Quelle: Eigene Berechnung 
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Abb. 36: Auswertung zu Sicherheit und Wohlfühlen in der Gegend, prozentual 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
 






5.447 Auswertung zur Beeinträchtigung wegen Ereignissen (Frage B4.) 
Die Frage B4. lautete: „Hat es in den letzten Jahren Ereignisse gegeben, wodurch Sie 
sich in Ihrer Lebensqualität beeinträchtigt fühlten?“ 
 
Dass es Ereignisse gab, wodurch sie sich beeinträchtigt gefühlt haben, wird von 25 % 
der Personen grundsätzlich mit JA beantwortet („trifft sehr zu“ und „trifft zu“ 
zusammengefasst). Davon nennen in der Zusatzfragestellung „Welche Ereignisse dies 
gewesen wären“ 7 Personen aus der Zone I (21 % der 32 Befragten) das Brandereignis 
im Chemiewerk im Jahr 2001. Die anderen genannten Ereignisse betreffen solche in 
einem anderen Zusammenhang, wie etwa allgemeine Aussagen über offenbar 
vermehrtes Verkehrsaufkommen, zu diversen Einbrüchen in der näheren Umgebung 
sowie zu Raufhandlungen in Parks und auf den Straßen. Ebenso sind hier einige 
kritische Meinungen zur subjektiv empfundenen verstärkten Zuwanderungstendenz 
von ausländischen Mitbewohnern in die Katastralgemeinde Kleinmünchen 
anzutreffen. 
 
Zum Ergebnis aus dieser Fragestellung kann somit generell angemerkt werden, dass 
außer den 7 Aussagen von befragten Personen aus der Zone I, denen das oben 
genannte Brandereignis im Chemiewerk scheinbar noch sehr in Erinnerung ist, keine 
weiteren zu nennende Vorfälle vorliegen, die ursächlich mit den Seveso-Betrieben in 
Zusammenhang zu bringen sind. 
 
Ereignisse mit Beeinträchtigung der Lebensqualität: 
NEG. 
EREIGNISSE *) 
1 2 3 4 5 
ZONE I 2 10 5 15 0 
ZONE II 2 5 6 19 0 
ZONE III 4 10 3 47 0 
GESAMT 8 25 14 81 0 
 6,25 % 19,53 % 10,94 % 63,28 % 0,00 % 
*) 1: trifft sehr zu; 2: trifft zu; 3: trifft weniger zu; 4: trifft gar nicht zu; 
5: keine Aussage / keine Angabe 
Tab. 52: Auswertung über negativ empfundene Ereignisse 
Quelle: Eigene Berechnung 
 






Zusatz zur Fragenstellung B4. – Stichworte zu Ereignissen: 
Negativ empfundene Ereignisse im Zusammenhang mit gewerblichen und 
industriellen Betriebsanlagen (Seveso, andere) 
 SEVESO ANDERE KEINE GESAMT 
ZONE I 7 5 20 32 
ZONE II 0 7 25 32 
ZONE III 0 14 50 64 
GESAMT 7 26 95 128 
 5,46 % 20,31 % 74,22 % 100,00 % 
Tab. 53: Auswertung über negativ empfundene Ereignisse aus Betrieben 
Quelle: Eigene Berechnung 
Bei jenen befragten Personen, welche sich erst in den letzten Jahren dort eine 
Immobilie gekauft und sich angesiedelt haben (qualifizierte Adressen), ergab die 
Auswertung der Frage B4. zu Ereignissen in den letzten Jahren, wodurch Sie sich in 
Ihrer Lebensqualität beeinträchtigt fühlten, ein durchaus erwartetes und schlüssiges 
Bild wieder: So gaben zwar 5 Befragte an, sich durch Ereignisse etwas beeinträchtigt 
gefühlt zu haben („trifft zu“), jedoch war darunter nur eine einzige befragte Person 
dabei, die angab, dass sie sich durch den Brand im Chemiebetrieb in ihrer 
Lebensqualität gestört gefühlt habe. Die anderen Ereignisse waren nicht in direktem 
Zusammenhang mit den gewerblichen oder industriellen Betriebsanlagen zu finden, 
sondern betrafen das allgemeine verstärkte Verkehrsaufkommen oder verschiedene 
andere Vorkommnisse, welche in keinen Kontext mit betrieblichen Anlagen zu 
bringen sind. 
 
5.448 Auswertung zur Beeinträchtigung wegen Industrie (Frage B5.) 
Die Frage B5. lautete: „Fühlen Sie sich durch gewerbliche oder industrielle Betriebe in 
der näheren Umgebung in Ihrer Lebensqualität beeinträchtigt?“ 
 
Bezüglich der qualifizierten Adressen ergab sich zur Frage B5. ein ähnliches Bild wie 
zur Frage B4. Nur eine der befragten Personen ortete eine Beeinträchtigung wegen 
möglicher Brand- und Explosionsgefahren, weitere drei Personen nannten andere 
Gründe der Beeinträchtigung. Insgesamt 12 von den 16 befragten Personen (75 %) 
jenes Adressatenkreises, welche sich erst in den letzten Jahren hier niedergelassen 
haben, gaben jedoch an, sich nicht durch gewerbliche oder industrielle Betriebe in der 
Umgebung beeinträchtigt zu fühlen. 
 
In Summe über alle Befragten hinweg ergab die Auswertung der Frage B5. 
nachfolgendes Bild, nämlich dass sich in der Zone I zumindest 10 der insgesamt 
32 befragten Personen beeinträchtigt fühlen (31 %). In der Zusatzabfrage nach den 






Gründen geben dazu 9 Personen aus der Zone I an (28 % der 32 Befragten), sich von 
Brand- und Explosionsgefahren gefährdet zu fühlen. In den anderen Zonen gaben 
diesen Grund in Summe nur mehr 4 Personen an. Die restlichen Gründe, weshalb hier 
bei einigen Interviewten die Lebensqualität beeinträchtigt erscheint, liegen in anderen 
Bereichen als in den möglichen Gefährdungen aus den fokussierten Betriebsanlagen. 
Dies betrifft bspw. den Lärm, der zumeist im Zusammenhang mit dem Straßenverkehr 
genannt wird, oder in der von einigen Personen als schlecht empfundenen Luftqualität. 
 
Beeinträchtigungen aus Industriebetrieben: 
BEEINTRÄCHTIGUNG *) 1 2 3 4 5 
ZONE I 4 6 2 20 0 
ZONE II 1 3 5 23 0 
ZONE III 1 5 4 54 0 
GESAMT 6 14 11 97 0 
 4,7 % 10,9 % 8,6 % 75,8 % 0,0 % 
*) 1: trifft sehr zu; 2: trifft zu; 3: trifft weniger zu; 4: trifft gar nicht zu; 
5: keine Aussage / keine Angabe 
Tab. 54: Auswertung über Beeinträchtigungen aus Betrieben 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
Zusatz zur Fragenstellung B5. – Stichworte zu Industriebetrieben: 
Die verschiedenen Gründe, weshalb sich 25 % der Befragten durch gewerbliche und 
industrielle Betriebe in der Nachbarschaft beeinträchtigt fühlten, werden in 
nachfolgender Tabelle in die Gruppen Lärm, Luftverschmutzung, Brand- und 
Explosionsgefahren sowie in Sonstige Gründe unterteilt und die Anzahlen der 
Meinungen dazu in der nachfolgenden Tabelle aufgelistet. 75 % der Befragten hatten 
keine Probleme mit allfälligen Beeinträchtigungen durch Gewerbe und Industrie und 
nannten daher auch keine stichwortartigen Gründe für eine solche. 
 






ZONE I 3 2 9 0 18 
ZONE II 3 2 3 1 23 
ZONE III 5 3 1 0 55 
GESAMT 11 7 13 1 96 
 8,59 % 5,47 % 10,16 % 0,78 % 75,00 % 
Tab. 55: Auswertung über Beeinträchtigungen aus Betrieben - Stichworte 
Quelle: Eigene Berechnung 


















Abb. 37: Auswertung über wahrgenommene Beeinträchtigungen von Gefahren und 
Umweltbelastungen 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
 






5.449 Auswertung zum Sicherheitsgewinn nach der Absiedelung (Frage B6.) 
Die Frage B6. lautete: „Fühlen Sie sich nach der Absiedelung eines ehemals in der 
Nähe befindlichen Flüssiggaslagers sicherer als vorher?“ 
 
Diese Frage wird insgesamt von zirka 21 % der Befragten mit JA beantwortet (JA = 
trifft sehr zu + trifft zu), wobei davon etwa 52 % der Antwortenanzahl von Personen 
aus der Zone I stammen, wo 14 Personen dieses Votum abgaben. 
 
Sicherheitsgewinn nach Absiedelung des Flüssiggaslagers: 
SICHERHEITSGEWINN *) 1 2 3 4 5 
ZONE I 10 4 3 7 8 
ZONE II 2 2 4 11 13 
ZONE III 4 5 1 24 30 
GESAMT 16 11 8 42 51 
 12,5 % 8,6 % 6,3 % 32,8 % 39,8 % 
*) 1: trifft sehr zu; 2: trifft zu; 3: trifft weniger zu; 4: trifft gar nicht zu; 
5: keine Aussage / keine Angabe 
Tab. 56: Auswertung über empfundenen Sicherheitsgewinn durch die Absiedelung des 
Flüssiggaslagers 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
Die Auswertung dieser Frage nach dem empfundenen Gewinn an Sicherheit für die 
Bewohner der Umgebung nach der Absiedelung des Flüssiggaslagers im Jahr 2004 
wurde von 14 der 32 befragten Personen der Zone I (44%) mit „trifft sehr zu“ und 
„trifft zu“ beantwortet, also dass dies als ein Sicherheitsgewinn zu betrachten ist. 
 
Bei den anderen Befragten aus den weiter entfernt gelegenen Zonen 
zusammengenommen (Zone II und III) waren diese Antworten weniger als in der 
Zone I, denn in Summe der 128 Befragten meinten nur 27 Personen, dass die 
Absiedelung des Flüssiggaswerks als ein Sicherheitsgewinn zu verstehen sei. Den 
Meinungen der Befragten in der Zone I kann somit entnommen werden, dass diese 
offenbar den neuen Umstand der erheblichen Reduktion des Gefährdungspotenzials 
durch die Absiedelung des Flüssiggaslagers wesentlich mehr schätzen als die weiter 
entfernt wohnenden befragten Personen. 
 
In der folgenden Grafik wird mittels eines gestapelten Säulendiagramms und einer 
Unterteilung der erhaltenen Meinungen auf die einzelnen Gefährdungszonen versucht, 
dieses Ergebnis noch deutlicher darzustellen. Die abgegebenen Meinungen werden 
prozentual immer auf 100 % je Zone aufgeteilt und abgebildet. 









































Abb. 38: Auswertung über wahrgenommenen Sicherheitsgewinn durch Absiedelung des 
Flüssiggaslagers 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
5.4410 Auswertung der Vorschläge zu Verbesserungsmöglichkeiten (Frage C1.) 
Die Frage C1. lautete: „Sehen Sie Verbesserungsmöglichkeiten in Ihrem 
Wohnumfeld?“ 
 
Einige interessante Aspekte lieferte die Frage C1., auf die ungefähr 20 % der 
Befragten über alle Zonen des Befragungsgebietes hinweg äußerten, dass dringende 
Verbesserungsanliegen gegeben sind. Weitere 30 % der Personen gaben an, dass 
zumindest in einigen Bereichen Handlungsbedarf bestehe. In der Zusatzfrage, welche 
konkreten Verbesserungswünsche denn ihrer Meinung nach vorlägen, befanden 
7 Personen (alle aus der Zone I) die Absiedelung des noch an der Stadtgrenze in Traun 
befindlichen Chemiebetriebes als wichtiges Anliegen. Weitere 55 Befragte machten 
andere Vorschläge, wie etwa die Erneuerung der Bausubstanz bei den teilweise schon 
überalterten Wohnblöcken, die Errichtung von Parkplätzen für Pkw sowie die 






Schaffung von neuen Kinderspielplätzen. Die restlichen verbleibenden 65 befragten 
Personen meinten, dass gar keine Verbesserungsmaßnahmen erforderlich wären. 
 
Verbesserungsmöglichkeiten im Wohnumfeld: 
VERBESSERUNGEN *) 1 2 3 4 5 
ZONE I 7 12 6 7 0 
ZONE II 5 11 10 5 1 
ZONE III 13 14 18 19 0 
GESAMT 25 37 34 31 1 
 19,5 % 28,9 % 26,6 % 24,2 % 0,8 % 
*) 1: trifft sehr zu; 2: trifft zu; 3: trifft weniger zu; 4: trifft gar nicht zu; 
5: keine Aussage / keine Angabe 
Tab. 57: Auswertung über Vorschläge zu Verbesserungsmöglichkeiten 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
5.4411 Auswertung zur Weiterempfehlung des Wohngebietes (Frage C2.) 
Die Frage C2. lautete: „Würden Sie Verwandten oder Freunden diese 
Katastralgemeinde grundsätzlich als wohnenswert weiterempfehlen?“ 
 
Hierbei gaben insgesamt 77 % der Befragten an, dass die Katastralgemeinde 
Kleinmünchen als gut wohnenswert anzusehen wäre und durchaus weiterzuempfehlen 
sei („trifft sehr zu“ und „trifft zu“ addiert). Bei den ausgewählten Adressen jener 
Personen, welche sich etwa zwischen 2000 und 2005 im Gebiet angesiedelt haben, 
kommt der Prozentsatz der Weiterempfehlung sogar bei 87,5 % zu liegen. 
 
Weiterempfehlung der Katastralgemeinde Kleinmünchen 
WEITEREMPFEHLUNG *) 1 2 3 4 5 
ZONE I 10 14 6 2 0 
ZONE II 11 12 6 2 1 
ZONE III 31 21 4 7 1 
GESAMT 52 47 16 11 2 
 40,6 % 36,7 % 12,5 % 8,6 % 1,6 % 
*) 1: trifft sehr zu; 2: trifft zu; 3: trifft weniger zu; 4: trifft gar nicht zu; 
5: keine Aussage / keine Angabe 
Tab. 58: Auswertung zur Weiterempfehlung der Katastralgemeinde, gesamt 
Quelle: Eigene Berechnung 
 






Weiterempfehlung – Ergebnis aus den qualifizierten Adressen 
WEITEREMPFEHLUNG *) JA NEIN 
ZONE I 2 1 
ZONE II 1 0 
ZONE III 11 1 
GESAMT 14 2 
 87,5 % 12,5 % 
*) JA = trifft sehr zu + trifft zu 
 NEIN = trifft weniger zu + trifft gar nicht zu 
Tab. 59: Auswertung zur Weiterempfehlung der Katastralgemeinde, qual. Adressen 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
5.4412 Auswertung zur Trennung zwischen Wohnbau und Betrieben (Frage C3.) 
Die Frage C3. lautete: „Würden Sie in der Raumplanung eine Trennung zwischen 
städtischer Wohnbebauung und Betriebsansiedelungen als sinnvoll befinden?“ 
 
Hier befanden 62 % der Befragten, dass dies der bessere Weg in der Raumplanung 
wäre. Neben einigen Meinungen zu möglichen drohenden Gefahren aus 
Betriebsanlagen meinte eine größere Gruppe der Befragten, dass durch die Nähe der 
Wohnstätten zu den Industriebetrieben insbesondere Belästigungen durch Lärm oder 




TRENNUNG SINNVOLL *) JA NEIN KA 
ZONE I 19  (59 %) 12  (38 %) 1  (3 %) 
ZONE II 15  (47 %) 15  (47 %) 2  (6 %) 
ZONE III 45  (70 %) 18  (28 %) 1  (2 %) 
GESAMT 79  (62 %) 45  (35 %) 4  (3 %) 
*) JA = trifft sehr zu + trifft zu 
 NEIN = trifft weniger zu + trifft gar nicht zu 
 KA = keine Aussage / keine Angabe 
Tab. 60: Auswertung zur Sinnhaftigkeit der Trennung Wohnbau/Industrie 
Quelle: Eigene Berechnung 
Die möglichen Gründe, weshalb eine Trennung zwischen Wohnbauten und 
Industriebetrieben als sinnvoll erachtet werden kann, wurden in Form einer 






Zusatzfrage mit dem Ersuchen um stichwortartige Angaben an die Befragten gestellt. 
Aus den erhaltenen unterschiedlichen Antworten wurden drei Gruppen ähnlicher 
Aussagen gebildet (Sonstige Gründe, Gefahren aus Betriebsanlagen, 
Verkehr/Lärm/Luftverunreinigung) und in der nachfolgenden Tabelle 
zusammengestellt. 44 Personen (34 %) orteten mögliche stärkere Belästigungen durch 
Verkehr, Lärm und Luftverunreinigung, 26 Interviewte (20 %) befürchteten 
Gefährdungen aus Betriebsanlagen und 4 der Befragten (3 % der 128 Meinungen) 
gaben Sonstige Gründe als Erklärung für eine Trennung zwischen Wohnbauten und 
gewerblichen oder industriellen Betriebsanlagen an. Die verbleibenden restlichen 54 
befragten Personen machten zu dieser Zusatzfrage keine Aussagen oder Angaben. 
 
Gründe für Trennung Wohnbau/Industrie: 
GRÜNDE ZONE I ZONE II ZONE III GESAMT 
Verkehr/Lärm/Luftverunreinigung 9 7 28 44  (34,4 %) 
Gefahren aus Betriebsanlagen 10 3 13 26  (20,3 %) 
Sonstige Gründe 0 3 1 4    (3,1 %) 
ZWISCHENSUMMEN 19 13 42 74  (57,8 %) 
keine Aussage/keine Angabe 13 19 22 54 (42,2 %) 
SUMMEN 32 32 64 128  (100 %) 
Tab. 61: Auswertung der Gründe für Trennung Wohnbau/Industrie 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
5.4413 Auswertung zur Beibehaltung der Nähe zu den Arbeitsstellen (Frage C4.) 
Die Frage C4. lautete: „Würden Sie eine Beibehaltung der Nähe zwischen Wohnstätte 
und Arbeitsstelle zur Vermeidung von langen Anfahrtszeiten besser finden?“ 
 
Es wurde dabei abgefragt, welchen Stellenwert die Nähe zur Arbeitsstätte, vor allem 
auch wegen der Vermeidung von langen Anfahrtszeiten, für die Interviewten darstellt. 
Aus der Analyse der Umfragedaten ging hervor, dass sich insgesamt etwa 73 % der 
befragten Personen mehr Nähe zum Arbeitsplatz wünschten. 
 
Eine deutliche Abweichung von diesem Wert nach unten war bei den Befragten in der 










Nähe zwischen Wohnstätte und Arbeitsstelle: 
NÄHE BESSER *) JA NEIN KA 
ZONE I 63 % 34 % 3 % 
ZONE II 81 % 16 % 3 % 
ZONE III 73 % 25 % 2 % 
GESAMT 73 % 25 % 2 % 
*) JA = trifft sehr zu + trifft zu 
 NEIN = trifft weniger zu + trifft gar nicht zu 
 KA = keine Aussage / keine Angabe 
Tab. 62: Auswertung zur Beibehaltung der Nähe Wohnstätte/Arbeitsstelle 
Quelle: Eigene Berechnung 
 
5.4414 Auswertung der Querabfrage zwischen den Fragen C3. und C4. 
Mit diesem Vergleich der Antworten zu beiden Fragen soll herausgearbeitet werden, 
inwieweit sich Personen in der Befragung eine Trennung zwischen Wohnstätte und 
Betrieben wünschen, jedoch gleichzeitig auch den Wunsch nach mehr Nähe zum 
Arbeitsplatz ausdrücken. Die Antworten zur Frage C3. „Würden Sie in der 
Raumplanung eine Trennung zwischen städtischer Wohnbebauung und 
Betriebsansiedelungen als sinnvoll befinden?“ und jene der Frage C4. „Würden Sie 
eine Beibehaltung der Nähe zwischen Wohnstätte und Arbeitsstelle zur Vermeidung 
von langen Anfahrtszeiten besser finden?“ wurden auf diesen Sachverhalt hin 
untersucht. 
 
In dieser Analyse wurden somit die Antworten auf einem Fragebogen mit: 
C3 = trifft sehr zu + trifft zu (JA) iVm. C4 = trifft weniger zu + trifft gar nicht 
zu (NEIN) 
als LOGISCH bezeichnet, 
die Antworten auf einem Fragebogen mit: 
C3 = trifft sehr zu + trifft zu (JA) iVm. C4 = trifft sehr zu + trifft zu (JA) 
als UNLOGISCH bezeichnet. 
 
Mit dem Begriff „LOGISCH“ ist hier gemeint, dass ein JA zur Trennung zwischen 
städtischer Wohnbebauung und gewerblichen oder industriellen Betrieben (Frage C3.) 
eher mit einem NEIN zur Nähe zwischen Wohnstätte und Arbeitsstelle einhergehen 
sollte (Frage C4.). 
 
Mit dem Begriff „UNLOGISCH“ ist hier gemeint, dass ein JA zur Trennung zwischen 
städtischem Wohnbau und gewerblichen oder industriellen Betrieben (Frage C3.) nur 






schwer, und wenn, dann nur in einem geringeren Maße z. B. bei wenig emittierenden 
Betrieben, mit einem JA zur Nähe zwischen Wohnstätte und Arbeitsstelle vereinbar ist 
(Frage C4.). 
 
Nachfolgend wurden die Antworten in einer detaillierten Analyse auf diesen Umstand 
untersucht und die Antworten zur Frage C3. über die Trennung zwischen Wohnbau 
und Industrie, welche mit „JA“ abgegeben wurden, mit den Antworten zur Frage C4. 
über die Nähe von Wohnstätte und Arbeitsstelle, welche mit „JA“ und auch jene, die 
mit „NEIN“ beantwortet worden sind, verglichen. 
Von den 128 abgegebenen Meinungen zur Frage C3., ob eine Trennung zwischen 
Wohnbebauung und Industriebetrieben als sinnvoll erachtet werden kann, meinten 79 
Befragte, dass dies sinnvoll wäre, 49 Personen sahen darin keinen Sinn oder meinten, 
dass keine Notwendigkeit für eine Trennung besteht. 
 
In einer Querabfrage zwischen jenen 79 Personen, die sich in der Frage C3. für eine 
Trennung zwischen Wohnbebauung und betrieblichen Anlagen aussprachen, und der 
Frage C4., wo die Beibehaltung der Nähe zwischen Wohnstätte und Arbeitsstelle 
abgefragt wurde, wurde analysiert, dass sich 70 % dieses Personenkreises (55 
Personen) einerseits die Trennung zwischen Wohnbebauung und Betrieben wünschten, 
andererseits aber ebenfalls gerne die Nähe zwischen Wohnstätte und Arbeitsstelle 
hätten. Dieser Umstand kann allgemein betrachtet für die Raumordnungen der 
Bundesländer sicherlich eine große Herausforderung darstellen und ebenfalls eine 
mitunter sehr schwer bis unmöglich zu lösende Aufgabenstellung bedeuten. 
 
Querabfrage C3. und C4. 
QUERABFRAGE von C3 JA    
C3. und C4.: LOG ULOG C3 JA C3 NEIN GES 
ZONE I 8 11 19 13 32 
ZONE II 4 11 15 17 32 
ZONE III 12 33 45 19 64 
SUMME 24 55 79 49 128 
prozentual 19 % 
(24 v. 128) 
30 % 
(24 v. 79) 
43 % 
(55 v. 128) 
70 % 
(55 v. 79) 
62 % 38 % 100 % 
LOG  LOGISCH (C3. JA  und  C4. NEIN) 
ULOG  UNLOGISCH (C3. JA  und  C4. JA) 
C3 JA  Befragte, die bei C3. „trifft sehr zu“ oder „trifft zu“ angegeben haben 
C3 NEIN  Befragte, die bei C3. „trifft weniger zu“ oder „trifft gar nicht zu“ angaben 
GES  Gesamtanzahl der Fragebögen 
Tab. 63: Auswertung der Querabfrage C3. und C4. 
Quelle: Eigene Berechnung 






5.4415 Auswertung der Querabfrage zwischen den Fragen B5. und C2. 
Diese ausgewählte Querabfrage zwischen der Frage B5. „Fühlen Sie sich durch 
gewerbliche oder industrielle Betriebe in der näheren Umgebung in Ihrer 
Lebensqualität beeinträchtigt?“ und der Frage C2. „Würden Sie Verwandten oder 
Freunden diese Katastralgemeinde grundsätzlich als wohnenswert weiterempfehlen?“ 
soll abprüfen, ob die Befragten ihre Wohngegend mit der einen oder anderen 
Unannehmlichkeit wegen gewerblicher oder industrieller Betriebe trotzdem wieder als 
bevorzugte Wohnstätte auswählen würden bzw. diese jemand anderem empfehlen 
würden. 
 
Zur näheren Erläuterung sei hier angeführt, dass in der Fragestellung B5. 20 der 
Befragten angaben, dass sie sich durch gewerbliche oder industrielle Betriebe in der 
Umgebung beeinträchtigt fühlen (die Aussagen „trifft sehr zu“ und „trifft zu“ addiert). 
Diese genannte Gruppe der Befragten wurde nun auf deren Aussagen zur Frage C2. 
gegengeprüft, wo es in der Fragestellung über eine Angabe zur Weiterempfehlung des 
Gebietes als wohnenswert geht. 
 
Diese bedingte Abfrage lieferte im Speziellen bei jenen Befragten, welche sich 
grundsätzlich durch gewerbliche oder industrielle Betriebe beeinträchtigt fühlten, ein 
eher unerwartetes Ergebnis. Es empfiehlt nämlich dieser Befragtenkreis in Summe mit 
70 % das Gebiet als wohnenswert weiter. Von den Befragten der Zone I im Speziellen, 
welche eine Beeinträchtigung von Industriebetrieben bekannt gaben, empfehlen sogar 
80 % die Katastralgemeinde als wohnenswert weiter, obwohl hier die größte Nähe zu 
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trif f t sehr zu 4 1 1
trif f t zu 6 3 5
trif f t w eniger zu 2 5 4
trif f t gar nicht zu 20 23 54
ZONE I ZONE II ZONE III
 
 
Abb. 39: Auswertung der Querabfrage Beeinträchtigung/Weiterempfehlung 
Quelle: Eigene Ermittlung und Darstellung 
 
5.4416 Auswertung der Querabfrage zwischen den Fragen B5. und A1. 
Querabfrage zur Frage B5. „Fühlen Sie sich durch gewerbliche oder industrielle 
Betriebe in der näheren Umgebung in Ihrer Lebensqualität beeinträchtigt?“ und der 
Frage A1. „Wie lange wohnen Sie schon hier?“ Es wurden in diesem Analyseschritt 
die Angaben über Beeinträchtigungen in der Lebensqualität in Abhängigkeit von der 
Wohndauer der Befragten untersucht. Grundsätzlich kann nach dem Analysieren 
dieser Daten ausgesagt werden, dass Personen, welche sich erst in den letzten Jahren 
angesiedelt haben, kaum ein Problem mit allfälligen Beeinträchtigungen aus 
gewerblichen oder industriellen Betrieben haben. Mit Ausnahme einer einzigen 
Meinung aus der Zone II ist es ausschließlich der Befragtenkreis jener Personen, die 
länger als 10 Jahre im Gebiet angesiedelt sind, welcher eine Beeinträchtigung durch 
Industriegebiete anspricht. Von den insgesamt 6 Meinungen über eine starke 
Beeinträchtigung (trifft sehr zu) fielen allein 4 davon in der Zone I an. 
 
keine Weiterempfehlung            2 1 3 
Weiterempfehlung trotz 
Beeinträchtigung            8 3 3 
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Querabfrage B 5 zu A 1. B EEIN T R ÄC H T IGUN G und WOH N D A UER


















FRAGE B5. Fühlen Sie sich durch gewerbliche oder industrielle Betriebe in der 
näheren Umgebung in Ihrer Lebensqualität beeinträchtigt?





t rif ft  sehr zu 0 0 4 4
trif ft  zu 2 0 4 6
trif ft  weniger zu 0 0 2 2
trif ft  gar nicht zu 6 5 9 20
kürzer als 5 Jahre zwischen 5 und 10 Jahre länger als 10 Jahre GESAM T
 
Abb. 40: Auswertung der Querabfrage Beeinträchtigung/Wohndauer, Zone I 
Quelle: Eigene Ermittlung und Darstellung 
 
5.4417 Auswertung zu Ereignissen und Lebensalter (Frage B4. nach Alter) 
Die Analyse zur Frage B4. „Hat es in den letzten Jahren Ereignisse gegeben, wodurch 
Sie sich in Ihrer Lebensqualität beeinträchtigt fühlten?“ in Verbindung mit den drei 
definierten Altersgruppen (bis 30, über 30 bis 60 Jahre und über 60 Jahre) erscheint 
geeignet zu sein, etwas zur Sensibilität von unterschiedlichen Altersgruppen in Bezug 
auf Vorfälle in den Industriebetrieben herauszufinden. Die Altersgruppe der über 60-
jährigen Personen hatte prozentual gesehen den höchsten Anteil an kritischen 
Einstellungen zu Ereignissen, welche offenbar als eine Gefährdung oder zumindest als 
unangenehm empfunden wurden. 
 
Bis zu einem gewissen Grad kann aber dieser Umstand auch damit zusammenhängen, 
dass in der Zone I im Zuge der Befragung ein höherer Anteil an älteren und bereits 
länger dort wohnhaften Personen anzutreffen war und die meisten von ihnen diese 
Ereignisse, zumeist wird der Brand im Chemiewerk genannt, höchstwahrscheinlich 
selbst miterlebt haben oder zumindest Kenntnis davon hatten. 
 






Querabfrage über negativ empfundene Ereignisse und der Altersgruppe: 
EREIGNIS bis 30 J. > 30-60 J. über 60 J. GESAMT 
BRAND 1  (0,78 %) 2  (1,56 %) 4  (3,13 %) 7  (5,47 %) 
SONSTIGES 6  (4,69 %) 17  (13,28 %) 3  (2,34 %) 26  (20,31 %) 
KEINE EREIGNISSE 23  (17,97 %) 57  (44,53 %) 15  (11,72 %) 95  (74,22 %) 
GESAMT 30 76 22 128 
 23,44 % 59,38 % 17,18 % 100,00 % 
Tab. 64: Auswertung der Querabfrage Ereignisse/Altersgruppe 
Quelle: Eigene Berechnung 
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bis 30 Jahre über 30 bis 60 Jahre über 60 Jahre
FRAGE B4. Hat es in den letzten Jahren Ereignisse gegeben, wodurch Sie sich in 
Ihrer Lebensqualität beeinträchtigt fühlten?










Abb. 41: Auswertung der Querabfrage Ereignisse/Altersgruppe, prozentual 
Quelle: Eigene Ermittlung und Darstellung 
 
 






5.4418 Auswertung zu Beeinträchtigungen und Lebensalter (Frage 5. nach Alter) 
Die Abfrage der Beeinträchtigung der Lebensqualität durch Betriebe allgemein im 
Hinblick auf das Lebensalter der Befragten scheint ebenfalls einen interessanten und 
prüfungswürdigen Ansatz darzustellen. Es kann damit möglicherweise ein 
Zusammenhang im Umgang mit Störungen im Wohnumfeld zwischen den einzelnen 
Altersgruppen gefunden werden. Dazu wurden die befragten Personen wieder in die 
drei bekannten Gruppen unterteilt, nämlich in die Altersgruppe bis 30 Jahre, über 30 
Jahre, bis 60 Jahre und in die Gruppe der über 60-Jährigen. 
 
Die Abfrage zwischen der Frage B5. „Fühlen Sie sich durch gewerbliche oder 
industrielle Betriebe in der näheren Umgebung in Ihrer Lebensqualität beeinträchtigt?“ 
und den drei definierten Altersgruppen hat in der Analyse das Ergebnis gebracht, dass 
der befragte Personenkreis der über 60-Jährigen eine deutlich höhere Rate der 
Unzufriedenheit durch Beeinträchtigungen der Lebensqualität aufwies. Im Vergleich 
zu den bis 30-Jährigen und den über 30- bis 60-Jährigen, bei denen 13 % 
Beeinträchtigungen angaben, liegt der Prozentsatz der über 60-Jährigen befragten 
Personen bei 27 %, was mehr als das Doppelte gegenüber den anderen Altersgruppen 
darstellt. Es scheint so, dass es nach dieser Analyse nicht ganz von der Hand zu weisen 
ist, dass offenbar die älteren Befragten zum Thema „Beeinträchtigungen der 
Lebensqualität durch gewerbliche und industrielle Betriebe“ doch eher etwas kritischer 
urteilten oder eventuell durch die längere Zeit des Wohnens in der Umgebung von 
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FRAGE B5. Fühlen Sie sich durch Betriebe in der näheren Umgebung in Ihrer 
Lebensqualität beeinträchtigt?
JA = trifft sehr zu + trifft zu






JA 13% 13% 27% 16%
NEIN 87% 87% 73% 84%
bis 30 Jahre über 30 bis 60 Jahre über 60 Jahre GESAMT
 
Abb. 42: Auswertung der Querabfrage Beeinträchtigung/Altersgruppe, prozentual 
Quelle: Eigene Ermittlung und Darstellung 
 
5.5 Ergebnis-Zusammenfassung zur Erhebung in Linz-Kleinmünchen 
Die durchgeführte Befragung in diesem genau definierten und in drei Zonen 
unterteilten Bereich der Linzer Katastralgemeinde Kleinmünchen ist als eine 
Ergänzung bzw. als eine Bestätigung der Grundbuch-Recherche über Immobilienkäufe 
und die Immobilienkaufpreise anzusehen, wobei alle in Kleinmünchen getätigten 
Immobilienkäufe der grundbücherlichen Einverleibungsjahre 2000 bis 2005 erfasst 
und analysiert wurden. Die daraus vorliegenden qualifizierten Adressen der 
Immobilienkäufer im genannten Zeitraum wurden als die bevorzugte Zielgruppe 
angesehen, deren Meinung über die Wohn- und Umgebungssituation im definierten 
Umfragegebiet eingeholt wurde. Nicht bei allen Personen dieses ausgewählten 
Adressatenkreises konnte ein Interview durchgeführt werden, da durch 
Interviewverweigerung bzw. durch Nichtantreffen oder Nichtöffnen der erwünschten 
Interviewpartner dementsprechende Fehlversuche zu verzeichnen waren. Die 
restlichen Meinungen zur Erreichung der gewünschten Anzahl an Fragebögen wurden 
daher über das gesamte Befragungsgebiet verteilt erhoben. 
 






Anbei eine Kurzzusammenstellung über den Verlauf der Befragung: 
Qualifizierte Adressen (82 Adressen, Mehrfachversuche) 
 16 Interviews absolviert 
Restliche Befragung (flächendeckend) 
 112 Interviews absolviert 
Gesamtverlauf der Befragung (788 Interviewversuche) 
 128 Interviews absolviert 
 
Die erhobene und für eine grundsätzliche Aussage als ausreichend anzusehende 
Anzahl von Einstellungen und Betroffenheiten über das gesamte gewählte 
Befragungsgebiet hinweg erlaubt es, bestimmte Tendenzen in den Aussagen zu 
erkennen, diese Daten zusammenzufassen und zu interpretieren. 
 
Die Kernfragen aus dem Fragenblock B, wo das Empfinden über Sicherheit und 
Wohlfühlen in der Katastralgemeinde und auf in Erinnerung gebliebenen negativen 
Ereignisse und allfällige Beeinträchtigungen in der Lebensqualität abzielten, ergaben 
ein durchaus anderes und ein doch eher als positiv zu bezeichnendes Bild, als man von 
Anrainern im Bereich von derartigen Betriebsanlagen hätte erwarten können. 
 
Zur Frage B3. bspw., in der das Empfinden über Sicherheit und Wohlfühlen abgefragt 
wurde, meinen insgesamt 86 % der Befragten, sich sicher und wohlzufühlen. Im 
Bereich der definierten Zone I, also der bezüglich der Entfernung nahe gelegene 
Gefährdungsbereich in unmittelbarer Nachbarschaft zu den dissertationskausalen 
Betriebsanlagen (Radius bis 500 m), sind sogar 94 % der Interviewten der Meinung, 
dass es hier sicher und angenehm zu leben ist. Dies ist der höchste Prozentsatz von 
allen drei Zonen überhaupt, wobei jeweils die Antworten „trifft sehr zu“ und „trifft zu“ 
zusammengefasst worden sind. Dies kann auch dahingehend erklärt werden, dass die 
Meinungserhebung zu einem Zeitpunkt von knapp drei Jahren nach der Absiedelung 
des ehemals vor Ort befindlichen Flüssiggaslagers gemacht wurde und der befragte 
Personenkreis, insbesondere in der Zone I, sich deshalb auch wirklich merkbar 
sicherer und wohler fühlt. 
 
Bei der Abfrage nach Ereignissen, welche die Lebensqualität beeinträchtigten 
(Frage B4.), nennen 7 Personen aus der Zone I den Brand im Chemielager aus dem 
Jahr 2001, der offenbar als signifikantes und einprägendes Erlebnis in den Köpfen der 
Befragten abgespeichert wurde und so im Zuge der Befragung als Antwortmöglichkeit 
umgehend vorlag. Von diesen genannten 7 Personen war aber nur ein Befragter 
darunter, der sich erst kürzlich angesiedelt hat und ebenfalls dieses Ereignis nannte. 
Die anderen befragten Personen aus der Gruppe der neu hinzugezogenen Personen 
hatten naturgemäß überhaupt keinen Bezug zu diesem Ereignis oder nahmen keine 
wesentliche Notiz davon. 
 






Zur Frage B5., wo die Beeinträchtigung durch gewerbliche und industrielle Betriebe 
abgefragt wurde, kann ausgesagt werden, dass sich 9 Befragte aus der Zone I durch 
Brand- und Explosionsgefahren gefährdet fühlten, in den anderen zwei Zonen (Zone II 
und Zone III) gaben diesen Grund jedoch insgesamt nur mehr weitere 4 Personen an. 
Zu Beeinträchtigungen aus anderen Gewerbe- oder Industriebetrieben als den 
(ehemals) zwei Seveso-Betrieben wird eher nur sporadisch und allgemein Stellung 
genommen, so wie etwa zu erhöhtem Verkehrsaufkommen (insbesondere ist hier 
zumeist der Schwerverkehr genannt worden), zu Lärmbelästigung oder zu 
Luftverschmutzung aus derartigen betrieblichen Anlagen. Dies lässt den Schluss zu, 
dass in der Zone I, zumindest seit dem Brandereignis des Jahres 2001 im 
Chemiebetrieb, eine erhöhte Sensibilität zum Thema Brand- und 
Explosionsgefährdung gegeben zu sein scheint. Nichtsdestotrotz empfehlen 80 % der 
Befragten, welche eine Beeinträchtigung in ihrer Lebensqualität durch 
Industriebetriebe angaben, die Linzer Katastralgemeinde Kleinmünchen als 
wohnenswert weiter. 
 
Die Frage B6. nach einem möglichen Gewinn an Sicherheit für die Umgebung nach 
der Absiedelung des Flüssiggaslagers im Jahr 2004 wurde vor allem von befragten 
Personen aus der Zone I mit „trifft sehr zu“ und „trifft zu“ beantwortet. 14 Personen 
von 32 Befragten der Zone I (44 %) meinten, dass dies ein Sicherheitsgewinn sei, das 
ist insgesamt ein Anteil von 52 % der Befragten über alle Zonen hinweg, die ebenfalls 
dieser Meinung sind. Bei allen anderen Befragten aus den zwei weiter entfernten 
Zonen zusammengenommen (Zone II und III) sind diese Antworten weniger als in der 
Zone I, denn in Summe der 128 Befragten meinten nur 27 Personen (21 %), dass die 
Absiedelung des Flüssiggasbetriebes als ein Sicherheitsgewinn zu sehen sei. Dieses 
Ergebnis lässt sich vorweg dahingehend interpretieren, dass gerade und sehr lokal in 
der Zone I das spektakulär aussehende Brandereignis des Jahres 2001 im 
Chemikalienlager neben dem in unmittelbarer Nachbarschaft befindlichen 
Flüssiggaslager mit der Gefahr des Domino-Effekts iSd. IUV großes Aufsehen erregte 
und bei einigen Betroffenen offenbar menschliche Urängste über den Verlust von 
Gesundheit, Leib und Leben ausgelöst hat. Eine größere Gruppe von unmittelbar um 
die Betriebe wohnenden Personen gehört ebenfalls einer nach wie vor aktiven 
Bürgerinitiative an, welche noch immer bestimmte Ziele in Verbindung mit dem 
kausalen Chemiebetrieb verfolgt. Damit ist fortwährend eine ständige öffentliche 
Präsenz der Thematik gegeben, was auch vielen der Befragten zum Zeitpunkt der 
Befragung bekannt war und von diesen auch während des Interviews angesprochen 
wurde. Der Umstand, dass die Erleichterung über die Absiedelung in der Zone I 
wesentlich größer war, kann aber auch in der Art interpretiert werden, dass die 
befragten Personen in dieser Zone sich offensichtlich durch die Absiedelung des 
Flüssiggaslagers erheblich mehr entlastet fühlen und sie dies als unmittelbar betroffene 
Anrainer möglicherweise auch mehr zu schätzen wissen als andere Personen, welche 
doch erheblich weiter weg wohnhaft sind. 
 






Zusammenfassend zu den recherchierten und analysierten Befragungsdaten kann 
grundsätzlich ausgesagt werden, dass die in den angeführten Gefährdungszonen um 
die betrachteten Industriebetriebe befragten Personen zu einem großen Teil mit den 
Wohn- und Umgebungsbedingungen zufrieden sind und die Linzer Katastralgemeinde 
Kleinmünchen auch zu einem hohen Prozentsatz als wohnenswert weiterempfehlen. 
 
Die Datenanalyse lässt ebenso den Schluss zu, dass jener geografisch und zahlenmäßig 
sehr eingeschränkte Personenkreis, welcher das offensichtlich sehr prägende 
Brandereignis des Jahres 2001 im Chemiebetrieb hautnah miterlebt hat, sozusagen in 
Sichtkontakt mit der Gefahrenquelle war, oder zumindest damit in irgendeiner Form 
konfrontiert wurde, doch erheblich mehr sensibilisiert auf Brand- und 
Explosionsgefahren ist und auch die Absiedelung des Flüssiggaslagers mehr schätzt 
als die Befragten in den anderen Zonen. Einhergehend mit dieser Feststellung ist es 
deshalb auch verständlich, dass gerade die älteren Personen, welche zumeist seit 
Längerem in dem Gebiet wohnen, gegenüber den jüngeren oder neu angesiedelten 
Personen mehr Sensibilität in Bezug auf gefährliche Vorkommnisse oder theoretisch 
nicht ganz auszuschließende Industrieunfälle an den Tag legen. Ein erkennbarer oder 
plausibel konstruierbarer Zusammenhang in den Meinungen der Befragten bezüglich 
der Entfernung von ihrer Wohnstätte zu den kausalen Betriebsanlagen erscheint hier 
jedoch nur bezüglich der höheren Sensibilität gegenüber Brand- und 
Explosionsgefährdungen vorzuliegen. Das von der lokalen Presse stark aufgegriffene 
und von einigen Anrainern selbst miterlebte Brandereignis im Jahr 2001 ist mehreren 
Befragten noch gut in Erinnerung. Weitere zwingende Fakten oder Korrelationen zu 
Gefährdungspotenzialen, welche gegen die Erkenntnisse aus der Grundbuch-
Recherche sprechen würden, sind aus der Befragung aber nicht abzuleiten. 
Für die aufgestellte Alternativhypothese (HA) zur Erhebung der Immobilienkaufpreise 
am Grundbuch, nachdem es signifikante Marktpreisdivergenzen bei Immobilien in 
Abhängigkeit zu den Gefährdungspotenzialen gibt, konnte kein Nachweis für deren 
Zutreffen erbracht werden. Ebenso bringt die durchgeführte Befragung im betroffenen 
Umfeld nicht den schlagenden und eindeutigen Beweis, dass in größerer Entfernung zu 
den kausalen Betriebsanlagen an der Stadtgrenze Linz/Traun sich die Bewohner 
sicherer und wohler fühlen als in deren unmittelbarer Nähe. Was aber dazu schon 
eindeutig ausgesagt werden kann, ist, dass die Personen in der Zone I den neuen 
Umstand mit dem erheblich niedrigeren Gefährdungspotenzial nach der Absiedelung 
des Flüssiggaslagers im Jahr 2004 wesentlich mehr schätzen als die weiter weg 
wohnhaften befragten Personen. Es darf daraus in einer Verallgemeinerung der 
grundsätzlichen Aussage aus der Befragung geschlossen werden, dass offenbar die 
Mehrzahl der Menschen nur dann von bestimmten Umweltsituationen Notiz nimmt, 
wenn sie davon unmittelbar von schädlichen Auswirkungen in irgendeiner 
Ausprägung direkt persönlich betroffen ist. 
 
Für die Entscheidung, sich in diesem Teilbereich der Linzer Katastralgemeinde 
Kleinmünchen anzusiedeln, welche Immobilienpreise verlangt werden können oder 






welche Preise von Immobiliensuchenden bezahlt werden, sind offenbar andere Gründe 
bedeutend wichtiger als jene über die dort gegebenen Umwelt- und 
Umfeldbedingungen bzw. ob Betriebsanlagen mit Lagerungen von gefährlichen 
Stoffen etwas näher oder etwas weiter entfernt zur gewählten Wohnstätte vorhanden 
sind. Der Aspekt bezüglich der gegebenen Ansiedlung von gefahrengeneigten 
Betriebsanlagen in der Umgebung scheint gegenüber den anderen 
Entscheidungsparametern für dieses hedonistische Gut, nämlich der Wunsch nach 
einem schönen und angenehmen Wohnumfeld, nach höchstem Komfort und einer 
guten Infrastruktur zwecks Erhöhung der individuellen Lebensqualität, einen eher 










6. ZUSAMMENFASSUNG DER ERGEBNISSE 
6.1 Ergebnis zu Gefahrenreduktion von Seveso-Betriebsstandorten 
Die Ergebnisse der Recherchen der einschlägigen Fachliteratur sowie auch die 
durchgeführten Experteninterviews zur Risikominimierung und der Problematik der 
Standortfrage von Flüssiggas-Großlagern haben deutlich gezeigt, dass es für ein 
Unternehmen nach wie vor eine große Herausforderung darstellt, einen nachhaltig 
gesicherten und ökonomischen Betriebsstandort für Seveso-Betriebe zu finden. 
Besondere Schwierigkeiten bestehen vor allem für historisch gewachsene 
Betriebsstandorte in der Nähe zu städtischen Ballungsräumen, wo vielfach trotz der 
Umsetzung nachträglicher behördlicher Vorschreibungen in Sicherheitsanlagen ein 
ökonomisches Betreiben aufgrund von ständigen Anrainerbeschwerden in Verbindung 
mit behördlichen Restriktionen der Betriebsweise sehr erschwert bis unmöglich 
gemacht werden kann. Für die Auswahl eines neuen Standortes einer derartigen 
Betriebsanlage konnten wichtige und entscheidende Standortfaktoren gefunden 
werden, welche für die Standortwahl auf jeden Fall beachtet werden sollten. Für 
Standorte von Flüssiggas-Großlagern kann auf Basis der Recherchen bspw. eher der 
ländliche Raum als günstig empfohlen werden. Als unbedingte Bedingungen sind 
jedoch die Möglichkeit der Erweiterbarkeit sowie eine gute Infrastruktur bezüglich 
Kommunikation und Verkehrsanbindung zu nennen. 
 
Insbesondere hat auch die durchgeführte Erhebung über die Einstellungen und 
Betroffenheit der Bevölkerung im Umfeld der dissertationskausalen Seveso-
Betriebsanlagen gezeigt, dass doch ein erheblicher Anteil der Menschen, jedoch 
vorwiegend nur jener Personenkreis der schon länger und auch in unmittelbarer 
Anrainerschaft zu solchen Betrieben wohnhaft ist, besondere Besorgnis über mögliche 
Industrieunfälle, wie Brand- oder Explosionsereignisse, zeigt. Diese Sorgen und 
teilweise gegebene Ängste der Anrainer um Gesundheit, Leib und Leben können 
jedoch heute im hohen Maße mit modernen organisatorischen und technischen 
Möglichkeiten der Risikominimierung bedeutend abgeschwächt werden. Bereits in der 
Planungs- und Bauphase von neu zu errichtenden gefahrengeneigten Anlagen, aber 
auch in der Nachrüstung von Altanlagen, können durch besondere Bauweisen und 
mittels Sicherheitsarmaturen nach dem neuesten Stand der Technik erhebliche 
Sicherheitsgewinne für die regionale Umwelt und die betroffenen Bewohner erzielt 
werden. Nur in diesem Kontext, mit Einsatz des höchsten Grades an 
Risikominimierungs-Maßnahmen gegen das Eintreten von Industrieunfällen, kann 
mittel- bis langfristig bei entsprechender Kommunikation eine friedliche Koexistenz 
zwischen den Betreibern einer gefahrengeneigten Betriebsanlage, den zuständigen 
technischen Amtssachverständigen und den Verwaltungsbeamten der lokalen 
Gewerbebehörde, sowie den unmittelbaren Anrainern möglich gemacht werden. 






6.2 Ergebnis der Recherche der Immobilienkaufpreise 
Nach eingehender Analyse der empirisch ermittelten Daten der Kaufpreise von 
Immobilien am Grundbuch Linz kann ein statistisch signifikanter Zusammenhang 
zwischen den im jeweiligen Zeitraum vorliegenden Gefährdungspotenzialen aus den 
dissertationskausalen Seveso-Betrieben und den Immobilienkaufpreisen des 
untersuchten Gebietes innerhalb und außerhalb der Gefahrenzonen nicht bestätigt 
werden. Es wurde auch auf einen allfälligen Zusammenhang zwischen der Entfernung 
von Immobilien zu den gefahrengeneigten Anlagen hin untersucht. Aus dieser Analyse 
kann ebenfalls keine Signifikanz für eine Bestätigung der Alternativhypothese, 
wonach ein Zusammenhang zwischen den Immobilienkaufpreisen und den 
Gefährdungspotenzialen besteht, nachgewiesen werden. Die Schlussfolgerung aus der 
Recherche der Immobilienkaufpreise am Grundbuch ist daher, dass zwischen den 
konkreten Gefährdungszonen und der Wohnentscheidung der Individuen keine 
statistisch erkennbaren Korrelationen bestehen, ergo treffen für das hedonistische Gut 
„Wohnen“ offenbar andere Parameter zu, die für die Menschen wichtiger sind als die 
theoretischen Gefährdungen aus betrieblichen Anlagen oder die Entfernung zu 
solchen. In Einzelfällen mag wohl in der konkreten Causa in der oberösterreichischen 
Landeshauptstadt Linz ein Abweichen der Grundstückspreise durch die Änderung des 
Gefahrenpotenzials der Fall gewesen sein (z. B. durch eine allfällige Änderung der 
Flächennutzung nach Absiedelung des Flüssiggaslagers), generell kann diese Aussage 
nach der Analyse der Immobilienkaufpreise aus den Urkunden des Grundbuches aber 
nicht bestätigt werden. Nach den in dieser Arbeit ausgeführten Datenanalysen aus der 
Grundbuch-Recherche ist somit aus wissenschaftlicher Sicht die Alternativhypothese 
(HA), wonach Divergenzen in den Immobilienkaufpreisen in Zusammenhang mit den 
jeweilig vorliegenden Gefährdungspotenzialen (Zeitraum) und ebenfalls auch in 
Abhängigkeit der Entfernung zu den Seveso-Betrieben vorliegen, zu verwerfen. Die 
Nullhypothese (H0), wonach keine Divergenzen in den Immobilienkaufpreisen zu 
vorliegenden Gefährdungspotenzialen zu beobachten sind, ist somit beizubehalten und 
hat so lange Gültigkeit, bis sie von einer anderen Hypothese, welche ggf. mehr leistet, 
falsifiziert werden kann.258 
 
Es kann somit auf Basis der empirisch ermittelten, kategorisierten und analysierten 
Daten keine monetäre Bewertung von allfälligen schädlichen Umwelteinflüssen, wie 
Umgebungseinflüsse im Sinne von Gefährdungspotenzialen aus den dem Abschnitt 8a 
der GewO unterliegenden Betrieben oder anderen schädlichen Umwelteinflüssen, für 
einen ökonomischen Bewertbarkeitsansatz herangezogen und durchgeführt werden. Es 
ist daher anhand dieser Datenbasis und den daraus erstellten Analysen eine 
wissenschaftlich gesicherte Aussage über das Vorliegen eines allfälligen „Materiellen 
Schadens“259 nicht möglich. Es kann somit daraus auch keine evtl. monetär bewertbare 
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Wertminderung von Immobilienkaufpreisen durch das Vorhandensein von 
Umwelteinflüssen oder Gefährdungen aus den dissertationskausalen Seveso-Betrieben 
abgeleitet werden. 
 
6.3 Ergebnis der Befragung der Wohnbevölkerung 
Die durchgeführte Befragung über Einstellungen und Betroffenheit der 
Wohnbevölkerung im Umkreis der gegenständlichen Seveso-Betriebe ergab generell 
gesehen, wie auch die Immobilienkaufpreiserhebung, keinen eindeutigen Hinweis 
darauf, dass vorliegende oder geänderte Gefährdungspotenziale in einen besonderen 
Zusammenhang mit den bewohnten Immobilien in den einzelnen Zonen zu bringen 
sind. Die Wohnentscheidung, das Wohlfühlen oder die Zufriedenheit mit der 
Wohnumgebung werden offensichtlich von mehreren anderen Faktoren stärker als von 
vorhandenen Gefährdungspotenzialen beeinflusst. In einigen Fällen wurde jedoch 
schon von Befragten, deren Wohnungen oder Häuser unmittelbar oder in geringer 
Entfernung an die Seveso-Betriebe grenzen, das im Jahr 2001 stattgefundene und 
spektakuläre Brandereignis im Chemiebetrieb als beängstigend für Gesundheit, Leib 
und Leben angesprochen. Trotzdem gab ein Großteil der Befragten dieser Gruppe an, 
dass sie sich sicher und wohlfühlt sowie die Katastralgemeinde Kleinmünchen 
ebenfalls als sehr wohnenswert weiterempfehlen würde. Diese zur Immobilien-
Kaufpreiserhebung in Linz unterstützend durchgeführte Befragung im ausgewählten 
geografischen Forschungsfeld bestätigt somit grundsätzlich das Ergebnis der 
Datenanalyse aus der Grundbuch-Recherche. Entgegen der aufgestellten 
Alternativhypothese, nach der es signifikante Marktpreisdivergenzen bei Immobilien 
in Abhängigkeit zu den Gefährdungspotenzialen geben könnte, empfindet der Großteil 
der Befragten das Preis-Leistungs-Verhältnis von Immobilien in diesem Bereich für 
durchaus in Ordnung. Ebenfalls wird die Anwesenheit von gewerblichen oder 
industriellen Betriebsanlagen, insbesondere auch von den kausalen Seveso-Betrieben, 
nicht großteils als eine besondere Bedrohung empfunden, sondern sie geben in hohem 
Maße an, sich in der Katastralgemeinde Linz-Kleinmünchen trotz allem sicher und 
wohlzufühlen. Der weitaus größte Anteil der befragten Personen aus der Zone I, also 
jener Personenkreis, der zu dem noch am Standort verbliebenen Seveso-Betrieb 
(Chemiewerk) am nächsten angesiedelt ist, fühlt sich dort ebenfalls sicher und wohl, 
bzw. empfiehlt die Katastralgemeinde auch als besonders wohnenswert weiter. 
 
Das Ergebnis der Frage nach der Weiterempfehlung scheint ein untrüglicher Indikator 
dafür zu sein, dass das subjektive Empfinden des überwiegenden Teils der befragten 
Personen keine besondere Bedrohung aus derartigen Betriebsanlagen sieht und für die 
Auswahl des individuellen Wohngebietes vornehmlich andere Parameter, wie bspw. 
eine gute Infrastruktur, die Nähe zur Stadt oder eine schnelle Anbindung zur Autobahn 
odgl., in Betracht zieht und diese Faktoren vorrangig als Entscheidungsgrundlagen 
herangezogen werden. Es kann aber grundsätzlich zum Empfinden der Menschen über 






allfällige regionale Umweltbedrohungen schon ausgesagt werden, dass diese offenbar 
nur wahrgenommen werden, wenn dabei direkt und unmittelbar persönliche Interessen 
verletzt werden oder sich Personen durch aufgetretene Unfallereignisse 
höchstwahrscheinlich wirklich gefährdet gefühlt haben. Am Beispiel der 
Befragungsergebnisse in der Zone I über störende Ereignisse aus den Betriebsanlagen 
und zum Sicherheitsgewinn nach der Absiedelung des Flüssiggaslagers im Jahr 2004 
ist das sehr deutlich zu erkennen. Nur dieser räumlich sehr nahe an die kausalen 
Betriebe angesiedelte Personenkreis schätzt diesen neuen Zustand sehr und fühlt sich 
offenbar durch die erfolgte Absiedelung des Flüssiggaswerks sehr entlastet. Die 
befragten Personen in den weiter entfernten Zonen nehmen von diesem Umstand 











1. Bücher und Studien 
 
ABKOWITZ, M. D.: Operational Risk Management, A Case Study Approach to Effective 
Planning and Response, Hoboken 2008 
AHRNS, H. J.: Grundzüge der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, Regensburg 2001 
ANNECKE, J. P.: Technischer Fortschritt und institutioneller Wandel – eine evolutionäre 
Analyse der Fähigkeit einer Volkswirtschaft zur Adaption grundlegenden 
technischen Fortschritts, Köln 2001 
ARBEITSGEMEINSCHAFT INDUSTRIEBAU e.V. (Hrsg.): Brandschutz im Industriebau, 
Ein Leitfaden für Architekten, Ingenieure und Unternehmen, München 2003 
AUVA WIEN: Gezähmte Gefahr -100 Jahre Sicherheitstechnik, Wien 1989 
BALTHASAR, A., KNÖPFEL, C.: Umweltpolitik und technische Entwicklung, 
Eine politwissenschaftliche Evaluation am Beispiel der Heizungen, 
Frankfurt am Main 1994 
BAUER-JELINEK, C.: Die geheimen Spielregeln der Macht und die Illusionen der 
Gutmenschen, Salzburg 2007 
BAUMERT, A.: Recherchegespräche, Das Interview in der Informationsbeschaffung, 
Reutlingen 1999 
BERLEMANN, M.: Makroökonomik, Modellierung, Paradigmen und Politik, 
Heidelberg, 2005 
BIEDERMANN, H.: Benchmarking, Auf dem Weg zu Best Practice in Produktion und 
Instandhaltung, Köln 1998 
BIEDERMANN, H.: Performance Based Maintenance, Stategien, Konzepte und Lösungen für 
eine leistungsorientierte Instandhaltung, Köln 1999 
BIEDERMANN, H.: Prozessorientiertes Anlagenmanagement, Was Instandhaltung und 
Produktion von modernen Qualitätskonzepten lernen können, Köln 2002 
BIEDERMANN, H.: Risikominimierung im Anlagenmanagement, Risiken beim Planen, 
Errichten und Betreiben von Anlagen, Köln 2003 
BISCHOFF, H. K.: Umweltökonomie, Einfluss von Produkteigenschaften auf die 
Marktprozesse, Wiesbaden 1994 






BÖRSCH-SUPAN, A.: Econometric Analysis of Discrete Choice, With Applications on the 
Demand for Housing in the U.S. and West-Germany, Lecture Notes in Economics 
and Mathematical Systems, New York 1987 
BRÖTZ, W.: Grundriss der chemischen Reaktionstechnik, Weinheim 1958 
BRÖTZENBERGER, H.: Bericht über Untersuchungen zur Ausbreitung von Flüssiggas, 
durchgeführt von der Versuchsanstalt für Brennstoffe, Feuerungsanlagen und 
Gastechnik an der Technischen Universität Wien im Auftrag des Österreichischen 
Verbandes für Flüssiggas (ÖVFG), Wien 1991 
BRÜGGEMEIER, F. J., ENGELS, J. I. (Hrsg.): Natur- und Umweltschutz nach 1945, 
Konzepte, Konflikte, Kompetenzen, Frankfurt am Main 2005 
BRUNNER, D.: Betriebserfolg - Umweltschutz: Zusammenhang Wirtschaftsleistung und 
Umweltleistung, Projektbericht zur Studie erstellt im Auftrag des 
Bundesministeriums für Umwelt, Jugend und Familie, Wien 1995 
BUNDESLÄNDER-ARBEITSKREIS SEVESO: Empfehlungen zur Ermittlung von 
angemessenen Abständen für die Zwecke der Raumordnung, des 
Katastrophenschutzes und der Domino-Effekte (Österreich), Graz 2002 
BÜRO FÜR URBANISTIK: Innovative Entwicklung von Betriebsstandorten, Handbuch für 
Stadtplanung, Wirtschaft und Wissenschaft, Werkstattberichte, im Auftrag der 
MA 18, Wien 2001 
BUSSENIUS, S.: Wissenschaftliche Grundlagen des Brand- und Explosionsschutzes, 
Stuttgart 1996 
D’SILVA, T.: The black box of Bhopal, a closer look at the world’s deadliest industrial 
disaster, Victoria 2006 
DIEKMANN, A.: Empirische Sozialforschung, Grundlagen, Methoden, Anwendungen, 
Reinbek bei Hamburg 2003 
DITTRICH, R., TADES, H. (Hrsg.): Das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, I. Band: 
ABGB, 36., völlig neu bearbeitete Auflage, Wien 2003 
DITTRICH, R., TADES, H. (Hrsg.): Das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, II. Band: 
Nebengesetze (Anhänge), 36., völlig neu bearbeitete Auflage, Wien 2003 
DORALT, W. (Hrsg.), WEILINGER, A.: Kodex des österreichischen Rechts, Handelsrecht, 
31. Auflage, Stand 1. 2. 2005, Wien 2005 
DÖRNER, D., HORVÁTH, P., KAGERMANN, H. (Hrsg.): Praxis des Risikomanagements, 
Grundlagen, Kategorien, branchenspezifische und strukturelle Aspekte, 
Stuttgart 2000 






DYLLICK, T. (Hrsg.): Ökologische Lernprozesse in Unternehmungen, St. Galler Beiträge 
zum integrierten Management, St. Gallen 1991 
DYLLICK, T.: Ökologie und Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmungen und Branchen in 
der Schweiz: Konzeption eines Forschungsprojektes, St. Gallen 1993 
DYLLICK, T.: Ökologisch bewusstes Management, Die Orientierung, Bern 1990 
ECKER, A., WINTER, B.: Stand der Technik bei Raffinerien im Hinblick auf die IPPC-
Richtlinie, Monographien Band 119, Hrsg.: Umweltbundesamt, Wien 2000 
EILENBERGER, G., SACHENBACHER, H. U.: BWL-Kennzahlen. Richtig planen, prüfen 
und entscheiden, Köln, 1994 
EMMER, M. O.: Abweichende Festsetzungen arbeitssicherheits- und umweltrechtlicher 
Grenzwerte, Ein Beitrag zum Verhältnis von Arbeitssicherheits- und 
Umweltschutzrecht, Baden-Baden 2003 
ENDRES, A., HOLM-MÜLLER, K.: Die Bewertung von Umweltschäden, Theorie und 
Praxis sozioökonomischer Verfahren, Stuttgart 1998 
ENDRES, A., RADKE, V.: Indikatoren einer nachhaltigen Entwicklung, Elemente einer 
wirtschaftstheoretischen Fundierung, Volkswirtschaftliche Schriften, 
Heft 479, Berlin 1998 
ENDRES, A., REHBINDER, E., SCHWARZE, R.: Haftung und Versicherung für 
Umweltschäden aus ökonomischer und juristischer Sicht, Heidelberg 1992 
ENDRES, A.: Umweltökonomie, Stuttgart 2000 
FELDER, R.: Human Resources im M & A – Prozess, Spielregeln und Strategien für 
Personaler, Frankfurt am Main 2004 
FISCHER, S.: Human Resource Management und Arbeitsbeziehungen im Betrieb, Eine 
empirische Studie in der Chemischen Industrie Deutschlands, München 1998 
FOERSTER, W.: Lehrbuch für den Werkschutz und andere private Sicherheitseinrichtungen, 
Angewandte Psychologie: Grundsätze über den Umgang mit Menschen, 
Dresden 2002 
FÖRSTNER, U.: Umweltschutztechnik, Heidelberg 2004 
FRIEDL, W. J., KAUPA, R.: Arbeits-, Gesundheits- und Brandschutz, Die wichtigsten 
Inhalte der relevanten Vorschriften, Heidelberg 2004 
GATTINGER, M., HALBRITTER, J., VOIGTLÄNDER, P.: Emissionen und Umwelt, 
Eine energiewirtschaftliche Bilanz, München 1990 






GEITMANN, S.: Erneuerbare Energien und alternative Kraftstoffe, Mit neuer Energie in die 
Zukunft, Kremmen 2005 
GLAESER, B. (Hrsg.): Humanökologie, Grundlagen präventiver Umweltpolitik, 
Opladen 1989 
GRABNER, P.: Technik, Politik und Gesellschaft, Eine Untersuchung am Beispiel des 
österreichischen Gentechnikgesetzes, Europäische Hochschulschriften: Reihe 31, 
Politikwissenschaften, Frankfurt am Main 1999 
GRILICHES, Z. (Hrsg.): Price Indexes and Quality Change, Cambridge 1971 
GRILICHES, Z.: Practicing Econometrics, Essays in Method and Application, 
Massachusetts 1998 
GÜNTHER, H. O., TEMPELMEIER, H.: Produktion und Logistik, Heidelberg 2005 
HAASIS, H. D., KRIWALD, T. (Hrsg.): Wissensmanagement in Produktion und 
Umweltschutz, Heidelberg 2001 
HAFNER, C.: Methoden zur ökotoxikologischen Bewertung von Emissionen und 
Immissionen aus der Müllverbrennung, Frankfurt am Main 1996 
HARHOFF, D., MÜLLER, M. (Hrsg.): Preismessung und technischer Fortschritt, 
Baden-Baden 1995 
HASLINGER, F.: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, München 1986 
HAUTAU, H., LORENZEN, U., SANDER, D., BERTRAM, M.: Monetäre 
Bewertungsansätze von Umweltbelastungen, Gewässerverschmutzungen und 
Bauwerkschäden, Wirtschaftspolitische Studien 73, Göttingen 1987 
HEIMBROCK, K. J.: Human Recources Management, Band II der Lehrbuchreihe 
„Dynamisches Unternehmen“, Frechen 2005 
HENNING, E.: Wissenschaft und Wissensgewinnung: Die Methode, nicht der Inhalt steht im 
Zentrum, Theorie und Methoden der Politikwissenschaft, Kassel 2004 
HESS, B., LEHMANN, B.: Umweltindikatoren – Schanier zwischen Ökonomie und 
Ökologie, Eignungsbewertung von Indikatoren für ein Umweltmonitoring und 
Evaluation der Umweltwirkung agrarökologischer Erlasse, Zürich 1998 
HILB, M.: Management der Human-Ressourcen, Neue Führungskonzepte im Praxistest, 
Kriftel 1998 
HOHLBAUM, A., OLESCH, G.: Human Resources – Modernes Personalwesen, 
Rinteln 2004 
HOLM, K. (Hrsg.): Die Befragung 1, Der Fragebogen, Die Stichprobe, München 1991 






HUNT, M.: Die Praxis der Sozialforschung, Reportagen aus dem Alltag der Wissenschaft, 
Frankfurt am Main 1991 
JAMMERNEGG, W., KISCHKA, P. (Hrsg.): Kundenorientierte Prozessverbesserungen, 
Konzepte und Fallstudien, Heidelberg 2001 
JAMMERNEGG, W., LANG, S.: Der organisatorische Rahmen für CIM, in: Forschung für 
die Wirtschaft, Wien 1993 
JAMMERNEGG, W., TRCKA, M.: Organisatorische Aspekte von Supply Chain Design und 
Management, in: Transportwirtschaft im Umbruch, Wien 1999 
JAMMERNEGG, W.: Sequential binary investment decisions: A Bayesian Approach, 
Habilitationsschrift, Universität Graz 1987 
JÄNICKE, M., KUNIG, P., STITZEL, M.: Umweltpolitik, Politik, Recht und Management 
des Umweltschutzes in Staat und Unternehmen, Bonn 2003 
JURCZEK, P. (Hrsg.): Der ländliche Raum als Standort für Industrie und Gewerbe, 
Ergebnisse des Dritten Heiligenstadter Gespräches, Bayreuth 1991 
KIRCHGEORG, M.: Ökologieorientiertes Unternehmensverhalten, Typologien und 
Erklärungsansätze auf empirischer Grundlage, Wiesbaden 1990 
KIRCHHOFF, S., KUHNT, S., LIPP, P., SCHLAWIN, S.: Der Fragebogen, Datenbasis, 
Konstruktion und Auswertung, Opladen 2003 
KLEINDORFER, P. R., SAAD, G. H.: Managing Disruption Risks in Supply Chains, 
Philadelphia 2005 
KOCKLÄUNER, G.: Angewandte Regressionsanalyse mit SPSS, Mathematik für Sozial- und 
Wirtschaftswissenschaften, Braunschweig 1988 
KOINIG, H.: Referenzszenarien zur Richtlinie 96/82/EG, Band 27/1999, Schriftenreihe des 
Bundesministeriums für Umwelt, Jugend und Familie, Wien 1999 
KOKOTT, J., KLAPHAKE, A., MARR, S.: Ökologische Schäden und ihrer Bewertung in 
internationalen, europäischen und nationalen Haftungssystemen – eine juristische 
und ökonomische Analyse, Berlin 2003 
KRUPP, H. (Hrsg.): Technikpolitik angesichts der Umweltkatastrophe, Heidelberg 1990 
KUHLMANN, A.: Sicherheitskultur, Köln 2000 
KURTH, K., MISCHNER, J., JUCH, T.: Flüssiggasanlagen: Entwurf, Planung und 
Optimierung, Berlin 1999 
LAMNEK, S., LUEDTKE, J. (Hrsg.): Der Sozialstaat zwischen „Markt“ und „Hedonismus“?, 
Opladen 1999 






LAUEN, G., SCHWARZ, M., ABEL-LORENZ, E., KLINGER, D.: Beteiligung im 
betrieblichen Umweltschutz, Ein Leitfaden für Betriebsräte, Berlin 2004 
LEHDER, G., SKIBA, R.: Taschenbuch Betriebliche Sicherheitstechnik, Bielefeld 2001 
LIESEGANG, D., FICHTNER, W.: Verminderung industrieller Emissionen, Anforderungen, 
Maßnahmen, Ergebnisse, Berlin 1989 
LUTZ, R. (Hrsg.), CAPRA, F., CALLENBACH, E., MARBURG, S.: Innovations-Ökologie: 
Ein praktisches Handbuch für umweltbewusstes Industriemanagement, 
München 1992 
MÄNNEL, W.: Investitionscontrolling, Lauf an der Pegnitz 2000 
MATTHES, F. C., HEROLD, A., SOMMER, K., STRECK, C.: Bodenbelastungen durch 
Schadstoffe, Perspektiven eines umweltpolitischen Handlungsfeldes, Berlin 1998 
MAUCH, S., KELLER, M., HELDSTAB, J., ROTACH, M., RAMSEIER, H.: 
Fehlerrechnung und Sensitivitätsanalyse für Fragen der Luftreinhaltung, Verkehr – 
Emissionen – Immissionen, SVI-Forschungsauftrag 46/90, Bern 1992 
McKIBBEN, B.: Das Ende der Natur, München 1990 
MEYNA, A., PAULI, B.: Taschenbuch der Zuverlässigkeits- und Sicherheitstechnik, 
Quantitative Bewertungsverfahren, München 2003 
MÖLLER, H. W.: Angewandte Volkswirtschaftslehre, Wirtschaftspolitische Fallstudien mit 
Lösungstechniken, Wiesbaden 2002 
MOUBRAY, J.: RCM – Die hohe Schule der Zuverlässigkeit von Produkten und Systemen, 
Landsberg 1996 
MÜLLER, F.: Ableitung von integrativen Indikatoren zur Bewertung von Ökosystem-
Zuständen für die Umweltökonomischen Gesamtrechnungen, Stuttgart 1998 
MÜLLER, W.: Der ökologische Umbau der Industrie, Beiträge zur sozialwissenschaftlichen 
Umweltforschung, Arbeitsgestaltung - Technikbewertung - Zukunft, Hamburg 1995 
MÜLLER-CHRIST, G.: Umweltmanagement, Umweltschutz und nachhaltige Entwicklung, 
München 2001 
MUSSEL, G.: Volkswirtschaftslehre, Einführung, München 2002 
NICKLISCH, F. (Hrsg.), BRÖTZ, W.: Die Rolle des wissenschaftlich-technischen 
Sachverstandes bei der Genehmigung chemischer und kerntechnischer Anlagen, 
Heidelberg 1982 
ÖSTERREICHISCHE BUNDESREGIERUNG: Die österreichische Strategie zur 
Nachhaltigen Entwicklung, Eine Initiative der Bundesregierung, Wien 2002 






ÖVGW-SYMPOSIUM SICHERHEITSTECHNIK: Sicherheitstechnik bei brennbaren, 
gasförmigen und flüssigen Stoffen, Bericht SG1, Wien 1988 
PFÖRTNER, H.: Gas Cloud Explosions and Resulting Blast Effects, International Seminar on 
Extreme Load Conditions and Limit Analysis Procedures for Structural Reactor 
Safeguards and Containment Structures, Berlin 1975 
PIETREK, U.: Menschengifte sind überall, Humantoxikologische Erkenntnisse zu Dioxinen 
und Quecksilber am Beispiel zweier Umweltkatastrophen in Seveso-Italien und im 
Irak, Saarbrücken 2008 
PLESCHAK, F.: Management in Technologieunternehmen, Wie Führungskräfte 
erfolgsorientiert entscheiden, Wiesbaden 2001 
POLTHIER, K.: Lexikon Brand- und Explosionsschutz, Stuttgart 1996 
POLTHIER, K.: Vorbeugender Brand- und Explosionsschutz, Methoden – Mittel – 
Maßnahmen, Stuttgart 1998 
POMMEREHNE, W. W.: Präferenzen für öffentliche Güter, Ansätze zu ihrer Erfassung, 
Tübingen 1987 
RAGGAM, A., FAISSNER, K.: Zukunft ohne Öl, Lösungen für Verkehr, Wärme und Strom, 
Graz 2008 
REFA METHODENLEHRE DER BETRIEBSORGANISATION: Arbeitspädagogik, 
München 1987 
REFA METHODENLEHRE DES ARBEITSSTUDIUMS: Teil 1 Grundlagen, 
München 1984 
REFA METHODENLEHRE DES ARBEITSSTUDIUMS: Teil 2 Datenermittlung, 
München 1978 
REFA METHODENLEHRE DES ARBEITSSTUDIUMS: Teil 3 Kostenrechnung, 
München 1985 
REFA METHODENLEHRE DES ARBEITSSTUDIUMS: Teil 4 Anforderungsermittlung 
(Arbeitsbewertung), München 1985 
REFA METHODENLEHRE DES ARBEITSSTUDIUMS: Teil 5 Entgeltdifferenzierung, 
München 1985 
RIEGER, G. J.: Umweltstandards im integrierten Umweltschutz, Leipziger Schriften zum 
Umweltschutz- und Planungsrecht, Baden-Baden 2004 
ROMMEL, K.: Methodik umweltökonomischer Bewertungsverfahren, Kosten und Nutzen 
des Biosphärenreservates Schorfheide-Chorin, Regensburg, 1998 






ROSENKRANZ, F., MISSLER-BEHR, M.: Unternehmensrisiken erkennen und managen, 
Einführung in die quantitative Planung, Heidelberg 2005 
RUNZHEIMER, B., CLEFF, T., SCHÄFER, W.: Operations Research 1: Lineare 
Planungsrechnung und Netzplantechnik, Wiesbaden 2005 
SAMBETH, J.: Zwischenfall in Seveso, Ein Tatsachenroman, Zürich 2004 
SCHLAGE, W.: Umweltpolitik als dynamisches Problem, Optimale Gestaltung 
emissionsorientierter Umweltpolitik in der Einführungsphase, München 1987 
SCHLÜTER, H. J., HEEMANN, K. (Hrsg.): Informativ und lebendig schreiben – fürs 
Umweltbewusstsein, Stuttgart 2005 
SCHMIDT, K. D.: Versicherungsmathematik, Heidelberg 2002 
SCHNEIDER, U.: Ingenieurmethoden im Baulichen Brandschutz, Renningen 2006 
SCHÖNE, H.: Standortplanung, Genehmigung und Betrieb umweltrelevanter 
Industrieanlagen, Rechtliche Grundlagen, Heidelberg 2000 
SCHRAMM, K.: Mehr Sicherheit durch betrieblichen Katastrophenschutz: Das Handbuch für 
Führungskräfte und BKO-Praktiker, Ehningen bei Böbingen 1991 
SCHRAMMEL, W., WINKLER, G.: Arbeits- und Sozialrecht der Europäischen 
Gemeinschaft, Teile: Personenfreiheiten, Individualarbeitsrecht, 
Arbeitnehmerschutz, Kollektives Arbeitsrecht, Arbeitsmarktpolitik, Soziale 
Sicherheit, Wien 2002 
SCHÜLEIN, A., REITZE, S.: Wissenschaftstheorie für Einsteiger, Wien 2002 
SCHWARZER, S., LIST, W.: Betriebsanlagenrecht (GewO) und Luftreinhaltegesetz 
(LRG-K), Wien 1989 
SOMMERFELD, H.: Brand- und Explosionsschutz als Bestandteile des Risikomanagements, 
Stuttgart 1998 
STADERMANN, H.: Image der Chemie, Akzeptanz und Erscheinungsbild der Chemie in der 
Gesellschaft, Saarbrücken 2008 
STÄHLER, F.: Kollektive Umweltnutzungen und individuelle Bewertung, Heidelberg 1991 
STANGIER, V.: Arbeitssicherheit und Umweltschutz als Führungsaufgabe: Ein praxisnaher 
Leitfaden zur Vermittlung sicherheits- und umweltgerechten Verhaltens im Betrieb, 
Ehningen bei Böblingen 1993 
STANGIER, V.: Arbeitssicherheit und Umweltschutz als Führungsaufgabe, 2., völlig neu 
bearbeitete und erweiterte Auflage, Renningen 2003 






STEINBUCH, P. A., OLFERT, K. (Hrsg.): Organisation, Kompendium der praktischen 
Betriebswirtschaft, Ludwigshafen 1995 
STEINER, H. A., LIEDTKE, M., GUTKNECHT, D., BRAUNER, G., KAUPA, H., 
KALUZA, B.: Mensch und Wirtschaft, Effizienz und Effektivität in der 
Ressourcenbereitstellung, Schriftenreihe für Ökologie und Ethologie 31, Wien 2005 
STEINMETZ, J.: Umweltschutz und Gefahrenabwehr als betriebliches Gesamtkonzept, 
Weimar 1992 
STOCKER, F.: Spaß mit Mikro, Einführung in die Mikroökonomik, Wien 2002 
STÖRFALL-KOMMISSION BEIM BUNDESMINISTER FÜR UMWELT, 
NATURSCHUTZ UND REAKTORSICHERHEIT: SFK-GS-26 Abschlußbericht – 
Schadensbegrenzung bei Dennoch-Störfällen, Köln 1999 
STROHMEIER, K.: Abschätzung des Gefährdungspotenzials druckverflüssigter Gase, 
München 1993 
TAUDES, A., JAMMERNEGG, W.: Forschung an der Abteilung für Industrielle 
Informationsverarbeitung, in: Betriebswirtschaftliche Forschung an der 
Wirtschaftsuniversität, Wien 1999 
TERLAU, W.: Strukturelle Sensitivitätsanalyse dynamischer ökonometrischer 
Prognosemodelle, Dargestellt am Beispiel der westdeutschen Textilwirtschaft, 
Berlin 1992 
UMWELTBUNDESAMT: Umweltindikatoren für Österreich, Regionale und nationale 
Maßzahlen zur Dokumentation der Umweltsituation auf dem Weg zu einer 
nachhaltigen Entwicklung, Wien 1999 
VARMA, R.: Bhopal, Toronto 2004 
VDI/VDE-GESELLSCHAFT MESS- UND AUTOMATISIERUNGSTECHNIK: 
Sicherheitstechnik und Automatisierung, Düsseldorf 1997 
VEREINIGUNG ÖSTERREICHISCHER INDUSTRIELLER: Industrie und Umweltschutz, 
Wien 1986 
VESTER, F., HESLER, A.: Sensitivitätsmodell, Ökologie und Planung in 
Verdichtungsgebieten, Forschungsbericht 80-101 040 34, Berlin 1980 
VESTER, F.: Ballungsgebiete in der Krise, Vom Verstehen und Planen menschlicher 
Lebensräume, München 1991 
VOGEL, G. (Hrsg.): Auf der Suche nach dem Gemeinsamen, Technik / Wirtschaft / 
Ökologie, (Festschrift zu Ehren von Dr. J. Hölzl), Wien 1991 






VOGEL, G. (Hrsg.): Handbuch zur umweltschonenden Beschaffung in Österreich, im Auftrag 
des BMUJF und der MA 48 der Stadt Wien, Bohmann Verlag, Wien 1992 
VOGEL, G.: Der Beitrag der Ressourcenökonomie zur Minimierung der Entropieproduktion 
der irreversiblen Wirtschaftsprozesse im offenen System Erde, in: Schriftenreihe des 
Instituts für Technologie und Warenwirtschaftslehre der Wirtschaftsuniversität Wien, 
hrsg. v. HÖLZL, J., Bd. 19, Wien 1982 
VOGEL, G.: Der Beitrag des Recyclings zur Stabilisierung des techno-sozioökonomischen 
Systems, Möglichkeiten und Grenzen der Abfallwirtschaft, in: Schriftenreihe des 
Instituts für Technologie und Warenwirtschaftslehre der Wirtschaftsuniversität Wien, 
hrsg. v. HÖLZL, J., Bd. 6, Wien 1978 
WEBER, M.: Der Marktwert von Produkteigenschaften, Berlin 1986 
WEGSCHEIDER, H. (Hrsg.): Industrieemissionen, Probleme der Luftverunreinigung in 
industriellen Ballungsgebieten und Ansätze zu ihrer Behebung, Frankfurt 1982 
WICKE, L., HUCKE, J.: Der Ökologische Marshallplan, Berlin 1989 
WICKE, L., HUCKESTEIN, B.: Umwelt Europa – der Ausbau zur ökologischen 
Marktwirtschaft, Gütersloh 1991 
WICKE, L.: Betriebliche Umweltökonomie, Eine praxisorientierte Einführung von Lutz 
Wicke, München 1992 
WICKE, L.: Die ökologischen Milliarden, Das kostet die zerstörte Umwelt – so können wir 
sie retten, München 1986 
WICKE, L.: Plädoyer für ein offensives betriebliches und staatliches Umweltmanagement, 
Salzburg 1992 
WICKE, L.: Plädoyer für ein offensives Umweltmanagement, Chancen der Betriebe durch 
Umweltschutz, Freiburg im Breisgau 1988 
WICKE, L.: Umweltökonomie, Eine praxisorientierte Einführung, München 1993 
WINDSPERGER, A., SCHMIDT-STEJSKAL, H., SCHIDLER, S.: Fragebogenerhebung zur 
Identifizierung eines Kernsets von Umweltindikatoren, in: Schriftenreihe des 
Bundesministeriums für Umwelt, Jugend und Familie, Band 30/1998, Wien 1998 
WINKER, N., RAINBAUER, H., HINKER, M.,: Einschätzung der Auswirkungen der 
geplanten EU-Mindestvorschriften zum Explosionsschutz, Wien 1996 
WISSENSCHAFTLICHER BEIRAT DER BUNDESREGIERUNG: Welt im Wandel: Neue 
Strukturen globaler Umweltpolitik, Heidelberg 2001 






WÖHLCKE, M.: Ökologische Sicherheit – Neue Agenda für die Umweltpolitik?, 
Baden-Baden 1997 
WOLF, K., RUNZHEIMER, B.: Risikomanagement und KonTraG, Konzeption und 
Implementierung, Wiesbaden 2003 





BÖCK, S.: Technischer und arbeitshygienischer Arbeitnehmerschutz in Österreich unter 
besonderer Berücksichtigung der gesetzlichen Neuregelungen aufgrund des 
Abkommens über den europäischen Wirtschaftsraum, Diplomarbeit der 
Wirtschaftsuniversität Wien, Wien 1994 
EISL, G.: Das moderne Wärmekraftwerk als ökologische Alternative in Österreichs 
Energiepolitik, Eine techno – ökonomisch – ökologische Analyse, Dissertation der 
Wirtschaftsuniversität Wien, Wien 1989 
FÜRNKRANZ, N.: Sensitivitätsanalysen im Rahmen von Feasibility Studien für 
Kraftwerksprojekte, Diplomarbeit der Wirtschaftsuniversität Wien, Wien 1996 
GEISELHART, W.: Effizientes Simulieren in stochastischen Systemen – Reduktion des 
Simulationsumfangs mit Methoden der Perturbationsanalyse, Dissertation der 
Hochschule St. Gallen für Wirtschafts-, Rechts- und Sozialwissenschaften, 
Hallstadt 1993 
GERNERT, J.: Umweltökonomie, Investitionen, Standortentscheidungen und Arbeitsmärkte 
am Beispiel einzelner Industriegruppen Südwestdeutschlands, Dissertation der 
Universität Heidelberg, Heidelberg 1990 
GRÖGER, P.: Hedonistische und utilitaristische Elemente in der nationalökonomischen 
Theorie, Dissertation der Hochschule für Welthandel Wien, Wien 1969 
HARRAUER, G.: Systemische Bewertung ausgewählter technischer Prozesse als Grundlage 
für betriebswirtschaftliche Entscheidungen, Diplomarbeit der Wirtschaftsuniversität 
Wien, Wien 1995 
HAUPT, H.: Die Charakteristika des hedonischen Gutes Wohnung, Eine ökonometrische 
Analyse, Europäische Hochschulschriften: Reihe 5, Volks- und Betriebswirtschaft, 
Band 2935, Dissertation der Universität Regensburg, Frankfurt am Main 2002 
HENNECKE, J.: Umweltökonomik, Umweltpolitik und Marktwirtschaft, Mit einer 
Betrachtung der bundesdeutschen Verhältnisse, Trierer Schriften zur 
Wirtschaftstheorie und Wirtschaftspolitik, Band 8, Dissertation der Universität Trier, 
Pfaffenweiler 1999 






KINDL, W.: Versicherung und Umweltmanagementsysteme als Instrumente der Risikopolitik 
gegenüber Umwelthaftungsrisiken, Dissertation der Wirtschaftsuniversität Wien, 
Wien 1996 
KRIVAN, M.: Strategische Planung für die Einführung neuer Technologien in der 
Produktion, Dissertation an Wirtschaftsuniversität Wien, Wien 1994 
KRUMM, R.: Internationale Umweltpolitik, Eine Analyse aus umweltökonomischer Sicht, 
Dissertation der Universität Tübingen, Heidelberg 1996 
KULESSA, M. E.: Umweltpolitik in einer offenen Volkswirtschaft, Zum 
Spannungsverhältnis von Freihandel und Umweltschutz, Dissertation der Universität 
Mainz, Baden-Baden 1995 
MILLER, C.: Die ökologische Standortproblematik der Grundstoffindustrie in Linz, 
Diplomarbeit der Wirtschaftsuniversität Wien, Wien 1988 
RAINER, P. H.: Sensitivitätsanalyse in der Investitionsrechnung, Ein theoretischer Überblick, 
Diplomarbeit am Institut für Betriebswirtschaftslehre an der Wirtschaftsuniversität 
Wien, Wien 1997 
STRUCKL, M.: Immissionsschutz im Raumordnungs- und Gewerberecht, Eine vergleichende 
Betrachtung, Dissertation der Universität für Bodenkultur in Wien, Wien 2001 
THUMS, A.: Formale Fehlerbaumanalyse, Dissertation der Universität Augsburg, 
Augsburg 2004 
VOLLMER, H. U.: Umweltqualität und Wohnungsmarkt, Ein Verfahren zur Ermittlung von 
Nachfrageelastizitäten auf der Grundlage der „Neuen Nachfragetheorie“, 
Dissertation der Universität Stuttgart, Stuttgart 1998 
WAGNER, E.: Die Betriebsanlage im zivilen Nachbarrecht, Dissertation im Rahmen des 
Doktoratsstudiums der Rechtswissenschaften der Universität Linz, Wien 1997 
WIMMER, W.: Auswirkungen von volkswirtschaftlichen Indikatoren auf den Standard & 






ALBER, S.: Fallstudien zum Life-Cycle Assessment, Ökologischer Vergleich 
verschiedener Trennwandsysteme, 2. Auflage, Wien 2007 
ALBER, S.: Technikbewertung nachwachsender Rohstoffe, Allgemeine Grundlagen, 
Wien 1995 






ALBER, S.: Technikbewertung nachwachsender Rohstoffe, Charakterisierung einzelner 
Produktlinien, Wien 1995 
ALBER, S.: Total Quality Management, als Mittel der Unternehmensanalyse, 
2. Auflage, Wien 2007 
DORALT, W., KALSS, S., NOWOTNY, CH., WIEBE, A. (Hrsg.): Wirtschaftsprivatrecht II, 
Band 1, Lernunterlage für die Lehrveranstaltung aus WPR II, 3. Auflage, Wien 2004 
DORALT, W., KALSS, S., NOWOTNY, CH., WIEBE, A. (Hrsg.): Wirtschaftsprivatrecht II, 
Band 2, Lernunterlage für die Lehrveranstaltung aus WPR II, 3. Auflage, Wien 2004 
GEYER, A., HANKE, M., LITTICH, E., NETTEKOVEN, M.: Grundlagen der Finanzierung 
verstehen – berechnen – entscheiden, Skriptum zur Lehrveranstaltung, Wien 2003 
GRUBER, S.: Abfall- und Ressourcenmanagement, Quantitative und qualitative 
Abfallanalysen, in: Skriptenreihe des Institutes für Technologie und nachhaltiges 
Produktmanagement der Wirtschaftsuniversität Wien, hrsg. von VOGEL, G., 2. 
Auflage, Wien 2008 
GRÜN, JAMMERNEGG, KUMMER: Beschaffung, Logistik, Produktion II, Skriptum zur 
Lehrveranstaltung an der Wirtschaftsuniversität Wien, Wien 2003 
HATZINGER, R.: Angewandte Statistik mit SPSS, Skriptum zur Lehrveranstaltung an der 
Wirtschaftsuniversität Wien, Wien 2004 
KOLLMANN, K.: Einführung in die Konsumökonomie, 2. Auflage, Wien 2007 
RIEBESMEIER, B.: Betriebswirtschaftliche Logistik, Arbeitsheft Nr. 339 für 
Betriebswirtschaft an der Wirtschaftsuniversität Wien, Beschaffung / Lagerung / 
Produktion, Vortragsskriptum, Wien 2001 
RIEDER, TH.: Nationale und Internationale Vorschriften über Verpackung und Transport 
gefährlicher Güter, Wien 2007 
RIEDER, TH.: Verpackungsprüfung, Wien 2008 
RIEDER, TH.: Verpackungstechnik (Verpackungssysteme, Verpackungsdesign, 
Verpackungsprüfung), Wien 2007 
SCHUBERT, U., BRUNNER, K. M.: Kompetenzfeld Umweltmanagement, Grundkurs I, 
Umweltsoziologischer Teil, Vorlesungsliteratur der Wirtschaftsuniversität Wien, 
Wien 2002 
VOGEL, G., LIST, W.: Abfallwirtschaft, Bd. I, Einführung in die Abfallwirtschaft, in: 
Skriptenreihe des Institutes für Technologie und nachhaltiges Produktmanagement 
der Wirtschaftsuniversität Wien, hrsg. von VOGEL, G., 2. Auflage, Wien 2007 






VOGEL, G., SCHNITZER H.: Abfallwirtschaft, Bd. II, Vermeidung von Umweltbelastungen, 
in: Skriptenreihe des Institutes für Technologie und nachhaltiges 
Produktmanagement der Wirtschaftsuniversität Wien, hrsg. von VOGEL, G., 2. 
Auflage, Wien 2007 
VOGEL, G.: Abfallwirtschaft, Bd. III, Bereitstellung und Sammlung von Abfällen, in: 
Skriptenreihe  des Institutes für Technologie und nachhaltiges Produktmanagement 
der Wirtschaftsuniversität Wien, hrsg. von VOGEL, G., 2. Auflage, Wien 2007 
VOGEL, G.: Abfallwirtschaft Bd. IV, Inner- und außerbetriebliche Abfallverwertung, in: 
Skriptenreihe  des Institutes für Technologie und nachhaltiges Produktmanagement 
der Wirtschaftsuniversität Wien, hrsg. von VOGEL, G., 2. Auflage, Wien 2007 
VOGEL, G., HIMMEL, W.: Abfallwirtschaft Bd. V, Management gefährlicher Abfälle, in: 
Skriptenreihe des Institutes für Technologie und nachhaltiges Produktmanagement 
der Wirtschaftsuniversität Wien, hrsg. von VOGEL, G., 2. Auflage, Wien 2007 
VOGEL, G., BEYWINKLER, H., LUTZ, W.: Abfallwirtschaft, Bd. VI, Behandlung von 
Abfällen, -biochemisch, - chemisch, - physikalisch und - thermisch, in: Skriptenreihe  
des Institutes für Technologie und nachhaltiges Produktmanagement der 
Wirtschaftsuniversität Wien, hrsg. von VOGEL, G., 2. Auflage, Wien 2007 
VOGEL, G., LECHNER, P., LIST, W.: Abfallwirtschaft, Bd. VII, Deponierung von Abfällen, 
in: Skriptenreihe des Institutes für Technologie und nachhaltiges 
Produktmanagement der Wirtschaftsuniversität Wien, hrsg. von VOGEL, G., 2. 
Auflage, Wien 2007 
VOGEL, G.: Abfallwirtschaft, Bd. VIII, Die gesetzlichen Grundlagen eines 
Abfallwirtschaftskonzeptes, in: Skriptenreihe des Institutes für Technologie und 
nachhaltiges Produktmanagement der Wirtschaftsuniversität Wien, hrsg. von 
VOGEL, G., 2. Auflage, Wien 2007 
VOGEL, G.: Abfallwirtschaft, Bd. IX, Der Umwelt- und Abfallbeauftragte, in: Skriptenreihe 
des Institutes für Technologie und nachhaltiges Produktmanagement der 
Wirtschaftsuniversität Wien, hrsg. von VOGEL, G., 2. Auflage, Wien 2000 
VOGEL, G.: Abfallminimierung, Definitionen, Begriffe Methoden zur Evaluierung 
erfolgreicher Case Studies, in: Skriptenreihe des Institutes für Technologie und 
nachhaltiges Produktmanagement der Wirtschaftsuniversität Wien, hrsg. von 
VOGEL, G., 2. Auflage, Wien 2007 
VOGEL, G.: Beiträge zu einem Sustainable Development, in: Skriptenreihe des Institutes für 
Technologie und nachhaltiges Produktmanagement der Wirtschaftsuniversität Wien, 
hrsg. von VOGEL, G., 2. Auflage, Wien 2007 
VOGEL, G.: Die Verpackungsverordnung, Handbuch für Multiplikatoren, 
Wien 1993 






WAGINGER, E.: Bewertung der Umweltverträglichkeit, in: Skriptenreihe des Institutes für 
Technologie und nachhaltiges Produktmanagement der Wirtschaftsuniversität Wien, 
hrsg. von VOGEL, G., 2. Auflage, Wien 2008 
WAGINGER, E.: Integriertes Produktmanagement, in: Skriptenreihe des Institutes für 
Technologie und nachhaltiges Produktmanagement der Wirtschaftsuniversität Wien, 
hrsg. von VOGEL, G., 2. Auflage, 2. Auflage, Wien 2008 
 
 
4. Beiträge in Sammelwerken und Zeitschriften 
 
EBERHARDT, H.: Mit dem Kunden gewachsen, in: TÜV TIMES, (2002), 
Ausgabe 02, S. 2-3 
EBERHARDT, H.: Neue Qualität der Werte, in: TÜV TIMES, (2002), Ausgabe 02, S. 14 
KÖGEL, L., SCHOLZ, A.: Anlagensicherheit - Störfallszenarien im Rahmen des 
Sicherheitsberichts nach Störfall-Verordnung, in: TÜ Bd. 43 (2002) Nr. 3 März, 
München 2002, S. 46-50 
LOBNIG, R.: Europas größter Brand, in: BLAULICHT, Ausgabe 1/2006, Graz 2006, S. 4-9 
RIDDER, K.: Aktuelles aus dem Gefahrgutrecht, in: Gefahrgut, Das Magazin für die 
Gefahrgutpraxis, Ausgabe Juni 2008, S. 20-27 
SALCHER, A.: Der TÜV nach dem 2. Weltkrieg, in: TÜV TIMES, (2002), 
Ausgabe 02, S. 10-11 
SCHENZ, R.: Ohne Segen des TÜV herrscht Stillstand, in: TÜV TIMES, (2002), 
Ausgabe 02, S. 9 
 
 
5 Gesetze, Verordnungen, Normen, Nachschlagewerke 
 
Accord européen relatif au transport international des marchandises Dangereuses par Route 
(ADR), Europäisches Übereinkommen über die internationale Beförderung 
gefährlicher Güter auf der Straße, BGBl. Nr. 522/1973 idF. BGBl. III Nr. 21/2007 
Anlage zur TRB 801 Nr. 25: Technische Regeln zur Druckbehälterverordnung. 
Druckbehälter: Flüssiggaslagerbehälteranlagen. Ausgabe Dezember 1991 idF. vom 
Januar 1996, zuletzt geändert durch Bek. des BMA vom 2. Juni 1997 
Bundesgesetz über den Schutz des Menschen und der Umwelt vor Chemikalien 
(Chemikaliengesetz 1996 – ChemG 1996), BGBl. Teil I Nr. 53/1996 






Bundesgesetz über die Beförderung gefährlicher Güter (Gefahrgutbeförderungsgesetz - 
GGBG), BGBl. I Nr. 145/1998 idF. BGBl. I Nr. 63/2007 
Bundesgesetz über eine nachhaltige Abfallwirtschaft (Abfallwirtschaftsgesetz 2002 – AWG 
2002) BGBl. Teil I Nr. 102/2002 
Bundesgesetz über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit 
(ArbeitnehmerInnenschutzgesetz - ASchG), BGBl. Nr. 450/1994 idF. BGBl. Teil I 
Nr. 159/2001 
Bundesgesetz über Sicherheitsmaßnahmen für Dampfkessel, Druckbehälter, Versandbehälter 
und Rohrleitungen (Kesselgesetz), BGBl. Nr. 211/1992 
Bundesgesetz vom 19. Dezember 1929 über die innere Einrichtung und die Anlegung der 
Grundbücher (Allgemeines Grundbuchsanlegungsgesetz [Allg. G. A. G.]), 
StF: BGBl. Nr. 2/1930, idF. 2003 
Bundesgesetz vom 19. Dezember 1929 über grundbücherliche Teilungen, Ab- und 
Zuschreibungen (Liegenschaftsteilungsgesetz [Lieg. Teil. G.]), 
StF: BGBl. Nr. 3/1930, idF. 2003 
Bundesgesetz vom 2. Feber 1955 über die Grundbücher (Allgemeines Grundbuchsgesetz 
1955 - GBG. 1955), StF: BGBl. Nr. 39/1955, idF. 2003 
Bundesgesetz vom 23. Juni 1988 zur Begrenzung der von Dampfkesselanlagen ausgehenden 
Luftverunreinigungen (Luftreinhaltegesetz für Kesselanlagen - LRG-K), 
BGBl. Nr. 380/1988 
Bundesgesetz vom 27. November 1980 über die Umstellung des Grundbuchs auf 
automationsunterstützte Datenverarbeitung und die Änderung des 
Grundbuchsgesetzes und des Gerichtskommissärsgesetzes 
(Grundbuchsumstellungsgesetz - GUG), StF: BGBl. Nr. 550/1980, idF. 2004 
Bundesgesetz vom 3. Juli 1968 über die Landesvermessung und den Grenzkataster 
(Vermessungsgesetz - VermG), StF: BGBl. Nr. 306/1968, idF. 2008 
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft: 
Luftverunreinigung-Immissionsmessung, Richtlinie 14 - Leitfaden zur 
Immissionsmessung nach dem Immissionsschutzgesetz-Luft (BGBl. I Nr. 115/1997), 
Wien 2000 
DVGW G 280: Gasodorierung (DVGW G 280-1:2004-08), Technische Regel, hrsg. DVGW, 
Bonn 2004 
Gewerbeordnung (GewO 1994), BGBl. Nr. 194/1994 idF. BGBl. Teil I Nr. 84/2006 






Landesgesetz vom 6. Oktober 1993 über die Raumordnung im Land Oberösterreich (Oö. 
Raumordnungsgesetz 1994 - Oö. ROG 1994), LGBl. Nr. 114/1993 idF 
LGBl. Nr. 1/2007 
NÖ Katastrophenhilfegesetz 1973 (NÖ KHG 1973), LGBl. 4450-0 idF. 4450-4 
4. Novelle 2002 
NÖ Raumordnungsgesetz 1976 (NÖ ROG 1976), LGBl. 8000-0 idF. 8000-14 9. Novelle 2002 
ÖNORM  C 1301: Flüssiggase für Brennzwecke. Propan, Propen, Butan, Buten und deren 
Gemische, Anforderungen und Prüfverfahren (ÖNORM  C 1301:2001), hrsg. ON, 
Wien 2001 
ÖNORM  M 7323: Aufstellung ortsfester Druckbehälter zum Lagern von Gasen (ÖNORM  
M 7323:1995), hrsg. ON, Wien 1995 
ÖVGW Regel - Technische Regeln Flüssiggas G 7: Flüssiggas-Leitungsanlagen, hrsg. 
ÖVGW, Wien 2005 
ÖVGW Regel -Technische Regeln Flüssiggas G 2: Teile 1 bis 6, hrsg. ÖVGW, Wien 2002 
Règlement concernant le transport International ferroviaire des marchandises Dangereuses 
(RID), Ordnung für die internationale Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter, 
BGBl. Nr. 137/1967 idF. BGBl. III Nr. 14/2007 
Richtlinie 2003/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Mai 2003 zur 
Förderung der Verwendung von Biokraftstoffen oder anderen erneuerbaren 
Kraftstoffen im Verkehrssektor 
Richtlinie 82/501/EWG des Rates vom 24. Juni 1982 über die Gefahren schwerer Unfälle bei 
bestimmten Industrietätigkeiten 
Richtlinie 94/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. März 1994 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für Geräte und 
Schutzsysteme zur bestimmungsgemäßen Verwendung in explosionsgefährdeten 
Bereichen 
Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September 1996 über die integrierte Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmutzung 
Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 9. Dezember 1996 zur Beherrschung der Gefahren bei 
schweren Unfällen mit gefährlichen Stoffen 
Richtlinie 97/23/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. Mai 1997 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Druckgeräte 
Statut für die Landeshauptstadt Linz 1992 (StL 1992), LGBl. Nr. 7/1992 idF. LGBl. Nr. 
82/1996, 18/1997, 103/1997, 8/1998, 90/2001, 102/2003 und 1/2005 






Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. 
Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung 
chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Europäischen Agentur für 
chemische Stoffe, zur Änderung der Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhebung der 
Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der 
Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 
91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der Kommission 
Verordnung des Bundesministers für Bauten und Technik vom 28. Juli 1986 betreffend 
Dampfkessel, Dampfgefäße, Druckbehälter und Wärmekraftmaschinen 
(Dampfkesselverordnung – DKV), BGBl. Nr. 510/1986 
Verordnung des Bundesministers für Umwelt, Jugend und Familie über die Festlegung der 
Qualität von Kraftstoffen (Kraftstoffverordnung 1999), BGBl. Teil II Nr. 418/1999 
Verordnung des Bundesministers für Umwelt, Jugend und Familie und – soweit es sich um 
die Einstufung von gefährlichen Stoffen in Form der Stoffliste gemäß § 21 Abs. 7 
ChemG 1996 hinsichtlich der gefährlichen Eigenschaften sehr giftig, giftig und 
gesundheitsschädlich handelt – der Bundesministerin für Frauenangelegenheiten und 
Verbraucherschutz betreffend die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung von 
gefährlichen Stoffen und Zubereitungen sowie das Sicherheitsdatenblatt 
(Chemikalienverordnung 1999 – ChemV 1999), BGBl. Teil II Nr. 81/2000 
Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit über den Schutz der 
Arbeitnehmer/innen vor explosionsfähigen Atmosphären und mit der die 
Bauarbeiterschutzverordnung und die Arbeitsmittel-Verordnung geändert werden 
(Verordnung explosionsfähige Atmosphären - VEXAT), BGBl. Teil II Nr. 309/2004 
Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit und des Bundesministers für 
Verkehr, Innovation und Technologie über Lagerung, Abfüllung, Umfüllung und 
Verwendung von Flüssiggas (Flüssiggas-Verordnung 2002 – FGV), BGBl. Teil II 
Nr. 446/2002 
Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit, mit der nähere Bestimmungen 
betreffend die Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen in Betrieben 
erlassen werden und Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft, mit der nähere Bestimmungen betreffend die 
Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen in Abfallbehandlungsanlagen 
erlassen werden (Industrieunfallverordnung – IUV), BGBl. Teil II Nr. 354/2002 
Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über die Aufstellung 
von Druckbehältern (Druckbehälter-Aufstellungs-Verordnung, DBA-VO), BGBl. 
Teil II Nr. 361/1998 
Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über die Bezeichnung 
gefahrengeneigter Anlagen und über die den Inhaber einer solchen Anlage in Bezug 
auf Störfälle treffenden Verpflichtungen (Störfallverordnung), BGBl. Nr. 593/1991 






Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten, des Bundesministers 
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr, des Bundesministers für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz und des Bundesministers für Arbeit und Soziales über 
Lagerung und Abfüllung brennbarer Flüssigkeiten (Verordnung über brennbare 
Flüssigkeiten - VbF), BGBl. Nr. 240/1991 
Verzeichnis gemäß § 84d Abs. 4 GewO 1994, Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 





BANKEL, J.: Operations Manager Austria, BP Gas Austria GmbH Nfg. OHG, 
Korneuburg, am 4. Juli 2006 
KOINIG, H.: Geschäftsführer, Technisches Büro für Technische Physik, Donaustraße 101/1 
A-2344 Maria Enzersdorf, am 20. April 2006 
NAGL, H.: Kanzleileiter, Grundbuch Linz, am 15. Juni 2006 
PERNICA, U.: Referentin, Fachverband der Immobilien- und Vermögenstreuhänder, 
Wirtschaftskammer Österreich, Wien, am 28. Jänner 2008 
WEINZIERL, J.: Geschäftsführer, FLAGA GmbH, Korneuburg, am 4. Juli 2006 
 
 
7. Sonstige Quellen 
 
BIEDERMANN, H.: Risiko & Sicherheitsmanagement in der Produktion, Optimiertes Risiko- 
und Sicherheitsniveau, Seminarunterlage vom 30. März 2007, Leoben 2007 
DIGITALE KATASTRALMAPPE des Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen, 
Stichtagsdaten auf Compact Disk per 31. Dezember 2005 
EINBOCK, M.: Fragebogen zu den Auswirkungen der fahrleistungsabhängigen Maut in 
Österreich, Wirtschaftsuniversität Wien, Institut für Transportwirtschaft und 
Logistik, Wien 2005 
FLAGA GMBH: Firmeninterne technische Unterlagen, A-2100 Leobendorf, 2006 
KAMMER FÜR ARBEITER UND ANGESTELLTE FÜR WIEN: Was kostet die Umwelt? 
Wie umweltverträglich ist die EU? Tagungsband, Informationen zur Umweltpolitik 
Nr. 158, Wien 2004 






KURIER: Pressebericht vom 14. November 2007 zum Brand in der Trauner Chemiefirma 
vom 30. Juni 2001 und zur Einigung mit der Bürgerinitiative, 14.11.2007 
MEFFERT, H., KIRCHGEORG, M.: Umweltschutz als Unternehmensziel, Wissenschaftliche 
Gesellschaft für Marketing und Unternehmensführung e. V., Arbeitspapier Nr. 50, 
Leibzig 1989 
ÖKO-STADTPLAN LINZ, M 1:15.000, Treffling/Engerwitzdorf 2005 
OÖN: Presseartikel zum Friedensschluss - Anrainer und Chemiefirma, 14.11.2007 
RIESENSTADTPLAN LINZ, M 1:12.500, Wien 2005 
SICHERHEITSDATENBLATT gemäß 91/155/EWG und 93/112/EG, Handelsname: 
Flüssiggas C3, überarbeitet am 26.01.2005 
STADTPLAN LINZ, M 1:15.000, Wien 2005 
TAF, P.: The Buncefield Investigation, Progress report, London 8th February 2006 
TB KOINIG: Berechnungen der UVCE und BLEVE-Szenarien mit EFFECTS-PLUS, 
Technisches Büro für Technische Physik, Dr. Heinz Koinig, Donaustraße 101/1 A-
2344 Maria Enzersdorf, 2007 
TÜV TIMES: Das Magazin der TÜV AUSTRIA Gruppe, Sonderheft anlässlich 130 Jahre 
TÜV, Ausgabe 02/August 2002, Wien 2002 
WIRTSCHAFTSKAMMER ÖSTERREICH: Fachverband der Immobilien- und 









BP GAS AUSTRIA: 
http://www.bp.com/modularhome.do?categoryId=4010&contentId=7001986, 
vom 20.12.2007 
BRENNTAG CEE GMBH: http://www.brenntag.at/Web/AT/homepage.nsf, vom 3.5.2008 






BUNDESAMT FÜR EICH- UND VERMESSUNGSWESEN (BEV): 
http://www.bev.gv.at/portal/page?_pageid=713,1604790&_dad=portal&_schema= 
PORTAL, vom 3.5.2008 
BÜRO FÜR URBANISTIK: http://www.urbanistik.at, vom 30.4.2008 
DEUTSCHE VEREINIGUNG DES GAS- UND WASSERFACHES e.V.: 
http://www.dvgw.de, vom 14.5.2008 
FACHVERBAND DER CHEMISCHEN INDUSTRIE ÖSTERREICHS (FCIO): 
http://www.fcio.at, vom 16.8.2006 
FACHVERBAND DER IMMOBILIEN- UND VERMÖGENSTREUHÄNDER: 
http:// www.wkimmo.at, vom 28.1.2008 
FACHVERBAND DER MINERALÖLINDUSTRIE (FVMI): 
http://portal.wko.at/wk/sn_detail.wk?AngID=1&DocID=670318&DstId=308&StID=
320868&SSTId=0, vom 11.10.2006 
FLAGA GMBH: http://www.flaga.at, vom 12.11.2007 
FREYTAG & BERNDT INTERNATIONAL: http://freytagberndt.com, vom 16.4.2007 
GESELLSCHAFT SOZIALWISSENSCHAFTLICHER 
INFRASTRUKTUREINRICHTUNGEN (GESIS): http://www.gesis.org, 
vom 4.7.2007 
HEALTH AND SAFETY EXECUTIVE (HSE): http://www.hse.gov.uk, vom 7.5.2006 
HEROLD: http://www.herold.at, vom 8.3.2006 
INSTITUT FÜR TECHNOLOGIE UND NACHHALTIGES PRODUKTMANAGEMENT 
(ITNP) DER WU-WIEN: http://www.wu-wien.ac.at/itnp, vom 17.3.2008 
INTERNATIONAL SOCIAL SURVEY PROGRAMME (ISSP): http://www.issp.org, 
vom 4.7.2007 
JOHANNES KEPLER UNIVERSITÄT LINZ (JKU): http://www.jku.at, vom 18.2.2007 
KOMMISSION FÜR ANLAGENSICHERHEIT: http://www.sfk-taa.de, vom 3.5.2008 
MASSACHUSETTS INSTITUTE OF TECHNOLOGY (MIT) - DEPARTMENT OF 
ECONOMICS: http://econ-www.mit.edu, vom 9.1.2006 
ÖSTERREICHISCHE NATIONALBANK (OeNB): http://www.oenb.at, vom 15.8.2006 
ÖSTERREICHISCHE VEREINIGUNG FÜR DAS GAS- UND WASSERFACH (ÖVGW): 
http://www.ovgw.at, vom 14.2.2008 






ÖSTERREICHISCHER VERBAND FÜR FLÜSSIGGAS (ÖVFG): 
http://www.fluessiggas.net, vom 14.2.2008 
PRIMAGAZ GMBH: http://www.primagaz.at/de/default.asp, vom 20.12.2007 
RECHTSINFORMATIONSSYSTEM DES ÖSTERREICHISCHEN 
BUNDESKANZLERAMTES (RIS): http://www.ris2.bka.gv.at, vom 3.5.2008 
SOZIAL- UND WIRTSCHAFTSWISSENSCHAFTLICHE FAKULTÄT (SOWI) AN DER 
JOHANNES KEPLER UNIVERSITÄT LINZ: http://www.sowi.jku.at, 
vom 18.2.2007 
SPSS GMBH SOFTWARE: http://www.spss.com/de/spss, vom 20.9.2006 
STADTKOMMUNIKATION LINZ: http://www.linz.at/index.asp, vom 2.5.2008 
THE NATIONAL INSTITUTE FOR OCCUPATIONAL SAFETY AND HEALTH 
(NIOSH): http://www.cdc.gov/niosh, vom 18.1.2008 
TÜV AUSTRIA HOLDING AG: 
http://www.tuev.at/start/browse/Webseiten/TUV%20Austria%20Holding, 
vom 11.10.2007 
WIKIMEDIA FOUNDATION: http://wikimediafoundation.org/wiki/Home, vom 7.4.2005 
WIKIPEDIA: http://de.wikipedia.org/wiki/Hauptseite, vom 7.4.2005 





BP GAS AUSTRIA, Tankgas, in: 
http://www.bp.com/modularhome.do?categoryId=4010&contentId=7001986, 
vom 20.12.2007 
BUNDESKANZLERAMT ÖSTERREICH, E-GOVERNMENT, HELP, Grundbuchseinsicht, 
in: http://www.help.gv.at/Content.Node/60/Seite.600300.html, vom 3.6.2006 
BÜRO FÜR URBANISTIK, Betriebsstandorte, in: http://www.urbanistik.at/betriebsstandorte, 
vom 3.10.2007 
EIDGENÖSSISCHE TECHNISCHE HOCHSCHULE ZÜRICH, Safety and Environmental 
Technology Group, Unfälle, in: http://www.sust-
chem.ethz.ch/teaching/courses/MaterialCuG/Unfaelle.pdf, vom 22.4.2005 






FLAGA GMBH, Flüssiggas & Umwelt, Was ist Flüssiggas?, in: http://www.flaga.at, 
vom 12.11.2007 
FLAGA GMBH, Über Flaga, Geschichte, in: http://www.flaga.at, vom 12.11.2007 
HARVARD LAW SCHOOL, USA, Shavell, in: 
http://www.law.harvard.edu/faculty/shavell/pubs.php, vom 12.2.2006 
HEALTH AND SAFETY EXECUTIVE, UK, Buncefield-Investigation, in: 
http://www.buncefieldinvestigation.gov.uk/report.pdf, vom 22.6.2008 
HEALTH AND SAFETY EXECUTIVE, UK, Buncefield-Investigation, in: 
http://www.buncefieldinvestigation.gov.uk/reports/index.htm, vom 16.6.2007 
HEALTH AND SAFETY EXECUTIVE, UK, PEMEX LPG Terminal, Mexico City, in: 
http://www.hse.gov.uk/comah/sragtech/casepemex84.htm, vom 27.2.2005 
HEROLD, Telefonbuch, Karte&Route, in: http://www.herold.at, vom 8.3.2006 
INSTITUT FÜR SCHADENVERHÜTUNG UND SCHADENFORSCHUNG DER 
ÖFFENTLICHEN VERSICHERER e.V., KIEL, SCHADENPRISMA, Enschede, in: 
http://www.schadenprisma.de/SP/SpEntw.nsf/22086b2447b62655c12569930057058
b/5b6d6bde42b00ff7c1256bd6004b96ab?OpenDocument, vom 7.1.2008 
JOHANNES KEPLER UNIVERSITÄT LINZ, Pädagogik, in: http://paedpsych.jk.uni-
linz.ac.at, vom 18.2.2007 
JUSLINE ÖSTERREICH, Grundbuch, in: http://www.jusline.at/jusNotNavMainN.html, 
vom 3.6.2006 
LEIBNIZ-INSTITUT FÜR SOZIALWISSENSCHAFTEN, GESIS, in: 
http://www.gesis.org/Dauerbeobachtung/Allbus/index.htm, vom 4.7.2007 
NATIONAL INSTITUTE FOR OCCUPATIONAL SAFETY AND HEALTH, USA, in: 
http://www.cdc.gov/niosh/idlh/intridl4.html, vom 13.1.2008 
NATIONAL INSTITUTE FOR OCCUPATIONAL SAFETY AND HEALTH, USA, in: 
http://www.cdc.gov/niosh/idlh/intridl4.html, vom 16.7.2007 
NIEDERÖSTERREICHISCHER ZIVILSCHUTZVERBAND, Großunfälle, in: 
http://www.noezsv.at/wastun/chemieunfall/grossunfaelle.htm, vom 23.11.2004 
ÖSTERREICHISCHE NATIONALBANK, Immobilienpreisindex, in: 
http://www.oenb.at/isaweb/report.do?report=6.6, vom 15.8.2006 
ÖSTERREICHISCHER VERBAND FÜR FLÜSSIGGAS, Autogas, Emissionsvergleich, in: 
http://www.fluessiggas.net, vom 14.2.2008 






ÖSTERREICHISCHER VERBAND FÜR FLÜSSIGGAS, Kommunikation / Presse, in: 
http://www.fluessiggas.net, vom 14.2.2008 
SCHUHMACHER, PETER, Aphorismen, in: http://www.aphorismen.de, vom 15.10.2007 
STADTKOMMUNIKATION LINZ, Straßennamen, in: http://www.linz.at/strassennamen, 
vom 16.3.2006 
TÜ Bd. 43 (2002) Nr. 3 März, Anlagensicherheit, Störfallszenarien, in: 
http://www.netinform.de/DG/Recherche/HM/pdf/Stoerfallszenarien.pdf, 
vom 14.4.2005 
TÜV AUSTRIA, TÜV-Times, in: 
http://www.tuev.at/start/browse/Webseiten/TUV%20Austria%20Holding/T%C3%9
CV%20TIMES/Archiv/Ausgabe%2002%20August%202002, vom 3.5.2008 
UNIVERSITÄT AUGSBURG, Fehlerbaumanalyse, in: http://www.opus-bayern.de/uni-
augsburg/volltexte/2004/38, vom 7.4.2005 
UNIVERSITÄT WIEN, Ökologiestudium, in: http://www.univie.ac.at/IECB/study.htm, 
vom 22.8.2007 
WIKINEWS, Explosion nahe London, in: 
http://de.wikinews.org/wiki/Gro%C3%9Fe_Explosion_nahe_London, 
vom 12.12.2005 
WIKIPEDIA, CODATA, in: http://de.wikipedia.org/wiki/CODATA, vom 12.9.2006 
WIKIPEDIA, Explosion in Toulouse, in: 
http://de.wikipedia.org/wiki/Explosion_in_Toulouse, vom 27.2.2005 
WIKIPEDIA, Flächenwidmungsplan, in: 
http://de.wikipedia.org/wiki/Fl%C3%A4chenwidmungsplan, vom 25.5.2007 
WIKIPEDIA, Irakkrieg, in: http://de.wikipedia.org/wiki/Irakkrieg, vom 7.4.2005 
WIKIPEDIA, Kleinmünchen, in: http://de.wikipedia.org/wiki/Kleinm%C3%Bcnchen, 
vom 16.3.2006 
WIKIPEDIA, Linz, in: http://de.wikipedia.org/wiki/Linz, vom 16.3.2006 
WIKIPEDIA, Regressionsanalyse, in: http://de.wikipedia.org/wiki/Regressionsanalyse, 
vom 17.2.2007 
WIKIPEDIA, Schweizerhalle, in: http://de.wikipedia.org/wiki/Schweizerhalle, vom 27.2.2005 
WIKIPEDIA, Sevesounglück, in: http://de.wikipedia.org/wiki/Sevesounglück, vom 27.2.2005 






WIKIPEDIA, Stefan-Boltzmann-Gesetz, in: http://de.wikipedia.org/wiki/Stefan-Boltzmann-
Gesetz, vom 12.9.2006 













8.1 Übersicht der Seveso-Betriebe in Österreich 
8.11 Liste der Seveso-Betriebe, Stand 2005 
Nr. Betrieb Standort 
1 Agrana Zucker u. Stärke AG 3950 Gmünd 
2 Air Liquide Austria GmbH 2320 Schwechat 
3 Asta Elektrodraht GmbH 2755 Oed 
4 Atmosa Petrochemie GmbH 2320 Schwechat-Mannswörth 
5 Borealis GmbH 2320 Schwechat-Mannswörth 
6 Brenntag CEE GesmbH 2700 Wr. Neustadt 
7 Donau Chemie AG 3435 Pischelsdorf 
8 Dupont Coatings 2353 Guntramsdorf 
9 Dynea Austria GmbH 3500 Krems 
10 Eigl F. 3910 Zwettl 
11 Entsorgungsservice GesmbH 3500 Krems 
12 EVN AG (gem. m. Verbund) 3435 Dürnrohr 
13 FLAGA GmbH 2100 Leobendorf 
14 Flughafen Wien AG 1300 Wien 
15 Furtenbach GmbH 2700 Wr. Neustadt 
16 Glanzstoff Austria GmbH & Co KG 3100 St. Pölten 
17 Habich GmbH (Chemische Farbenfabrik) 3652 Weitenegg 
18 Hirtenberger AG 2552 Hirtenberg 
19 Isomax Dekorative Laminate AG 2351 Wr. Neudorf 
20 KCCS GmbH (Krems Chemie Chemical Services) 3500 Krems 
21 Kwizda GesmbH 2100 Leobendorf 
22 Latexia Österreich GmbH 3435 Pischelsdorf 
23 LLT Lannacher  Lager- und Transport GesmbH 2100 Korneuburg 
24 Loba Feinchemie AG 2401 Fischamend 
25 Logochem Logistikservice GmbH Krems 3500 Krems 
26 Messer Griesheim Austria GmbH 2352 Gumpoldskirchen 
27 MOL Austria 2100 Korneuburg 
28 Neuber I GesmbH (Brenntag CC GmbH) 2353 Guntramsdorf 
29 OMV AG 2214 Auersthal 
30 OMV AG - Erdgasstation 2232 Aderklaa 
31 OMV AG - Lager St. Valentin 4300 St. Valentin 
32 OMV AG Raffinerie Schwechat 2320 Schwechat  
33 Pinto Wachauer Feuerwerksfabriks GesmbH 3641 Aggsbach/Markt 
34 Propangas AG 2432 Schwadorf 
35 RAG (Rohöl Aufsuchungs AG) 2225 Zistersdorf 
36 Reckitt Benckiser 2831 Warth 
37 Schaffler & Co GesmbH 2722 Winzendorf 






38 Schoeller Bleckmann Edelstahlrohr AG 2630 Ternitz 
39 Stiefler GesmbH  I 3500 Krems 
40 Stiefler GesmbH  II 3500 Krems 
41 Sunpor Kunststoff GmbH 3100 St. Pölten 
42 VAM-Valentiner Asphaltmischwerk GesmbH&Co KG 4300 St. Valentin 
43 VAS Tech Elin EBG 2301 Großenzersdorf 
44 Vogler Günther GesmbH 2126 Ladendorf 
45 Werfring GesmbH (Silotransporte) 2320 Schwechat-Mannswörth 
46 Worthington Cylinders GmbH 3291 Kienberg 
47 Ybbstaler Zellstoff GmbH 3331 Kematen/Ybbs 
48 Air Liquide Austria GmbH 5081 Anif 
49 BP Gas Austria GesmbH 5020 Salzburg 
50 Flughafen Salzburg 5017 Salzburg-Maxglan 
51 Johnson Controls Austria GmbH 8974 Mandling 
52 Kaindl M. - Holzindustrie Spanplattenwerk 5071 Wals-Siezenheim 
53 ÖBAU Schilchegger 5500 Bischofshofen 
54 PAM Pongauer Asphaltmischanl. GesmbH&Co KG 5451 Tenneck 
55 Raiffeisen Salzburg 5014 Salzburg-Lehen 
56 SAB Abfallbeseitigung 5101 Bergheim 
57 SAG Alurecycling GesmbH 5651 Lend 
58 TBG Tanklager 5020 Salzburg 
59 Biochemie GesmbH 6250 Kundl 
60 Kematen Cosmetics GmbH 6175 Kematen 
61 Liebherr GesmbH - Werk Lienz 9900 Lienz 
62 Österreichische Sprengmittel Vertriebsges.m.b.H. 6170 Zirl 
63 Primagaz GmbH 6322 Kirchbichl 
64 Propangas AG 6111 Volders 
65 Schedl Energie und Technik GmbH 9900 Lienz 
66 Stadtwerke Kufstein GesmbH 6330 Kufstein 
67 Swarovski & Co 6112 Wattens 
68 Tyczka Neue Gastechnik GesmbH & Co KG 6060 Hall in Tirol 
69 BP Austria GmbH 1110 Wien 
70 Donauchem GmbH 1230 Wien 
71 ETLB GmbH 1220 Wien 
72 Huntsman A.M. GmbH 1230 Wien 
73 OMV AG 1220 Wien 
74 Österreichische Fernwärme GmbH 1220 Wien 
75 Österreichische Fernwärme GmbH 1230 Wien 
76 Österreichische Fernwärme GmbH 1090 Wien 
77 Reichhold Chemie GmbH 1220 Wien 
78 Rembrandtin 1210 Wien 
79 Shell Austria GesmbH 1220 Wien 
80 Turmöl GmbH 1220 Wien 
81 Wiengas GmbH -Dienststelle Leopoldau 1210 Wien 
82 Wienstrom GmbH - Kraftwerk Leopoldau 1221 Wien 
83 Wienstrom GmbH -Betriebsgebäude Simmering 1110 Wien 






84 Chemson Polymer-Additive AG 9601 Arnoldstein 
85 Donau-Chemie AG, Werk Brückl 9371 Brückl 
86 Funder Industrie GesmbH 9300 St. Veit an der Glan 
87 Infineon Technologies Austria AG 9500 Villach 
88 ÖCW Zweigniederlassung der Degussa CEE GmbH 9721 Weißenstein 
89 Propangas AG 9181 Feistritz 
90 Teerag-Asdag AG 9020 Klagenfurt-Portendorf 
91 Treibacher Industrie AG 9330 Treibach-Althofen 
92 Air Liquide Austria GmbH 8704 Leoben 
93 Air Liquide Austria GmbH 8120 Peggau 
94 BP Gas Austria GesmbH 8712 Niklasdorf 
95 ELG Erdöl-LagergesmbH 8502 Lannach 
96 Linde Gas GmbH 8020 Graz 
97 LLT Lannacher  Lager- und Transport GesmbH 8502 Lannach 
98 OMV AG 8051 Graz 
99 Österreichische Novopan Holzindustrie GesmbH 8700 Leoben 
100 Rumpold AG 8793 Trofaiach 
101 Rumpold GesmbH 8793 Trofaiach 
102 Steweag FHKW Mellach 8072 Mellach 
103 Surface (Solutia) Austria GmbH 8402 Werndorf 
104 Surface Specialties GmbH 8101 Gratkorn 
105 VAE Eisenbahnsysteme GmbH 8740 Zeltweg 
106 Zellstoff Pöls AG 8761 Pöls 
107 Beiser GesmbH & Co KG 6840 Götzis 
108 Collini Johann GmbH 6845 Hohenems 
109 OMV Lustenau 6890 Lustenau 
110 Primagaz GmbH 6820 Frastanz 
111 Agrana Zucker und Stärke AG 4082 Aschach 
112 Agrolinz Melamin GmbH 4020 Linz 
113 Aluminium Ranshofen Hüttengießerei GesmbH 5280 Braunau 
114 Bachleitner GmbH 4400 Steyr 
115 BP Austria & Co Oberösterreich 4020 Linz 
116 BP Austria & Co Oberösterreich 4020 Linz 
117 Brenntag GesmbH 4050 Traun 
118 Danuoil GesmbH 4020 Linz 
119 DSM Fine Chemicals Austria GmbH & Co KG 4020 Linz 
120 Eurofoam GmbH 4020 Linz 
121 Eurofoam GmbH 4550 Kremsmünster 
122 Eurol GmbH 4020 Linz 
123 GHB Gartner Handelsgesellschaft 4650 Edt 
124 Hexcel Composites 4720 Neumarkt 
125 Inspec Fibres 4860 Lenzing 
126 Kanol-Chemie GesmbH 4551 Ried im Traunkreis 
127 Kwizda GesmbH 4614 Marchtrenk 
128 Lang Chemie 5280 Braunau 
129 Lenzing AG 4860 Lenzing 






130 Linde Gas GmbH 4020 Linz 
131 Linde Gas GmbH 4651 Stadl-Paura 
132 Linz AG 4020 Linz 
133 Nufarm Pflanzenschutz GmbH & Co KG 4020 Linz 
134 Nycomed Austria GmbH 4020 Linz 
135 OÖ LandesabfallverwertungsgesmbH 4600 Wels 
136 Österreichische Donaulager GmbH 4020 Linz 
137 Österreichische Donaulager GmbH 4020 Linz 
138 Primagaz GmbH 4470 Enns 
139 Progas Flüssiggas HandelsgesmbH 4020 Linz 
140 RAG Rohöl Aufsuchungs AG 4550 Kremsmünster 
141 Seifriedsberger GmbH 4910 Ried im Innkreis 
142 TBF – TanklagerbetriebsführungsgesmbH 4020 Linz 
143 UWEG GmbH 4600 Wels 
144 VÖEST-Alpine Stahl GmbH 4020 Linz 
145 Vorwagner GesmbH 4812 Pinsdorf 
Tab. 65: Detaillierte Liste der Seveso-Betriebe in Österreich (2005) 
Quelle: Verzeichnis gemäß § 84d Abs. 4 GewO 1994, Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA), Wien 2005 
 
 






8.12 Seveso-Betriebe nach Bundesland, Anteile (Stand 2005) 
 
Seveso-Betriebe in Österreich nach Bundesland,


















Abb. 43: Seveso–Betriebe in Österreich - Anteile nach Bundesland 
Quelle: Verzeichnis gemäß § 84d Abs. 4 GewO 1994, Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA), 













8.2 Bilder zu großen Flüssiggaslagern in Österreich 
 
Abb. 44: Standorte von großen Flüssiggastanklagern der ÖVFG-Firmen 
Quelle: FLAGA GMBH: Firmeninterne technische Unterlagen, A-2100 Leobendorf, 2006 







Abb. 45: Flüssiggaslager der BP-Gas in Niklasdorf – Tanklager 
Quelle: FLAGA GMBH: Firmeninterne technische Unterlagen, A-2100 Leobendorf, 2006 
 
 
Abb. 46: Flüssiggaslager der BP-Gas in Niklasdorf – Füllstationen 
Quelle: FLAGA GMBH: Firmeninterne technische Unterlagen, A-2100 Leobendorf, 2006 







Abb. 47: Flüssiggas-Straßentankwagen der FLAGA GmbH in Leobendorf 
Quelle: FLAGA GMBH: Firmeninterne technische Unterlagen, A-2100 Leobendorf, 2006 
 
 
Abb. 48: Flüssiggas-Tankwagenfüllstation der FLAGA GmbH in Leobendorf 
Quelle: FLAGA GMBH: Firmeninterne technische Unterlagen, A-2100 Leobendorf, 2006 
 






8.3 Auswirkungsbetrachtungen in Flüssiggaslagern (BLEVE, UVCE) 
 
Abb. 49: BLEVE – Hitzestrahlung durch Feuerbälle 
Quelle: KOINIG, H.: Referenzszenarien zur Richtlinie 96/82/EG, Band 27/1999, Schriftenreihe des Bundesministeriums für 
Umwelt, Jugend und Familie, Wien 1999, Tabelle 1 







Abb. 50: BLEVE – Hitzestrahlung nach Entfernung (Flüssiggas-Propan) 
Quelle: TB Koinig, Grafik erstellt unter Verwendung von Effects-PLUS, 2007 
BLEVE 1: 10.000 kg; BLEVE 2: 21.250 kg; BLEVE 3: 225 kg; BLEVE 4: 450 kg 







Abb. 51: BLEVE 1 – Eingabedaten und Ergebnisse (10.000 kg Propan) 
Quelle: TB Koinig, erstellt unter Verwendung von Effects-PLUS, 2007 
 







Abb. 52: UVCE – Druckwellen von Gaswolkenexplosionen im Freien 
Quelle: KOINIG, H.: Referenzszenarien zur Richtlinie 96/82/EG, Band 27/1999, Schriftenreihe des Bundesministeriums für 
Umwelt, Jugend und Familie, Wien 1999, Tabelle 5 
 







Abb. 53: UVCE 3 und 4 – Druckwelle nach Entfernung (Flüssiggas-Propan) 
Quelle: TB Koinig, Grafik erstellt unter Verwendung von Effects-PLUS, 2007 
UVCE 3: 450 kg, mittelstarke Verpuffung; UVCE 4: 450 kg, starke Verpuffung 
 







Abb. 54: UVCE 3 – Eingabedaten und Ergebnisse (450 kg Propan) 
















8.4 Friedensschluss zwischen Anrainern und Trauner Chemiefirma 
 
Abb. 55: Pressebericht zum Friedensschluss – Anrainer und Chemiefirma 
Quelle: OÖN: Presseartikel zum Friedensschluss - Anrainer und Chemiefirma, 14.11.2007 






8.5 Immobilienkäufe: Tagebuchzahlen und Einlagezahlen 2000-2005 
8.51 Verbücherungsjahr 2000: TZ und EZ der Immobilienkäufe (124) 
TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ 
17 2656 1821 1122 2586 3644 3871 75 4975 2466     
116 3619 1852 2925 2603 2925 3925 2754 5048 1655     
252 2901 1947 3380 2607 3 4071 3547 5057 1887     
258 12 1967 2732 2732 240 4091 3403 5116 2257     
266 2864 2025 154 2777 225 4110 2604 5152 3148     
303 2233 2028 2674 2777 3469 4123 623 5328 1054     
437 2868 2068 2669 2880 2943 4201 2925 5342 2035     
487 1855 2090 580 2906 12 4214 2944 5366 742     
721 2500 2091 952 2991 2822 4215 3093 5560 960     
722 2865 2092 2797 3030 2564 4240 3122 5851 2822     
729 3663 2093 2934 3041 2869 4282 2925 5945 299     
793 2850 2122 2930 3063 2796 4303 1655 5956 3093     
852 444 2194 3240 3073 585 4304 2754 5989 2846     
992 3366 2220 3341 3126 178 4309 2868 6046 2313     
1005 2732 2247 2925 3192 2934 4311 2930 6172 367     
1006 2732 2288 2278 3225 2797 4319 3091 6175 1166     
1112 444 2289 3002 3272 225 4512 2925 6259 639     
1118 2580 2308 154 3272 3469 4518 380 6670 154     
1220 2864 2335 178 3281 585 4523 3026 6681 2257     
1315 1911 2415 2674 3443 2943 4532 1655 6890 3214     
1471 2930 2426 2864 3444 1920 4564 580 6915 2901     
1500 3122 2447 2797 3539 17 4565 952 6917 1149     
1537 2001 2516 3085 3702 2613 4573 154 6938 3677     
1790 2925 2575 2257 3703 952 4608 3087 6941 2863     
1820 363 2586 3086 3753 2943 4816 3093       
Tab. 66: Immobilienkäufe Kleinmünchen: TZ und EZ – Verbücherung 2000 
















8.52 Verbücherungsjahr 2001: TZ und EZ der Immobilienkäufe (160) 
TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ 
50 1662 1595 2669 3561 2925 5132 703 5970 482 6730 1655 7818 2227 
85 2669 1600 3122 3606 3085 5133 3681 6050 3525 6772 2822 7819 3092 
100 1769 1740 2863 3674 2846 5133 3692 6059 2822 6773 2195 7852 1655 
123 2257 1776 12 3731 2916 5288 2886 6071 627 6784 2677 7900 796 
414 154 1935 760 3733 537 5317 2925 6100 3292 6948 2869 7920 2265 
421 2925 2006 1908 3957 2386 5331 3547 6101 154 7019 3265 7959 1191 
489 3122 2012 60 4024 2961 5477 3090 6102 1655 7053 3525 8039 2877 
605 2822 2117 2886 4098 2504 5478 3377 6110 60 7102 3709 8082 154 
638 60 2226 1908 4323 3533 5510 3681 6118 2925 7106 2669 8126 721 
770 639 2232 2864 4422 2925 5510 3697 6178 868 7253 2925 8163 2405 
869 12 2296 3087 4489 1781 5511 2925 6217 809 7348 2332   
870 2796 2349 2385 4617 309 5512 154 6221 2925 7360 2038   
882 2669 2350 3199 4656 1707 5551 260 6239 154 7389 3681   
895 1770 2414 3547 4735 3683 5552 3292 6354 1655 7389 3697   
1020 349 2660 2925 4802 3681 5561 1195 6467 1515 7413 2868   
1446 3240 2706 1852 4802 3696 5578 3614 6511 3552 7429 3525   
1492 3681 2778 2886 4848 3093 5632 1919 6523 2115 7442 2564   
1492 3691 2788 3681 4981 303 5643 2975 6571 60 7445 2961   
1493 3681 2788 3694 5009 1200 5644 2084 6597 2925 7495 2029   
1493 3695 2825 1515 5025 3683 5684 75 6611 2886 7504 3085   
1494 3681 2837 1578 5026 3683 5712 2313 6631 2864 7506 154   
1494 3698 2896 707 5033 2868 5725 1655 6635 2944 7596 1161   
1495 3681 3171 154 5034 1578 5771 1655 6642 60 7617 3161   
1495 3699 3396 3380 5068 2901 5776 1637 6706 2925 7625 1655   
1531 1578 3416 2864 5131 2863 5914 3704 6709 1794 7768 178   
Tab. 67: Immobilienkäufe Kleinmünchen: TZ und EZ – Verbücherung 2001 



















8.53 Verbücherungsjahr 2002: TZ und EZ der Immobilienkäufe (132) 
TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ 
15 2010 1126 2669 2119 960 4043 2550 5489 724 6634 3610   
16 154 1210 882 2178 3467 4199 1907 5591 882 6635 1076   
68 2458 1316 2901 2284 405 4199 3716 5602 2925 6861 437   
132 3711 1318 3122 2299 444 4274 365 5718 2864 6861 2735   
165 1896 1319 1839 2432 154 4305 2667 5758 2257 6904 2091   
191 2458 1363 3091 2461 3380 4433 3681 5786 2257 6904 2901   
210 2863 1398 2933 2475 952 4433 3693 5800 3718 6905 2868   
220 1161 1408 2925 2598 840 4470 2034 5859 2931     
221 2944 1421 791 2785 2986 4523 3122 5915 1919     
226 2552 1424 444 2811 2669 4545 2929 5929 3719     
235 439 1576 2901 2812 2822 4572 3240 5931 1161     
320 12 1577 2865 2885 1344 4689 2564 5952 1907     
428 2944 1655 2944 2913 2550 4868 2901 5995 154     
439 444 1668 2313 2974 2869 4875 12 6148 2378     
509 952 1674 2145 2984 2822 4933 2726 6170 2564     
583 1979 1698 3449 3075 3087 4941 2726 6230 3122     
748 2944 1768 17 3293 3547 4965 1941 6264 1529     
872 2929 1843 882 3384 2822 4999 154 6283 2797     
873 952 1905 3093 3456 1573 5010 3085 6286 2933     
873 2797 1939 2930 3457 1789 5011 2754 6395 3720     
901 1352 2023 2822 3491 1759 5054 873 6396 59     
967 3191 2032 3713 3506 60 5074 3717 6396 3721     
1018 1655 2035 1839 3557 1344 5201 1430 6475 3722     
1019 3240 2048 1655 3634 2747 5202 3122 6577 2863     
1044 60 2095 3240 3853 1878 5242 3085 6634 3562     
Tab. 68: Immobilienkäufe Kleinmünchen: TZ und EZ – Verbücherung 2002 



















8.54 Verbücherungsjahr 2003: TZ und EZ der Immobilienkäufe (152) 
TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ 
32 154 995 2426 1862 704 3055 2794 4172 3235 4997 3344 5802 574 
52 3091 995 2428 1975 3084 3087 60 4175 467 4998 3344 5860 2669 
75 154 996 1515 1983 2099 3172 1178 4176 786 4999 3344   
142 617 1080 2669 1984 3101 3212 2600 4194 2504 5000 3344   
149 2901 1134 3429 2093 3122 3289 1143 4246 154 5001 3344   
232 2864 1136 154 2110 3074 3417 12 4247 154 5002 3344   
266 1318 1184 2696 2235 669 3449 3092 4331 2999 5003 3344   
268 2158 1210 2925 2245 2925 3454 1178 4368 154 5058 3344   
302 3424 1275 2925 2250 2323 3469 1657 4397 2935 5104 2973   
302 3511 1295 2008 2270 2925 3519 2669 4438 154 5118 2124   
303 3235 1509 729 2276 3195 3583 2041 4520 3344 5119 2901   
334 154 1510 444 2296 2904 3602 2925 4524 2116 5202 12   
372 3437 1519 2149 2301 2901 3620 2930 4562 2085 5290 154   
405 1190 1553 2865 2359 3725 3621 60 4634 2564 5371 1161   
410 444 1568 2863 2440 57 3687 2981 4698 1927 5408 3405   
443 3707 1569 2161 2541 3093 3720 2925 4700 3344 5418 2822   
454 60 1641 752 2725 3122 3763 90 4701 3344 5538 3405   
499 3122 1692 154 2733 154 3791 3728 4723 1655 5622 332   
515 3093 1710 3724 2777 3122 3876 2989 4795 2959 5694 1600   
582 3093 1755 2989 2826 154 3877 2989 4912 2863 5722 1757   
634 1655 1777 3122 2932 1911 3940 3331 4940 2356 5743 154   
715 2931 1785 2754 2976 2754 4036 2085 4979 615 5744 154   
756 2822 1821 2929 2992 1143 4076 2999 4979 1342 5745 154   
934 2759 1826 2925 3017 1887 4118 2930 4995 3344 5767 2865   
970 2864 1851 1845 3045 1906 4139 2031 4996 3344 5792 1145   
Tab. 69: Immobilienkäufe Kleinmünchen: TZ und EZ – Verbücherung 2003 



















8.55 Verbücherungsjahr 2004: TZ und EZ der Immobilienkäufe (159) 
TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ 
26 1161 932 528 2031 3405 3135 1613 4271 154 4941 2925 5670 154 
29 1589 961 2869 2073 331 3159 3122 4277 3380 4997 3240 5732 3741 
55 1161 974 3199 2095 2233 3161 3737 4339 12 5025 1120 5754 154 
109 2925 1135 2863 2096 154 3312 2790 4361 2863 5027 2925 5755 3122 
112 2999 1148 2822 2127 1637 3513 37 4455 12 5028 2932 5756 154 
149 3122 1154 1680 2177 12 3530 2865 4470 3380 5029 1787 5757 154 
150 806 1179 3085 2213 3617 3541 1911 4491 3084 5046 2472 5757 3122 
191 1600 1184 3240 2242 1657 3561 404 4526 2925 5060 3380 5796 2800 
239 1161 1198 444 2270 2868 3568 2863 4627 2864 5110 307 5856 2868 
240 3122 1201 2916 2303 3122 3569 2266 4668 2925 5119 2796   
260 2863 1216 2322 2310 2925 3595 2863 4702 2863 5138 2925   
294 373 1220 2398 2311 2925 3614 1680 4742 2552 5186 1166   
360 2797 1368 297 2312 2669 3618 1125 4824 2378 5237 2822   
361 2935 1369 345 2328 1948 3662 2193 4892 3 5249 17   
377 1161 1572 2925 2434 3380 3677 370 4893 580 5251 435   
540 2925 1574 468 2455 2478 3754 154 4894 952 5272 839   
595 3201 1594 1758 2651 2864 3758 1071 4895 2797 5294 3588   
729 2869 1600 3736 2662 409 3826 3295 4896 2929 5311 1655   
768 3458 1758 3084 2693 60 3900 2624 4897 2930 5435 77   
798 3085 1774 2944 2808 2669 3901 2625 4898 2931 5450 2669   
801 3201 1893 154 2855 3092 3936 3090 4899 2933 5494 2115   
866 574 1909 1815 2966 2797 4082 444 4900 2934 5517 3091   
905 2929 1981 3122 2975 3227 4166 1607 4901 2935 5528 2864   
906 2797 2029 1612 3053 2233 4243 893 4902 2943 5574 2925   
915 3122 2029 2643 3134 3084 4254 3740 4903 2989 5591 3547   
Tab. 70: Immobilienkäufe Kleinmünchen: TZ und EZ – Verbücherung 2004 



















8.56 Verbücherungsjahr 2005: TZ und EZ der Immobilienkäufe (155) 
TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ TZ EZ 
16 2925 1391 1887 2265 3442 3723 2925 4577 2925 5341 1184 5922 3091 
98 2846 1395 2925 2396 3127 3779 2822 4659 3091 5369 1789 5957 2901 
141 3085 1443 3162 2493 1392 3780 639 4660 3091 5419 154 5965 2925 
171 680 1480 1965 2533 3085 3785 2863 4734 1920 5420 3122 5988 3084 
181 373 1502 1161 2576 3747 3884 2564 4780 3116 5428 17 6001 3122 
217 3122 1554 1416 2608 1009 3930 444 4804 1079 5439 3214   
430 3743 1588 2944 2619 3344 3940 154 4930 17 5550 623   
513 3092 1621 158 2627 154 3941 299 4948 2944 5573 3090   
735 3122 1685 717 2696 2864 3950 1671 4979 2863 5626 1438   
746 1344 1693 365 2788 154 3985 92 4981 2822 5702 3090   
849 3122 1714 390 2814 3162 3986 1916 5040 3560 5713 2925   
854 60 1714 573 2854 1782 4044 3085 5041 3564 5736 2925   
872 3745 1742 688 2984 154 4080 2796 5057 952 5781 3086   
875 3122 1744 2868 2985 154 4135 2061 5086 154 5788 664   
916 468 1759 1316 3007 1887 4174 2456 5138 1678 5816 154   
942 498 1789 3092 3018 2134 4183 2564 5157 2257 5846 2925   
965 1792 1815 2925 3029 298 4197 3748 5180 3122 5847 2901   
1043 2925 1855 1655 3031 1200 4229 2263 5243 154 5880 3122   
1121 934 1947 12 3037 3405 4229 2281 5243 3122 5881 3122   
1165 2037 1977 900 3103 2868 4353 2836 5244 3122 5882 3405   
1173 1132 2053 2193 3116 2925 4401 1438 5247 336 5883 3494   
1173 1802 2132 3087 3233 2446 4417 2191 5278 12 5884 1486   
1184 1655 2156 3547 3303 2868 4521 1422 5280 1866 5885 3207   
1297 3240 2250 2669 3453 164 4535 3088 5290 1200 5901 77   
1362 2944 2263 474 3474 3295 4553 1200 5317 3122 5914 2925   
Tab. 71: Immobilienkäufe Kleinmünchen: TZ und EZ – Verbücherung 2005 



















8.6 Immobilienkaufpreise pro m²: Gebäude und Baufläche, privat 













1315 1999-06-22 204,47 204,47 3.890 
4110 1999-06-22 327,70 327,70 4.030 
487 1999-10-11 96,22 96,22 2.780 
721 1999-10-14 250,60 250,60 2.090 
729 1999-11-04 119,54 119,54 940 
17 1999-11-08 116,28 116,28 1.540 
3444 1999-12-16 184,65 184,65 3.800 
1820 2000-02-01 401,43 401,43 3.150 
1537 2000-02-17 98,68 98,68 2.590 
2732 2000-04-29 319,83 319,83 3.030 
4975 2000-05-30 141,90 141,90 3.260 
5560 2000-06-15 66,24 281,24 3.730 
5366 2000-06-15 281,24 66,24 3.710 
4123 2000-07-03 179,76 179,76 4.430 
5342 2000-08-08 222,47 222,47 1.990 
6917 2000-09-26 1.388,55 1.388,55 3.060 
895 2000-09-29 323,43 323,43 2.910 
100 2000-10-02 15,76 15,76 2.900 
6890 2000-11-10 450,16 450,16 2.070 
5632 2000-12-11 182,23 182,23 3.810 
4098 2000-12-15 19,72 19,72 2.050 
3957 2000-12-22 23,44 23,44 2.680 
5915 2001-01-08 171,63 182,10 3.810 
4656 2001-01-22 33,69 35,74 3.170 
2706 2001-04-02 336,48 334,13 1.460 
6784 2001-04-03 85,85 85,25 1.000 
4489 2001-05-21 177,42 176,18 2.980 
4323 2001-05-31 133,93 132,99 2.160 
5644 2001-06-12 137,59 136,63 1.970 
6709 2001-06-12 278,85 276,90 3.840 
5776 2001-06-20 166,47 165,31 2.750 
4981 2001-06-22 159,33 158,21 4.500 
7019 2001-06-26 180,37 179,10 2.690 
6523 2001-07-17 118,36 126,06 2.030 
7429 2001-08-10 29,48 31,40 1.870 
7360 2001-08-21 140,21 149,33 2.060 
5970 2001-09-03 219,96 234,25 2.970 
6217 2001-09-05 234,74 250,00 4.410 
7495 2001-09-12 361,87 385,39 1.890 
191 2001-10-11 176,99 180,93 1.190 






583 2001-10-16 225,99 231,03 2.160 
7920 2001-10-22 287,80 294,22 2.570 
165 2001-11-05 87,50 89,45 3.720 
7617 2001-11-13 272,22 278,29 1.100 
4331 2001-11-22 1.104,05 1.128,67 1.150 
15 2001-12-07 310,77 317,70 2.360 
1421 2001-12-14 283,39 289,71 4.280 
901 2001-12-17 251,12 256,72 2.330 
235 2001-12-18 111,27 113,75 4.440 
2913 2002-01-31 121,38 125,75 1.650 
1674 2002-02-01 243,70 252,47 2.280 
3853 2002-04-03 279,20 283,39 1.110 
2119 2002-04-09 69,92 70,97 3.710 
2598 2002-04-11 172,12 174,70 2.250 
3491 2002-04-24 249,27 253,01 2.850 
4274 2002-05-06 203,20 206,25 4.190 
2785 2002-05-29 213,20 216,40 4.680 
4305 2002-07-01 178,25 189,66 1.510 
4470 2002-07-05 111,56 118,70 1.970 
4965 2002-07-05 127,06 135,19 910 
2110 2002-07-05 302,42 321,77 2.310 
5800 2002-09-20 133,17 141,69 3.790 
4175 2002-09-20 270,24 287,54 4.310 
5489 2002-09-24 444,07 472,49 3.880 
266 2002-10-14 32,19 32,70 3.230 
6861 2002-10-18 275,34 279,74 4.290 
2235 2002-10-23 392,49 398,77 3.370 
934 2002-11-15 1.919,72 (1.950,44 elim.) 3.740 
2250 2002-11-28 733,60 745,34 1.640 
405 2002-12-02 391,77 398,04 4.320 
3045 2003-01-13 114,09 149,40 1.380 
1983 2003-01-21 149,62 118,77 2.050 
1984 2003-01-21 204,98 213,38 2.070 
1509 2003-02-11 441,83 459,94 3.900 
1851 2003-02-13 227,90 237,25 2.010 
2276 2003-02-13 324,53 337,84 2.120 
3940 2003-03-05 650,42 677,08 3.720 
3454 2003-03-18 180,82 188,24 2.120 
2263 2003-03-25 278,81 290,24 4.140 
2296 2003-04-10 196,41 202,11 1.520 
3583 2003-04-17 162,93 167,65 1.900 
4139 2003-05-20 157,36 161,92 1.920 
4562 2003-05-22 254,31 261,68 1.960 
3055 2003-06-17 335,11 344,83 1.150 
4795 2003-07-08 172,27 175,20 2.370 
3212 2003-07-09 264,32 268,82 1.530 






4194 2003-08-06 216,26 219,94 2.050 
3687 2003-08-14 515,53 524,30 4.740 
150 2003-08-29 116,59 118,58 4.410 
1201 2003-09-08 453,72 461,44 3.750 
5792 2003-09-12 39,05 39,72 2.280 
5118 2003-09-12 182,27 185,37 2.080 
4940 2003-09-13 237,51 241,55 1.320 
1594 2003-09-18 235,61 239,62 2.950 
4176 2003-09-19 262,63 267,09 4.240 
1600 2003-10-16 57,20 60,63 2.030 
4979 2003-10-23 149,01 157,95 3.420 
4979 2003-10-23 149,01 157,95 3.450 
1220 2003-10-30 23,63 25,05 322 
1216 2003-11-03 99,35 105,32 1.910 
866 2003-11-25 126,67 134,27 4.360 
5722 2003-12-05 26,17 27,75 2.850 
2455 2003-12-10 297,77 315,64 2.310 
595 2003-12-15 344,73 365,41 2.850 
29 2003-12-19 201,06 213,13 4.140 
2127 2004-01-05 84,60 79,95 2.750 
2328 2004-02-06 375,76 355,10 2.640 
932 2004-02-12 668,98 632,18 4.030 
1368 2004-02-17 142,94 135,08 4.150 
1369 2004-02-17 184,14 174,02 4.180 
1154 2004-02-26 24,07 22,75 3.840 
2029 2004-03-15 190,75 236,80 4.060 
2029 2004-03-15 250,58 180,26 4.080 
3135 2004-03-17 183,75 173,64 4.040 
2662 2004-03-22 209,30 197,79 4.430 
3662 2004-03-30 255,60 241,55 1.840 
5272 2004-06-29 453,93 460,74 4.090 
3677 2004-06-30 708,79 719,42 3.760 
3614 2004-07-08 139,16 141,80 3.840 
5901 2004-07-12 457,33 466,02 3.210 
3618 2004-07-19 96,78 98,62 2.450 
5046 2004-08-18 156,91 159,90 4.100 
5186 2004-09-13 348,00 354,61 2.370 
5029 2004-09-17 112,09 114,22 4.130 
942 2004-09-28 220,39 224,58 4.560 
3018 2004-10-19 438,57 462,69 2.250 
5025 2004-10-20 226,08 238,51 2.200 
5110 2004-10-21 88,03 92,87 4.640 
171 2004-10-27 424,62 447,98 3.800 
5294 2004-11-02 270,13 284,99 3.790 
5494 2004-11-23 41,10 43,37 2.030 
5796 2004-12-21 213,13 224,86 3.920 






4197 2004-12-22 180,38 190,30 3.770 
1685 2005-01-21 388,30 408,50 3.840 
1714 2005-01-25 187,48 197,23 4.250 
1714 2005-01-25 187,48 197,23 4.260 
1759 2005-01-27 47,72 50,20 2.310 
965 2005-02-21 321,81 338,54 3.570 
1693 2005-02-22 160,41 168,75 4.190 
1480 2005-03-04 204,72 215,37 2.070 
5138 2005-03-15 231,33 243,36 3.830 
2608 2005-03-16 184,44 194,03 4.000 
1742 2005-03-18 367,78 386,90 3.840 
1977 2005-04-06 312,25 329,43 4.350 
3029 2005-04-13 157,54 166,20 4.500 
2396 2005-05-12 366,62 386,78 1.120 
2814 2005-05-19 681,63 719,12 1.060 
2493 2005-05-20 191,37 201,90 3.440 
5788 2005-06-22 294,00 310,17 3.720 
4521 2005-06-30 172,05 181,51 1.830 
4135 2005-07-13 159,65 166,99 2.180 
4417 2005-07-19 164,38 171,95 2.350 
5247 2005-08-16 221,39 231,58 4.160 
4734 2005-09-29 470,83 492,49 3.800 
4804 2005-10-11 209,02 224,49 2.200 
5280 2005-10-27 243,01 260,99 2.740 
5341 2005-11-03 177,61 190,75 2.210 
5550 2005-11-11 177,67 190,81 4.430 
 
Datensätze: 158   
 
Mittelwert: EUR 250,83   
Tab. 72: Immobilienkaufpreise pro m², Gebäude und Baufläche, privat 



















8.7 Immobilienkaufpreise pro m²: Wohnungseigentum, privat 













2725 1999-09-07 910,49 910,49 4.730 
252 1999-10-15 872,07 872,07 290 
2516 1999-12-03 995,52 995,52 2.360 
3192 1999-12-13 872,07 872,07 3.580 
4311 1999-12-16 952,01 952,01 3.570 
2447 1999-12-21 937,48 937,48 3.580 
3225 1999-12-22 937,48 937,48 3.580 
437 1999-12-22 1.138,36 1.138,36 2.030 
3539 2000-01-12 1.662,52 1.662,52 4.150 
3753 2000-01-25 717,06 717,06 4.350 
4512 2000-02-10 1.195,28 1.195,28 2.040 
1947 2000-02-17 726,73 726,73 2.130 
2586 2000-02-23 1.241,05 1.241,05 2.390 
4565 2000-02-24 872,07 872,07 3.530 
3703 2000-02-25 896,39 896,39 3.530 
4564 2000-03-07 718,26 718,26 3.580 
4532 2000-03-08 1.245,82 1.245,82 3.530 
4303 2000-04-12 1.465,18 1.465,18 3.530 
3702 2000-04-20 860,60 860,60 1.900 
123 2000-04-27 1.423,37 1.423,37 1.270 
5048 2000-05-25 1.235,44 1.235,44 3.530 
4816 2000-06-20 973,97 973,97 2.390 
4282 2000-06-27 887,77 887,77 2.040 
869 2000-07-25 608,88 608,88 3.120 
7253 2000-10-01 1.064,46 1.064,46 2.040 
4735 2000-10-05 1.670,14 1.670,14 1.800 
509 2000-12-20 872,07 872,07 3.530 
3416 2000-12-22 1.049,85 1.049,85 2.810 
3561 2001-02-07 987,13 1.047,34 2.040 
5009 2001-03-06 1.579,44 1.675,79 4.250 
3674 2001-03-15 1.022,97 1.085,37 4.360 
6118 2001-04-13 966,04 959,28 2.040 
6239 2001-05-03 807,65 801,99 4.730 
5771 2001-05-08 995,65 988,68 3.530 
6221 2001-05-25 1.084,22 1.076,63 2.040 
5712 2001-06-05 879,10 872,95 1.810 
6110 2001-08-03 1.777,92 1.893,48 2.130 
7504 2001-09-04 882,54 939,90 2.360 






7819 2001-10-11 1.287,47 1.316,18 2.280 
748 2001-11-13 1.141,35 1.166,80 2.200 
7900 2001-11-29 344,46 352,14 4.340 
6286 2001-12-10 710,88 726,73 3.600 
1316 2001-12-24 725,38 741,56 290 
6283 2002-01-08 935,46 969,14 3.580 
5758 2002-01-23 863,13 894,20 1.270 
1408 2002-01-23 892,79 924,93 2.040 
1363 2002-02-07 948,43 982,57 2.280 
3457 2002-02-25 2.002,45 2.074,54 4.020 
5011 2002-02-26 1.624,65 1.683,14 1.000 
3456 2002-03-01 2.002,93 2.075,04 4.020 
2984 2002-03-05 539,19 558,60 2.190 
2023 2002-03-05 901,75 934,21 2.190 
2048 2002-03-22 623,54 645,99 3.530 
1655 2002-03-26 975,48 1.010,60 2.200 
4545 2002-05-08 894,99 908,41 3.570 
2885 2002-05-27 64,59 65,56 4.180 
4999 2002-08-09 706,46 751,67 4.730 
5591 2002-08-12 779,09 828,95 4.460 
5054 2002-08-14 1.244,72 1.324,38 4.330 
6148 2002-09-05 967,24 1.029,14 3.980 
1821 2002-09-09 666,64 709,30 3.570 
6905 2002-09-12 1.001,09 1.065,16 2.030 
5995 2002-09-16 723,07 769,34 4.730 
715 2002-10-01 944,17 959,28 3.610 
6170 2002-10-03 1.100,81 1.118,42 3.260 
3620 2002-12-09 697,99 709,16 3.570 
996 2002-12-10 968,18 983,67 2.670 
52 2002-12-18 1.189,82 1.208,86 2.220 
4118 2003-01-07 683,46 711,48 3.570 
2270 2003-01-08 936,89 975,30 2.040 
1777 2003-01-14 582,26 606,14 4.730 
1295 2003-01-15 1.857,30 1.933,44 2.440 
5003 2003-02-25 895,33 932,03 2.950 
3417 2003-03-13 688,01 716,22 3.120 
4700 2003-03-14 922,54 960,36 2.950 
4701 2003-03-14 944,08 982,79 2.950 
5408 2003-03-17 1.088,13 1.132,74 2.600 
1785 2003-03-19 1.258,31 1.309,90 1.000 
4998 2003-03-25 912,04 959,58 2.950 
4999 2003-03-25 921,78 960,36 2.950 
4997 2003-03-25 922,54 968,03 2.950 
5000 2003-03-25 929,91 985,36 2.950 
5002 2003-03-25 946,55 1.013,67 2.950 
5001 2003-03-25 973,75 1.122,90 2.950 






5538 2003-03-25 1.078,68 949,43 2.600 
2093 2003-04-07 588,54 605,61 4.730 
3877 2003-04-22 692,27 712,35 3.620 
2434 2003-05-05 1.513,47 1.557,36 2.130 
4995 2003-05-25 936,79 963,96 2.950 
4996 2003-05-25 938,43 965,64 2.950 
3621 2003-06-13 1.442,05 1.483,87 2.130 
5058 2003-07-01 968,94 985,41 2.950 
1574 2003-07-24 1.382,74 1.406,25 3.260 
4172 2003-09-01 1.237,54 1.258,58 1.060 
361 2003-09-17 537,15 546,29 3.610 
5202 2003-10-14 887,90 941,18 3.120 
360 2003-10-23 719,81 763,00 3.580 
1572 2003-11-07 202,22 214,35 2.040 
294 2003-11-07 2.677,02 2.837,64 4.490 
5767 2003-11-27 411,96 436,68 590 
109 2003-12-23 673,85 714,29 2.040 
906 2004-01-15 899,47 850,00 3.580 
2095 2004-02-02 1.058,20 1.000,00 1.820 
915 2004-02-03 855,36 808,31 4.730 
905 2004-02-05 922,79 872,04 3.570 
2096 2004-03-18 1.058,20 1.000,00 4.730 
1893 2004-04-05 511,80 519,48 4.730 
2156 2004-05-18 1.799,92 1.826,92 4.600 
3754 2004-07-12 858,68 875,00 4.730 
3568 2004-07-21 858,68 875,00 2.640 
5574 2004-08-16 844,42 860,47 2.040 
4470 2004-09-09 1.399,70 1.426,30 2.130 
4339 2004-09-20 591,33 602,56 3.120 
5311 2004-10-08 1.002,61 1.057,76 3.530 
1502 2004-10-13 936,91 988,44 3.440 
2053 2004-10-28 697,95 736,34 1.840 
5249 2004-10-28 1.285,46 1.356,16 4.150 
5517 2004-11-04 1.015,57 1.071,43 2.280 
5528 2004-11-05 1.020,78 1.076,92 2.810 
1184 2004-11-22 941,77 993,57 3.530 
1043 2004-12-20 964,59 1.017,65 2.040 
916 2004-12-28 1.332,94 1.406,25 3.260 
1815 2005-01-05 452,65 476,19 2.040 
2788 2005-02-23 798,48 840,00 4.730 
1391 2005-02-28 1.458,63 1.534,48 1.540 
1362 2005-03-03 1.150,69 1.210,53 2.200 
1395 2005-03-08 1.442,72 1.517,75 2.040 
2627 2005-03-18 731,32 769,34 4.730 
1588 2005-03-21 818,24 860,79 2.200 
1744 2005-03-24 923,17 971,18 2.030 






3103 2005-04-15 918,74 969,27 2.030 
2250 2005-04-22 528,06 557,10 1.830 
5573 2005-05-19 947,87 1.000,00 2.450 
3930 2005-06-03 1.251,18 1.320,00 2.090 
5057 2005-06-06 826,61 872,07 3.530 
4981 2005-07-13 814,98 852,47 2.190 
5086 2005-08-26 860,42 900,00 4.730 
4183 2005-08-26 956,02 1.000,00 3.260 
5157 2005-09-09 1.574,60 1.647,03 1.270 
5713 2005-10-03 1.092,89 1.173,76 2.040 
6001 2005-10-05 781,39 839,21 4.730 
5317 2005-10-28 772,57 829,74 4.730 
5922 2005-11-28 1.231,02 1.322,12 2.280 
 
Datensätze: 143   
 
Mittelwert: EUR 992,97   
Tab. 73: Immobilienkaufpreise pro m², Wohnungseigentum, privat 
Quelle: Eigene Berechnung aus den Grundbuchdaten 
 
 






8.8 Immobilienpreisspiegel für Linz-Stadt  –  2001-2007 
 




KAUFPREIS pro m² 
[EUR] 
INDEX bezogen 
auf 2001 [%] 
2001 1.729,00 100,00 
2002 1.897,28 109,73 
2003 1.941,52 112,29 
2004 1.854,90 107,28 
2005 1.909,57 110,44 
2006 1.922,10 111,17 
2007 1.991,55 115,19 
Tab. 74: Einfamilienhäuser – Kaufpreise pro m² – Preisspiegel 2001-2007 
Quelle: WIRTSCHAFTSKAMMER ÖSTERREICH: Fachverband der Immobilien- und Vermögenstreuhänder, A-1050 Wien, 








KAUFPREIS pro m² 
[EUR] 
INDEX bezogen 
auf 2001 [%] 
2001 1.317,00 100,00 
2002 1.313,43 99,73 
2003 1.260,10 95,68 
2004 1.270,28 96,45 
2005 1.284,30 97,52 
2006 1.268,95 96,35 
2007 1.411,20 107,15 
Tab. 75: Wohnungseigentum – Kaufpreise pro m² – Preisspiegel 2001-2007 
Quelle: WIRTSCHAFTSKAMMER ÖSTERREICH: Fachverband der Immobilien- und Vermögenstreuhänder, A-1050 Wien, 
Schlossgasse Nr. 13/2.3, Wien 2008, ergänzt durch eigene Berechnung 
 
 










KAUFPREIS pro m² 
[EUR] 
INDEX bezogen 
auf 2001 [%] 
2001 213,83 100,00 
2002 214,57 100,35 
2003 223,30 104,43 
2004 225,37 105,40 
2005 234,67 109,75 
2006 233,77 109,33 
2007 242,33 113,33 
Tab. 76: Baugrundstücke – Kaufpreise pro m² – Preisspiegel 2001-2007 
Quelle: WIRTSCHAFTSKAMMER ÖSTERREICH: Fachverband der Immobilien- und Vermögenstreuhänder, A-1050 Wien, 








KAUFPREIS pro m² 
[EUR] 
INDEX bezogen 
auf 2001 [%] 
2001 1.650,25 100,00 
2002 1.765,77 107,00 
2003 1.730,58 104,87 
2004 1.610,88 97,61 
2005 1.677,25 101,64 
2006 1.656,58 100,38 
2007 1.756,68 106,45 
Tab. 77: Reihenhäuser – Kaufpreise pro m² – Preisspiegel 2001-2007 
Quelle: WIRTSCHAFTSKAMMER ÖSTERREICH: Fachverband der Immobilien- und Vermögenstreuhänder, A-1050 Wien, 
Schlossgasse Nr. 13/2.3, Wien 2008, ergänzt durch eigene Berechnung 
 
 






8.9 Befragung in Kleinmünchen – Bildungsstand der Personen 
BILDUNGSSTAND, gesamt











Abb. 56: Befragung in Kleinmünchen – Bildungsstand, gesamt 
Quelle: Eigene Ermittlung 
 
BILDUNGSSTAND, qualifizierte Adressen











Abb. 57: Befragung in Kleinmünchen – Bildungsstand, qualifizierte Adressen 
Quelle: Eigene Ermittlung 
